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KOHLEALARM/628: Klimakampf und Kohlefront - viele Themen ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 17. August 2019

Klimacamp eröffnet Workshopprogramm +++ Verschiedenste Aktionen
und Programmpunkte geplant



Erkelenz. Am Samstag hat das inhaltliche Programm des Klimacamp im
Rheinland begonnen. In über 30 Workshop- und Informationszelten finden hier
in den nächsten zehn Tagen eine Vielzahl an Austauschangeboten statt.
Tägliche Impulsvorträge zu den diesjährigen Schwerpunkten des Camps
eröffnen den Tag thematisch. Auftakt dazu ist heute der Impulsvortrag der
Gruppe Am Boden Bleiben, in dem die Bedeutung des Flugverkehrs in der
Klimakrise beleuchtet wird. Dieser Impulsvortrag ist Teil der
Mobilitätstage, die diese Gruppe vom 17.-19. August organisiert.

"Die Kohleverstromung ist einer der Hauptursachen für den Klimawandel, das
ist klar. Aber darüber hinaus gibt es noch viele weitere Ursachen - zum
Beispiel die Mobilität, der Flug- und Autoverkehr insbesondere.", sagt
Margarete Baum über das Klimacamp im Rheinland. Immer mehr Gruppen
schließen sich der Bewegung an und finden ihren Platz, um das Klimacamp
thematisch zu bereichern. "Klimaschutz ist nicht mehr nur was für Ökos,
Klimaschutz kann jede*r. Deshalb möchten wir das Programm dieses Jahr so
vielfältig wie möglich gestalten.", so Baum. Der Großteil des Programms
wird dabei durch "Open Spaces" gefüllt. Das bedeutet, dass alle
Interessierten vor Ort auch spontan Programmpunkte anbieten können. "Denn
jede*r hat eigene Interessen und Fähigkeiten, die er oder sie teilen kann",
so Baum.

Darüber hinaus werden aber auch Konferenzen organisiert. Vom 17.-20. August
organisiert beispielsweise die Vernetzungsplattform By2020WeRiseUp eine
Konferenz, um durch strategische Vernetzung und Koordination dem
gemeinsamen Ziel der Klimagerechtigkeit und des Systemwandels näher zu
kommen. Dazu haben sich bereits Teilnehmende aus über einem dutzend Ländern
angemeldet.

Im Mittelpunkt des diesjährigen Klimacamps steht die Vielfältigkeit der
Klimaberechtigkeitsbewegung, und damit auch die Vielfalt der verschiedenen
Protestformen. So organisiert die Regionalgruppe Hochneukirch von Fridays
For Future am Dienstag, den 20.08., eine Fahrraddemo um den Tagebau
Garzweiler. Treffpunkt hierfür ist um 11 Uhr die Kreuzung vor Keyenberg. Am
Mittwoch gibt es eine Rallye gegen Kohleabbau und Klimawandel, geplant von
der Gruppe Zucker im Tank. Ab Donnerstag dann bereitet "Kohle erSetzen!"
ihre Aktion des zivilen Ungehorsams weiter vor. Am Samstag organisieren die
kritischen Mediziner*innen als Abschluss ihrer Konferenz "Gesundheit und
Klimagerechtigkeit" einen Dorfspaziergang über die lokalen
Gesundheitsauswirkungen des Kohleabbaus.

Einer der Höhepunkte der Woche wird am Donnerstag, dem 22. August, die
10-Jahres Jubiläumsfeier sein. Ab 21 Uhr zeigen eine Fotoschau und eine
Ausstellung die letzten zehn Jahre des rheinländischen Klimacamps.
Interessierte, Anwohnende sowie die Presse sind dazu herzlich eingeladen.
Für Essen, Getränke und Musik wird natürlich gesorgt sein. "Es ist
unglaublich, wie die Klimagerechtigkeitsbewegung in den letzten Jahren
gewachsen ist. Nach zehn Jahren darf man das auch mal so richtig feiern -
mit unserem Aktionsblumenstrauß. Da ist sicherlich für jede*n etwas
passendes dabei" so Hannah Pauls vom Klimacamp.

Eine detaillierte Beschreibung des Rahmenprogramms sowie eine
Programmübersicht ist auf unserer Website zu finden: 

http://www.klimacamp-im-rheinland.de/programm/programmplan/ .

Die Teilnahme an allen Veranstaltungen ist kostenlos.




Kontakt und weitere Informationen:

http://www.klimacamp-im-rheinland.de/

Twitter: https://twitter.com/klimacamp

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. August 2019 
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[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/627: Klimakampf und Kohlefront - Schritt für Schritt Erfolge ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 14. August 2019

Deutsche Umwelthilfe und Grüne Liga: 

Sicherheitsbetrieb im Tagebau Jänschwalde aufgrund jahrelanger Versäumnisse
notwendig



Landesbergamt ordnet die Vorbereitung eines "Sicherheitsbetriebs" an -
Betreibergesellschaft LEAG muss sich damit auf einen Stopp der
Braunkohleförderung vorbereiten - Jahrelange Versäumnisse der
Tagebaubetreiber machen die kurzfristige Maßnahme notwendig -
Beschwerdeverfahren von Deutscher Umwelthilfe und Grüner Liga gegen
Grundwasserabsenkung weiter vor dem Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg anhängig

Berlin/Cottbus, 14.8.2019: Die Klagegemeinschaft aus Deutscher Umwelthilfe
(DUH) und der Grünen Liga sieht die am gestrigen Dienstag bekannt gewordene
Anordnung des brandenburgischen Landesamts für Bergbau, Geologie und
Rohstoffe (LBGR), Vorbereitungen für einen "Sicherheitsbetrieb" des
Tagebaus Jänschwalde zu treffen, als vorläufigen Höhepunkt jahrelanger
Versäumnisse des Tagebaubetreibers an. Die LEAG, Betreibergesellschaft des
Tagebaus, bereitet sich damit darauf vor, dass die Braunkohleförderung
nicht fortgeführt werden kann. Hintergrund sind die Grundwasserabsenkung
durch den Tagebau und die drohende Zerstörung von umliegenden Moorgebieten,
gegen die DUH und Grüne Liga geklagt hatten.

René Schuster, Braunkohle-Experte der Grünen Liga: "Dass die Anordnung des
Sicherheitsbetriebs notwendig geworden ist, muss die LEAG auf ihre Kappe
nehmen. Seit 2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, welche
Schutzmaßnahmen für die Feuchtgebiete notwendig und möglich sind.
Unternehmen und Bergbehörde haben diese Hinweise ignoriert und so den
Konflikt zwischen Tagebau und Feuchtgebieten immer weiter verschärft. Mit
der Anordnung musste das Bergamt jetzt kurzfristig die Notbremse ziehen,
wir hätten uns stattdessen mehr Weitsicht gewünscht."
Zur Sicherung und Erweiterung des Tagesbaus müssen im Umfeld
Entwässerungsbrunnen gebohrt werden. Dies trägt zur Austrocknung
geschützter Moor- und Feuchtgebiete im Umfeld des Tagebaus bei. Obwohl die
LEAG diese Auswirkungen im Vorfeld nicht überprüft hatte, genehmigte das
LBGR den Hauptbetriebsplan.

Dagegen haben DUH und Grüne Liga Anfang des Jahres Rechtsmittel eingelegt.
Das Verwaltungsgericht Cottbus ist im Rahmen des Eilverfahrens bereits im
Juni 2019 zu dem Ergebnis gekommen, dass der Hauptbetriebsplan des Tagebaus
voraussichtlich rechtswidrig ist. Das Gericht hatte der LEAG jedoch eine
Frist bis zum 1. September 2019 eingeräumt, um notwendige Prüfungen
nachzureichen. Weil das Gericht den Betrieb des Tagebaus dennoch weiter
zugelassen hat, haben DUH und Grüne Liga Beschwerde beim
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt. Diese Beschwerde ist
noch anhängig.

Cornelia Nicklas, Leiterin Recht der DUH, kommentiert: "Zum Erhalt der Moor-
 und Feuchtgebiete ist es essentiell, dass keine weiteren Fakten geschaffen
werden. Deshalb hoffen wir so bald wie möglich auf eine Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg im Sinne des Naturschutzes."

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH 
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren Austrocknungserscheinungen
beobachtet werden. Bei der Prüfung des Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die
Fachbehörden für Wasser und Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die
Zulassungsfähigkeit des vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im
Dezember 2018 zu einer Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zur Klageschrift:

http://l.duh.de/p190629

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 14.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/4344: Berlin - Studio LCB mit Sherko Fatah, »Schwarzer September«, 23.09.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im September 2019

Mo. 23.9. 19.30 h

Studio LCB: Sherko Fatah

»Schwarzer September«

Im Gespräch mit dem Autor: Elke Schmitter und Stefan Weidner

Moderation: Tobias Lehmkuhl



Ein Thriller? Ein historischer Roman? Eine Parabel? Mit »Schwarzer
September« (Verlag Randomhouse) beleuchtet Sherko Fatah den
Untergrund der siebziger Jahre, die klandestinen Zusammenkünfte
kleiner Terrorzellen, die verdeckte Arbeit der Geheimdienste in
Beirut, Paris und Frankfurt, das komplizierte Spiel der Camouflage.
Die Deutsche, die den Kampf sucht, der Libanese, der in den innersten
Kreis der Organisation »Schwarzer September« vordringt, der
Amerikaner, der sich keiner Illusion darüber hingibt, dass
irgendjemand in dem brodelnden Moloch Beirut den kompletten Überblick
behalten könnte. Diese Welt des Terrorismus und der Spionage in ihrem
verschachtelten Aufbau stellt Sherko Fatah in seinem vermeintlich
einfach geschriebenen aber doch geschickt verfugten Roman höchst
anschaulich dar. Und er fragt, inwiefern diese Zeit in ihrer
utopischen Fatalität die heutige mitprägt.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk.

Sendetermin: 31. August 2019, 20.05 Uhr.

5 / 8 Euro.

Auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/4343: Berlin - Literatur und Musik aus dem Südosten Europas, 06.09.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im September 2019

Freitag, 06.09., 19:00 Uhr

Literatur und Musik aus dem Südosten Europas

Gabriela Adamesteanu, Marko Dinic, Georgi Gospodinov, Slobodan
Snajder

Moderation: Thorsten Dönges, Jörg Plath, Ivana Sajko, Hana Stojic

Konzert: Barimatango



Fünfunddreißig Jahre dauerte es, bis »Der Verlorene Morgen« (Die
Andere Bibliothek, Ü: Eva Ruth Wemme) von Gabriela Adamesteanu
endlich auf Deutsch erschien. Die literarische Liebeserklärung an
Bukarest erzählt von historischen und politischen Ereignissen des 20.
Jahrhunderts und den Schicksalsschlägen, die sein Bewohner ertragen
mussten. Von schmerzvollen Ereignissen und Erfahrungen erzählt auch
Slobodan Snajder in seinem Roman »Die Reparatur der Welt« (Zsolnay,
Ü: Mirjana Wittmann, Klaus Wittmann). Sie schleichen sich unter die
Haut des Protagonisten Georg Kempf und machen sein Leben zum mühsamen
Versteckspiel. Von kurzweiligen und vergnüglichen Apokalypsen
schreibt Georgi Gospodinov in »8 Minuten und 19 Sekunden« (Droschl,
Ü: Alexander Sitzmann). Der "Meister der Verschlingung von Kunst und
Leben" beschenkt seine Leser·innen abermals mit Witz, Trost und
Mitgefühl. »Die guten Tage« (Zsolnay) von Marko Dinic hingegen ist
eine schmerzvolle und wütende Abrechnung des Protagonisten mit seinem
Vater, für dessen Ideologie und Opportunismus während der
Balkankriege er nur noch Verachtung empfindet.

Im Anschluss an die Lesungen und Gespräche mit den vier Autor·innen
werden Balkan-Grill-Köstlichkeiten angeboten und das Duo Barimatango
spielt auf: Atilla Aksoj und Jelena Milusic interpretieren die
sephardisch-jüdischen Lieder des Balkans neu und erhalten so alte
Melodien am Leben.

8 / 5 Euro, auch an der Abendkasse!

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1417: Unna - Lange Nacht der VHS und der Bibliothek am 20. September 2019


Stadt Unna

Lange Nacht der VHS und der Bibliothek

VHS-Programm für das neue Semester vorgestellt



Kreisstadt Unna. Die Volkshochschule (VHS) Unna Fröndenberg
Holzwickede steuert auf den Höhepunkt ihres Jubiläumsjahres zu. Mit
einer "Langen Nacht der Volkshochschule und der Bibliothek" feiert die
Bildungseinrichtung am Freitag, 20. September 2019, gemeinsam mit
allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern ihr 100-jähriges Bestehen
sowie die 111-jährige Geschichte der Bibliothek Unna. Auf dem
Lindenplatz wartet bereits ab 14 Uhr ein Escaperoom, aus dem man sich
mit einer Gruppe gemeinsam befreien muss (Anmeldungen über die
Bibliothek erforderlich). Ab 18 Uhr erwartet die Teilnehmenden ein
buntes Programm mit musikalischen und literarischen Darbietungen, mit
Schnupperangeboten und "Fundstücken" (Gesprächsrunden mit Gästen) aus
beiden Einrichtungen.

Startschuss für das neue Semester

Mit diesem Fest für alle Bürger*innen, Dozent*innen und
Teilnehmer*innen fällt auch der Startschuss für das neue Semester, das
erneut mit einer Mischung aus altbewährten Angeboten und spannenden
Neuentdeckungen aufwartet. Bereits jetzt können Interessierte im
Online-Katalog blättern und sich direkt anmelden. Insgesamt umfasst
das Programm in diesem Herbst und Winter 564 Kurse, Workshops,
Vorträge, Ausstellungen und Exkursionen. Das gedruckte Programmheft
liegt an den bekannten Stellen in Unna, Fröndenberg und Holzwickede
aus.

Neben der "Langen Nacht der Volkshochschule und der Bibliothek" lädt
die VHS auch zu einer Zeitreise in die letzten 100 Jahre deutscher
Geschichte ein. Sowohl in Unna, als auch in Hemmerde, Holzwickede und
Fröndenberg "reisen" die beiden Dozenten mit interessierten
Bürger*innen "Von Weimar über Bonn nach Berlin".

Hochkarätige Referenten 

Darüber hinaus greift die VHS auch in diesem Semester wieder sehr
aktuelle Themen auf und freut sich über hochkarätige Referenten wie
Prof. Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker. Der weltweit anerkannte
Wissenschaftler ist am 4. Dezember 2019 zu Gast im Ratssaal in Unna
und spricht über eines der drängendsten Probleme unserer Zeit: den
Klimawandel. In seinem Vortrag unter dem Motto "Was wir ändern müssen,
wenn wir bleiben wollen" zeigt er auf, wie dringlich es ist zu
handeln.

Was kann Unna ganz konkret tun? Diese Frage steht im Fokus der
Diskussionsrunde "Mit Verkehrswende gegen Klimawandel - Handeln vor
Ort", zu der die VHS bereits am 29. Oktober 2019 in die
Jugendbibliothek des zib einlädt.

Nicht erst seit der letzten Europawahl und angesichts des drohenden
Brexit fragen sich viele Menschen auch, wie es in Europa weitergeht.
Brüsselkorrespondent und Europa-Experte Ralph Sina (WDR/NDR) gibt
hierzu am 19. November 2019 in Holzwickede seine Einschätzung ab.

Einen durchaus politischen Hintergrund hat auch die diesjährige
Exkursion zur Bundeskunsthalle in Bonn. Denn die dort gezeigte
Ausstellung "Von Mossul nach Palmyra - eine virtuelle Reise durch das
Weltkulturerbe" lässt sagenumwobene Orte wieder auferstehen, deren
Denkmäler durch Fanatismus und Kriege zerstört wurden. Interessierte
Bürger*innen können die Schau am Sonntag, 15. September, gemeinsam mit
Menschen aus Syrien und dem Irak besuchen, die bei der VHS Deutsch
lernen, und sich mit ihnen über die Bedeutung dieser Kulturstätten
sowie die aktuelle Situation in ihren Heimatländern austauschen.

Tag der Beratung

Neben der Auseinandersetzung mit diesen aktuellen und
gesellschaftspolitisch wichtigen Themen bietet die VHS Unna
Fröndenberg Holzwickede aber natürlich auch im neuen Semester wieder
allerhand Möglichkeiten, für die Gesundheit aktiv zu werden, kreativ
zu sein oder sich beruflich weiterzubilden. Deshalb gibt es bereits am
letzten Tag im August (31. August), noch vor dem offiziellen
Semesterstart am 9. September, wieder den schon traditionellen "Tag
der Beratung", an dem die Dozentinnen und Dozenten zwischen 10 und 13
Uhr individuelle Beratungen aus den verschiedenen Studienbereichen
anbieten (siehe Sonderpressemitteilung). Abschließend wies Weißenberg
in diesem Zusammenhang noch auf eine Neuerung hin. So wurde das
Kursprogramm im Studienbereich EDV & IT neu strukturiert und
unterscheidet künftig bei Angeboten für die berufliche und private
Fortbildung. Das bedeutet noch mehr Komfort beim Blättern im
Programmheft und der Suche nach dem passenden Angebot.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/707: Hanau - "Das Karussell der neuen Bücher" jeden dritten Donnerstag im Monat


Stadt Hanau

Das Karussell der neuen Bücher im Kulturforum



Jeden dritten Donnerstag im Monat können interessierte Leserinnen und
Leser aktuelle Neuerscheinungen aus dem Romanbestand der
Stadtbibliothek in kurzer Zeit kennenlernen. Maria Brodkorb-Amane
wählt jeden Monat interessante Titel aus den Bestellerlisten und
Geheimtipps aus der Stadtbibliothek aus. Nach dem Prinzip des 
Speed-Dating kann in fünf Minuten ein erster Eindruck von einem Buch
gewonnen werden. Wenn der Gong ertönt, wandern die Bücher zum
jeweiligen Sitznachbarn.

Wenn jeder einen Blick in jedes Buch werfen konnte, beginnt die
Diskussion. Dann können die Leserinnen und Leser ihre Tipps und
Erfahrungen austauschen. Los geht es um 10:30 Uhr im Blauen Kabinett
der Stadtbibliothek. Das Blaue Kabinett befindet sich im 2. Stock der
Stadtbibliothek in der Romanabteilung. Die Veranstaltung ist
kostenlos. Das Kulturforum ist barrierefrei und kann von Parkhaus
direkt mit dem Aufzug erreicht werden.

Fragen zu der Veranstaltung können per E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de oder telefonisch unter 06181-98252-0 gestellt
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 19. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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NORDAMERIKA/042: Will US-Präsident Trump Grönland kaufen?


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 16. August 2019

Will US-Präsident Trump Grönland kaufen? 

Grönlands indigene Bevölkerung muss selbst über ihre Zukunft
entscheiden



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt davor, das
Selbstbestimmungsrecht von Grönlands indigener Bevölkerung zu
missachten. Die Grönländer müssten über ihre eigene Zukunft
entscheiden können. "Koloniale Fremdbestimmung passt nicht ins 21.
Jahrhundert", erklärte die GfbV, nachdem Spekulationen laut wurden,
US-Präsident Donald Trump erwäge den Kauf der Insel durch die USA.
"So absurd die Spekulationen auch erscheinen, so haben sie doch einen
wahren Kern: Der Griff der Supermächte nach den Rohstoffen und der
militärischen Kontrolle der Arktis wird immer stärker", warnte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.

"Angesichts der katastrophalen Politik Trumps in Alaska, wo die
US-Regierung systematisch Umweltzerstörung begünstigt und indigenen
Völkern die Lebensgrundlage entzieht, können wir den Grönländern nur
wünschen, niemals unter US-Verwaltung zu kommen", erklärte Delius.
Denn Trumps Herrschaft ziehe eine Spur der Verwüstung durch Alaska.
Dort hat er das Arctic National Wildlife Refuge für die Erdöl- und
Erdgasförderung geöffnet. Die Ausbeutung von Rohstoffen und die
Militarisierung der Arktis durch die USA, Russland, China und Kanada
sind neben dem Klimawandel die größte Gefahr für das Überleben der
indigenen Völker dort.

Als weltfremd bezeichnete die Menschenrechtsorganisation den
Vergleich mit dem Kauf Alaskas durch die USA im 19. Jahrhundert. "Die
indigenen Bewohner Grönlands haben in den letzten Jahren oft ihr
Selbstbestimmungsrecht eingefordert. Bislang wird es in Form einer
breiten Autonomie vom Mutterland Dänemark gewährt. Doch auch in
Grönland gibt es viele Stimmen, die sich für die Ausrufung eines
unabhängigen Staates aussprechen", sagt Delius.

Die Menschenrechtsorganisation erinnert daran, dass die USA bereits
nach dem Zweiten Weltkrieg vergeblich versucht hatten, die Insel von
Dänemark zu kaufen. Damals lehnte das Königreich einen Verkauf zum
Preis von 100 Millionen US-Dollars ab. Besonders zu Zeiten des Kalten
Krieges hatte Grönland eine große militärische Bedeutung für die USA.
Auch jetzt wird die nationale Sicherheit als Grund für den möglichen
Vorstoß angeführt. Allerdings ist heute jeder Grunderwerb auf
Grönland illegal. Denn wie in vielen selbstverwalteten indigenen
Territorien gehört alles Land dem Staat, der nur Nutzungsrechte
vergibt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. August 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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ATTAC/2004: G7-Proteste im Baskenland - "Nein zur G7 - für eine andere Welt!"


Attac Deutschland - Presseankündigung

Hendaye/Irun, Frankfurt am Main, 20. August 2019

G7-Proteste im Baskenland: Nein zur G7 - für eine andere Welt!

Mittwoch bis Freitag, 21. bis 26. August 2019

Hendaye/Irun, Baskenland, Frankreich/Spanien



Unter dem Motto "Nein zur G7 - für eine andere Welt!" protestiert ein
breites Bündnis aus Globalisierungskritikerinnen und -kritikern,
sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und Verbänden gegen den G7-Gipfel,
zu dem von Samstag bis Montag die Staats- und Regierungschefs der sieben
reichsten Länder sowie der EU in Biarritz zusammenkommen. Das
globalisierungskritische Netzwerk Attac beteiligt sich an den
G7-Gegenaktivitäten im Baskenland.

"Die sieben reichsten Länder der Welt und die Europäische Kommission
sind leidenschaftliche Befürworter des neoliberalen Systems, zerstören
unseren Planeten und lassen die Menschen unter ihrer Spar- und
geschäftsfreundlichen Politik leiden", heißt es im Aufruf von Attac
Frankreich. "Gemeinsam verteidigen wir unser Streben nach einer
gerechteren und wünschenswerteren Welt."

Im Zentrum der Gegenaktivitäten steht der G7-Alternativgipfel von
Mittwoch bis Freitag in den baskischen Städten Hendaye (Frankreich) und
Irun (Spanien). In mehr als 80 Workshops und Diskussionsforen setzen
sich die Teilnehmenden mit Alternativen zum Neoliberalismus der G7
auseinander und beraten Strategien. Am Samstag bringt eine
Großdemonstration von Hendaye nach Irun den Protest gegen die G7 auf die
Straße. Und am Sonntag bilden Aktivistinnen und Aktivisten um Biarritz
herum außerhalb der Sperrzone eine Regenbogenzone, in der sie mit sieben
dezentralen Kundgebungen und Aktionen die Alternativen zur Politik der
G7 sichtbar machen.


Ablauf der Proteste:

Dienstag, 20. August:

Aufbau des Alternativgipfel-Dorfs in Hendaye

Mittwoch, 21. bis Freitag, 23. August:

Alternativgipfel im Stadtzentrum von Hendaye

und im Ficoba-Kongresszentrum in Irun

Samstag, 24. August:

Demonstration von Hendaye nach Irun

Sonntag, 25. August, ab 12 Uhr:

Regenbogenzone um Biarritz herum

außerhalb der "Sperrzone":

Kundgebungen und Aufläufe auf sieben Plätzen


Weitere Informationen:


Bündnis-Aufruf: https://g7ez.eus/fr/appel


deutsche Übersetzung:

http://g7ez.eus/wp-content/uploads/2019/04/Appel-al.pdf

Seite von Attac Frankreich zu G7-Protesten (auf Französisch):

https://france.attac.org/se-mobiliser/contre-le-g7-et-son-monde/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/2003: Moderne Sklaverei - Attac veröffentlicht Bildungsmaterial über globale Arbeitsverhältnisse


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 20. August 2019

Moderne Sklaverei: Attac veröffentlicht Bildungsmaterial über globale
Arbeitsverhältnisse

Für Schulen und außerschulische Bildungsarbeit



Schätzungen zufolge leben derzeit weltweit etwa 40 Millionen Menschen in
sklavenähnlichen Verhältnissen - mehr als jemals zuvor in der Geschichte
der Menschheit. Grund genug für das globalisierungskritische Netzwerk
Attac, ein neues Bildungsmaterial zum Thema "Moderne Sklaverei? Über
globale Arbeitsverhältnisse" zu veröffentlichen. Die Sammlung von
Arbeitsblättern wurde für den Schulunterricht (Sekundarstufe I und II)
und die außerschulische Bildung konzipiert.

Das Attac-Material ist in drei Module gegliedert: Modul I thematisiert,
wie Sklavenarbeit Eingang in alltägliche Konsumgüter findet. In diesem
Zusammenhang wird auch die Auseinandersetzung um ein verbindliches
UN-Abkommen zum Schutz der Menschenrechte in der Wirtschaft (Binding
Treaty) behandelt. Modul II widmet sich ökonomischen Aspekten globaler
Migration und beleuchtet unter anderem die Situation von Arbeitskräften
in der europäischen Landwirtschaft. Modul III schlägt dann den Bogen zur
Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen in Deutschland in den
vergangenen Jahrzehnten.

Erarbeitet wurden die Materialien von einer weitgehend ehrenamtlichen
Gruppe mit vielfältigen Erfahrungen in der Bildungsarbeit. Besonderen
Wert legen die Verfasserinnen und Verfasser auf die Verknüpfung der
Lehrgegenstände mit aktivierenden Methoden und kooperativen Lernformen.

Das Bildungsmaterial erscheint in Kooperation mit dem
Entwicklungspolitischen Netzwerk (EPN) Hessen und wurde gefördert aus
Mitteln von Engagement Global, des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung sowie des Hessischen
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen.

Das rund 110 Seiten umfassende Attac-Bildungsmaterial "Moderne
Sklaverei" kann als Druckversion unter http://shop.attac.de bestellt
werden. Auf der Webseite www.attac.de/bima steht es zum kostenlosen
Download als PDF-Datei bereit.

Die Sammlung von Arbeitsblättern und interaktiven Methoden erscheint als
fünfte Folge in der Reihe "Wirtschaft demokratisch gestalten lernen".
Vorausgegangen sind die Themen Finanzmärkte, Kapitalismus, Europa und
Handelsverträge.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6464: Frankfurt - Alina Bronsky, Der Zopf meiner Großmutter, 02.09.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im September 2019

Mo 02.09., 19.30 h

Alina Bronsky: Der Zopf meiner Großmutter

Moderation: Dilek Üsük (ZDF)



Zu böse, um unwahr zu sein

Die Autorin Alina Bronsky hat eine große Lesergemeinde. Und glücklich
ist, wer sich bereits dazu zählt. Denn Bronsky zu lesen macht uns
unempfänglich für Vorurteilsfreude, Rechthaberei und Humorlosigkeit -
und wer weiß, was sonst noch alles. So böse wie in "Der Zopf meiner
Großmutter" (KiWi) war Bronsky wohl noch nie. Aber vielleicht wurde
insgeheim auch nie mehr geliebt als innerhalb ihrer Familienbande
unter dem Okular. Die titelstiftende Großmutter ist unerträglich. Der
erzählende Knirps tut einem nur leid. Der liebende Großvater: mein
Gott! Die Geliebte. Das zweite Kind. Invasionen der Bitternis. Das
deutsche Schulsystem. Flüchtlinge. Paranoia und Terror à la famille.
Das ganze Buch ist eine ätzende Lachsalve. Also ein Buch, das wir
brauchen.

Es moderiert die TV-Journalistin Dilek Üsük (ZDF).

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im September 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6463: Frankfurt - Christiane Neudecker, Der Gott der Stadt, 04.09.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im September 2019

Mi 04.09., 19.30 h

Christiane Neudecker: Der Gott der Stadt

Moderation: Sandra Kegel (F.A.Z.)



"Er streckt ins Dunkel seine Fleischerfaust." Georg Heym

Die Autorin, Theaterregisseurin, Librettistin und Kick-Boxerin
Christiane Neudecker hat mit "Der Gott der Stadt" (Luchterhand) einen
Roman geschrieben, der zwei Todesfälle verbindet. Jemand versinkt
unterm Eis, eine Leiche hängt von der Decke eines Theaters. Die
Todesfälle liegen weit auseinander, wenn sie auch dasselbe Datum
teilen, den 16. Januar. Im Winter 1912 ertrank der expressionistische
Dichter Georg Heym beim Schlittschuhlaufen, 1995 werden die Novizen
einer elitären Schauspielschule im gerade wiedervereinten Berlin auf
Heyms verrätseltes Faust-Fragment angesetzt. Angestachelt von ihrem
Professor verstricken sie sich immer tiefer in den
Gedankenlabyrinthen des genialischen Dichters. Der psychologische
Druck steigt, Konkurrenz entflammt, Wahn und Wirklichkeit beginnen zu
verschwimmen.

Das Gespräch mit der Autorin führt Sandra Kegel (F.A.Z.).

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im September 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6462: Berlin - Deniz Utlu, »Gegen Morgen«, 12.09.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im September 2019

Do. 12.9. 19.30 h

Buchpremiere: Deniz Utlu

»Gegen Morgen«

Moderation: Thorsten Dönges



Als Karas bester Freund Vince aus der gemeinsamen WG auszieht, sieht
sich Kara der Leere der Zimmer ausgesetzt. Diese füllt er mit in den
Raum gesprochenen Ideen über die Kosten eines Lebens - Karas Studie,
deren Gegenstand zunehmend seine eigenen Erfahrungen und Versäumnisse
werden. Und schließlich: mit Ramón. Ramón, der nie eingeladen war und
trotzdem immer kam, auf dem Sofa in der Küche übernachtete, bis er
von einem Tag auf den anderen verschwand. Karas Suche nach dem
verlorenen Freund führt ihn weiter als gedacht. Welche
Menschlichkeit, welches Miteinander ist möglich, wenn wir immer erst
nach dem Nutzen für uns selbst streben?

Nach seinem 2014 erschienenen Romandebüt »Die Ungehaltenen« widmet
sich Deniz Utlu auch in seinem zweiten Buch existenziellen Themen:
Bilderreich erzählt »Gegen Morgen« (Suhrkamp Verlag) vom Suchen und
Wiederfinden, von Möglichkeiten und Versäumnissen.

Deniz Utlu liest und unterhält sich mit Thorsten Dönges über sein
neues Buch.

8 / 5 Euro

Auch an der Abendkasse!

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6461: Unna - Deniz Aykanat liest bei der "HerbstLese" am 21.9.2019


Stadt Unna

Deniz Aykanat startet die "HerbstLese" 



Kreisstadt Unna. Im Rahmen der "HerbstLese" hat der Kulturbereich der
Stadt Unna in Kooperation mit dem literaturgebiet-ruhr für den
literarischem Herbst 2019 einige genussvolle Kostproben zu bieten: an
unterschiedlichen, mitunter auch ungewöhnlichen Orten wird es
gemütlich-amüsant, fesselnd-atmosphärisch und nicht zuletzt auch
mörderisch-spannend zugehen.

Den Auftakt bildet Deniz Aykanat am Samstag, 21. September 2019, um 19
Uhr im Nicolaihaus. Die Münchner Journalistin ist Tochter eines Türken
und einer Oberpfälzerin und mit zwei Kulturen aufgewachsen. Als
Redakteurin der Süddeutschen Zeitung wurde sie durch ihre
deutsch-türkische Erfolgskolumne "Die Isartürkin" bekannt. An diesem
Abend liest sie aus ihrem Buch "Die Isartürkin - Mein Leben zwischen
Bayern und Bosporus", welches auf ebendieser Kolumne basiert. Mit
umwerfendem Witz und Charme erzählt sie vom ihrem Leben zwischen
Baklava und Butterbrezn. Doch irgendetwas läuft in ihren Augen
gewaltig schief in der Beziehung zwischen diesen Kulturen. Mangelt es
an Verständnis und Neugier, oder stehen uns allen die Vorurteile viel
zu sehr im Weg?

Tickets:

Deniz Aykanat liest

VVK 8,- Euro, erm. 6,- Euro / AK 10,- Euro, erm. 8,- Euro

Eintrittskarten sind im i-Punkt Unna im zib, Tel.: 02303/103-777,
E-Mail: zib-i-punkt@stadt-unna.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 12. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSICHTEN/8717: Und morgen, den 22. August 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.08.2019 bis zum 23.08.2019 +++






[image: Jean-Luc 8717 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Mitte der Woche

viel Sonnenschein,

Jean-Lucs Epoche,

das wird es sein.
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LESUNG/1892: Hanau - "Piggeldy und Frederick" von Elke Loewe am 31.8.2019


Stadt Hanau

"Piggeldy und Frederick" von Elke Loewe

Sommerlicher Vorlesespaß am 31. August in der Stadtbibliothek



Die beliebte Vorlesereihe "Samstagsgeschichten" für Kinder ab vier
Jahren lädt, nach einer kurzen Sommerpause, wieder jeden Samstag ab
11.15 Uhr ein.

Der 31. August steht unter dem Zeichen der Bilderbuchklassiker. Hilde
Kleinert liest von zwei beliebten Charakteren vor: "Piggeldy und
Frederick" von Elke Loewe. Wie gut, dass der neugierige Piggeldy einen
großen Bruder hat, der auf fast jede Frage eine Antwort weiß: Was ist
Liebe? Was ist Glück? Was ist Dummheit? Auch Alltagsdinge kann
Frederick mit viel Geduld und Humor erklären.

Die Stadtbibliothek ist barrierefrei und kann mit dem Aufzug aus dem
Parkhaus erreicht werden.

Fragen zu den Veranstaltungen können jederzeit via E-Mail an
stadtbibliothek@hanau.de gestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER/1427: Hamburg - Fundus Theater "Die Kunst des Messens", 7./8.9.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Die Kunst des Messens

Ein performatives Setup und ein spielerischer Ablauf

Weil Wochenende

Samstag und Sonntag, 7./8. September 2019, jeweils 15:00 - 18:00 Uhr,
(Vorstellung: 16:00 Uhr)

1 Stunde vor und nach der Vorstellung extra Programm für Kinder und
Erwachsene!



Ein Kindertheater für alle Generationen war das FUNDUS THEATER |
Theatre of Research schon immer, ein Ort, wo Kinder und Erwachsene neu
miteinander ins Spiel, ins Forschen und ins Gespräch kommen, wo es um
Themen geht, die zwischen Kindern und Erwachsenen wichtig sind, und
manchmal auch strittig.

In der kommenden Spielzeit setzen wir darauf einen besonderen
Schwerpunkt. In unserem Programm WEIL WOCHENENDE definieren wir das
Familienprogramm neu, - weil sich verändert hat, was Familie ist und
weil zu Familien oft so wahnsinnig unterschiedliche Leute gehören. Sie
alle sollen auf ihre Kosten kommen: Jedes Wochenende ist anders!
Samstag & Sonntag im FUNDUS THEATER jeweils 15:00 - 18:00 Uhr
(Vorstellung: 16:00 Uhr) - 1 Stunde vor und nach der Vorstellung extra
Programm für Kinder und Erwachsene!

Und apropos Themen, die zwischen Kindern und Erwachsenen strittig
sind: Wir starten in die Spielzeit 2019/20 mit unserer Uraufführung
AUF ZUCKER am Sonntag, 8. September 2019, 16 Uhr. Wir bitten unser
Publikum, vor dem Vorstellungsbesuch mindestens einen Tag keinen
Zucker zu essen und gehen dann alle gemeinsam in den Selbstversuch:
voller Zuckerrausch, aber unter szenischen Laborbedingungen! Die
Inszenierung schließt an unsere erfolgreiche Reihe interaktiver,
naturkundlicher Performances an (LIQUIDs, DA GEFAHR, MEHR LICHT) und
arbeitet erstmals auch mit Tanz und Choreographie.

DA GEFAHR! performen wir übrigens im Oktober auf Kampnagel. Aufgrund
einer Baustelle in unserer direkten Nachbarschaft spielen wir ab
Herbst wochentags an anderen Standorten in Hamburg.

Bei uns im FUNDUS THEATER feiern wir ab Herbst außerdem zahlreiche
spannende Premieren von Gastgruppen der freien Hamburger Szene.

Weiterhin sind wir dran am Thema "Theater und Digitalität" und freuen
uns wieder Kooperationspartner des PLAY CREATIVE GAMING FESTIVALs zu
sein - Mitte November 2019 in Hamburg.

In diesem Sommer war das Theatre of Research in Manchester zu Gast.
Für das Manchester International Festival hat Sibylle Peters eine
alternative Stadt entworfen, in der Menschen und andere Tiere
gleichberechtigt sind. Für Animals of Manchester (including Humanz)
haben wir mit 25 Künstler*innen, über 100 Kindern, ebenso vielen
anderen Tieren und mit der Live Art Development Agency
zusammengearbeitet. Bei unserer Forschungswerkstatt Anfang Dezember
berichten wir von Ergebnissen und möglichen Fortsetzungen dieses
aufregenden Experiments.


Weil Wochenende

Wir starten in die Spielzeit mit der Kunst des Messens

Ein performatives Setup und ein spielerischer Ablauf

Samstag und Sonntag, 7./8. September 2019, jeweils 15:00 - 18:00 Uhr,
(Vorstellung: 16:00 Uhr)

1 Stunde vor und nach der Vorstellung extra Programm für Kinder und
Erwachsene!

Wir messen und werden gemessen - ständig. Und wir messen uns ständig
selbst: Wie gut geht es mir heute? Wie groß ist mein Durst? Wie viel
Familie passt in den Alltag? Wir wollen die Praxis des Messens als
einen kreativen Prozess erfahren und neue Messverfahren erfinden, die
uns helfen, uns selbst, unsere Körper und einander neu wahrzunehmen
und gemeinsam an den kleinen Rädchen zu drehen, die unser Wohlbefinden
bestimmen.

Es gilt das 5-Euro-Familienticket der Theaternacht (1 Erw. + 4
Kinder), Erwerb direkt im Theater am 7. September!

Weitere Informationen: theaternacht-hamburg.org

Ort: fundus theater

Besucht uns auch am Samstag, 31. August auf dem Hamburger Familientag
von 11 bis 18:00 im Börsensaal der Handelskammer (1. Stock) und am
Sonntag, 15. September auf dem Weltkinderfest von 11 bis 18:00 in den
Großen Wallanlagen!

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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MELDUNG/402: Kunstportal zeigt Trans*, Inter und Nicht-binär als Normalität (trans*fabel)


trans*fabel - Pressemitteilung vom 14. August 2019

Kunstportal zeigt Trans*, Inter und Nicht-binär als Normalität



Queerer Künstler bietet Trans*, Inter und Nicht-binären Künstler*innen
online Plattform. Sie können sich bei transfabel.de melden und ihre
Produkte auf Kommissionsbasis einstellen lassen.

Im November 2018 ging Katja Anton Cronauer mit trans*fabel als erstem
und, soweit bekannt, bislang einzigem deutschsprachigen Bücher &
Kunst-Webshop zum Thema Trans*/Inter/Nicht-binär an den Start. Das Thema
der Geschlechtervielfalt hat jenseits der öffentlichen Aufmerksamkeit
schon immer eine große Rolle gespielt. Seit Anfang 2019 bietet nun das
Personenstandsgesetz §45b vier Möglichkeiten beim Geschlechtseintrag:
weiblich, männlich, divers und ohne Angabe. So wird die Gesellschaft
also immer öfter mit dem Thema der vielfältigen Geschlechter konfrontiert.

"Ein idealer Zeitpunkt, wie ich finde, mit der Arbeit an der Plattform
zu beginnen", erklärt Cronauer, der sich selbst als trans* und
nicht-binär verortet. "trans*fabel soll auf verschiedenen Ebenen einen
Beitrag zu einer längst ausstehenden Debatte leisten." Einerseits bietet
die Webseite sachliche Informationen in Form eines Glossars, Links und
Buchvorschlägen, die direkt dort bestellt werden können, an.
Andererseits setzen sich Künstler*innen bei trans*fabel sehr persönlich
- ernst und spielerisch - mit dem Thema Trans*/Inter/Nicht-binär
auseinander. Begonnen hat alles mit Katja Anton Cronauers gezeichneten
Fabelwesen, die das 2-Geschlechtersystem in Frage stellen, darunter
di*er Giraffenpelikan und di*er Pantherschnecke. In einem nächsten
Schritt lud Cronauer andere Künstler*innen ein, ihre Kunst bei
transfabel.de zu präsentieren.

Eben stieß der 23-Jährige Transmann Jonas Ole mit seinen Postkarten- und
Aufkleberdesigns zum Projekt. "Du gehst den Weg nicht alleine" steht auf
einem Banner, das knallbunte Knetfiguren vor einem schwarzen Hintergrund
hochhalten. Jonas Ole: "In erster Linie ist meine Kunst eine Art
'Therapie', für mich selbst. Ich verarbeite damit Erlebnisse, Gefühle
und Erfahrungen. Andererseits möchte ich damit auch anderen Menschen Mut
machen, so zu Leben, wie sie sich es wünschen." Jonas Ole ist über das
Projekt TransHealthKit zur Kunstplattform gestoßen. Bei TransHealthKit
finden Trans*menschen Beratung und praktische Hilfe.

Neben Jonas Ole und Katja Anton Cronauer bieten inzwischen acht weitere
Künstler*innen ihre Werke auf transfabel.de an. Joris Bas Backer stellt
seine persönlichen Erfahrungen in Comics dar. FaulenzA ist Musikerin,
Trans*Aktivistin und Buchautorin, u. a. zum Thema Trans*misogynie. Ian
macht Schmuck aus Speckstein, der zum Teil mit Farben von queeren
Flaggen angemalt ist. IF arbeitet mit verschiedensten Medien zu den
Themen queere Lifestyles, Genderfluidität, Androgynität und
Sexpositivität. Henna Räsänen thematisiert in Comics und Illustrationen
queeres und Punk-Leben. SchwarzRund präsentiert ihre Themenschwerpunkte
Intersektionalität, Queer-Feminismus, Körperpolitiken und Schwarze
Politiken in Zines, auf Kunstkarten und Plakaten. simo tier ist ein
a_gender femme cripple punk - es (so das bevorzugte Pronomen) schreibt
kurze Texte und Poesie und schafft Collagen und andere Papierkunst, die
vor allem in Zines herausgekommen sind. Yori Gagarim schreibt, zeichnet
Comics und designed Spiele. Di*er nächste Künstler*in steht schon in den
Startlöchern und wird demnächst mit Zines bei trans*fabel vertreten sein.
Laut einer UN-Studie gibt es in Deutschland 1,3 Millionen
intergeschlechtliche Menschen. Konkrete Zahlen für Trans* und
nicht-binäre Personen sind kaum abschätzbar, da mit einer hohen
Dunkelziffer zu rechnen ist. Katja Anton Cronauer: "Je mehr
Künstler*innen vertreten sind, umso eine größere Bandbreite an Texten
und Kunst zu Trans*/Inter/Nicht-binär wird auf trans*fabel zu finden
sein. Sie alle sollen Stereotype durchbrechen, die Sichtbarkeit erhöhen
und zeigen, dass es ganz 'normal' ist, trans*/inter/nicht-binär zu sein."

 * 

Quelle:

trans*fabel

E-Mail: info@transfabel.de

Internet: https://transfabel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1915: Die Digitalisierung der Welt


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 15| 22. Juli 2019

Die Digitalisierung der Welt

von Ulrich Busch



Der digitale Kapitalismus ist gegenwärtig das dominierende
Entwicklungsregime in der Welt. Sein Aufstieg begann mit dem Niedergang des
industriebasierten fordistischen Kapitalismus während der 1970er und 1980er
Jahre zusammen mit dem Siegeszug des Finanzmarktkapitalismus in den
Metropolregionen Nordamerikas, Asiens und Europas. Seitdem hat er fast alle
Gebiete der Erde erobert und beherrscht so ziemlich alle Volkswirtschaften,
Bereiche und Branchen der Wirtschaft sowie das soziale und kulturelle Leben
des Großteils der Weltbevölkerung.

Mit der Entstehung und Verbreitung des kommerziellen Internets in den
1990er Jahren entstand für ihn eine technologische und logistische Basis,
die seitdem immer weiter ausgebaut und perfektioniert worden ist. Die durch
das Platzen der Dotcom-Blase in den Jahren 2000 und 2001 hervorgerufene
Krise hat diese Entwicklung keineswegs aufgehalten, sondern ganz im
Gegenteil enorm beschleunigt, indem sie eine "rapide Vermachtungs- und
Konsolidierungsdynamik" (Ulrich Dolata) bewirkt hat. Im Sog dieser Krise
sind sehr viele kleine und kleinste Unternehmen und Gründerexistenzen vom
Markt verschwunden, während eine winzige Anzahl sehr großer Unternehmen zu
mächtigen Gatekeepern aufgestiegen ist. Erstaunlich ist dabei vor allem, in
welchem gigantischen Umfang es in kürzester Zeit gelungen ist, riesige
Summen an Kapital anzuhäufen. Ohne die enorme Akkumulationskraft und
rücksichtslose Umverteilungspraxis des global agierenden Finanzkapitalismus
wäre dies nicht möglich gewesen und hätten sich Unternehmen wie Google,
Apple und Facebook am Markt nicht durchsetzen und keine so große
ökonomische und infrastrukturelle Macht erringen können, wie sie sie heute
besitzen.

Interessant ist, dass sich mit der Digitalisierung nicht nur die Art und
Weise des Wirtschaftens, der Produktion, Zirkulation und des Konsums
radikal verändert hat, sondern dass diese Entwicklung nun auch an den
Grundpfeilern der kapitalistischen Wirtschaftsordnung selbst rüttelt. Dies
allerdings nicht in der Weise, dass dadurch die kapitalistische Produktions-
 und Gesellschaftsordnung grundsätzlich infrage gestellt und über eine
"große" Transformation der Weg zu einer postkapitalistischen Ordnung
beschritten würde, sondern eher im Sinne einer Verstärkung und
Intensivierung kapitalistischer Systemlogik und Funktionalität.
Gleichwohl impliziert diese Entwicklung zahlreiche Veränderungen und
Innovationen, so dass der neue (digitale) Kapitalismus nicht mehr nach dem
Muster des alten Wirtschafts- und Sozialmodells funktioniert und sich
folglich auch nicht mehr mit den Kategorien der alten kapitalismusaffinen
oder kapitalismuskritischen Theorie begreifen und beschreiben lässt. Zudem
bewirkt die Digitalisierung, dass sich das für das alte Kapitalismusmodell -
 zum Beispiel in Deutschland für die Soziale Marktwirtschaft - vor
Jahrzehnten entwickelte Instrumentarium der Wirtschafts- und Sozialpolitik
als immer weniger tauglich erweist, um den digitalen Kapitalismus zu
zügeln, zu regulieren und sozial verträglich zu gestalten. Insofern stellt
das Entwicklungsregime des digitalen High-Tech-Kapitalismus die
gegenwärtige Gesellschaft vor große Herausforderungen, indem es eminent
wichtige Prinzipien der Ökonomie und des Sozialstaats untergräbt und damit
das Funktionieren der gegenwärtigen Ordnung infrage stellt.

Diese Problematik lässt sich an folgenden Aspekten festmachen:

Erstens am Preismechanismus. In einer marktwirtschaftlichen Ordnung
bilden Preise das zentrale Allokationsinstrument für die vorhandene und die
zu produzierende Güterwelt. In einer digitalisierten Ökonomie aber fehlen
oftmals die Preise. Der Zugriff auf Güter ist vermeintlich "umsonst"
möglich, indem nicht mit Geld, sondern mit Daten bezahlt wird. Oder die
Güter unterliegen nicht den Gesetzen der Ökonomie, da sie "frei" und
beliebig vermehrbar sind. Jeremy Rifkin nannte dieses Phänomen
"Null-Grenzkosten-Gesellschaft". Ohne Preise aber funktioniert eine
Marktwirtschaft nicht - oder eben anders. Über das "Wie" besteht jedoch
bislang keine Klarheit.

Zweitens sind für eine Marktwirtschaft private Eigentumsrechte und
deren Garantie durch den Staat unverzichtbar. Mit der Digitalisierung aber
verlieren sich diese zunehmend, indem an die Stelle der alten
Eigentumsordnung das Modell einer Sharing Economy tritt und Informationen,
Daten, Verfügbarkeiten über Dinge und Funktionen wichtiger werden als der
Besitz derselben. Damit verschiebt sich auch der Schwerpunkt der Arbeit,
der Wirtschaft und des Lebens von der Warenökonomie hin zu
Dienstleistungen, von der Produktion zur Kultur et cetera

Drittens geht es um Wettbewerb und die Verhinderung von Monopolen.
Davon ist in der heutigen Welt kaum noch etwas zu spüren. Im Zuge der
Digitalisierung haben es "einige wenige Internetgiganten" geschafft, sich
in relativ kurzer Zeit "eine Monopolstellung in ihren Märkten aufzubauen"
(Achim Wambach) - Google, Facebook, Microsoft, Apple und andere. Dies
verschafft ihnen die Möglichkeit, ihre Marktmacht massiv zu missbrauchen,
was sie auch tun und wofür sie von der Europäischen Union regelmäßig zu
Strafen von mehreren Milliarden Euro verurteilt werden. Dies hält sie aber
nicht davon ab, es weiterhin zu tun. Monopole zerstören jedoch die
marktwirtschaftliche Wettbewerbsordnung und funktionieren diese langfristig
um zu einer gänzlich anderen, einer globalen monopolistischen
Ökonomie.

Viertens sind Voraussetzungen einer marktwirtschaftlichen Ordnung im
herkömmlichen Sinne die Existenz einer unabhängigen Zentralbank und einer
staatlichen (oder überstaatlichen) Geldpolitik. Auf diesem Gebiet vollzieht
sich der neueste Angriff der Internetgiganten. Diesmal ist es Facebook, das
mit einer eigenen Währung (Libra) aufwarten will und damit die bestehende
Geldordnung zerstören würde.

Um die ganze Tragweite des letztgenannten Projekts zu erfassen, ist es
zweckmäßig, zwischen Geld (Zentralbankgeld und Bankengeld),
Zahlungsinstrumenten und Währung zu unterscheiden. Bestimmte
Zahlungsinstrumente wie Debit- und Kreditkarten sind privat, ebenso das
Giralgeld, das Geschäftsbanken via Kredit emittieren. Nicht aber das
Zentralbankgeld, also die Banknoten und Guthaben bei der Notenbank. Und
schon gar nicht die Währung, über die bislang nur Staaten entscheiden
können. Facebook plant jetzt, dieses System zu unterlaufen, indem das
Unternehmen privates Geld in Gestalt einer eigenen Weltwährung emittieren
will, das jeglichem Einfluss von Staaten entzogen ist und keiner Regulation
durch Zentralbanken oder Finanzinstitutionen unterliegt. Auch soll seine
Zirkulation sich außerhalb des Bankensystems vollziehen, also komplett in
Konkurrenz zu diesem.

Sollte dieser Coup gelingen, so wäre damit das Ende des alten
marktwirtschaftlichen Kapitalismus besiegelt und die Welt einem neuen
monopolistischen digitalen Kapitalismus ausgeliefert. Einem System, das
zudem auch noch von US-Unternehmen dominiert wird und alles andere als
stabil wäre. Auf jeden Fall würde dieses "Geldsystem der Zukunft" die
gesamte Finanzwelt auf eine Weise revolutionieren, die einer Unterwerfung
unter die privaten Kapitalinteressen einiger weniger Monopolunternehmen
gleich käme. Aber, wollen wir das wirklich?

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 15/2019 vom 22. Juli 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6917: Hunderte Flüchtlinge sitzen im Mittelmeer fest
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Hunderte Flüchtlinge sitzen im Mittelmeer fest

Von Will Morrow

21. August 2019



Seit mehreren Wochen saßen bzw. sitzen hunderte Flüchtlinge auf zwei
Rettungsschiffen im Mittelmeer fest. Obwohl die Bedingungen auf den
Rettungsschiffen unerträglich sind, verweigern ihnen die europäischen
Regierungen regelmäßig den Zugang zur EU.

Auf der Ocean Viking, die gemeinsam von Ärzten ohne Grenzen und SOS
Mediterranean betrieben wird, befinden sich insgesamt 356 Menschen. Das
Schiff ist seit dem 12. August in internationalen Gewässern, etwa 50
Kilometer vor der europäischen Küste zwischen Italien und Malta hin- und
hergefahren und wartet auf eine Anlegeerlaubnis. Frankreich, Spanien, Malta
und Italien haben allesamt abgelehnt. Die Passagiere sind 259 Männer, vier
Frauen und 103 Minderjährige, von ihnen 92 unbegleitete Kinder und
Jugendliche. Die meisten an Bord stammen aus dem Sudan. Vor ihrer Rettung
waren sie von Libyen aus nach Italien aufgebrochen.

Das zweite Schiff, die Proactiva Open Arms, das von der gleichnamigen
katalanischen Hilfsorganisation betrieben wird, legte gestern nach einer 
19-tägigen Blockade in Italien an. Seit Donnerstag lag sie weniger als 300
Meter vor der italienischen Insel Lampedusa vor Anker. Die italienische
Regierung und ihr Innenminister Matteo Salvini hatten dem Schiff die
Anlegeerlaubnis verweigert, bevor die sizilianische Staatsanwaltschaft
anordnete, dass die Flüchtlinge an Land gebract werden sollen. Salvini
machte bösartige Angriffe auf das Schiff zum Mittelpunkt seiner Versuche,
durch migrantenfeindlichen Chauvinismus und Rassismus eine faschistische
Bewegung zu schüren. Nun ordnete er die Beschlagnahme des Schiffes an.

Am Sonntag erklärte Proactiva, sie habe das zynische und falsche Angebot
der spanischen Regierung unter Führung der Partido Socialista
zurückgewiesen, in Algeciras einzulaufen. Zuvor hatte die Regierung sich
wochenlang geweigert, die Open Arms in einem spanischen Hafen anlegen zu
lassen.

Proactiva-Gründer Oscar Camps schrieb auf Twitter, die Regierung von
Ministerpräsident Pedro Sanchez biete dem Schiff "den am weitesten
entfernten Hafen im ganzen Mittelmeer an". In Wirklichkeit hat die
spanische Regierung bewusst ein Angebot gemacht, das die Hilfsorganisation
nicht annehmen kann. Erst sechs Tage zuvor hatte sie einen Appell von
Proactiva, 31 Minderjährige von dem Schiff aufzunehmen, verächtlich
zurückgewiesen. Nach der Ankündigung Spaniens hatte die französische
Regierung erklärt, Frankreich - ein Land mit einer Bevölkerung von 67
Millionen Menschen - könne höchstens 40 Flüchtlinge aufnehmen.

Proactiva-Sprecherin Laura Lanuza erklärte, die Flüchtlinge befänden sich
in "einer extremen humanitären Notlage. Sie müssen sofort vom Schiff. Es
herrschen Angstzustände, gelegentlich Gewalt, es wird immer schwerer, die
Kontrolle aufrechtzuerhalten ... Wir können unmöglich noch weitere sechs
Tage auf See bleiben, und so lange würde es dauern, nach Algeciras zu
fahren."

Am Sonntag veröffentlichte Camps ein Video, auf dem vier Flüchtlinge zu
sehen sind, die ins Wasser springen, um nach Lampedusa zu schwimmen. Sie
wurden kurze Zeit später gerettet und auf das Boot zurückgebracht.
Proactiva schrieb dazu auf Twitter: "Wenn das Schlimmste passiert, werden
Europa und Salvini dafür verantwortlich sein."

Am 7. August hatte Proactiva die Regierungen von Frankreich, Spanien und
Deutschland in einem Brief aufgefordert, über die Europäische Kommission
die Flüchtlinge auf dem Kontinent zu verteilen.

Wie die World Socialist Web Site am 14. August schrieb, erinnert die
Weigerung der EU-Regierungen, die Flüchtlinge von den Schiffen aufzunehmen,
am ehesten an das berüchtigte Schicksal der MS St Louis. Vor 80 Jahren
wurden den Passagieren dieser "Reise der Verdammten", hauptsächlich
geflohene Juden aus Nazi-Deutschland, von den Regierungen in Europa und
Amerika die Einreise verwehrt.

Die europäischen Staaten verfolgen eine klare Strategie. Ihre öffentliche
Verweigerungshaltung gegenüber den Schiffen soll Flüchtlinge aus Afrika
davon abhalten, nach Europa zu kommen und einen Asylantrag zu stellen, wie
es ihnen nach internationalem Recht und demokratischen Grundsätzen zusteht.

Zum anderen können die Schiffe keine weiteren Rettungsaktionen durchführen,
wenn sie im Mittelmeer festgehalten oder beschlagnahmt werden, falls sie
doch in einen Hafen beordert werden. Dies ist Teil einer größeren
EU-Strategie, die Seenotrettung im Mittelmeer zu verhindern, durch die
Asylsuchende nach Europa kommen. In Folge ertrinken die Flüchtlinge oder
werden von libyschen Milizen gefangen genommen, die sie in europäisch
finanzierte Lager bringen. Dort werden sie entweder als Zwangsarbeiter
eingesetzt oder direkt als Sklaven verkauft, beraubt, geschlagen,
vergewaltigt oder ermordet.

Die Regierungen von Frankreich, Deutschland und Spanien haben zwar
verhaltene Kritik an Salvinis primitiver migrantenfeindlicher Demagogie
gegen die Open Arms geäußert, doch in Wirklichkeit haben sie keine
nennenswerten Differenzen gegenüber seiner Politik. Ihre eigene
unterscheidet sich davon nur in taktischer Hinsicht. Sie glauben, dass man
Flüchtlinge auch auf eine effizientere Weise aus Europa fernhalten kann,
die in der Bevölkerung weniger Empörung hervorruft als Salvinis
faschistische Strategie.

Der französische Präsident Macron veranstaltete am 22. Juli ein Treffen
europäischer Minister, um über den Vorschlag aus Paris und Berlin zu
diskutieren, einen so genannten "Solidaritätsmechanismus" für Flüchtlinge
einzuführen. Typisch für die fromme Heuchelei der herrschenden Klasse in
Europa steht der humanitäre Name der Initiative in direktem Gegensatz zu
seinem reaktionären Inhalt.

Macron verkündete, in dem von acht Staaten (Frankreich, Deutschland,
Portugal, Luxemburg, Litauen, Kroatien und Irland) unterzeichneten Abkommen
sei ausdrücklich festgelegt, dass es nicht um die Aufnahme von mehr
Flüchtlingen in Europa geht. Vielmehr sollen die ankommenden Flüchtlinge
schneller in die Mitgliedsstaaten verlegt werden, in denen ihr
Asylverfahren stattfindet. Auf diese Weise können die Anträge von
Flüchtlingen effizienter zurückgewiesen und sie selbst abgeschoben werden.

Macron erklärte: "Wir werden unsere Arbeit unter der Aufsicht der
[Einwanderungs-]Kommission und zusammen mit allen relevanten Behörden,
einschließlich Frontex, beschleunigen. Auf diese Weise werden wir
Mechanismen schaffen, um diejenigen, die kein Recht auf Asyl haben,
schneller und effizienter als heute in ihre Heimatländer zurückzubringen."

Zusätzlich soll die "freiwillige Rückkehr derjenigen, die kein
Aufenthaltsrecht in Europa haben" gefördert werden, "damit nicht nur das
[EU-]Ankunftsland die Kosten trägt". Dies wird ergänzt durch verschärfte
Angriffe auf private Seenotretter. Macron erklärte, man werde "auch
Pflichten für die Rettungsschiffe durchsetzen, einschließlich der Pflicht,
die Anweisungen des Zentrums für Rettungskoordination zu befolgen, und das
Verbot, die Mission der libyschen Küstenwache zu erschweren".

Macrons migrantenfeindliches Programm genießt die Unterstützung des
gesamten politischen Establishments in Frankreich, einschließlich der
Sozialistischen Partei und Mélenchons Bewegung La France Insoumise.
Mélenchon schweigt sich über das Schicksal der Schiffe Ocean Vikings und
Open Arms aus und hat dazu keine einzige Stellungnahme abgegeben.

Angesichts der zunehmenden Streiks und des wachsenden Widerstands der
Arbeiterklasse gegen soziale Ungleichheit benutzt die europäische
herrschende Klasse die Angriffe auf Zuwanderer, um die extreme Rechte zu
fördern und die Arbeiterklasse zu spalten.

Seit 2018 hat die EU alle Schiffe zurückgezogen, die bis dahin von der
Grenzschutzbehörde Frontex genutzt wurden. Frontex hat seitdem kein
einziges Schiff mehr zur Verfügung, sondern nutzt nur noch Drohnen zur
Überwachung des Mittelmeers. So sieht Frontex von oben zu, wie Flüchtlinge
ertrinken oder liefert den libyschen Milizen Hinweise, um sie aufzugreifen.

Alleine seit 2014 sind etwa 14.000 Flüchtlinge im Mittelmeer bei dem
Versuch ertrunken, das europäische Festland zu erreichen.
Hilfsorganisationen und private Seenotretter, die die Lücken füllen, werden
systematisch verfolgt, der "Beihilfe zur illegalen Migration" beschuldigt
oder dürfen nicht mehr auslaufen.

Die beiden Schiffe, die sich in der aktuellen Situation befinden, sind
hierfür ein Beispiel. Die Proactiva Open Arms konnte wegen eines Verbots
der Sanchez-Regierung sieben Monate lang nicht im zentralen Mittelmeer
operieren. Die Regierung hatte zynisch erklärt, das Schiff sei nicht
seetüchtig oder für lange Reisen geeignet. Im Juni beschloss die Besatzung,
trotz des Verbots auszulaufen.

Die Ocean Viking ist die Nachfolgerin der Aquarius, die von den gleichen
französischen Organisationen betrieben wurde. Die Aquarius wurde im letzten
Oktober dauerhaft in Marseille festgesetzt, nachdem sie in drei Jahren mehr
als 30.000 Menschen aus Seenot gerettet hatte. Alle europäischen
Regierungen hatten ihr untersagt, unter ihrer Flagge zu fahren, sodass sie
den Hafen nicht legal verlassen kann.
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Materialistischer Feminismus

von Peter Nowak



Pünktlich auf den 8. März erschien der Sammelband "materializing
feminism". Darin veröffentlichen 13 Autor*innen Überlegungen zum
Verhältnis von Materialismus und Feminismus. Das Buch liefert
Diskussionsstoff für einen materialistischen Feminismus auf der Höhe
der Zeit.


Die Resonanz auf den Frauen*streik am 14. Juni in der Schweiz
war auch in Deutschland überwältigend. Der Aktionstag war nur ein
Beispiel für einen Feminismus, für den die soziale Frage ein
integraler Teil ist. In den USA sind schon zur Amtseinführung von
Trump Hunderttausende Frauen* auf die Strasse gegangen. Es gibt
Videos, die die Radikalität der Forderungen zeigen, die durchaus
Patriarchat und Kapitalismus in Frage stellen. Auch in Ländern wie
Argentinien manifestiert sich auf den Strassen ein Feminismus, der
gegen die Abtreibungsverbote genauso agiert, wie die gegen die
Verarmungspolitik der Macri-Regierung. Nur auf theoretischer Ebene
scheint es oft so, als wäre der Feminismus mit dem Kapitalismus ein
Bündnis eingegangen. Doch gegen diesen kapitalkonformen Kapitalismus
regt sich jetzt auch auf der wissenschaftlichen Ebene Widerstand. Das
zeigen der passgenau am 8. März 2019 erschienene Sammelband
"materializing feminism". Der englischsprachige Titel sollte nicht
abschrecken, die elf interessanten Beiträge zu lesen. Denn sie sind
grösstenteils auch für Nichtakademiker*nnen gut lesbar. Der Titel aber
ist schlicht der Tatsache geschuldet, dass die Wissenschaftssprache
eben englisch ist. Aber unter den Autor*innen, 13 Frauen und einem
Mann, hätte es wohl auch Einwände gegen einen Titel "Materialistischer
Feminismus" gegeben, dass hätte wohl manchen zu unmodern und
traditionell geklungen.


Grenzenlose Selbstentfaltung?

Tatsächlich werden in dem Buch Überlegungen zum Verhältnis von
Materialismus und Feminismus veröffentlicht. Gleich in der Einleitung
kritisieren Friedericke Beier, Lisa Yashodharo Haller und Lea Haneberg
einen Feminismus, der sich dem Neoliberalismus angepasst hat. "Kein
Wunder also, dass unsere Identitäten zum heissbegehrten
Betätigungsfeld werden. Dabei öffnet sich eine schier grenzenlose
Arena von Handlungsmöglichkeiten. Es wird uns suggeriert, dass wir
frei sind zu lieben, wen und wie wir möchten und uns selbst so zu
definieren, wie wir sein wollen. Und da die ökonomischen Verhältnisse
kaum mehr gestaltbar erscheinen, die eigene Handlungsfähigkeit in der
Sphäre grenzenloser Selbstentfaltung und -optimierung zu erproben:
durch ein neues Tattoo etwa oder durch vegane Ernährung".

Hier wird das Paradox der individualistischen
Selbstverwirklichungsideologie gut auf den Punkt gebracht. Du darfst
heute so freche T-Shirts anziehen, die alle so schrecklich individuell
erscheinen und doch meistens Massenware sind. Auch das so individuelle
Tattoo liegt meistens im allgemeinen Trend. Weil Du im
Spätkapitalismus nun überhaupt keinen Einfluss mehr auf die eigenen
Arbeitsverhältnisse hast und selbst von der Arbeiter*innenbewegung
erkämpfte Mitbestimmungsrechte oft keine Gültigkeit mehr haben, stürzt
sich das postmoderne Individuum mit umso grösserer Begierde auf die
Gestaltung der eigenen Frisur, des eigenen Tattoos und des T-Shirts.
Ein Teil des liberalen Feminismus und der liberalen Queerbewegung
macht dabei mit. In den USA stellten sie sich fast bedingungslos
hinter Hillary Clinton, in Deutschland lernten sie vor Jahren Merkel
zu lieben.


Der Reformismus von Judith Butler

Die marxistische Feministin Andrea Trumann arbeitet in ihrem Beitrag
gut heraus, wie dieser prokapitalistische Turn im Feminismus schon bei
der postmodernen Theoretikerin Judith Butler angelegt war. Dabei
handelt es sich aber keineswegs um einen Totalverriss der
Theoretikern, die in den 1990er Jahren mit dem Anspruch angetreten
ist, alle Identitäten zu dekonstruieren. "Wenn selbst das natürliche
Geschlecht nicht mehr als unabänderlich gilt, dann ist alles möglich.
Die Welt kann aus den Angeln gehoben werden", beschreibt Trumann die
Anziehungskraft dieser Ideologeme auf eine moderne bürgerliche
Schicht. Für sie stand nicht mehr die grundlegende
Gesellschaftsveränderung auf der Agenda. Schliesslich hatte sich das
TINA-Denken "There is no Alternative" in den Köpfen der Menschen
festgesetzt. Dann kann man wenigstens die eigene Identität, das eigene
Geschlecht ändern, war die Devise und der Dekonstruktivismus war ein
Schlüssel dazu. Dass erklärt die enorme Popularität von Butler und
ihrem Theorieansatz, der die Begriffe, aber nicht die
gesellschaftlichen Verhältnisse verändern will.

Trumann bringt die Kritik an diesem Ansatz prägnant auf den Punkt,
wenn sie Butlers Ansatz als systemimmanent betrachtet: "Denn es ist
nicht die heterosexuelle Matrix, die das binäre Geschlechterverhältnis
hervorgebracht hat, sondern dieses entwickelte sich erst, als sich die
kapitalistische Produktionsweise mit ihrer Trennung von privat und
öffentlich durchsetzte. Für die Herausbildung des
Geschlechterverhältnisses ist besonders relevant, dass dieses
wesentlich durch die Ausbeutung der Ware Arbeitskraft zur
Profitmaximierung bestimmt ist."


Linke Gegenentwürfe

Die Politikwissenschaftlerin Lisa Yashodhara Haller fragt, warum linke
Feministinnen "einem männlichen Phantasma von Autonomie" hinterher
eifern, anstatt "sich um linke Gegenentwürfe zum derzeit tonangebenden
liberalen Feminismus zu bemühen?" Sie beantwortet die Frage damit,
dass man dann schnell an die immanenten Grenzen von
Gleichstellungspolitik stösst. Sie benennt die Ursache: "Dieser Grund
heisst Kapitalismus". Darüber sind sich die Autor*innen in dem Buch
einig. Neben der fundierten Kritik am liberalen Feminismus gibt es
auch Raum für die von Haller geforderten linken Gegenentwürfe zum
liberalen Feminismus. So setzt sich Anna Stiede für eine
"leidenschaftliche, feministische Klassenpolitik" ein, in der sich der
Begriff der Bewegung auch auf die Körper bezieht. Sie sieht in
Performances und Tanz wichtige Ausdrucksformen für eine neue Linke.
Juliana Moreira Streva Einblicke in die feministische Debatte und
Praxis in Lateinamerika.

Verena Letsch und Isabell Merkle versuchen in ihrem Beitrag Elemente
des auch von links vielkritisierten Differenzfeminismus für eine neue
linke Bewegung fruchtbar zu machen. "Für weitere Auseinandersetzungen
um einen kämpferischen Feminismus ist es bedeutsam, dass die
gesellschaftlichen Verhältnisse es nicht nur erlauben, sondern sogar
einfordern, weiterhin von einer Kollektivkategorie Frau zu sprechen",
schreiben die beiden Autorinnen. Die linke Autorin Bini Adamczak will
"mit einer dekonstruktivistischen Brille auf marxistisch-feministische
Theorien schauen, um in ihnen eine Radikalität freizulegen". Adamczak
betont die wichtige Rolle, die feministische Bewegungen weltweit im
Kampf gegen die rechte Konterrevolution spielen. Sie erwähnt
feministische Mobilisierung in Spanien, Uruguay, Chile, Pakistan,
Irland und den USA. Mit dem Frauen*streiktag am 14. Juni 2019 haben
sich auch Schweizer Frauen* in diese Kette eingereiht.

Das Buch liefert Diskussionsstoff für einen materialistischen
Feminismus auf der Höhe der Zeit, der nicht nur den Rechten, sondern
auch den prokapitalistischen Kräften in der feministischen Bewegung
Paroli bieten kann. Die Neuformierung eines solchen linken Feminismus
ist auch eine Kampfansage an manche Linke, die den Kampf der Frauen*
gegen Patriarchat und Kapitalismus noch immer als Nebenwiderspruch
oder Identitätsgetue abwerten wollen.


Friederike Beier, Lisa Yashodhara Haller, Lea Haneberg (Hg.)

"materializing feminism", Positionierungen zu Ökonomie, Staat und Identität

Unrast Verlag, Dezember 2018

248 Seiten 

ISBN 978-3-89771-319-2
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Deutsche Venezuela-Politik: 

Bruch des Völkerrechts und Unterstützung von Regime-Change

von Raina Zimmering



"Es hat nichts mit den Bedürfnissen der venezolanischen Bevölkerung
zu tun, es hat nichts mit Demokratie zu tun, es hat nichts mit
Freiheit zu tun, es hat nichts mit Hilfe zu tun."[1]


Obwohl Lateinamerika und erst recht Venezuela nicht zu den
Prioritäten deutscher Außenpolitik gehören, rückte dieses Land
zeitweilig in den Vordergrund der außenpolitischen Aktivitäten der
Bundesrepublik. Venezuela leidet unter enormen ökonomischen
Schwierigkeiten (Hyperinflation und extrem hohe Verschuldung) mit
sozialen Verwerfungen und einem Exodus seiner Bevölkerung durch eine
nach Millionen zählende Flüchtlingswelle, mit der besonders die
Nachbarländer klar kommen müssen. Doch trotz dieser Situation, die das
Resultat einer Gemengelage zwischen US-amerikanischen Sanktionen, dem
Jahrzehnte langen zerstörerischen Handeln westlicher Staaten, dem
sinkenden Erdölpreis, einer verfehlten politischen und
wirtschaftlichen Politik der Maduro-Regierung und einer zunehmend
feindlichen Haltung der lateinamerikanischen Nachbarländer ist,
interessierte dies die EU und die deutsche Außenpolitik bisher nur am
Rande.

Erst als Trump in einer Art ungeduldiger Vorwärtsverteidigung Juan
Guaidó als neuen venezolanischen Präsidenten am 23.01.2019 aus der
Taufe hob und sein "Baby" als Kapitalismusretter in Venezuela
vorstellte und zum "Retter" des venezolanischen Volkes ummünzte,
konnten sich die EU und Deutschland nicht mehr "zurückhalten". Die
lange Vorbereitung Guaidós zur Schlüsselfigur des Regime Change in
Venezuela[2], ein abgekartetes Spiel zwischen dem von Exilkubanern
abstammenden Senator und Trump-Berater Marco Rubio, Ex-CIA-Direktor
Mike Pompeo, Vizepräsident Mike Pence und Donald Trump[3], fand damit
seinen Abschluss. Folgerichtig wurde Guaidó als Präsident Venezuelas
von den USA, Kanada, Israel, der OAS (Organisation Amerikanischer
Staaten) und Argentinien, Brasilien, Chile und Kolumbien sofort
anerkannt. Es folgte eine Reihe europäischer Staaten. Russland, China,
Italien, der Iran, die Türkei, Neuseeland und eine Reihe
lateinamerikanischer Staaten lehnten es dagegen ab, Guaidó als
legitimen Präsidenten zu akzeptieren.

Wiederbelebung der Monroe-Doktrin

Bei dem US-amerikanischen Aktionismus geht es nicht allein um
Venezuela, es geht um ganz Lateinamerika. Nachdem die immerhin 20
Jahre dauernden linksgerichteten Regierungen auf dem Kontinent an
Macht verloren und neuen rechtsgerichteten Regimen Platz machen
mussten, scheint für die USA und einen Teil der westlichen Welt der
Zeitpunkt gekommen, um den Kontinent wieder neu für sich zu entdecken
und dem zunehmenden chinesischen und russischen wirtschaftlichen
Einfluss zu entziehen. Trump will im Zeitalter neuer
Großmachtrivalitäten seine Truppen aus Syrien und Afghanistan
zurückziehen und droht mit Truppenaufmärschen und militärischen
Interventionen in Lateinamerika. Für Venezuela betonte er immer
wieder, dass auch eine militärische Intervention eine Option wäre.[4]

Die Androhung von Gewalt ist bekanntlich nach UN-Definition auch
Gewalt. Sie liefert zudem den gewünschten Effekt des
Staatsterrorismus, nämlich die Verbreitung von Angst unter der
Bevölkerung, was die Flüchtlingsströme beflügelt. Der Halbkontinent
soll im Sinne einer Großmachthegemonie[5] wieder näher an die USA
heranrücken. In Lateinamerika soll im o.g. Sinne kein mittelgroßes
Land an strategisch wichtiger Stelle an den Ufern der Karibik und des
Pazifik und mit den heiß begehrten Erdöl-, Erdgas-, Bauxit-, Coltan
und Goldreserven außerhalb der US-amerikanischen Hegemonie bleiben.

Es ist, als würde Donald Trump nicht allein den Rostgürtel seines
Landes neu zum Leben erwecken wollen, sondern als wolle er den Rost
der Monroe-Doktrin wegputzen. Um den Kontinent soll ein eiserner
Gürtel gelegt werden und das von den USA proklamierte "Enterprise of
the Americas" (Zimmering 1993) der 1990er Jahre, das durch den
Widerstand der linken lateinamerikanischen Regierungen nie zustande
kam, entrostet, modernisiert und mit Hilfe der sogen. Lima-Gruppe (ein
Verbund lateinamerikanischer rechter Regierungen, wie z.B. des
rechtskonservativen Präsidenten Mauricio Macri [Argentinien], Jair
Bolsonaro [Brasilien] und Ivan Duque [Kolumbien]) neue Fahrt
aufnehmen. Mit einem kombattanten reichen Passagier wie Venezuela
würde das "Enterprise" beschleunigt werden können und der Formel "Make
America Great Again" zu neuem Leben verhelfen.

Die Interessen Deutschlands und der EU

Wie stehen nun die EU und Deutschland zu dieser Entwicklung? Zusammen
mit der EU erkannte Deutschland das "Trump-Baby", den selbsternannten
"Übergangspräsidenten" Juan Guaidó, in vorauseilendem Gehorsam
gegenüber den USA an und forderten in unverhohlen
interventionistischer Art den amtierenden venezolanischen Präsidenten
Nicolás Maduro auf, innerhalb von acht Tagen Neuwahlen auszurufen.
Dabei berief man sich auf den Verfassungsartikel 233, nach dem im
Falle von Krankheit oder Tod des Präsidenten Neuwahlen angesetzt
werden müssen. Auch wenn die Regierung Maduro durch verschiedene
andere Regierungen nicht anerkannt wird, so ist der amtierende
Präsident Maduro nicht gestorben oder krank. Die Berufung auf besagten
Artikel ist schlicht und einfach falsch. Wie der "Wissenschaftliche
Dienst des Bundestages" im Auftrag der Linksfraktion feststellte, gäbe
es "starke Gründe für die Annahme", dass die Anerkennung Guaidós eine
Einmischung in innere Angelegenheiten und dieses Verhalten
"völkerrechtlich fraglich sei" (Wissenschaftlicher Dienst 2019). In
einer daraufhin stattfindenden Pressekonferenz sagte der Sprecher von
Angela Merkel, man hätte die venezolanische Verfassung nicht so genau
gekannt.

Noch vor dieser peinlichen Bekanntgabe hatte Heiko Maas in der
Sondersitzung des Bundestages zu Venezuela geäußert, dass sich
Deutschland angesichts des unermesslichen Leids des venezolanischen
Volkes, das allein Maduro und nicht der Sanktionspolitik der USA oder
der Jahrzehnte langen Einflussnahme westlicher Staaten (wie z.B. der
Kaderschmiede Adenauer Stiftung[6]) angelastet wurde, nicht "neutral"
verhalten kann, womit die moralische Begründung für die Anerkennung
von Guaidó geliefert wurde.

Wie kann sich ein Staat, der als seriös und völkerrechtskonform
wahrgenommen wird oder zumindest wahrgenommen werden möchte, solch
einen Irrtum erlauben? Der vom Vorgängerpräsidenten Hugo Chavez
proklamierte "Sozialismus des 21. Jahrhunderts" war der Bundesrepublik
schon immer ein Dorn im Auge gewesen: Eine sich sozialistisch
definierende Regierung bestimmt in Venezuela über deutsche
Investitionen und die größten Erdölvorkommen der Welt! In
machiavellistischer Manier sollte die Regierung Maduro innerhalb
kürzester Zeit beseitigt werden.

Sieht man sich die Interessen der deutschen Wirtschaft in Südamerika
an, so wird klar, dass das Eingeständnis einer falschen
außenpolitischen Argumentation im Vorgehen gegen die gewählte
Regierung in Venezuela und der von den USA kreierten Marionette wohl
doch kein reiner Irrtum war. In einem Artikel der "Welt" konnte man
schon 2017 lesen: "In Venezuela hoffen die deutschen Unternehmen
dagegen auf die Zeit nach Maduro."[7]

Kaum eines der großen Unternehmen hat Venezuela bislang verlassen und
die Geschäfte dort komplett aufgegeben. Guaidó plant schließlich, die
staatlichen Vermögenswerte zu privatisieren und ausländischen
Unternehmen Zugang zu Öl zu verschaffen.[8] Das ist das, was für die
deutsche Regierung wirklich zählt und nicht völkerrechtliche Gründe
oder das Leid der venezolanischen Bevölkerung, denn man hatte sich mit
deutschen Pharma-Unternehmen an den Sanktionen beteiligt.

Nur, wenn im trotz allem funktionierenden demokratischen Prozedere des
deutschen Bundestages nachgefragt und die Wahrheit eingefordert wird,
kommt diese dann manchmal tröpfchenweise an die Öffentlichkeit. Dass
die deutsche Regierung und deutsche Medien mit weiteren
Fehlinformationen arbeiten, kann angesichts dieses Lapsus nicht
verwundern. Wenn keine echten Argumente für völkerrechtswidriges
Handeln vorhanden sind, werden eben welche erfunden. Die Regierung
zusammen mit den meisten deutschen Medien vermitteln den Eindruck, als
stünde das gesamte venezolanische Volk hinter Guaidó, was der Realität
widerspricht. Dass die Bundesregierung nicht gewusst hätte, wen sie da
als Präsidenten anerkennt, ist schwer vorstellbar. Was sind denn die
vom Steuerzahler finanzierten wissenschaftlichen Dienste und
wissenschaftlichen Stiftungen wert, wenn sie die Bundesregierung nicht
ausreichend über politische Hintergründe informieren? Ein Beispiel ist
der Fall von Jair Bolsonaro, dem rechtsfaschistischen Präsidenten von
Brasilien. Obwohl die Adenauer-Stiftung über ihn ein sehr negatives
Persönlichkeitsprofil erstellte, wird dessen Regierung von Deutschland
anerkannt und durch den BDI dringend empfohlen.

Nach dem biographischen Report der bekannten investigativen
US-amerikanischen Journalisten und Analysten Max Blumenthal und Dan
Cohen ist Juan Guaidó nicht der smarte Hoffnungsträger des
venezolanischen Volkes und vertrauenswürdige Partner seriöser
Regierungen, als der er durch die deutsche Regierung und die deutschen
Medien dargestellt wird. Er gehört zu den gewalttätigsten Gruppen der
Opposition in Venezuela und wurde über Jahrzehnte von den wichtigsten
Kaderschmieden der USA im Sinne eines "Regime Change" aufgebaut.
Guaidó studierte u.a. 2007 an der George-Washington-University, wo er
die venezolanische Widerstandsgruppe "Generation 2007" mit gründete,
die in Venezuela gewaltsame Straßenschlachten, die sogen.
Guarimba-Taktik, durchführt, bei der in terroristischer Manier
Menschen getötet werden, um die Bevölkerung zu verunsichern und Angst
und Schrecken zu verbreiten. Guaidós "Partei des Volkswillens" ging
aus dieser Bewegung hervor und ist für ihre oft grausamen
Destabilisierungskampagnen, insbesondere die Straßenkrawalle 2017,
bekannt. Eine Reihe der Gesinnungsgenossen von Guaidó sitzen wegen
eindeutig krimineller Delikte wie Mord, Körperverletzung und
Unterschlagung von Geldern im Gefängnis oder flüchteten außer Landes.

Die Partei des Volkswillens war Teil der Oppositionsparteien und
stellte im Rahmen eines Rotationsverfahrens den Präsidenten des
Parlaments. Der Vertreter der Partei des Volkswillens, der im
Rotationsverfahren zum Präsidenten erklärt (nicht gewählt) werden
sollte, trat zugunsten Juan Guaidós zurück. Die Gründe dafür blieben
bis heute im Dunklen. Guaidó wurde also nie vom venezolanischen Volk
gewählt. Aus diesem Grunde lehnten auch andere venezolanische
Oppositionsparteien, wie die traditionelle sozialdemokratische
liberale Partei "Acción Democratica" und die Mehrzahl der
DAS-Mitgliedsstaaten Guaidó als Präsidenten ab.[9] 2018 koordinierte
Guaidó in Washington, Kolumbien und Brasilien die Massenproteste
während der Präsidentschaftswahlen im Mai 2018, aus denen Maduro als
Sieger hervorging. Die Opposition erklärte die Wahl als ungültig, was
die internationalen Maduro-Gegner bis zum heutigen Tag ebenfalls tun.
Doch es gab außer Maduro noch drei weitere Oppositionskandidaten und
ein Großteil der Opposition nahm absichtlich nicht an den Wahlen teil.
Die angebliche Illegitimität der Regierung von Maduro basiert auf der
Argumentation, dass die Opposition von den Wahlen ausgeschlossen
wurde. Die Tatsachen widersprechen dieser Darstellung. Schließlich
wurde Guaidó wegen der Nichtanerkennung der Regierung von Maduro von
den USA gebeten, sich am 23.01.2019 zum Präsidenten zu erklären. Die
deutsche Regierung beließ es nicht dabei, Juan Guaidó aus der Ferne
als Präsidenten anzuerkennen, sondern ließ über ihr diplomatisches
Personal auch Taten vor Ort folgen. Nachdem Guaidó trotz eines
Ausreiseverbots ins Ausland fuhr und dann im März wieder nach
Venezuela zurückkehrte, begab sich der deutsche Botschafter Daniel
Kriener gemeinsam mit Diplomaten der USA, Brasiliens und Kolumbiens
zum Flughafen Maiquetía bei Caracas, um Guaidó zu empfangen und eine
mögliche Inhaftierung zu verhindern. Prompt folgte die Ausweisung des
Botschafters durch Maduro wegen undiplomatischen Verhaltens. Das
freundschaftliche Verhältnis zwischen Kriener und Guaidó wurde
öffentlichkeitswirksam durch die Bilder über den Empfang in der
Nationalversammlung unterstrichen.[10] Diese weitere peinliche
Tatsache, für den selbsternannten Präsidenten Guaidó tatkräftig
einzustehen, qualifiziert die deutsche Regierung als Unterstützer der
Regime-Change-Politik der USA und Verbündeten der rechtesten
Regierungen auf dem amerikanischen Kontinent.

Humanitäre Hilfen und Cyberangriffe

Von der deutschen Regierung und den deutschen Medien wird die
Behauptung verbreitet, dass sie auf der Seite "des venezolanischen
Volkes" stehe und dass Guaidó dieses verkörpere. Als Guaidó am
Wochenende vom 02./03.02.2019 zu Demonstrationen gegen Maduro aufrief,
kamen diesem Aufruf 10.000 Menschen nach. Die Demonstrationen auf der
Seite von Maduro, die gegen Guaidó auf die Straße gingen, zählten
allerdings das Zehnfache, nämlich 100.000 Demonstranten (Rubio 2019).
Auch wenn 10.000 Demonstranten eine große Zahl ist, so ist das
Verhältnis zwischen beiden Anhängergruppen klar und spricht nicht
dafür, dass das gesamte Volk hinter Guaidó steht, wie dies von Maas
und den deutschen Medien behauptet wird. In nicht zu unterbietender
Ignoranz werden im deutschen Fernsehen immer wieder Bilder von
Massendemonstrationen für Guaidó gezeigt, während die Bilder der
Maduro-Demonstrationen einfach nicht vorkommen. Hier kann man nicht
einmal von einem Kampf der Bilder sprechen, es gibt einfach
konkurrenzlos nur die einen. Das hat auch seine Logik, ansonsten würde
ein weiteres Scheinargument nicht funktionieren.

Die Behauptung, Maduro könne sich nur noch durch das Militär halten,
ist in der deutschen Regierung und den Medien allgemeiner Konsens.
Durch den kleinen Zusatz "noch" wird gleichzeitig versucht, die
Hoffnung zu nähren, dass dieser letzte Haltepfeiler bröckeln könnte.
Das letzte Beispiel von Fake News über Venezuela sind die Bilder der
Brücke Tienditas an der Grenze zu Kolumbien, die die Sperrung von
Hilfslieferungen durch die Maduro-Regierung beweisen sollen.
Allerdings ist die Brücke nie in Betrieb genommen worden und die
Bilder stammen aus dem Jahre 2017 (Neuber 2019).

Manchmal werden die Produzenten falscher Bilder und Narrationen selbst
deren Opfer und glauben am Ende an ihre Artefakte. Offensichtlich sind
sowohl die USA als auch die EU überrascht, dass Maduro noch da ist und
dass das Militär, bis auf Ausnahmen, sowie ein großer Teil der
Bevölkerung zu ihm halten.

Nun stehen für die westlichen Staaten zwei Optionen zur Debatte: Die
eine ist eine militärische Intervention unter Führung der USA, die
vorerst über den Weg "humanitärer Hilfe" angedroht wurde. Das Beharren
auf den Hilfeleistungen durch die USA, die EU und andere Staaten ist
angesichts der Sanktionspolitik der USA und der EU gegenüber Venezuela
ein Spott. Wenn ein anderes Land Venezuela genau die nun in Aussicht
gestellten Hilfsgüter wie Lebensmittel und Medikamente liefern will,
wird es von den USA "bestraft" (Strafzölle, Handelsembargen,
Einfrieren von Bankkonten).[11] Maduro hatte seit 2017 mehrfach um
Hilfen durch die UN und das Internationale Rote Kreuz gebeten,[12] die
aber durch die US-Sanktionen nur schleppend in Gang kamen. Nachdem
sich die Lage in Venezuela zuspitzte, gab es Anfang 2019 verstärkt
Hilfslieferungen aus Russland, Cuba, China und vom Roten Kreuz und der
UNO.

Das Kalkül bei der "humanitären Hilfe" durch das Maduro feindliche
Lager besteht darin, dass dadurch die Mobilisierung der Opposition und
die Androhung eines militärischen Eingreifens der USA erzwungen werden
soll. Das Szenario Mitte Februar 2019 sollte sich folgendermaßen
abspielen: Die im Rahmen eines vom britischen Milliardär Richard
Branson organisierten Konzerts mobilisierte Zivilbevölkerung sollte
dazu animiert werden, die an der Grenze zwischen Kolumbien und
Venezuela gesammelten und z.T. durch die USA gelieferten Hilfsgüter
nach Venezuela zu bringen und die geschlossene Grenze zu
überschreiten. Wenn das venezolanische Militär eingegriffen hätte, um
die Grenze zu verteidigen, dann wäre auch von der anderen Seite
militärisch eingegriffen worden, um die Zivilbevölkerung zu
"schützen". Zeitgleich mit Verbringung der Hilfsgüter an die
venezolanische Grenze und dem Konzert fand die Verlagerung von
Spezialeinheiten und Kriegsgerät der US-Streitkräfte an die
venezolanische Grenze statt.[13] Es war dies ein strategisch geplantes
Szenario, wie es schon oft zum Interventionsrepertoire der USA in
Lateinamerika gehörte (das letzte Mal 2009 beim Putsch in Honduras).
Der US-Sonderbeauftragte für Venezuela, Elliott Abrams, hatte die
Praxis von "humanitären Hilfen" in früheren Zeiten schon mehrfach
angewandt, wie 1996 in Nikaragua zur Unterstützung der Contras, und
ist dafür in den USA später bestraft worden. Wie das Internationale
Rote Kreuz feststellte, war das Szenario an der
venezolanisch-kolumbianischen Grenze eine direkte Einmischung in die
inneren Angelegenheiten eines anderen Staates und bedeutet die
Verletzung der UN-Charta und des Völkerrechts.

Trotzdem forderten die USA auf einer Sondersitzung des
UN-Sicherheitsrates Ende Februar 2019 in einer Resolution, der sich
auch Deutschland anschloss, dass Venezuela die amerikanischen
"Hilfslieferungen" ins Land kommen lassen solle. Auch wenn im Februar
2019 die Interventionsabsichten der USA durch das Eingangstor der
"humanitäre Hilfe" gescheitert sind, steht sie weiterhin als ein
Mittel des Regimechange oder einer militärischen Intervention zur
Verfügung.

Nicht nur dass die "humanitäre Hilfe durch das Verweben mit
politischen Zielen und der Androhung einer militärischen Intervention
die Verletzung des Völkerrechts war, sondern das Szenario bedeutete
den sogen. "Krieg um die Köpfe"[14] und Herzen. "Humanitäre Hilfe" und
"humanitärer Notstand" rufen im Allgemeinen bei den Rezipienten der
entsprechenden Fernsehbilder breite Zustimmung und Empathie sowohl mit
dem "Not leidenden Volk" als auch mit den "Helfern" hervor. Dabei wird
nicht über Hintergründe und Zusammenhänge nachgedacht.

Es hatte einen Monat gedauert, ehe vor dem UN-Menschenrechtsrat die
"false positive" (Falschmeldungen) der US-amerikanischen und
europäischen Propaganda-Kampagne und der venezolanischen Opposition
zur "humanitären Hilfe" und "Notlage" offengelegt werden konnte. Max
Blumenthal und Anya Perampil sagten am 19.03.2019 auf der
Sondersitzung des Menschenrechtsrates der UNO aus, dass zur selben
Zeit, als durch eine Vielzahl westlicher Regierungen und Medien vom
"humanitären Notstand" in Venezuela gesprochen wurde und die Bilder
mit den Hilfsmitteln aus den USA kursierten, die Versorgungslage der
Bevölkerung in Venezuela weitgehend intakt gewesen sei, und dass die
arme Bevölkerung mit billigen oder Gratisprodukten in den
Armenvierteln durch die Regierung versorgt wurde (Lebensmittelpakete).
Die Aussagen wurden mit Videos belegt.[15] Es gibt zwar große
Versorgtmgsengpässe in Venezuela, aber von einer "humanitären
Notlage", wie z.B. bei Hungersnöten in Afiika, kann nicht die Rede
sein. Zum Zeitpunkt der Tagung des Menschenrechtsrates war die
Grenzaktion vorbei und gescheitert. Das Interesse an der "humanitären
Hilfe" hatte beim Publikum nachgelassen.

Trotzdem wird auf internationaler Ebene die "humanitäre Hilfe" der USA
für Venezuela am Kochen gehalten und als Variante des "Regimechange"
weiter verfolgt. Das hatte Außenminister Heiko Maas offensichtlich im
Kopf, als er in einem Interview mit der "Welt" am 23.03.2019
behauptete: "Maduro verweigert in einer dramatischen Notlage dem
venezolanischen Volk jegliche Hilfe von außen. Das finde ich
infam."[16] Dabei verschwieg der deutsche Außenminister die
Hilfslieferungen der UNO, des Roten Kreuzes, Russlands, Cubas, Chinas
und der panamerikanischen Gesundheitsorganisation. Als auf der
Bundespressekonferenz zwei Tage darauf nachgefragt wurde, wieso Herr
Maas diese Lieferungen ignoriere, antwortete der Sprecher: "Die
Antwort des Außenministers steht für sich. Und ich sehe, sie haben
diese gelesen." Hier kommt, ähnlich wie bei der Frage der Anerkennung
von Guaidó durch die deutsche Regierung und der Infragestellung der
Völkerrechtskonformität durch den wissenschafllichen Dienst des
Bundestages, die Peinlichkeit der "false positive" ins Spiel. Das
Verblüffende ist, dass gar nicht versucht wird, Falschbehauptungen zu
begründen oder zu verschleiern.

Der "humanitäre Notstand" stellte sich dann doch ein, nachdem ein
"Blackout" am 07.03.2019 über Venezuela hinweg fegte. Ein Stromausfall
von über einer Woche legte fast den gesamten Transport, die Produktion
und Kommunikation, die öffentliche Verwaltung und das Gesundheits- und
Erziehungswesen lahm. In den Krankenhäusern starben Intensivpatienten
und Frühgeborene. Die Grundversorgung der Bevölkerung war stark
beeinträchtigt. Versuche zur Wiederherstellung der Stromversorgung
brachen immer wieder zusammen, was in dieser Weise noch nie der Fall
gewesen war. Chinesische Experten brachten dann das System wieder zum
Laufen. Es hatte eine bisher völlig unbekannte Art der Unterbrechung
der Stromversorgung stattgefunden: ein "Cyberkrieg".

Kurze Zeit nachdem Trump und US-Außenminister Mark Pompeo verkündet
hatten, dass die Sanktionen gegen Venezuela verschärft werden sollten,
fiel am 07.03.2019 das Kraftwerk Guri aus, das 80 Prozent der
Bevölkerung mit Strom versorgt. Zusätzlich gab es Sprengstoffanschläge
auf zentrale Umschaltstationen und mehrere Brände in Öllagern. Der
schon erwähnte ultra-rechte US-Senator und erklärte Maduro-Gegner
Marco Rubio äußerte drei Minuten nach dem Stromausfall, dass die
Back-up-Generatoren im Kraftwerk Guri durch eine Cyberattacke
angegriffen worden wären.[17] Diese Äußerung zeugt von Insiderwissen
und lässt den Schluss zu, dass die USA hier einen "Cyberkrieg" und
seine Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung getestet haben, was eine
moderne Version einer militärischen Intervention ohne Bodentruppen
oder ohne Luftwaffe bedeuten würde. Die internationale
Expertenkommission, die die Regierung Maduro mit der Untersuchung des
Vorfalls beauftragt hatte, bestätigte einen Cyberangriff auf die
Back-up-Generatoren des Kraftwerkes Guri. Auch am 25.03.2019 gab es
wieder neue Stromausfälle in 18 von 23 Bundesstaaten, die wiederum von
der Maduro-Regiemng und den Experten als Cyberattacke definiert
wurden.[18] In der Folge gehörten Stromausfälle großen Ausmaßes zu
einer Erscheinung des täglichen Lebens in Venezuela. Wahrscheinlich
war der erste Blackout nicht ausreichend effektiv für die
"Cyberkrieger" und neben der Variante der "humanitären Hilfe" wurde
nun mit "Blackouts" weiter gespielt. Durch die tiefgreifende und sich
wiederholende Beeinträchtigung des Alltagslebens in Venezuela soll die
Mehrzahl der Venezolaner für den Regimechange weichgeklopft werden.

"Cyberkriege" sind eine moderne Version von Kriegsführung und
Staatsterrorismus, die darauf abzielen, die Zivilbevölkerung zu
paralysieren. Die NATO entwickelt dazu seit geraumer Zeit eine eigene
Kriegsführungsstrategie. In der Zeit von Regierungskrisen können
solche Attacken dazu führen, dass Regierungen gestürzt werden und von
außen gestützte innere "Regimechanges" stattfinden. Der
Generalsekretär der NATO Jens Stoltenberg erklärte 2017, dass digitale
Waffensysteme verstärkt als digitale Angriffswaffen genutzt werden
sollen. Auch Deutschland stellt für diese Angriffswaffensysteme, die
auf die Zerstörung der Infrastruktur der Zivilbevölkerung gerichtet
sind, Potentiale zur Verfügung. In der Frage der digitalen offensiven
Angriffssysteme steht die Völkerrechtskonformität zur Debatte. Laut
Genfer Konvention ist der Schutz der Zivilbevölkerung oberstes Gebot,
weswegen digitale Cyberangriffswaffen verboten werden müssten. Auf den
NATO-Treffen wird deshalb öffentlich nicht von "Cyberkriegen"
gesprochen.[19]

Im Fall von Venezuela sollte vermutlich der bisher nicht geglückte
"Regime-Change" durch eine Superattacke auf die Grundversorgung der
Bevölkerung stattfinden. Das Kraftwerk Guri benutzt elektronische
Technik, die noch aus den USA und der Schweiz stammt (besonders von
der US-kanadischen Firma Cisco). Im Sinne einer abhängig machenden
westlichen Entwicklungspolitik wurden die einheimischen
Vertragspartner vermutlich in die Bedienung der Anlagen, aber nicht in
die Baupläne, eingeweiht. Moderne elektronische Anlagen können aus
weiter Entfernung gesteuert, also auch gestört oder abgeschaltet
werden. Da die venezolanischen Spezialisten vermutlich nicht über die
Baupläne der Anlagen in Guri verfügten, versuchen sie nun mit
ausländischer Hilfe (China und Russland), die Systeme zu
entschlüsseln, die Energieversorgung wiederherzustellen und
Schutzmechanismen zu entwickeln. Wahrscheinlich steht die Ankunft der
beiden russischen Militärflugzeuge in Venezuela Ende März 2019 im
Zusammenhang mit solchen Hilfsaktionen im "Cyberkrieg".[20] Jedoch ist
durch die zusätzliche Zerstörung technischer Anlagen und von Öltanks
die nachhaltige Wiederherstellung der Anlagen fast unmöglich. Es wird
über einen Austausch der US-amerikanischen Technik mit chinesischer
und russischer Technik verhandelt.

Entsprechend der Vorgehensweise in einem "Cyberkrieg" behaupteten Juan
Guaidó und die US-Regierung, die Stromausfälle wären das Ergebnis von
"Schlamperei", Unfähigkeit und Misswirtschaft durch die gegenwärtige
Maduro-Regierung und es sei endlich an der Zeit, dass Maduro abtritt.
Dieser Duktus wurde von der deutschen Regierung und den deutschen
Medien dankbar wiederholt.[21] Alle Aussagen zu einem Cyberkrieg gegen
Venezuela wurden als Verschwörungstheorien abgetan und die Beweise der
chinesischen Experten und der internationalen Expertenkommission
einfach verschwiegen. Würde man der Beweisführung der internationalen
"Expertenkommission" folgen, müsste man das völkerrechtswidrige
Handeln der USA und die eigenen Irrtümer bzw. Unterstützung dieses
Handelns zugeben. Gleichwohl wurden die Hilfslieferungen des Roten
Kreuzes, die Maduro schon mehrfach beantragt und schließlich vor Ort
mit dem Leiter des Roten Kreuzes ausgehandelt hat, als Niederlage der
venezolanischen Regierung dargestellt. In demagogischer Manier
erklärte Guaidó: "Heute ist ein Tag des Erfolgs für alle Venezolaner
und eine große Niederlage für den Usurpator", sagte der selbst
ernannte Übergangspräsident Juan Guaidó an die Adresse von Staatschef
Nicolás Maduro. "Die humanitäre Hilfe ist eingetroffen, weil wir alle
wie ein geeintes Volk gekämpft haben. Jetzt müssen wir sicherstellen,
dass sie bei jenen ankommt, die sie am dringendsten benötigen, und
nicht für Erpressung missbraucht wird."[22]

Überwindung der Krise durch Verhandlungen

Trotz aller Probleme ist es einer großen Anzahl von Menschen in
Venezuela klar, was für sie bei einem Regimechange auf dem Spiel
steht. Das Nachbarland Brasilien macht es eindrucksvoll vor.
Inzwischen hat sich die venezolanische Bevölkerung auf die
Stromausfälle eingestellt und Vorkehrmaßnahmen entwickelt. Auch die
Regierung hat in kürzester Zeit ihre Notversorgungsprogramme (z.B. die
Belieferung mit Wasser) aktiviert und ausgebaut, um Gegenmaßnahmen zu
entwickeln.

Die zweite Option nach dem bisherigen Scheitern des "Regimechange" in
Venezuela zur Lösung der bestehenden Krise ist, auf das
Verhandlungsangebot von Mexiko und Uruguay einzugehen und zwischen den
verschiedenen politischen Gruppen in Venezuela und den interessierten
Mächten zu verhandeln (Kanopka 2019). Das Problem besteht nur darin,
dass die meisten westlichen und eine Reihe lateinamerikanischer
Staaten Maduro nicht anerkennen und andersherurn eine Reihe von
Ländern Guaidó nicht anerkennt. Doch beide Lager müssten an den
Verhandlungen teilnehmen und von den anderen Verhandlungspartnern als
legitim anerkannt werden. Das Vorbereitungstreffen in Montevideo, an
dem Vertreter von acht europäischen Staaten, darunter die
Bundesrepublik, und Vertreter von fünf lateinamerikanischen Staaten
als "International Contact Group on Venezuela" teilnahmen, hat
allerdings die Hoffnungen der Organisatoren des Treffens (Mexiko und
andere lateinamerikanische Staaten) zerschlagen, dass schnell eine
friedliche und gerechte Lösung durch Verhandlungen errungen werden
könne. Die Gemeinsame Erklärung entspricht im Wesentlichen nämlich nur
den Forderungen der USA und Guaidós nach sofortigen Wahlen und freiem
Zugang der "Hilfsgüter". Mexiko und Bolivien lehnten deswegen die
Erklärung ab. Bis jetzt sieht es danach aus, dass im sog.
Montevideo-Prozess nur eine Seite der venezolanischen Gesellschaft
unterstützt werden würde, was nicht echten, ausgleichenden
Verhandlungen und einer nachhaltigen Konfliktregelung im Sinne des
gesamten venezolanischen Volkes entspricht. Sowohl der
UN-Sicherheitsrat als auch das Internationale Rote Kreuz wandten sich
gegen den Einsatz "humanitärer Hilfe" als politisches Instrument. Für
Venezuela ist die einzige Chance aus der Krise heraus zu kommen, den
Montevideo-Prozess in einen echten Ausgleich zu überführen, der den
realen Machtverhältnissen in Venezuela entspricht und
nicht-interventionistische humanitäre und wirtschaftliche Hilfen über
internationale Organisationen und zivile Solidaritätsaktionen
beinhaltet.

Die Reise des deutschen Außenministers nach Brasilien, Kolumbien und
Mexiko vom 29. April bis 2. Mai 2019 scheint aber genau diesem Prinzip
für gerechte und ausgleichende Verhandlungen im
Venezuela-Konflikt zu widersprechen. Anstatt das Gespräch in
unmittelbarer geographischer Nähe mit beiden Seiten des
venezolanischen Konflikts zu suchen und zu vermitteln, oder sich
lediglich ein eignes Bild in Venezuela zu machen, spricht Heiko Maas
nur mit den rechten südamerikanischen Regierungen und ausgemachten
Gegnern der Maduro-Regierung und trifft sich mit der venezolanischen
Opposition in Kolumbien. Damit ergreift der Außenminister wiederum
einseitig Position und duckt sich ängstlich vor einem Treffen mit
Maduro und dessen großer Unterstützerschaft weg. Dies ist kein
offensives und souveränes politisches Handeln, das sich erst einmal
unabhängig von Wirtschaft und Großmachtambitionen der USA im Sinne des
"Multilateralismus" bewegen sollte.[23] In diesem Zusammenhang klingt
es wie ein Hohn, wenn Heiko Maas über die gemeinsamen "Werte" wie
"Demokratie, Menschenrechte und faire Regeln" zusammen mit Jair
Bolsonaro, der die eigene Opposition bedroht, entweder im Gefängnis zu
landen oder außer Landes zu gehen, und mit Iván Duque, der den
Friedensprozess mit der FARC nicht anerkennt, zu sprechen
beabsichtigt.[24] Wenn Heiko Maas "Demokratie, Menschenrechte und
faire Regeln" ernst nehmen würde, wäre ein Gespräch mit Nicolas Maduro
zwingend gewesen. Doch an diesem schleicht er sich vorbei.

Die deutsche Position hält sich offensichtlich in der Venezuela-Frage
nicht an die von Kanzlerin Angela Merkel und Heiko Maas vertretenen
Ziele einer "strategischen Autonomie" und einer eigenen "geopolitische
Identität"[25], da sie den amerikanischen Kreationen folgt und eine
Trump-Marionette und einen Vertreter gewalttätiger Oppositionspolitik
wie Juan Guaidó vorbehaltlos unterstützt. Die US-Sanktionspolitik als
folgenreiche Ursache des Leidens des venezolanischen Volkes wird nicht
kritisiert und durch eigene Sanktionen noch bestärkt. Die Legende von
der "humanitären Hilfe" wird aktiv von der Regierung und mit eigenen
Kommentaren und Bildern durch deutsche Medien befeuert. Wenn es über
das Eingangstor von "humanitärer Hilfe" der USA gegenüber Venezuela zu
einer militärischen Intervention oder zu einem Bürgerkrieg kommen
sollte, trägt die deutsche Regierung eine Mitschuld. Offensichtlich
ist es der deutschen Regierung gleichgültig, welche diskreditierte
Figur sich an der Spitze einer Oppositionsbewegung befindet, und dass
sie als Bündnispartner von Donald Trump und Marco Rubio, rechter
Regierungen wie der in Brasilien unter Bolsonaro in der Venezuelafrage
auftritt, wenn es um das Kalkül eigener wirtschaftlicher Vorteile in
dem an Erdöl reichsten Land der Welt und der Vermeidung von
Differenzen mit dem Weltmachtkonkurrenten USA im Kampf um
Einflussgebiete (Huawei, Iran-Geschäft) geht (Voelsen 2019).
Deutschland entfernte sich im Venezuela-Konflikt vom Völkerrecht und
ist Teil des "Rostgürtels" in Lateinamerika bzw. wird von diesem
selbst umklammert.[26]


Anmerkungen

[1] Roger Waters von Pink Floyd zu dem Konzert von Branson an der
venezolanisch-kolumbianischen Grenze und den "humanitären
Hilfslieferungen" der USA.

(https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.roger-waters-ueber-venezuela-pink-floyd-saenger-kritisiert-benefizkonzert.108e5cdb-2082-4a7a-a8e1-4839e2417dea.html)

[2] https://www.nachdenkseiten.de/?p=49003.

[3] https://www.nachdenkseiten.de/?p=48658.

[4] https://deutsch.rt.com/nordamerika/83269-us-senator-trump-diskutierte-moeglichen/

[5] https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7859/.

[6] In mein Seminar über soziale Bewegungen an der
Humboldt-Universität Anfang der 2000er Jahre kam eine deutschstämmige
Venezolanerin, Tochter eines Unternehmers in Venezuela und
Stipendiatin der Konrad Adenauer Stiftung, die mir sagte, dass sie
etwas über den Aufbau sozialer Bewegungen lernen wollte.

[7] https://www.welt.de/wirtschaft/article/64299817/Die-gewagte-deutsche-Wette-auf-die-Rettung-Venezuelas.html.

[8] https://grayzoneproject.com/.

[9] https://www.nachdenkseiten.de/?p=49003.

[10] https://www.spiegel.de/politik/deutschland/venezuela-nicolas-maduro-juan-guaido-und-die-politik-der-bundesregierung-a-1257097.html

[11] https://amerika21.de/2019/02/222746/venezuela-konzerte-grenze-hilfe.

[12] https://amerika21.de/2019/02/222746/venezuela-konzerte-grenze-hilfe.

[13] https://amerika21.de/2019/02/222746/venezuela-konzerte-grenze-hilfe.

[14] https://www.ngfp.de/kongresse/ngfh-kongress-2015/

[15] https://www.youtube.com/watch?v=F9JRD_jCNp8;

https://www.youtube.com/watch?v=WZ1vF1X5jEw.

[16] https://www.youtube.com/watch?v=q72Ah06d4Pg.

[17] https:///www.youtube.com/watch?v=WHo9hgySZ7w&t=5785s.

[18] https://www.heise.de/tp/features/Neuer-landesweiter-Blackout-in-Venezuela-4349675.html.

[19] https://deutsch.rt.com/amerika/86032-stromausfall-in-venezuela-und-nato/.

[20] https://searchnews.info/27-03-2019/707697-stali-izvestny-verojatnye-zadachi-rossijskih-kibervojsk-v-venesujele.html.

[21] https://www.wiwo.de/politik/ausland/versorgungskrise-neuer-stromausfall-taucht-venezuela-wieder-ins-dunkel/24164056.htm/

[22] https://www.tagesschau.de/ausland/venezuela-rotkreuz-hilfe-103.html.

[23] https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7921/.

[24] https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/regionaleschwerpunkte/lateinamerika/maas-lateinamerikareise/2213786.

[25] https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7864/.

[26] Abschluss dieses Artikels Ende April 2019.
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FRAGEN/081: Nutzung digitaler Medien - "Viele Eltern fühlen sich überfordert" (idw)


Universität zu Köln - 15.08.2019

"Viele Eltern fühlen sich überfordert"



Professorin Dr. Nadia Kutscher hat eine viel beachtete Studie zur Nutzung
digitaler Medien in Familien verfasst. Im Interview erklärt sie, warum
Eltern ihre Kinder an Entscheidungen beteiligen sollten und warum Konflikt
und Verhandlung nicht immer zu vermeiden sind. Dennoch ist sie überzeugt,
dass ein verantwortungsvoller Umgang mit digitalen Medien in Familien
möglich ist.



Frau Kutscher, Sie sehen das massenhafte posten von Familienfotos
in den Sozialen Medien kritisch. Gehen Eltern zu sorglos mit den Fotos
ihrer Kinder um?

Im Allgemeinen: ja. Es gehört ja zur ganz normalen Praxis in vielen
Familien, Fotos zu machen - oft auch, wenn die Kinder eigentlich keine
Lust haben. Über WhatsApp und ähnliche Dienste und die große Verbreitung
von Smartphones liegt es einfach nahe, diese Fotos mit anderen mal eben
schnell zu teilen. Dass da aber oft Daten der Kinder preisgegeben werden,
die auch in Zukunft Folgen für sie haben können, gerät schnell in
Vergessenheit: Im Zeitalter von Big Data und Algorithmen speichern und
nutzen die sozialen Netzwerken diese Daten langfristig.

Wären Kinder beim Teilen ihrer Fotos in sozialen Netzwerken
vorsichtiger?

Die Kinder werden beim "Fotos machen und mit anderen teilen" in der Regel
nicht gefragt. Viele Fotos würden sie mehr schützen als ihre Eltern es
tun, und nicht mit anderen teilen. Kinder und Eltern haben teils
unterschiedliche Kriterien dafür, wann sie ein Foto okay finden und wann
nicht. Selbst ab dem Alter von sechs Jahren können Kinder gut benennen,
wer welche Fotos von ihnen sehen darf und wer nicht. Eltern sind - obwohl
es ihnen nicht egal ist - an vielen Stellen überfordert die Daten ihrer
Kinder gut zu schützen. Das liegt an den vielen Möglichkeiten der
digitalen Medien und daran, dass wir uns an viele Dinge bereits als
"normal" gewöhnt haben. Damit verletzen Eltern aber unreflektiert an
vielen Stellen die Persönlichkeitsrechte der Kinder.

Die andere Seite des Problems betrifft den Wunsch von Kindern,
eigenständig soziale Medien zu nutzen. Wie verhalten sich Eltern im
Spannungsfeld von "Die anderen dürfen das aber auch" und dem Wunsch ihr
Kind zu schützen?

Viele Eltern erlauben ihren Kindern beispielsweise, WhatsApp zu nutzen -
auch in unserer Studie haben fast alle Kinder unter dem in den AGBs
festgeschriebenen Mindestalter diesen Dienst genutzt. Gleichzeitig fühlen
die Eltern sich verantwortlich und versuchen ihrer elterlichen
Erziehungsverantwortung gerecht zu werden. Das sieht dann so aus, dass die
Kinder zwar WhatsApp erlaubt bekommen, die Eltern aber teils von ihnen
verlangen, dass sie abends das Handy abgeben und die Eltern dann
Chatverläufe und Anderes im Handy durchsuchen, um mitzubekommen, was die
Kinder in diesem schwer kontrollierbaren Raum so machen. Damit greifen
Eltern aber sehr stark in die Privatsphäre der Kinder ein - aus dem
Bedürfnis heraus, sie zu schützen.

Sie haben festgestellt, dass sich durch die Digitale Welt Handlungs- und
Verantwortungsdimensionen verändert haben. Haben Sie ein Beispiel?

Viele der befragten Eltern versuchen mit der eigenen Verantwortung für
ihre Kinder unter Digitalisierungsbedingungen umzugehen, ihre Kinder zu
schützen, ihnen aber auch Freiräume zuzugestehen. Viele fühlen sich dabei
aber überfordert, weil sie nicht genau wissen, wo und wie sie die Kinder
schützen müssten. Sie kennen sich schlichtweg nicht aus. Einige der Eltern
sagten, sie würden ihren Kindern, die teils erst zehn Jahre alt waren,
voll vertrauen, dass diese schon wissen, was sie da mit den digitalen
Medien machen. Damit geben sie aber die elterliche Verantwortung an ihre
Kinder ab - und das in einem Zusammenhang, in dem sie selbst als Eltern
überfordert sind. Es gibt keinen Grund, weshalb die Kinder das nicht auch
sein sollten. Andere Eltern "lösen" das Problem über Apps, die zeitlich
steuern, wie lange die Kinder ein digitales Medium nutzen dürfen. Damit
umgehen die Eltern aber etwas, das anstrengenderweise auch zu Erziehung
gehört: Auseinandersetzung, Konflikt, Verhandeln.

Welche Risiken sehen Sie?

Das größte Risiko, das Vielen nicht ausdrücklich bewusst ist, ist dass
über die Nutzung von Diensten wie WhatsApp, Instagram, Facebook oder
YouTube Daten der Kinder an Dritte geraten, die diese Daten für andere
Zwecke nutzen - und die dann für die Kinder in der Zukunft Folgen haben.
Metadaten werden genutzt, um algorithmenbasiert Kundenprofile zu
berechnen. Der Zugang zu Informationen beispielsweise bei Suchmaschinen
oder auch in sozialen Netzwerken wird auf diese Weise vorgefiltert. In
weiterer Zukunft kann damit auch die gesellschaftliche Teilhabe berührt
werden, etwa wenn jemand der Zugang zu Krediten verweigert wird, oder er
oder sie automatisiert in der Schublade "riskantes Verhalten" landet und
damit Probleme bei Versicherungen bekommt. Dafür werden Daten in
unvorstellbaren Mengen gesammelt, und scheinbar unproblematische
Teilinformationen werden Bestandteile von umfassenden
Persönlichkeitsprofilen, in denen es um politische oder sexuelle
Einstellungen, die wirtschaftliche Situation und mehr geht. Kurz gesagt:
Es geht um die künftigen Freiheiten dieser Kinder, die eingeschränkt
werden, indem ihre Eltern unwissend diese Daten preisgeben, ohne dass die
Kinder selbst darüber entscheiden können.

Haben Sie einen Rat, wie Familien eine verantwortungsbewusste aber Alle
zufriedenstellende Nutzung des Digitalen organisieren können?

Kinder sollten immer gefragt werden, ob es okay ist, wenn ein Foto von
ihnen gemacht wird, ob sie das Foto in Ordnung finden und wer das Foto
sehen darf. Auch wenn sie noch nicht unbedingt überblicken, was es heißt,
wenn das Foto über soziale Netzwerke geteilt wird. Eltern sollten sich
informieren, beispielsweise über klicksafe.de oder digitalcourage.de,
welche Daten wie geschützt werden können. Sie stehen in der Verantwortung
und können sie nicht delegieren. Gleichzeitig ist der umfassende Schutz
von Daten angesichts der globalen Konzerne wie Google, Facebook, Amazon &
Co. heute für alle eine große Herausforderung. Daher brauchen wir darüber
hinaus Institutionen, die Familien dabei unterstützen, zum Beispiel in der
Kinder- und Jugendhilfe oder in der Schule, und eine stärkere politische
Steuerung und Verantwortlichmachung der Anbieterkonzerne, die in die
Pflicht genommen werden müssen, die Daten der Bürgerinnen und Bürger zu
schützen.



Klicksafe.de und digitalcourage.de - Beide Portale bieten Informationen
für Eltern, Kinder und Jugendliche an. Bei "klicksafe" liegt der Fokus auf
dem Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Cybermobbing und Gefahren wie
etwa der Verherrlichung von Essstörungen im Netz. Das Portal
"digitalcourage" befasst sich vorrangig mit allgemeinen Fragen des
Datenschutzes und digitaler Selbstbestimmung.

Zur Person:

Nadia Kutscher ist Professorin für Erziehungshilfe und Soziale Arbeit an
der Humanwissenschaftlichen Fakultät. Sie lehrt und forscht zu Themen wie
Bildungsteilhabe Geflüchteter im Kontext digitalisierter
Bildungsarrangements, Organisationales Handeln in non-formalen
Bildungseinrichtungen und Digitale Medien in der frühkindlichen Bildung.
Sie ist Mitglied im Bundesjugendkuratorium, das die Bundesregierung in
Fragen der Kinder- und Jugendhilfe berät.

Zur Untersuchung:

Die Wissenschaftlerinnen befragten in 37 Interviews Kinder und Eltern aus
12 Familien dazu, wie sie im Alltag mit digitalen Medien umgehen. Dabei
war von besonderem Interesse, wie Kinder wahrnehmen, was mit ihren Daten
passiert und wie sie beteiligt werden beziehungsweise beteiligt werden
möchten. Außerdem haben die Wissenschaftlerinnen erforscht, wie Eltern
beim "Sharenting" (das Teilen von Fotos und anderen Daten der Kinder über
soziale Netzwerke) mit den Persönlichkeitsrechten der Kinder umgehen und
welche Medienerziehung sie praktizieren.

Weitere Informationen:

Nadia Kutscher, Ramona Bouillon: "Kinder. Bilder. Rechte - Studie zu
Persönlichkeitsrechten von Kindern im Kontext digitaler Mediennutzung in
Familien", abrufbar unter:

www.dkhw.de/kinder-bilder-rechte.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 15.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/229: dpa - Tarifkommission stimmt für Verhandlungsergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. August 2019

dpa: Tarifkommission stimmt für Verhandlungsergebnis



Berlin - Mit großer Mehrheit hat die Tarifkommission der Deutschen
Presse-Agentur (dpa) für die Annahme des am 3. Juli 2019 erzielten
Verhandlungsergebnisses gestimmt. Damit ist der Weg frei für
deutliche Gehaltserhöhungen für die bundesweit rund 800 Beschäftigten
der dpa (Redakteure und Angestellte der dpa-Mutter und -Töchter).

"Es waren zähe Verhandlungen. Aber dank des entschlossenen Auftretens
und dem ersten Warnstreik in der Geschichte der dpa überhaupt ist ein
guter Abschluss gelungen. Alle Kernforderungen der Beschäftigten
wurden erfüllt. Dazu gehören ein Ausgleich von Leermonaten, keine
Streichung der Bundeskorrespondentenzulage, deutlich mehr Geld für
jüngere Beschäftigte und eine weitere Annäherung der
Töchterunternehmen an die Mutter", sagte Cornelia Berger,
Verhandlungsführerin der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di).

"Sechs Verhandlungsrunden hätten eigentlich nicht sein müssen", sagte
Gerda Theile, Tarifexpertin des Deutschen Journalisten-Verbands
(DJV). "Aber die Verhandlungsführung durch die Arbeitgeberseite hat
nicht zuletzt zu der notwendigen Entschlossenheit der
dpa-Beschäftigten geführt, für ihre berechtigten tariflichen
Interessen zu streiten." ver.di und der DJV hatten zusammen
verhandelt und eine gemeinsame Tarifkommission gebildet.

Die wichtigsten Ergebnisse des Abschlusses (Laufzeit bis Mitte 2021):

Die jeweils sechs Leermonate in 2019 und 2021 werden mit
Einmalzahlungen in Höhe von 350 und 400 Euro überbrückt. Die
Bundeskorrespondentenzulage bleibt erhalten. Die Beschäftigten der
dpa-Töchter erhalten Fixbeträge von 120 Euro zum 1. Juli 2019 sowie
80 Euro zum 1. Juli 2020. Das sind - bei einem Durchschnittsgehalt
von 3.600 Euro - 3,3 und 2,2 Prozent mehr Geld. Das Urlaubsgeld für
Töchterbeschäftigte wird um jeweils 150 Euro (2019), 300 Euro (2020)
und 150 Euro (2021) erhöht.

Die Entgeltsteigerungen für die Redakteurinnen und Redakteure der
dpa-Mutter betragen mindestens 3,2 Prozent. Überproportional
angehoben werden dabei über Fixbeträge die Entgelte der jüngeren
Beschäftigten. Sie erhalten rückwirkend zum 1. Juli 2019 250 bzw. 200
Euro, ab dem 1. Juli 2020 noch einmal 80 Euro mehr. Die Angestellten
der dpa-Mutter bekommen insgesamt 4 Prozent mehr Entgelt (jeweils 2
Prozent zum 1. Juli 2019 und zum 1. Juli 2020).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19.08.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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FILM/1655: BR - "Ein Mordsteam", 23.8.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 29. Juli 2019

Deutsche Free-TV-Premiere

Französische Actionkomödie "Ein Mordsteam"

Frankreich, 2012
Drehbuch: Julien War, Rémy Four, David Charhon
Regie: David Charhon
Freitag, 23. August 2019, 22.55 - 00.25 Uhr, BR Fernsehen



Der Riesenerfolg von "Ziemlich beste Freunde" (2011) machte den
Schauspieler Omar Sy über Frankreichs Grenzen hinaus zum Superstar. In
der rasanten Actionkomödie "Ein Mordsteam" von David Charhon
verkörpert er einen ungehobelten Polizisten aus der Pariser Vorstadt,
der an der Seite seines schnöseligen Pariser Kollegen, gespielt von
Laurent Lafitte, einen Mordfall lösen soll.

Das BR Fernsehen zeigt "Ein Mordsteam" als deutsche Free-TV-Premiere.
Der Film ist nach der Ausstrahlung für eine Woche in der BR Mediathek
verfügbar.


Inhalt

Ousmane (Omar Sy) ist mit seiner Jeans, der Kapuzenjacke und einer
großen Klappe alles andere als ein Vorzeigepolizist, aber sein Revier
ist ja auch die berüchtigte Pariser Vorstadt Bobigny. Dort beschattet
er seit sechs Monaten einen kriminellen Ring der Pariser Unterwelt und
ist den großen Fischen auf der Spur. Als die Leiche der Frau von
Frankreichs wichtigstem Industriellen in seinem Viertel entdeckt wird,
erscheint plötzlich der versnobte François (Laurent Lafitte) von der
Pariser Mordkommission auf der Bildfläche. Ousmanes Recherchen und
dieser Fall scheinen in Verbindung zu stehen; dies zwingt die beiden
Männer nun zur ungewollten Zusammenarbeit. Das Duo infernale: ein
unkonventioneller Vorstadtbulle mit Prinzipien und ein notorischer
Schreibtischhengst mit Standesdünkel - Chaos bei den Ermittlungen ist
vorprogrammiert...

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29. Juli 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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HÖRSPIEL/1967: Deutschlandfunk Kultur - "Knallfunken" von Raviv Ganchrow, 23.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Knallfunken

Von Raviv Ganchrow

Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 23. August 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Bei Hochspannung kommt es zu Funkenbildung. Dieses physikalische
Gesetz ist Voraussetzung für die drahtlose Kommunikation. Man könnte
daher sagen: Die Bezähmung von Blitzen läutet die Geburtsstunde des
Radios ein. Das Hörstück "Knallfunken" nutzt Miniaturblitze, um
Funkenbildungen hörbar zu machen. An den Blitzableitern der
Funkstation Nauen empfängt Raviv Ganchrow Impulse weit entfernter
Gewitter. Das Hörstück gleicht einem Schaltkreis aus
spannungsgeladenen Spulen, funkenprühenden Kupferverbindungen,
tropischen Gewittern, wandernden Kranichen, schwärmenden Bienen,
Gegenden in Zentralasien und Südamerika, ionosphärischen Brechungen
und Herbstwind. "Knallfunken" ist Teil einer Trilogie, die
physikalisch-materielle Aspekte der drahtlosen Übertragung erforscht.
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MUSIK/2982: Deutschlandfunk - Sängerfest in Tallinn, 23.8.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sängerfest in Tallinn

Mein Vaterland ist meine Liebe

Von Benedikt Schulz

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 23. August 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Auf dem "laulupidu", dem estnischen Volksliedfest, werden nationales
Bewusstsein und Zusammengehörigkeit beschworen - bis jetzt immer
friedfertig und voller Freude. Doch nun sitzt eine rechtspopulistische
Partei mit in der Regierung. Werden die Rechten die Veranstaltung für
sich instrumentalisieren? Alle fünf Jahre kommen rund Hunderttausend
Menschen in der estnischen Hauptstadt Tallinn zusammen, um gemeinsam
estnische Volkslieder zu singen. Dabei feiern sie auch sich selbst und
ihr Land, das immer unterdrückt wurde und sich Ende der 80er-Jahre in
der sogenannten Singenden Revolution selbst befreite. Heute gilt
Estland als europäische Aufsteigernation. Doch auch Estland ist nicht
vor Fremdenfeindlichkeit und Rassismus gefeit.

 * 
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RADIOLOGIE/332: Neue Therapie für Baker-Zyste entdeckt (idw)


Universitätsklinikum Regensburg (UKR) - 14.08.2019

Neue Therapie für Baker-Zyste entdeckt



Eine strahlentherapeutische Behandlung könnte in Zukunft bei der
Baker-Zyste Anwendung finden. Zu diesem Ergebnis kam eine Studie des
Universitätsklinikums Regensburg (UKR), die nun von der Deutschen
Gesellschaft für Radioonkologie ausgezeichnet wurde.

Eine Baker-Zyste bezeichnet eine Zyste im Bereich der Kniekehle, die
häufig bei Arthrosen oder auch weiteren Erkrankungen im Knie wie einer
Verletzung des Meniskus auftritt. Neben den Beschwerden der primären
Erkrankung, verursacht die Zyste bei vielen Patienten zusätzlich ein
permanentes Druckgefühl und führt häufig auch zu Funktionseinschränkungen,
da das Knie nicht mehr störungsfrei abgewinkelt werden kann. Die
Baker-Zyste gilt als Begleiterscheinung, weswegen es bislang ursächlich nur die
entsprechende Grunderkrankung behandelt werden kann. In manchen Fällen,
wenn die Zyste anhaltend Beschwerden verursacht, kann sie operativ
entfernt werden. Dr. Matthias Hautmann aus der Klinik und Poliklinik für
Strahlentherapie des UKR hat nun bei der strahlentherapeutischen
Behandlung von Patienten mit Knie-Arthrose entdeckt, dass sich diese
Therapieform auch günstig auf die Baker-Zyste auswirkt. Diese, in einer
prospektiven Studie veröffentlichten Ergebnisse, wurden auf der
Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Radioonkologie nun mit dem mit
1.000 Euro dotierten Günther-von-Pannewitz-Preis ausgezeichnet.

Zyste und Schmerzen gehen zurück - erste Ergebnisse positiv

Baker-Zysten entstehen in der Regel durch eine Entzündungsrektion in der
Gelenkhöhle. Da die Strahlentherapie entzündungshemmend wirkt und außerdem
eine effektive Therapieoption bei Arthrose im Kniebereich darstellt,
entwickelte Dr. Hautmann mit seinem Team die These, dass eine Baker-Zyste
durch Strahlentherapie effektiv behandelt werden kann. Um dies zu
überprüfen, wurden 20 Patienten, bei denen eine Strahlentherapie am
Kniegelenk geplant war, in eine prospektive Beobachtungsstudie
eingeschlossen. In enger Zusammenarbeit mit dem Ultraschallzentrum des UKR
wurden dafür die Baker-Zysten der Patienten vermessen und zusammen mit
weiteren Werten wie einer Schmerz-Skala im Behandlungsverlauf
dokumentiert.

Die Ergebnisse der Kurzzeit-Beobachtung von sechs bis zwölf Wochen als
auch der Langzeit-Beobachtung von neun bis zwölf Monaten zeigten
signifikante Ergebnisse. Alle Patienten sprachen auf die
strahlentherapeutische Behandlung an. Langfristig konnte bei knapp 80
Prozent der Patienten eine Volumenreduktion der Zyste um mehr als 25
Prozent erreicht werden. Auch was die Belastung der Patienten angeht,
konnten gute Ergebnisse beobachtet werden. So verringerte sich mit dem
Umfang der Zyste auch der damit verbundene Schmerz. Kurzfristig konnten 80
Prozent und langfristig knapp 60 Prozent der Patienten ihre
Schmerzmitteleinnahme reduzieren.

"Wir haben festgestellt, dass ein Großteil der Patienten von der
Bestrahlung profitiert. Die Strahlentherapie stellt eine effektive
Behandlung sowohl hinsichtlich der Arthrose als auch der begleitenden
Baker-Zyste dar", fasst Dr. Hautmann die Ergebnisse zusammen. Mit 20
Patienten war diese erste Studie noch recht klein, liefert aber
Anhaltspunkte, auf denen sich aufbauen lässt. So Dr. Hautmann weiter:
"Nachfolgende Studien müssen nun validieren, ob die Strahlentherapie eine
ursprüngliche Behandlungsoption für Baker-Zysten darstellt."

Strahlentherapeutische Behandlung von gutartigen Erkrankungen

Die Strahlentherapie wird meist mit der Behandlung von Krebserkrankungen
assoziiert. Das medizinische Leistungsspektrum dieses Fachgebiets umfasst
aber noch viel mehr. So bietet die Klinik und Poliklinik für
Strahlentherapie des Universitätsklinikums Regensburg eine spezielle
Sprechstunde für Patienten mit gutartigen Erkrankungen wie Fersensporn,
Tennisellenbogen, Schleimbeutelentzündungen und Gelenkverschleiß, aber
auch mit postoperativen Verknöcherungen und überschießender Narbenbildung
an. Durch eine frühzeitige strahlentherapeutische Behandlung bleiben den
Betroffenen körperliche Einschränkungen und eine langwierige
Schmerzmedikation erspart.

Bei der Behandlung gutartiger Erkrankungen werden zumeist nur geringe bis
sehr geringe Bestrahlungsdosen eingesetzt, so dass in der Regel keine
Nebenwirkungen auftreten. Eine einzelne Bestrahlungssitzung dauert meist
auch nur wenige Minuten und läuft entgegen der Erwartung Vieler ohne den
Einsatz von Wärme ab, so dass die eingesetzten Photonen oder Elektronen
ihre Wirkung unbemerkt entfalten.


Publikation:

Hautmann, M.G., Jung, EM., Beyer, L.P. et al. Strahlenther Onkol (2019)
195: 69. 

https://doi.org/10.1007/s00066-018-1389-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1081
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FORSCHUNG/4074: Plan B beim Cholesterintransport (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 14.08.2019

Plan B beim Cholesterintransport

Kieler Biochemie-Forschungsteam weist bislang unbekannten, alternativen
Cholesterin-Transportweg im Zellinneren nach



Cholesterin ist ein lebenswichtiger Zellbaustein bei Mensch und Tier und
elementarer Bestandteil der sogenannten Zellmembran. Diese Grenzschicht
trennt das Zellinnere von den Nachbarzellen und dem Umgebungsmilieu ab.
Sie sorgt mittels bestimmter Proteine dafür, dass diverse Botenstoffe in
die Zelle hinein- oder hinausgelangen. Zudem ist Cholesterin die Vorstufe
verschiedener Hormone und Gallensäuren. Der Cholesterinspiegel im Blut
steht außerdem im Zusammenhang mit zahlreichen Erkrankungen, insbesondere
des Herz-Kreislauf-Systems, aber auch mit den zwar sehr seltenen, aber
besonders gravierend verlaufenden sogenannten lysosomalen
Speicherkrankheiten. Forschende am Biochemischen Institut der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) untersuchen bereits seit Jahren unter
anderem, wie Cholesterin im Zellinnern transportiert wird und welche
Prozesse und Proteine daran beteiligt sind. So gelang es ihnen 2013, ein
zentral an diesen Prozessen beteiligtes Protein, das sogenannte LIMP2, zu
charakterisieren und seinen molekularen Bauplan zu beschreiben. Das dabei
entstandene räumliche Modell des Proteins offenbarte überraschenderweise
eine Tunnelstruktur, die ähnlich wie bei anderen Proteinen auf eine
mögliche Transportfunktion des LIMP2 hindeutete. In einer gemeinsam mit
internationalen Kolleginnen und Kollegen unter anderem von der
Zhejiang-Universität und der Universität Helsinki vorgelegten Forschungsarbeit
konnte das Kieler Forschungsteam nun die Beteiligung des LIMP2-Proteins am
Cholesterin-Export aus Lysosomen, den abbauenden Zellorganellen,
nachweisen. Damit beschrieben die Forschenden einen bislang unbekannten
Weg des Cholesterinabbaus im Zellinnern. Ihre Ergebnisse veröffentlichten
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler kürzlich in der renommierten
Fachzeitschrift Nature Communications.

Verteilerknoten der Zelle

Im Mittelpunkt des Interesses steht für das Kieler
Biochemie-Forschungsteam um Professor Paul Saftig die Rolle der Lysosomen. Diese
Zellorganellen sorgen in menschlichen und tierischen Zellen für die
Verteilung sowie den Ab- und Umbau diverser Stoffe, unter anderem auch des
Cholesterins. Bereits bekannt war, dass ein bestimmtes Protein für den
Transport des Cholesterins aus den Lysosomen verantwortlich ist. "Die
auffällige Tunnelstruktur unseres neu charakterisierten Proteins ließ uns
hellhörig werden", beschreibt Biochemiker Saftig den Ausgangspunkt der
aktuellen Forschungen. "Durch unsere Experimente konnten wir nun
bestätigen, dass LIMP2 tatsächlich für einen alternativen Transportweg des
Cholesterins verantwortlich ist", so Saftig weiter.

Warum es diesen parallelen Weg gibt, der zudem weniger effizient abläuft
als der bereits bekannte Mechanismus, ist noch unklar. "Aktuell haben wir
festgestellt, dass beide Pfade zum Teil die Aufgabe des anderen übernehmen
können", betont Saskia Heybrock, Doktorandin am Biochemischen Institut und
eine der Erstautorinnen der Veröffentlichung. "Wenn wir den Mechanismus
des LIMP2-Transports deaktivierten, häufte sich Cholesterin nicht deutlich
an, da es weiterhin auf dem primären Weg abgebaut wird", so Heybrock.
Trotzdem vermuten die Forschenden, dass die beiden Wege nicht vollständig
redundant seien und der LIMP2-Tunnel insbesondere für bestimmte Zelltypen
zuständig sein könnte.

Schädliche Cholesterin-Anhäufung

Nachweise für die Funktion des LIMP2-Proteintunnels erlangte das
internationale Forschungsteam anhand verschiedener Methoden. In einer
lichtmikroskopischen Analyse gelang es den Forschenden, das Cholesterin
gewissermaßen 'auf frischer Tat zu ertappen': Dank einer
Fluoreszenz-Markierung bildeten sie es in dem Moment ab, in dem es den Tunnel passiert
hatte. Elektronenmikroskopische Aufnahmen zeigten darüber hinaus sogar,
wie sich Cholesterin in bestimmten Nervengeweben ansammelt, sobald der
LIMP2-Transportweg nicht zur Verfügung steht. Eine funktionale Genanalyse
ergab zudem, dass die Deaktivierung der für das LIMP2-Protein
verantwortlichen Erbinformationen zu einer Störung des zellulären
Cholesterin-Gleichgewichts führt. Die Zellen aktivieren in diesem Fall
vermehrt Signale, die einen Cholesterinmangel anzeigen, was zu einer
problematischen und möglicherweise an der Krankheitsentstehung beteiligten
Anhäufung von Cholesterin führt.

"Mit der neuen Arbeit konnten wir einen zusätzlichen Transportweg
beschreiben, der an der Cholesterin-Regulierung beteiligt ist", fasst
Saftig die Bedeutung der neuen Veröffentlichung zusammen. "Das immer
genauere Verständnis dieser zellulären Transport- und Verteilungsprozesse
wird uns in Zukunft dabei helfen, Ansatzpunkte für neue Therapien zu
finden", so Saftig weiter. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
hoffen daher, perspektivisch insbesondere Wirkstoffe zur Bekämpfung der
lysosomalen Speicherkrankheiten entwickeln zu können. In einem nächsten
Schritt auf diesem Weg wollen die Kieler Forschenden zunächst die
unterschiedlichen Funktionen der scheinbar redundanten Wege des
Cholsterintransports im Zellinnern aufklären.

Früchte internationaler Zusammenarbeit

Die CAU verbindet seit 1986 eine Partnerschaft mit der
Zhejiang-Universität im ostchinesischen Hangzhou, die sowohl den
Studierendenaustausch als auch die regelmäßige wissenschaftliche
Zusammenarbeit umfasst. Die neuen biochemischen Erkenntnisse sind auch ein
Ergebnis dieser deutsch-chinesischen Kooperation, von der insbesondere die
beteiligten Nachwuchsforschenden profitierten: Zwei der Autorinnen
absolvierten wechselseitige Aufenthalte an der jeweiligen
Partneruniversität und bearbeiteten das Forschungsthema sowohl in Kiel als
auch in Hangzhou. Die nun vorliegende Arbeit ist daher ein Beispiel dafür,
wie intensive internationale Forschungskooperationen die
Grundlagenforschung und perspektivisch auch deren Translation, etwa in die
therapeutische Anwendung, vorbringen können.


Weitere Informationen:

Arbeitsgruppe Molekulare Zellbiologie und Transgene Forschung
Biochemisches Institut, CAU Kiel

http://www.uni-kiel.de/Biochemie/scripte/dynamic/groups/saftig/saftig.php


Originalpublikation:

Saskia Heybrock, Kristiina Kanerva, Ying Meng, Chris Ing, Anna Liang,
Zi-Jian Xiong, Xialian Weng, Young Ah Kim, Richard Collins, William Trimble,
Régis Pomès, Gilbert G. Privé, Wim Annaert, Michael Schwake, Joerg Heeren,
Renate Lüllmann-Rauch, Sergio Grinstein, Elina Ikonen, Paul Saftig & Dante
Neculai (2019) Lysosomal integral membrane protein-2 (LIMP-2/SCARB2) is
involved in lysosomal cholesterol export Nature Communications Published
on 6 August 2019

https://doi.org/10.1038/s41467-019-11425-0

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-kiel.de/Biochemie/scripte/dynamic/groups/saftig/saftig.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





STATISTIK/120: Lebensmittelkennzeichnung - Deutsche ziehen Nutri-Score-Ampel dem Klöckner-Modell vor (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 14.08.2019

forsa-Umfrage zur Lebensmittelkennzeichnung: Deutsche ziehen Nutri-Score-Ampel dem Klöckner-Modell vor



Repräsentative Umfrage zur Nährwertkennzeichnung:

Große Mehrheit für Nutri-Score-Ampel. Klöckner-Modell fällt bei deutschen
Verbraucherinnen und Verbrauchern durch.


	Forsa-Umfrage: 69 Prozent der Deutschen wollen Nutri-Score-Ampel

	Vor allem Menschen mit geringerer Bildung und mit starkem Übergewicht sprechen sich für die Farbkennzeichnung aus

	Nährwert-Modell von Ernährungsministerin Klöckner finden Verbraucher im Vergleich mit Nutri-Score zu verwirrend




Die Mehrheit der Deutschen spricht sich für eine Kennzeichnung von
Lebensmitteln mit der Nährwertampel Nutri-Score aus - das ist das Ergebnis
einer repräsentativen Umfrage des Forsa-Instituts im Auftrag mehrerer
medizinisch-wissenschaftlicher Organisationen und der
Verbraucherorganisation foodwatch. 69 Prozent der befragten Personen
bevorzugten den Nutri-Score gegenüber dem von Bundesernährungsministerin
Julia Klöckner in Auftrag gegebenen Kennzeichnungsmodell "Wegweiser
Ernährung". Der "Wegweiser Ernährung" fiel beim Großteil der
Verbraucherinnen und Verbraucher durch: Nur 25 Prozent sprachen sich für
das Modell aus - die Mehrheit der Befragten beurteilte es im Vergleich
eher als "kompliziert" und "verwirrend". Die Organisationen forderten
Ernährungsministerin Klöckner auf, im Kampf gegen Fehlernährung keine Zeit
mehr zu verlieren und schnellstmöglich den Nutri-Score einzuführen.

"Die Umfrage zeigt: Die deutschen Verbraucherinnen und Verbraucher wollen
den Nutri-Score. Diese Nährwert-Ampel hat zuvor in über 35
wissenschaftlichen Studien ihre Wirksamkeit bewiesen", sagte Barbara
Bitzer, Sprecherin des Wissenschaftsbündnisses DANK und Geschäftsführerin
der Deutschen Diabetes Gesellschaft. "Wir erwarten, dass
Bundesernährungsministerin Julia Klöckner den Nutri-Score schnellstmöglich
einführt. Ein Label, das die Mehrheit der Menschen als verwirrend
empfindet, ist wissenschaftlich nicht akzeptabel."

Das Forsa-Institut hatte 1003 repräsentativ ausgewählten Verbraucherinnen
und Verbraucher online beispielhaft Lebensmittel gezeigt, die mit den
beiden Nährwertmodellen gekennzeichnet waren. Im Anschluss sollten die
Teilnehmenden im direkten Vergleich beispielsweise bewerten, welches
Modell verständlicher ist und die Wahl gesunder Lebensmittel eher
erleichtert.

In der Umfrage sprachen sich vor allem jene Bevölkerungsgruppen für den
Nutri-Score aus, die besonders stark von Fehlernährung betroffen sind. Die
Befragten mit geringem formalem Bildungsgrad und jene mit starkem
Übergewicht bevorzugten jeweils zu drei Vierteln den Nutri-Score. Beide
Gruppen bewerteten den Nutri-Score auch häufiger als hilfreicher bei der
Auswahl gesunder Produkte. Den "Wegweiser Ernährung" hingegen empfand ein
besonders großer Anteil der Personen mit starkem Übergewicht als das
kompliziertere Label.

"Das neue Kennzeichnungssystem muss gerade für die besonders von
Fehlernährung und Übergewicht betroffenen Bevölkerungsgruppen verständlich
sein", sagte Prof. Dr. Berthold Koletzko, Vorsitzender der
Ernährungskommission der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und
Jugendmedizin. "Wenn Eltern einen geringen Bildungsstand haben oder
übergewichtig sind, dann haben ihre Kinder ein deutlich erhöhtes Risiko,
auch dick zu werden. Der Nutri-Score erreicht diese Bevölkerungsgruppen
offenbar gut und kann deshalb wirksam helfen, Kinder vor Übergewicht zu
schützen."

Die Umfrage erfasste auch, wie wichtig den Verbraucherinnen und
Verbrauchern bestimmte Eigenschaften bei einer Kennzeichnung sind. Ein
Label muss demnach vor allem "eindeutig" sein (72 Prozent halten dies für
sehr wichtig), "leicht verständlich" (70 Prozent) und "unkompliziert" (61
Prozent). Genau diese Eigenschaften sahen die Befragten vor allem beim
Nutri-Score gegeben. Detaillierte Informationen auf der Vorderseite der
Verpackung wie beim "Wegweiser Ernährung" waren den Menschen hingegen
deutlich weniger wichtig (35 Prozent).

"Die Umfrage zeigt klar, dass der Nutri-Score genau das liefert, was die
Menschen erwarten - eine schnelle, verständliche Orientierung beim
Einkauf", sagte Prof. Dr. Hans Hauner, Vorsitzender der Deutschen Diabetes
Stiftung und Beiratsmitglied der Deutschen Adipositas-Gesellschaft. "Die
Politik muss diese wirksame Maßnahme für eine gesündere Ernährung endlich
umsetzen."

Ärzteverbände, medizinische Fachgesellschaften und
Verbraucherorganisationen fordern schon seit langem verbindliche Maßnahmen
gegen Fehlernährung und Übergewicht - eine verständliche
Nährwertkennzeichnung in Ampelfarben ist dabei ein wichtiger Baustein. In
Ermangelung einer verbindlichen EU-weiten Regelung haben inzwischen
mehrere Länder Ampelkennzeichnungen auf freiwilliger Basis eingeführt. Der
von unabhängigen französischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
entwickelte Nutri-Score wird bereits in Frankreich und Belgien verwendet,
Spanien hat seine Einführung angekündigt und auch in Portugal, Luxemburg
und der Schweiz wird über die Einführung diskutiert. Das Modell nimmt eine
Gesamtbewertung der Nährwertzusammensetzung eines Produktes vor, indem es
ernährungsphysiologisch günstige und ungünstige Nährwertbestandteile
miteinander verrechnet und auf einer von grün nach rot abgestuften
Farbskala einordnet. Mit dem Nutri-Score lassen sich so die Nährwerte
verschiedener Lebensmittel wie Tiefkühlpizzen, Frühstücksflocken oder
Fruchtjoghurts auf einen Blick vergleichen.

Den "Wegweiser Ernährung" hat Julia Klöckner im Mai vorgelegt, das
staatliche Max-Rubner-Institut hatte es in ihrem Auftrag entwickelt.
Anders als beim Nutri-Score fehlt bei diesem "Waben"-Modell eine
Einordnung in Ampelfarben.


Die Umfrage wurde beauftragt von:

- Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten DANK

- foodwatch e.V.

- Deutsche Diabetes Gesellschaft

- Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin

- Deutsche Diabetes Stiftung

- Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte

- diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe

- Deutsche Adipositas-Gesellschaft

- Deutsche Gesellschaft für Ernährungsmedizin

Quellen und weiterführende Informationen:

- Zusammenfassung der Forsa-Ergebnisse:

https://t1p.de/tbbs

- Ergebnisse der Forsa-Umfrage im Original:

https://t1p.de/kr3x

- Bildmaterial und Grafiken (Download, zip-Datei):

https://t1p.de/kw0r

Weitere Informationen finden Sie unter

https://t1p.de/tbbs

https://t1p.de/kr3x

https://t1p.de/kw0r

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246
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RECHT/645: "Vereinzelte Komplikationen" können jede fünfte OP betreffen (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. August 2019

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

'Vereinzelte Komplikationen' können jede fünfte OP betreffen



Frankfurt/Berlin (DAV). Ärzte müssen vor einer Operation möglichst
genau und verständlich über Risiken aufklären. Sie müssen aber keine
genauen oder annähernd genauen Prozentzahlen hinsichtlich eines
Behandlungsrisikos angeben. Über eine entsprechende Entscheidung des
Oberlandesgerichts Frankfurt am 26. März 2019 (AZ: 8 U 219/16)
informiert die Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV).

Der Mann war bei Glatteis gestürzt. Der gebrochene Arm musste operiert
werden. In der Klinik klärte ihn die behandelnde Ärztin anhand eines
Formblattes einschließlich handschriftlicher Ergänzungen über die
Risiken der Operation auf.

Unter der Überschrift "Ist mit Komplikationen zu rechnen?" stand in
dem Formblatt unter anderem: "Trotz größter Sorgfalt können bei und
nach der geplanten Operation vereinzelt Zwischenfälle auftreten..."
Unter anderem wurde die Bildung eines Falschgelenks genannt.

Genau diese Komplikation trat bei dem Patienten auf, so dass er ein
zweites Mal operiert werden musste. Seit dem Unfall übt der Mann seine
berufliche Tätigkeit nicht mehr aus. Er leidet unter
Sensibilitätsstörungen und Taubheit des körperfernen Unterarmes und
des Handrückens. Die Beweglichkeit des rechten Schultergelenks ist
eingeschränkt.

Der Mann klagte und verlangte Schmerzensgeld und Schadensersatz. Unter
anderem warf er Klinik und Ärzten vor, über die Risiken der Operation
nicht hinreichend aufgeklärt worden zu sein.

Ohne Erfolg. Er habe nicht nachweisen können, dass den behandelnden
Ärzten ein Behandlungsfehler unterlaufen sei. Darüber hinaus sei er
auch ordnungsgemäß aufgeklärt worden. Unter anderem führten die
Richter aus, dass das mit "vereinzelt" angegebene Risiko der
Falschgelenkbildung in dem Aufklärungsbogen nicht verharmlost worden
sei. Ein solches Falschgelenk bilde sich nach Angaben des
Sachverständigen in etwa 20 % aller Fälle. Die Formulierung
"vereinzelt" bezeichne nach dem hier maßgeblichen allgemeinen
Sprachgebrauch "eine gewisse Häufigkeit, die zumindest kleiner als
'häufig' ist." Genaue oder annähernd genaue Prozentzahlen hinsichtlich
eines Behandlungsrisikos müssten nicht genannt werden.


Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 13/19 vom 5. August 2019

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFEKTION/1819: Künstliche Intelligenz im Kampf gegen die Flussblindheit (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.08.2019

Künstliche Intelligenz im Kampf gegen die Flussblindheit



Mehr als 21 Millionen Menschen in Afrika sind mit dem Fadenwurm Onchocerca
volvulus, dem Erreger der Flussblindheit, infiziert. Etwa jeder Zehnte der
Betroffenen erblindet. Parasitologen am Universitätsklinikum Bonn suchen
nach neuen, effektiveren Waffen gegen den heimtückischen Parasiten. Dabei
ist die Beurteilung des Behandlungserfolges wichtig. Dazu wollen sie jetzt
ein Verfahren entwickeln, bei der Künstliche Intelligenz (KI) Gewebeproben
von Patienten unter dem Mikroskop automatisch auswertet. Ziel ist es, so
den Zeitaufwand zu reduzieren und einen objektiven Standard für die
Analyse zu etablieren. Das Projekt wird von der Bill & Melinda
Gates-Stiftung gefördert.

Der Stich der Kriebelmücke infiziert hauptsächlich in der Sub-Sahara
Afrika Menschen mit Larven des Fadenwurms Onchocerca volvulus - Auslöser
der Flussblindheit, der so genannten Onchozerkose. Als erstes wachsen die
Larven zu geschlechtsreifen Würmern heran, die am liebsten in Knoten unter
der Haut leben. Ein Weibchen, das bis zu 60 Zentimeter großwerden kann,
produziert täglich bis zu 1.000 Nachkommen, so genannte Mikrofilarien.
Diese breiten sich über die Lymphkanäle in der Haut bis hin zum Auge aus.
Dort entzündet sich die Hornhaut, deren Zerstörung zur Erblindung führt.
Auch werden die "Babywürmer" von einer neuen Kriebelmücke bei einer
Blutmahlzeit aufgenommen und weiter verbreitet.

Die WHO empfiehlt eine Behandlung aller Personen in betroffenen Gebieten
mit dem üblichen Medikament Ivermectin, das die Nachkommen der Würmer
abtötet, ohne den erwachsenen Wurm schädigen zu können. So können trotz
dieser Therapie relativ rasch wieder neue Generationen von Mikrofilarien
entstehen, die für eine weitere Übertragung durch Mücken und für die
Krankheitssymptome Sehstörung und Hautentzündung verantwortlich sind.
Daher muss die Behandlung flächendeckend über viele Jahre erfolgen, um die
Krankheit nachhaltig auszurotten. "Es ist wichtig Wirkstoffe zu finden,
die die erwachsenen Würmer direkt abtöten", sagt Prof. Dr. Achim Hörauf.
Das Institut für Medizinische Mikrobiologie, Immunologie und Parasitologie
(IMMIP) am Universitätsklinikum Bonn unter seiner Leitung gehört zu den
führenden Institutionen in der Entwicklung solcher neuer Therapien.

Antibiotika im Kampf gegen den Wurm

Ein Schlüssel könnte eine von Prof. Hörauf entdeckte Symbiose sein. Der
Fadenwurm Onchocerca volvulus beherbergt schon seit Millionen von Jahren
Bakterien, die er zum Überleben braucht. Sterben diese Bakterien, stirbt
früher oder später auch der Parasit. "Antibiotika mit einem speziell auf
diese Bakterien ausgerichteten Wirkspektrum sind also eine Chance, eine
Übertragung der Flussblindheit dauerhaft zu verhindern", sagt Prof.
Hörauf. Das Antibiotikum Doxycyclin, der von Höraufs Gruppe entdeckte
Prototyp eines Wirkstoffes, wird zwar weltweit zur Behandlung der Filarien
in Kliniken eingesetzt, ist aber nicht gut für Massenbehandlungen in
abgelegenen Gegenden mit schlechter Infrastruktur geeignet. Denn das
Antibiotikum muss über einen Zeitraum von vier-sechs Wochen täglich
eingenommen werden, um seine Wirkung zu entfalten. Daher suchen die Bonner
Parasitologen im Rahmen einer weltweiten Forschungs-Allianz weiter nach
schneller wirkenden Alternativen mit kürzerer Therapiedauer, die dem
Fadenwurm Onchocerca volvulus endgültig den Garaus machen. Die Bill &
Melinda Gates-Stiftung unterstützt diese Aufgabe bereits seit längerem
finanziell.

KI soll die Entwicklung von Therapien gegen den Wurm beschleunigen

Um den Erfolg solcher Behandlungen aber zu bewerten, müssen die Knoten aus
der Haut der Patienten entfernt und analysiert werden. Anhand von daraus
abgetrennten dünnen - so genannten histologischen - Schnitten beurteilen
Experten am Mikroskop Geschlecht, Vitalität, Embryonalentwicklung der
Fadenwürmer sowie die Anwesenheit von symbiontischen Bakterien. "Dieser
Prozess ist sehr zeitaufwändig und hängt unmittelbar von der Erfahrung der
beurteilenden Personen ab", fasst Dr. Ute Klarmann-Schulz die Motivation
zusammen, warum ihre interdisziplinäre Arbeitsgruppe am IMMIP sich zur
Aufgabe gemacht hat, diesen Analyse-Prozess zu optimieren. "Mit Dr. Daniel
Kühlwein, Mitarbeiter des Center of Excellence für Künstliche Intelligenz
beim weltweit agierenden Beratungsunternehmen Capgemini, konnten wir dafür
einen Experten auf dem Gebiet der Künstlichen Intelligenz für eine
Kooperation gewinnen."

Mit seiner Unterstützung will die Arbeitsgruppe um Klarmann-Schulz am
Universitätsklinikum Bonn ein KI-System entwickeln, welche die Auswertung
histologischer Schnitte automatisieren soll. Dabei greifen sie auf bereits
existierende Deep-Learning Modelle zur Objekterkennung zurück. "Die
vortrainierten KI-Systeme können grundsätzlich schon sehen, das heißt sie
können beispielsweise Linien erkennen", erklärt Kühlwein. "Mittels
Transfer-Learning trainieren wir sie auf unseren neuen speziellen
Anwendungsfall." Das KI-System lernt hierbei die Erkennung und Beurteilung
der Würmer von bereits ausgewerteten Mikroskop-Bildern histologischer
Schnitte aus zahlreichen klinischen Studien, die die Bonner Parasitologen
bereits mit ihren afrikanischen Partnern durchgeführt haben. Die
Wissenschaftler wollen so den Zeitaufwand für die Auswertung reduzieren
und einen objektiven Standard für die Analyse etablieren.


Weitere Informationen gibt es unter:
https://gcgh.grandchallenges.org/grant/deep-learning-ai-histology-onchocerciasis

http://www.microbiology-bonn.de/immip/de/about

https://www.capgemini.com/de-de/service/kuenstliche-intelligenz-ki-ai/


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 14.08.2019
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SCHMERZ/791: Studie zu Kopfschmerz bei Kindern und Jugendlichen - nur wenige Betroffene suchen Hilfe bei einem Arzt (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 14.08.2019

Dresdner Studie zu Kopfschmerz bei Kindern und Jugendlichen: nur wenige Betroffene suchen Hilfe bei einem Arzt



Schmerz-Experten des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden
beklagen ein mangelndes Bewusstsein der Gesellschaft für die
Kopfschmerzproblematik bei Kindern und Jugendlichen. Ein Team des
Universitäts SchmerzCentrums und der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin
stellte im Rahmen einer im Frühjahr 2019 in der Fachzeitschrift
"Cephalalgia" publizierten Studie (doi: 10.1177/0333102419837156) fest,
dass über ein Fünftel aller Kinder und Jugendlichen, die mehr als zweimal
im Monat Kopfschmerzen hatten, aufgrund dieses Problems häufiger in der
Schule fehlten.

Bleiben die Kopfschmerzen unbehandelt, geraten Betroffene in einen
Teufelskreis: Schulfehltage können zu Leistungsabfall, Schulversagen,
Schulangst führen, viele betroffene Kinder isolieren sich sozial, auch die
Gefahr einer Depression ist erhöht. Umso wichtiger sind eine rechtzeitige
ärztliche Diagnose und individuelle Therapie dieser Kinder und
Jugendlichen. Doch die Dresdner Studie zeigt, dass nahezu alle Kinder, die
nur einmal im Monat Kopfschmerzen aufwiesen, und etwa 80 Prozent
derjenigen, die mehr als zweimal im Monat unter Kopfschmerzen litten,
keinen Arzt aufgesucht hatten.

Mehr als zwei Drittel aller Schulkinder leiden regelmäßig an
Kopfschmerzen, stellte das von Privatdozentin (PD) Dr. Gudrun Goßrau
geleitete Wissenschaftler-Team in der Studie fest, die unter dem Titel
"The prevalence of headache in German pupils of different ages and school
types" in der Fachzeitschrift der internationalen Kopfschmerzgesellschaft
"Cephalalgia" erschienen ist. Ein Ergebnis der wissenschaftlichen
Erhebung, dass mehr als zwei Drittel der in Deutschland befragten Kinder
und Jugendlichen regelmäßig Kopfschmerzen haben. Bei den Oberschülern lag
der Anteil sogar bei fast 80 Prozent. Einen Arzt suchten jedoch nur die
wenigsten auf, was auch zeigt, dass Kopfschmerzen in unserer Gesellschaft
nicht als "echte" Krankheit wahrgenommen werden. "Dabei stellen
Kopfschmerzen bereits im Kindes- und Jugendalter ein relevantes
Gesundheitsproblem dar und sollten rechtzeitig und individuell von einem
Arzt behandelt werden", erklären Prof. Reinhard Berner, Direktor der
Klinik für Kinder- und Jugendmedizin des Dresdner Uniklinikums und Dr.
Matthias Richter. Beide Pädiater sind Co-Autoren der Publikation.

Für die Studie beantworteten 2.706 Schülerinnen und Schüler, die in
Dresden eine Grund- oder weiterführende Schule besuchten, den Fragebogen.
Erhoben wurde darin, wie oft Kopfschmerzen bei Kindern und Jugendlichen in
den vergangenen drei Monaten auftraten, in welcher Stärke und welche
Maßnahmen ergriffen wurden. Das Ergebnis: Nur knapp 32 Prozent der
Befragten gaben an, gar nicht unter Kopfschmerzen zu leiden, fast 37
Prozent hatten einmal pro Monat Kopfschmerzen, fast 32 Prozent, mehr als
zweimal im Monat. Die letztgenannte Gruppe untersuchte das USC-Team
genauer: 55 Prozent hatten an zwei bis fünf Tagen pro Monat Kopfschmerzen,
27 Prozent an fünf bis zehn Tagen. Sieben Prozent derjenigen, die mehr als
zweimal im Monat Kopfschmerzen hatten, gab sogar an, an mehr als 15 Tagen
pro Monat unter diesen Schmerzen zu leiden.

Insgesamt gaben 624 der befragten Kinder und Jugendliche an,
Schmerzmedikamente oder homöopathische Mittel gegen Schmerzen einzunehmen.
In der Gruppe, die nur einmal im Monat unter Kopfschmerzen litt, nahm
knapp ein Fünftel Schmerzmittel ein, in der Gruppe derer, die mehr als
zweimal im Monat von Kopfschmerzen gequält wurden, gab fast die Hälfte an,
regelmäßig Schmerzmittel einzunehmen. Auffällig war dabei, dass nahezu
alle Kinder, die nur einmal im Monat Kopfschmerzen aufwiesen, und etwa 80
Prozent derjenigen, die mehr als zweimal im Monat Kopfschmerzen hatten,
keinen Arzt aufgesucht hatten.

PD. Dr. Gudrun Goßrau sieht in der mangelnden Bereitschaft, sich ärztlich
behandeln zu lassen, auch als Ausdruck eines fehlenden Bewusstseins für
Kopfschmerzen als ernstzunehmende Krankheit in unserer Gesellschaft: "Doch
diese Form des Schmerzes ist bereits in Kindheit und Jugend ein relevantes
Gesundheitsproblem. Wie unsere Erhebung gezeigt hat, sind bei jungen
ebenso wie bei älteren Menschen Lebensqualität und Leistungsfähigkeit
stark beeinträchtigt." Beispielsweise zeigte die Studie auch, dass über
ein Fünftel aller Kinder und Jugendlichen, die mehr als zweimal im Monat
Kopfschmerzen hatten, aus diesem Grund häufiger in der Schule fehlen.
Kopfschmerz ist damit dritthäufigste Ursache für Fehltage in der Schule.
"Oft führen Kopfschmerzen dann in einen Teufelskreis. Schulfehltage können
zu Leistungsabfall, Schulversagen, Schulangst führen, viele betroffene
Kinder isolieren sich sozial, auch die Gefahr einer Depression ist
erhöht", so Dr. Goßrau. Umso wichtiger sind eine rechtzeitige ärztliche
Diagnose und individuelle Therapie der betroffenen Kinder und
Jugendlichen. "Es ist eine irrige Annahme, dass jeder seine Kopfschmerzen
selbst therapieren kann und keine Diagnose vom Arzt nötig ist", betont
Prof. Berner und verweist auf die aus ärztlicher Sicht sehr
unterschiedlichen Therapie für die einzelnen Schmerzarten: "Eine Migräne
muss anders behandelt werden, als ein Clusterkopfschmerz." Ebenso kritisch
sehen die Pädiater die häufig zu beobachtende unbedachte
Schmerzmitteleinnahme. Schließlich können häufig eingenommene, frei
verkäufliche Kopfschmerzmedikamente ihrerseits Kopfschmerzen verursachen
oder verstärken.

Frühes Eingreifen verhindert spätere Chronifizierung

Das Wissen über das häufige Auftreten unterschiedlicher Formen des
Kopfschmerzes bei Kindern und Jugendlichen ist ein wichtiger Ansatzpunkt
dafür, verstärkt Versorgungsangebote für die Betroffenen zu schaffen. Die
interdisziplinäre Kinderkopfschmerzambulanz am Universitäts SchmerzCentrum
und das dort in Zusammenarbeit mit der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin entwickelte und etablierte DreKiP-Konzept (Dresdner
KinderKopfschmerzprogramm) sind erste Aktivitäten, um der aktuellen
Unterversorgung der Schmerzpatienten im Schulalter zu begegnen. Nach
Ansicht der Dresdner Schmerzexperten eine gute Investition in die Zukunft.
Denn ein unbehandelter Kopfschmerz, der bereits im Kindes- und
Jugendlichenalter zu Fehltagen in der Schule führt, droht im weiteren
Verlauf sich zu einer chronischen Erkrankung zu entwickeln, an deren Ende
auch eine Erwerbsunfähigkeit und Frühverrentung steht.

Lebensstil-Wandel von Kindern und Jugendlichen begünstigt Kopfschmerz

Der Trend zu elektronischen Spielen und medialer Unterhaltung aber auch
eine weiter komprimierte Wissensvermittlung in der Schule sind bei Kindern
und Jugendlichen ebenso Risikofaktoren für das Auftreten häufiger
Kopfschmerzattacken wie körperliche Inaktivität oder seelischer Stress.
Mit den unterschiedlichen Formen der in das DreKiP-Programm integrierten
Therapien gelingt es, dieser Entwicklung gegenzusteuern. Der Schlüssel
dazu sind Aktivitäten, in denen die Betroffenen in einer Gruppe agieren,
wieder einen Zugang zu körperlicher Bewegung bekommen, kreativ werden und
ihren eigenen Körper wahrnehmen. Diese Erkenntnis sollte nicht nur die von
häufigen Kopfschmerzen heimgesuchten Kindern und Jugendlichen anregen,
ihren Lebensstil auf den Prüfstand zu stellen, sondern auch ihren
Altersgenossen, die bisher von diesen Problemen verschont wurden. Denn die
Wahrscheinlichkeit, künftig selbst häufiger unter Kopfschmerzen zu leiden,
steigt bereits in der Schulzeit.


Originalpublikation:

Nieswand V, Richter M, Berner R, von der Hagen M, Klimova A, Roeder I,
Koch T, Sabatowski R, Gossrau G. - The prevalence of headache in German
pupils of different ages and school types. In Cephalalgia 

doi: 10.1177/0333102419837156

Weitere Informationen finden Sie unter

https://journals.sagepub.com/doi/abs/10.1177/0333102419837156

http://www.uniklinikum-dresden.de/usc

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72687

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 14.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





LABEL/5121: Warner Music Medien Newsletter KW 33 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 33

Hamburg, 15. August 2019



Egal welchen Track man dem aktuellen Ed-Sheeran-Album "No.6
Collaborations Project" (USA UK: #1 / D: #2) entnimmt, es verbirgt
sich darauf garantiert eine hochkarätige Kollaboration. Am
vergangenen Freitag lieferte der britische Weltstar das offizielle
Musikvideo [1] zum Track "Nothing On You", in dem der argentinische
Reggaetonero Paulo Londra und der britische
Rapper/Ivor-Novello-Gewinner Dave aufeinandertreffen. Darin
durchqueren Ed Sheeran, Paulo Londra und Dave gemeinsam auf dem
Fahrrad die nächtlichen Straßen Londons. Der Clip wurde mit der
Online-Musikplattform SBTV zusammen gedreht - dem Team also, mit dem
Ed Sheeran 2010 seine allererste Online-Session zu "Need Me, I Don't
Need You" aufzeichnete. Ebenfalls am letzten Freitag veröffentlichte
Ed gleich zwei neue Remixe seiner aktuellen Hit-Single "Beautiful
People feat. Khalid" (#6 European Airplay Charts / #8 offiz.
GfK-Charts) vom britischen DJ/Producer Danny L Harle sowie vom
schwedischen Producerduo NOTD. Ende August bringt Ed Sheeran im
englischen Ipswich seine zweijährige internationale "÷"-Stadiontour
zum Abschluss, und damit die erfolgreichste Musiktournee aller
Zeiten, mit insgesamt über 8,5 Mio. Besuchern!

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

HUGEL

Der französische Star-DJ HUGEL widmet seine brandneue Single gleich
einem ganzen Musikgenre. Mit "House Music" [2] verbeugt er sich vor
dem Musikstil, der in den Achtzigern in den USA entstand - eine
Liebeserklärung, die sofort in die Beine geht und die Hände in die
Höhe schießen lässt.

"Ich toure überall auf der Welt und man kann regelrecht spüren,
dass die Branche wieder zur House-Musik zurückkehrt. Zur echten House
Musik", sagt HUGEL. "Ich spielte den Track das erste Mal in
den USA beim Hangout Festival und die Leute sind durchgedreht."

Zuletzt hatte HUGEL mit seinen Singles "Bella Ciao (HUGEL Remix)" (D:
Doppelplatin), dem 2019er Dschungelsong "WTF feat. Amber Van Day" und
"Mamma Mia feat. Amber Van Day" aufgedreht.


BAZZI

Kurz nachdem er seine aktuelle Crooner-Single "I.F.L.Y." und die
vorangehende 21-Savage-Kollaboration "Focus" veröffentlichte,
enthüllt der vielfach mit Platin ausgezeichnete UK-Künstler Bazzi
nun sein brandneues Mixtape. "Soul Searching" vereint Pop, R&B und
Hiphop zu einem Werk, das unverkennbar seine Handschrift trägt.

Das Mixtape enthält neben "I.F.L.Y." und "Focus" auch den
6Lack-Kollabo-Track "Fallin" sowie den US-Gold-prämierten Smasher
"Paradise". Im Video zum Titeltrack sinniert Bazzi darüber, wer er
wirklich ist - hier [3] zu sehen.

Diese Woche performte Bazzi seinen aktuellen, sonnengeküssten Track
"I.F.L.Y." live in der The Late Late Show mit James Corden. HYPEBEAST
kürte "I.F.L.Y." zugleich zum "perfekten Sommersong".


LARUZO

Am vergangenen Freitag veröffentlichte der 27-jährige Dortmunder
Rapper Laruzo sein neues Album "Est. 1991" - den Nachfolger zum 2016
erschienenen "Contenance". Fest steht, das Warten hat sich gelohnt,
denn die 19 satten Tracks und starken Features haben es in sich.

Mit King Khalil, Moe Phoenix, NKSN, Ardian Bujupi und Micel O. hat
sich Laruzo einige der derzeit heißesten Urban-Künstler der Nation an
die Seite geholt und auch die bisher veröffentlichten Album-Singles
"Bentley Jump/Calma", "Kolibri", "Pina Colada" und "Koala" stellen
allesamt seine Vielseitigkeit unter Beweis.

Kurz vor Album-Release legte Laruzo letzte Woche noch seine neueste
Single "Warte immer noch" [4] vor, mit einem ganz besonderen Feature
seiner Ehefrau Pinai.


WINONA OAK

Hier trifft Lana Del Rey auf Twin Peaks: Die Rede ist von der in
Schweden geborenen und in L.A. beheimateten Künstlerin Winona Oak,
die in der vergangenen Woche ihre neue Single "Break My Broken Heart"
präsentierte, in Begleitung eines unter die Haut gehenden Musikvideos
[5] von Regisseur Andreas Öhman.

"Break My Broken Heart" folgt auf ihre Debüt-Single "He Don't Love
Me". Billboard lobte den Track in höchsten Tönen, insbesondere seinen
"explosiven Refrain", die "durch Mark und Bein gehende
Melodik" und "sinnlichen Akkorde".

Winona Oak wuchs als ausgebildete Pferdeakrobatin in den nordischen
Wäldern Schwedens auf, genauer gesagt auf der sogenannten 'Insel der
Sonne'. Ihre Großmutter war Sängerin an der Schwedischen Königlichen
Oper.


VLUDE

Es gibt kein kostbareres Gut als Freiheit und darum geht es auch im
aktuellen Titel der norddeutschen Künstlerin VLUDE (ausgesprochen
Flut), die uns damit einen etwas anderen Sommersong liefert.

"Zitronenscheiben & Tequila" handelt von Freiheit, vom Fallen- und
Treibenlassen, von Freundschaft und Verliebtheit sowie von der
Kurzweiligkeit unvergesslicher Nächte und dem gemeinsam Rush ins
Blackout. Es ist die Erzählung eines Sommers, so wie VLUDE ihn vor
einigen Jahren selbst erlebte, als sie nach Hamburg zog.

"Mein Ziel ist es, elektronische Popmusik zu machen, die urban,
selbstbewusst, modern und melancholisch ist. Der Song lehnt sich
entspannt zurück, wo andere nach vorne treiben, basiert auf einem
4-on-the-floor Groove, bewegt sich aber im Midtempo", beschreibt
VLUDE. Aber besser man hört hier [6] selbst einmal rein.


HAMZAA

Sie ist aktuell einer der hellsten Sterne am Londoner Horizont und
veröffentlichte am letzten Freitag ihre vielversprechende neue EP
"Phases". Die erst 20-jährige Sängerin/Songwriterin/Producerin Hamzaa
stammt aus dem Stadtteil Hackney und vermengt in ihrer Musik
klassischen Soul mit R&B.

Gemeinsam mit ihrer neuen EP enthüllte Hamzaa außerdem noch das
Live-Video [7] zu ihrem Track "Sunday Morning", das sie mit Familie
und Freunden zeigt. Darin reflektiert sie verschiedene Beziehungen
und geht dabei der wahren Bedeutung von Liebe auf den Grund.

Zuvor hatte sie mit ihrer ebenso eindrucksvollen, hymnischen Single
"London" aufhorchen lassen. 2019 war sie bereits als Support von
Anne-Marie zu sehen und performte unter anderem auch beim BBC Radio 1
Big Weekend.


WHOHURTYOU

Alias WhoHurtYou geht das US-Duo um Jack Barakat und Kevin Fisher
diesen Freitag mit der Single "Nobody Wins" an den Start. Jack
Barakat machte sich bereits als Gründungsmitglied/Gitarrist/Sänger
der Band All Time Low einen Namen, während Kevin Fisher als
Songwriter für Bands wie 5 Seconds Of Summer oder OneRepublic aktiv
war.

Nachdem den beiden das Herz gebrochen wurde, schlossen sie sich zum
Duo WhoHurtYou zusammen, mit dem Ziel, ihren Herzschmerz in
eingängige Popmusik zu verwandeln. "Nobody Wins" überzeugt mit
großartigen Hooks und elektronischen Pop-Sounds.

Die Single wird ebenso wie der bereits enthüllte Vorgänger "Wish We
Never Met" [8] Teil ihrer kommenden Debüt-EP auf Fueled By Ramen
sein.


DRAM

Der Grammy-nominierte und vielfach Platin-dekorierte US-R&B-Künstler
DRAM ist zurück mit seiner neuen Single und macht darauf mit H.E.R.
und watt gemeinsame Sache. "The Lay Down" ist zugleich der erste
Vorbote seines zweiten Albums.

An der Oberfläche erscheint "The Lay Down" als gefühlvolle Ballade,
in der sich DRAM und H.E.R. aus der Ferne übers Telefon Liebesschwüre
zusingen, doch in seinem Inneren ist der satt instrumentierte und von
Andrew Watt (u.a. Shawn Mendes, Post Malone, Justin Bieber, Cardi B)
produzierte Track weitaus komplexer - hier [9] zu sehen.

"No one sings anymore. Ain't no true SANGERS out there! Nobody's
taking it to the stage. No one's pouring their heart out, but that
pattern stops here", erklärt DRAM und zeigt wie's geht.


PREDITAH

Im Anschluß an seinen überbordenden Club-Track "Mean That Much" mit
Rudimental, legte der UK-Beatmacher/DJ/Multi-Instrumentalist Preditah
am vergangenen Freitag mit seiner brandneuen Single "Animals feat.
Rachel Chinouriri" nach.

"Animals" ist ein erster überragender Vorgeschmack auf seine kommende
EP und trumpft mit einer eindringlichen Bassline, Chinouriris
glänzenden Vocals und einer ansteckenden Hook auf - hier [10] im
animierten Visualizer zu sehen.

Preditah machte sich bereits Mitte der Zweitausender als
Grime-Producer einen Namen, fertigte Remixe für Acts wie Chase &
Status, Lethal Bizzle, Jessie Ware oder Disclosure und landete 2017
zuletzt mit seiner Club-Single "On My Mind" für Jorja Smith einen
absoluten Hit.


TRACK OF THE WEEK • Elderbrook & Rudimental -

"Something About You"

An dieser Zusammenarbeit ist etwas dran: "Something About You" nennt
sich die siedend heiße Kollaboration zwischen dem Grammy-nominierten
britischen Live-Act/Singer-Songwriter/Multi-Instrumentalisten
Elderbrook und der UK-Supergroup Rudimental, die auch im emotional
aufgeladenen Musikvideo [11] unter Regie von Luke Davis (u.a. Amber
Mark, Jax Jones + Mabel, Birdie) haushoch überzeugt. Elderbrooks
Neuling - dem die von Diplo co-produzierte Single "How Do You"
vorausging - ist eine mitreißende Uptempo-Nummer, die ebenso auf
seinem Debütalbum zu finden sein wird. "Das Video zeigt, dass
viele von uns auf unterschiedliche Arten zu kämpfen haben und wie
wichtig es ist, miteinander zu sprechen und diese Kämpfe gemeinsam
durchzustehen", so Elderbrook.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee92131576fd1e089a7ac83ea50c8c2d124bb59d83292f258e8d4c30573b95b9cf9aba13bdd59232b42aa608c4

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee921315763aa79de47bda8bb87d29493a9fb31a0aa6f43dd6299a3bd10963098dee6b579ca5e5429fc574c1df

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee92131576d91b4cbfa92b2bff6069355227dd351e7f0f3d070a0705a9a78304f7521e22e0b16cc9313b3463a5

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee921315769c156b37be34329265ca0d4e78f81436f794d94fbf410c5b7b277b653a3bfcf2831da8a6812c2d2b

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee9213157695365e9405535c82b0720da6b7577799ef04faf140ae959c369c052cf048e57a17be7f80cd1d81a7

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee92131576c22d284c2bc5e433e4e3c5c16596f1eb313d3d804bdacbae099b7e47136c0e84c1aa7f0a6ffcd1d0

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee921315763acc7d2aa9749d426debc79e4ed55104adb85a9599612204c93754fee145312a11ac8f6b5201f065

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee9213157670ec4b48eff9675295f55d9b9f649ad6771f464ecff25202598f3485f43b6def74fe6f72b32d6347

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee9213157690eaac383c653e2f6259d7e3dd040beed23ddbf6c2592548ea86d5a9f612f92f5d438702b99354e1

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee92131576ad5a438caebcc94a27c85576a606fba9391bbd69a331ca98395c680a3fa82baef27ffb91631e491d

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=2af190ee921315767da062e1d69958845f3738307ff02dbf8df4cb28a76b73060c3c7a5645447085ca561a3d010c6c54

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9139: Aus aller Welt - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



China bestätigt Inhaftierung von Konsulatsmitarbeiter

Chinas Außenamtssprecher Geng Shuang bestätigte am Mittwoch Berichte
über die Festnahme eines Mitarbeiters des britischen Konsulats in
Hongkong. Der aus der chinesischen Sonderverwaltungszone stammende
Mann sei in der Metropole Shenzhen im Südosten des Landes wegen eines
Verstoßes gegen ein Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit in
Gewahrsam genommen und mit einer 15tätigen Verwaltungshaft belegt
worden, sagte Geng einem Bericht der South China Morning Post
zufolge. Die Inhaftierung von Simon Cheng Man-kit könnte die
angespannten Beziehungen zwischen Peking und London weiter
verschlechtern. China forderte Großbritannien bereits mehrfach auf,
sich nicht in den Konflikt in der chinesischen Sonderverwaltungszone
einzumischen. Für Ärger in Peking sorgte zuletzt unter anderem ein
Telefonat des neuen britischen Außenministers Dominic Raab mit
Hongkongs Regierungschefin Carrie Lam, in dem der Torie-Abgeordnete
das Recht auf friedliche Proteste und freie Meinungsäußerung betonte.
Auslöser der Proteste in Hongkong war ein umstrittenes
Gesetzesvorhaben, das Auslieferungen von verdächtigen oder gesuchten
Personen an Festland-China ermöglichen sollte. Wegen des großen
Widerstands wurde die Arbeit an dem Gesetz bereits Mitte Juni
ausgesetzt.

21. August 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9139: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Leichenfund in Tornesch

In einem Haus in Tornesch im Kreis Pinneberg haben Polizeibeamte am
Mittwochvormittag die Leiche einer 36 Jahre alten Frau gefunden. Die
Ermittler gehen von einem Gewaltverbrechen aus. Ein in der Nähe des
Tatorts entdeckter 55jährige Mann sei unter dringendem Tatverdacht
festgenommen worden, teilte eine Behördensprecherin mit. Zu möglichen
Motiven und Hintergründen der Tat gab es zunächst keine offiziellen
Informationen.
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MILITÄR/9136: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Gefechten in Kaschmir

Im indischen Teil des Kaschmir haben sich Regierungstruppen und
Aufständische eine Schießerei geliefert, bei der ein mutmaßlicher
Rebell und ein Polizeibeamter getötet wurden. Der Zwischenfall
ereignete sich während einer Razzia im Distrikt Baramulla. Wie ein
Polizeisprecher am Mittwoch mitteilte, deutet vor Ort gefundenes
Material darauf hin, daß der tote Rebell zur pakistanischen
Islamistengruppe Lashkar-e-Taiba gehört habe. Die indische Regierung
hatte den Autonomiestatus der Region Jammu und Kaschmir vor zwei
Wochen aufgehoben und eine Ausgangssperre verhängt. Die pakistanische
Regierung in Islamabad reagierte mit Empörung auf die Maßnahme. Am
Wochenende lieferten sich indische und pakistanische Soldaten in der
Konfliktregion Kaschmir schwere Gefechte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9138: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Scholz und Geywitz bewerben sich um SPD-Vorsitz

Bundesfinanzminister Olaf Scholz und die Brandenburger
Landespolitikerin Klara Geywitz wollen gemeinsam bei der Wahl zum
SPD-Vorsitz antreten. Scholz hatte eine Kandidatur um die Nachfolge
von Andrea Nahles zuvor abgelehnt. Er begründete den überraschenden
Schritt laut dpa-Angaben mit seinem Verantwortungsgefühl für die
Partei. Die 43jährige Potsdamerin Geywitz sitzt seit 2004 im Landtag.
Sie gehörte zur großen Verhandlungsrunde, die im vergangenen Jahr den
Koalitionsvertrag von Union und SPD aushandelte.
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SONSTIGES/9136: Tragisches und Kurioses - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grizzlybär tötet schlafenden Touristen

Ein Grizzlybär hat einen schlafenden Mann in seinem Zelt angefallen
und in den Wald verschleppt. Die Überreste des 44jährigen
Kanutouristen wurden nach Angaben der kanadischen Polizei einen Tag
später gefunden. Der Vorfall ereignete sich am Mackenzie River in den
Nordwest-Territorien Kanadas, wo nach Schätzungen der Behörden mehr
als 4.000 Grizzlybären leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8221: Aus Forschung und Technik - 21.08.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erstflug der neuen US-Trägerrakete Vulcan für 2021 geplant

Die United Launch Alliance (ULA) will in zwei Jahren ihre neue
Trägerrakete Vulcan Centaur erstmals zum Einsatz bringen. Laut
Unternehmensangaben wird die Schwerlastrakete das Dream Chaser
genannte Raumfahrzeug der Sierra Nevada Corporation ins All
befördern. Das shuttleähnliche Raumschiff soll im Auftrag der NASA
Fracht zur Internationalen Raumstation ISS bringen und mit
Stationsmüll und wissenschaftlichen Experimenten zur Erde
zurückkehren. Die neuentwickelte Vulcan besteht überwiegend aus
Komponenten der Atlas-V-Trägerrakete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8235: Aus aller Welt - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwangsrückführung von Rohinya nach Myanmar beginnt

Ab diesem Donnerstag sollen täglich 300 Rohinya, die von Myanmar nach
Bangladesch geflohen waren, zwangsweise in ihr Heimatland
zurückgeführt werden. Die Regierungen beider Länder vereinbarten in
einem ersten Schritt die Überführung von rund 3500 Menschen.
Insgesamt sind in den beiden zurückliegenden Jahren über 740.000
Rohinya aus dem Bundesstaat Rakhine in Myanmar vor Morden,
Massenvergewaltigungen und Folter in das Nachbarland geflohen. Die
Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch fordert von den
Regierungen beider Staaten, daß sie ihre Rückführungspläne fallen
lassen, da in Myanmar die zur muslimischen Minderheit gehörenden
Rohinya weiterhin systematisch verfolgt werden. Zuvor hatten
Ermittler der Vereinten Nationen von einem anhaltenden Völkermord in
dem Land berichtet. Am Mittwoch gaben insgesamt 61 lokale, nationale
und internationale Organisationen, darunter CARE, Save the Children,
Oxfam, die Welthungerhilfe und World Vision, eine gemeinsame
Erklärung heraus, in der sie die Anerkennung der Menschenrechte aller
Menschen in Rakhine fordern. Außerdem sollen die Rohinya bei der
Entscheidung über ihre Rückkehr ein Mitspracherecht haben. Jeder
Rückkehrprozeß muß sicher, freiwillig und würdevoll verlaufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8223: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Großrazzia im Baugewerbe gegen Schleuser und Ausbeutung von Arbeitern

Bundespolizei und Hauptzollamt haben den Mittwoch über in Berlin,
Brandenburg und Sachsen-Anhalt Razzien bei mutmaßlichen
Menschenhändlern durchgeführt. Unter Federführung der
Staatsanwaltschaft Berlin waren daran über 1900 Beamte, 41
Hauptzollämter und die Ausländerbehörde beteiligt. Polizisten und
Zöllner durchsuchten mehr als 100 Wohnungen, Baustellen, Geschäfte
und Steuerberaterbüros unter anderem nach Beweisen auf Smartphones
und in Emails, um einem bandenmäßigen Einschleusen von Ausländern im
Baugewerbe und der Ausbeutung von Arbeitern auf die Spur zu kommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8146: Sprache, Kunst und Medium - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Postkarten kommen aus der Mode

Das Verschicken von Postkarten wurde vor annähernd 150 Jahren
eingeführt. Aus diesem Anlaß ist im Berliner Museum für Kommunikation
eine Ausstellung unter dem Titel "Mehr als Worte. 150 Jahre
Postkartengrüße" bis Anfang Januar kommenden Jahres aus einem riesigen
Fundus zu sehen, wie das Museum berichtet.

Am 1. Oktober 1869 führte die Post in Österreich-Ungarn die sogenannte
Correspondenz-Karte ein. Im Jahr 1900 wurden allein im deutschen
Kaiserreich eine Milliarde Benachrichtigungen, Kunst- und Ansichts-
Postkarten verschickt. Doch seit Einführung des Internets ist deren
Zahl stark rückläufig: 2018 wurden laut Deutscher Post noch 155
Millionen nach, aus und innerhalb Deutschlands verschickt - fünf
Prozent weniger als im Vorjahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8212: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer auf Truppenbesuch im Irak

Bundesverteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer hat sich anläßlich
eines Truppenbesuchs im Irak für eine Verlängerung des
Bundeswehreinsatzes gegen die Miliz Islamischer Staat (IS)
ausgesprochen. Diese sei zurückgedrängt, jedoch nicht besiegt worden,
sagte die Ministerin am Mittwoch vom nordirakischen Erbil aus dem
ARD-Morgenmagazin. Die langfristige Stabilisierung des Iraks sei im
ureigensten Interesse Deutschlands. Die Bundeswehr betreibt im Irak
unter anderem Feindaufklärung mit Tornado-Aufklärungsjets. Laut
Kramp-Karrenbauer können die Kampfjets auch genutzt werden,
Flüchtlingscamps besser aufzubauen und die Bewegungsfreiheit von
Nichtregierungsorganisationen im Irak zu gewährleisten. In
Zusammenarbeit mit dem Außenministerium strebt die Ressortchefin den
Ausbau der zivil-militärischen Zusammenarbeit an. Das Mandat der
Bundeswehr für den Irakkrieg läuft am 31. Oktober aus und soll laut
Koalitionsvereinbarung zur letzten Mandatsverlängerung nicht erneut
verlängert werden. Der erste Truppenbesuch der Ministerin im
Kriegsgebiet war für sie "sehr spannend". Ihren Worten zufolge bekam
sie eine leise Ahnung davon, unter welchen Bedingungen die
Soldatinnen und Soldaten dort ihren Dienst verrichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8226: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet Arktisstrategie

Das Berliner Außenministerium hat neue Leitlinien für die deutsche
Arktispolitik herausgegeben, die am Mittwoch vom Bundeskabinett
verabschiedet wurden. Demnach lehnt die Bundesregierung eine
Militarisierung der Arktis und ein unökologisches Wettrennen bei der
Ausbeutung der Ressourcen im Arktischen Ozean ab. Gegen eine
umweltverträgliche Rohstoffgewinnung spricht sich die Bundesregierung
nicht aus. Auch wird in dem Richtlinienpapier auf die dramatischen
Folgen des Abschmelzens des arktischen Meereises unter anderem für die
Tierwelt hingewiesen. Bundesaußenminister Maas erklärte, mit den
Leitlinien deutscher Arktispolitik übernehme die Bundesregierung mehr
Verantwortung und benenne klare strategische Ziele. Sie wolle mehr
internationale Zusammenarbeit, um den einzigartigen Raum schützen und
die Arktis als konfliktarme Region erhalten sowie die vorhandenen
Ressourcen schonend nutzen zu können. Maas hatte zuletzt den Norden
Kanadas besucht. Bundeskanzlerin Merkel nahm Anfang der Woche am
Nordischen Rat auf Island als Gastrednerin teil. Dem Gremium gehören
Kanada, die USA, Rußland, Schweden, Island, Finnland, Norwegen und
Dänemark an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8196: Tragisches und Kurioses - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Kirmesbesucher in Aachen lebensgefährlich verletzt

Auf der Aachener Kirmes "Öcher Bend" ist ein Mann bei voller Fahrt aus
einem Fahrgeschäft gestürzt. Wie die Polizei laut WDR1 am Dienstag
mitteilte, zog sich der 47 Jahre alte Mann, der ins Aachener
Uniklinikum gebracht wurde, dabei lebensgefährliche Verletzungen zu.

Nach Darstellung des Aachener Schaustellerverbandes geriet der Mann
während der Fahrt offenbar in Panik, löste den Sicherheitsbügel und
stürzte mehrere Meter tief aus der Gondel, noch bevor der Betreiber
das Karussell anhalten konnte. Ein technischer Defekt konnte demnach
ausgeschlossen werden.
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SOZIALES/8224: Arbeit, Soziales und Familie - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



Jeder fünfte in Deutschland mit Migrationshintergrund

Rund 20,8 Millionen Menschen in Deutschland und damit 25,5 Prozent
der Gesamtbevölkerung haben einen Migrationshintergrund. Das heißt,
mindestens ein Elternteil oder sie selbst sind nicht als deutsche
Staatsbürger geboren worden. Von 2017 auf 2018 nahm ihre Zahl um 2,5
Prozent zu, wie das Statistische Bundesamt auf Basis des Mikrozensus
aus dem vergangenen Jahr mitteilte. Mehr als die Hälfte der Menschen
mit Migrationshintergrund sind Bundesbürger mit deutschem Paß. Fast
jeder zweite hat angegeben, aus familiären Gründen zugewandert zu
sein, für etwa jeden fünften waren berufliche Gründe
ausschlaggebend.15 Prozent befanden sich auf der Flucht und suchten
in Deutschland Asyl. Weitere fünf Prozent wollten in Deutschland
studieren oder eine Ausbildung durchlaufen.
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WIRTSCHAFT/8212: Märkte und Finanzen - 21.08.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Regierung genehmigt F-16-Lieferungen an Republik China

Nach Angaben des Statedepartments in Washington hat US-Präsident
Trump die Lieferung von 66 Kampfflugzeugen des neusten Typs F-16 an
die Republik China (Taiwan) genehmigt. Der Deal des Rüstungskonzerns
Lockheed Martin im Umfang von rund acht Milliarden Euro schließt 75
Triebwerke und andere Systeme ein. Die Regierung der Volksrepublik
China hatte im Vorwege des Geschäftes dagegen protestiert, weil sie
die Insel Taiwan als dem Festland zugehörig betrachtet und das
Rüstungsgeschäft entsprechend als Einmischung in innerstaatliche
Angelegenheiten. Die US-Regierung setzt mit der Aufrüstung Taiwans
nicht nur ihre wirtschaftlichen, sondern auch nationalen und
sicherheitspolitischen Interessen um.
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FORSCHUNG/567: Dem Geheimnis kranker Pflanzen auf der Spur (idw)


Institut für Pflanzenbiochemie - 16.08.2019

Dem Geheimnis kranker Pflanzen auf der Spur



Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für Pflanzenbiochemie forschen seit
20 Jahren an Phytophthora infestans, dem Erreger der Kraut- und
Knollenfäule bei Kartoffeln. Dabei fragen sie sich nicht nur, warum
Phytophthora seine Wirtspflanze, die Kartoffel, krank macht, sondern auch,
warum der Erreger die meisten anderen Pflanzen nicht erfolgreich besiedeln
und krank machen kann. Diese sogenannte Nichtwirts-Resistenz erforschen
die Hallenser Wissenschaftler an der Modellpflanze Arabidopsis thaliana.
Jüngst haben sie aus Arabidopsis zwei neue Substanzen isoliert, die bei
der Abwehr von Phytophthora eine wichtige Rolle spielen. Der Befund wurde
in Journal of Biological Chemistry veröffentlicht.

Die Kraut- und Knollenfäule der Kartoffel ist eine der bedeutendsten
Pflanzenkrankheiten unserer Zeit. Ihr Erreger, Phytophthora infestans, hat
bereits Mitte des 19. Jahrhunderts für große Hungersnöte in Europa gesorgt
und verursacht noch heute weltweite Ernteausfälle von etwa 20 Prozent im
Jahr. Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für Pflanzenbiochemie (IPB) in
Halle erforschen die Kraut- und Knollenfäule seit mehr als zwei Dekaden.
Um die Mechanismen der Krankheitsentstehung besser zu verstehen, fragen
sie sich nicht nur, warum der Erreger seine Wirtspflanze, die Kartoffel,
krank macht, sondern auch, warum er die meisten anderen Pflanzen nicht
erfolgreich besiedeln und krank machen kann. Diese sogenannte
Nichtwirtsresistenz gegen den Befall von P. infestans wird an der
Ackerschmalwand Arabidopsis thaliana untersucht. Aus der Modellpflanze
konnten die Hallenser Forscher um Professor Sabine Rosahl zwei neue
Substanzen isolieren, die eine wichtige Rolle bei der Abwehr von
Phytophthora spielen. Eine der neu entdeckten Indol-Verbindungen wirkt
dabei nicht direkt auf den Erreger, sondern sorgt vermutlich als
Signalstoff für die Verstärkung der pflanzlichen Abwehrreaktion. Der
Befund wurde in der Fachzeitschrift Journal of Biological Chemistry
veröffentlicht.

Pflanzen sind wie alle Lebewesen permanent von potentiellen
Krankheitserregern umgeben. Dennoch werden sie selten krank. Denn ähnlich
wie Tiere verfügen auch Pflanzen über eine Art Basis-Immunität, die ihre
Besiedlung durch mikrobielle Keime erfolgreich verhindert. Durch vielfache
Abwehrreaktionen gelingt es den meisten Pflanzen, nicht zur Wirtspflanze
der Erreger zu werden, sondern vielmehr Nichtwirt zu bleiben und mit ihrer
Nichtwirtsresistenz ein breites Spektrum an Invasoren in Schach zu halten.

Erste Voraussetzung für die Nichtwirtsresistenz ist die Erkennung des
Feindes. Dies geschieht durch Rezeptoren in der pflanzlichen Zellmembran,
die darauf spezialisiert sind, mikrobielle Oberflächenstrukturen wie das
pilzliche Chitin oder das bakterielle Flagellin an sich zu binden. Durch
die Bindung der Mikroben-Moleküle aktiviert sich der Rezeptor; er kann nun
das Signal Achtung Feind ins Innere der Zelle weiterleiten, wo es über
komplexe Signalkaskaden bis in den Zellkern übertragen wird. Hier erfolgt
die Aktivierung von verschiedenen Abwehrgenen, die daraufhin die
Herstellung von Biosynthese-Enzymen initiieren. Diese Enzyme produzieren
eine Vielzahl an antimikrobiellen Substanzen, die entweder den Erreger
abtöten oder durch lokale Zellwandverstärkung verhindern, dass weitere
Keime in die Zellen eindringen können.

Welche Gene, welche Proteine und Enzyme an der Nichtwirtsresistenz der
Ackerschmalwand beteiligt sind, wird von den Hallenser Wissenschaftlern
intensiv untersucht. In der Gruppe von Professor Rosahl interessiert man
sich darüber hinaus besonders für die verschiedenen Abwehrsubstanzen, die
Arabidopsis produziert, um Erreger wie Phytophthora zu bekämpfen. Um das
herauszufinden, brachte man auf die Blätter von Arabidopsispflanzen kleine
Tröpfchen einer Phytophthora-Sporenlösung auf. Parallel dazu applizierte
man im Kontroll-Experiment Wassertröpfchen auf die Blätter von weiteren
Arabidopsispflanzen. Nach 24 Stunden wurden die Tröpfchen und auch das sie
umgebende Blattgewebe einer Bestandsaufnahme aller vorhandenen
Stoffwechselprodukte unterzogen. Das Ergebnis dieses Metaboliten-Profilings
zeigte klar: Die mit Phytophthora infizierten Pflanzen wiesen
einen stark aktivierten Stoffwechsel auf. Sowohl in den Tröpfchen als auch
im umgebenden Blattgewebe fand man eine Vielzahl von Substanzen, die in
den Kontrollpflanzen nicht nachweisbar waren.

Neben bereits bekannten, oftmals antimikrobiell wirkenden Substanzen, fand
man zwei bisher unbekannte Verbindungen: das 4-Methoxyindol-3-methanol und
das 4-Methoxyindol-3-methylcystein. Interessanterweise wiesen die beiden
Indol-Verbindungen keine antimikrobiellen Eigenschaften auf; das Wachstum
der Phytophthora-Hyphen wurde durch sie nicht gehemmt. Eine der beiden
Verbindungen, das 4-Methoxyindol-3-methanol, löste jedoch eine schwache,
aber hoch signifikante Erhöhung der Calcium-Ionen in den
Phytophthora-infizierten Arabidopsiszellen aus. "Der intrazelluläre Anstieg
von Calcium-Ionen ist ein frühes Signal der Abwehr", erklärt Sabine Rosahl.
"Er begünstigt die Interaktion der Signalproteine und kommt im
Abwehrszenario einem allgemeinen Alarmzustand gleich." Auch die
Erreger-induzierte Zellwandverstärkung wurde durch 4-Methoxyindol-3-methanol
gesteigert. "Wir vermuten daher", sagt Professor Rosahl, "dass diese neu
entdeckte Verbindung eher eine Substanz ist, die die natürliche
Immunantwort der Nichtwirtsresistenz moduliert und verstärkt". Wie genau
das passiert, bleibt in Zukunft zu klären.

Nach den erzielten Befunden innerhalb und außerhalb der befallenen
Pflanzenzellen erfordert eine erfolgreiche Abwehrreaktion nicht nur
funktionstüchtige Biosynthese-Enzyme, sondern auch Transportproteine, die
die produzierten Abwehrstoffe aktiv aus der Pflanzenzelle hinaus an den
Ort der Verwundung befördern. Ein solches mutmaßliches Transportprotein
(PEN3) wurde vor einigen Jahren in Arabidopsis gefunden. Bisher konnte man
zu diesem Protein jedoch noch keine Abwehr-relevante Substanz
identifizieren, die von ihm tatsächlich aus der Zelle transportiert wird.
In der aktuellen Studie ist dies nun gelungen. In Kooperation mit
Wissenschaftlern aus der Schweiz konnte gezeigt werden, dass die neu
entdeckten Indol-Verbindungen vom PEN3-Transporter aus den Zellen heraus
auf die Blattoberflächen befördert werden.

Der Erkenntnisgewinn aus der Modellpflanze beeinflusst am IPB immer wieder
auch das Wissen um die Krankheit in der Kulturpflanze. Auch die Kartoffel
produziert nach Befall mit Phytophthora antimikrobielle Substanzen, die
normalerweise aktiv auf die Blattoberfläche transportiert werden sollten.
Der Transport von einigen keimabtötenden Stoffen scheint aber bei der
Kartoffel gestört zu sein. Das konnten die Hallenser Pflanzenforscher vor
einigen Jahren zumindest für eine konkrete Substanz, das Coumaroylagmatin,
nachweisen. Die Hydroxyzimtsäureverbindung reicherte sich nach Infektion
mit dem Erreger nur innerhalb der Kartoffelblätter, nicht aber auf deren
Außenseite an. Durch das Einbringen eines intakten Transportproteins
gelang es dem Team um Sabine Rosahl, die Immunreaktion der
Kartoffelpflanzen auf Phytophthora stark zu erhöhen. Dennoch konnte die
Ausprägung der Kraut- und Knollenfäule damit nicht vollständig eingedämmt
werden. Es muss also weitere Schwachstellen im Immunsystem der Kartoffel
geben.

Wie es Phytophthora im Laufe der Evolution gelang, die Kartoffel zu seiner
Wirtspflanze zu machen, bleibt eine spannende Frage auf diesem Gebiet. Mit
ihrer erfolgreichen Kombination von Grundlagen- und anwendungsorientierter
Forschung an Modell- und Kulturpflanzen werden die Hallenser
Wissenschaftler auch künftig zu ihrer Beantwortung beitragen.


Hintergrundinformation zu Phytophthora infestans:

Phytophthora infestans, der Erreger der Kraut- und Knollenfäule bei
Kartoffeln, gehört zur Klasse der Oomyceten, deren Vertreter eine
Übergangsform zwischen Pilzen und Braunalgen darstellen. Der Erreger
verbreitet sich über Sporen, die in das Blattgewebe eindringen und von
dort aus die gesamte Pflanze besiedeln. Werden die Sporen bei Regen in den
Boden gespült, befallen sie auch die Knollen, die sich braun verfärben und
ungenießbar werden. Die Krankheit überträgt sich schnell und kann in
wenigen Tagen ganze Felder infizieren. Bisher bekämpft man Phytophthora
mäßig erfolgreich mit Fungiziden. Da der Erreger sehr mutationsfreudig
ist, entwickelt er jedoch schnell Resistenzen gegen die eingesetzten
Pflanzenschutzmittel.


Originalpublikation:

Andreas Matern, Christoph Böttcher, Lennart Eschen-Lippold, Bernhard
Westermann, Ulrike Smolka, Stefanie Döll, Fabian Trempel, Bibek Aryal,
Dierk Scheel, Markus Geisler & Sabine Rosahl.

A substrate of the ABC transporter PEN3 stimulates bacterial flagellin
(flg22)-induced callose deposition in Arabidopsis thaliana.

Journal of Biological Chemistry (2019) 294, 6857-6870.
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FORSCHUNG/1622: "Qutrit" - Komplexe Quantenteleportation erstmals gelungen (idw)


Österreichische Akademie der Wissenschaften - 19.08.2019

"Qutrit": Komplexe Quantenteleportation erstmals gelungen



Wissenschaftlern der Österreichischen Akademie der Wissenschaften und der
Universität Wien ist es gemeinsam mit chinesischen Forschern erstmals
gelungen, dreidimensionale Quantenzustände zu übertragen.
Höherdimensionale Teleportation könnte eine wichtige Rolle in künftigen
Quantencomputern spielen.

Was bislang nur eine theoretische Möglichkeit war, haben Forscher der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) und der Universität
Wien nun erstmals experimentell durchgeführt: Gemeinsam mit
Quantenphysikern der University of Science and Technology of China gelang
ihnen die Teleportation komplexer hochdimensionaler Quantenzustände. Über
diese internationale Premiere berichtet das Forschungsteam nun im
Fachjournal "Physical Review Letters".

Für ihre Studie teleportierten die Forscher einen Quantenzustand von einem
Photon (Lichtteilchen) zu einem anderen. In bisherigen Experimenten wurden
nur Zwei-Ebenen-Zustände ("Qubits") übertragen, also Informationen mit dem
Wert "0" oder "1". Den Wissenschaftlern gelang es nun aber, einen 
Drei-Ebenen-Zustand ("Qutrit") zu übertragen. Anders als in der Computertechnik
ist "0" und "1" aber keine Frage von entweder-oder, denn laut den Gesetzen
der Quantenphysik ist theoretisch auch beides gleichzeitig oder auch alles
dazwischen möglich - nun eben auch mit einer dritten Möglichkeit "2", wie
das österreichisch-chinesische Team in der Praxis zeigen konnte.

Eigens entwickelte, neue experimentelle Methode

Dass die mehrdimensionale Quantenteleportation theoretisch machbar ist,
war zwar schon seit den 1990er Jahren bekannt. "Die tatsächliche
Realisierung im Labor und die dazu benötigte Technologie mussten wir aber
erst entwickeln", berichtet Manuel Erhard vom Wiener Institut für
Quantenoptik und Quanteninformation der ÖAW.

Beim übertragenen Quantenzustand handelt es sich um die Information, in
welcher von drei möglichen Glasfasern (Lichtleitern) sich ein Photon
befindet. Dabei kann sich dieses Photon auch auf allen drei Glasfasern
gleichzeitig befinden. Um diese Quanteninformation bzw. diesen
Quantenzustand zu teleportieren, verwendeten die Forscher eine neue
experimentelle Anordnung. Das Herzstück der Quantenteleportation bildet
die sogenannte Bell-Messung. Sie basiert einerseits auf einem
Mehrfach-Strahlteiler, der Photonen durch mehrere Ein- und Ausgänge leitet
und alle Glasfasern miteinander verbindet. Zusätzlich kommen nun auch
Hilfsphotonen zum Einsatz, die ebenfalls in den Mehrfach-Strahlteiler
gesendet werden und mit den anderen Photonen interferieren können.

Durch die geschickte Auswahl bestimmter Interferenzmuster, kann nun die
Quanteninformation dort, wo sich das Eingangsphoton befunden hat, auf ein
anderes weit entferntes Photon übertragen werden. Und das, obwohl die
Photonen zu keinem Zeitpunkt physisch miteinander in Kontakt standen. Das
nun erfolgreich getestete Setting ist übrigens nicht auf drei Dimensionen
beschränkt, sondern prinzipiell auf beliebig viele Dimensionen
erweiterbar, wie Erhard betont.

Höhere Informationskapazitäten für Quantencomputer

Damit ist dem internationalen Forschungsteam auch ein wichtiger Schritt
hin zu praktischen Anwendungen wie einem Quanteninternet gelungen,
schließlich können höherdimensionale Quantensysteme deutlich größere
Informationsmengen transportieren. "Dieses Ergebnis könnte hilfreich sein,
mehrere Quantencomputer gleichzeitig miteinander zu verbinden, und zwar
mit höheren Informationskapazitäten als mit Qubits prinzipiell möglich",
beschreibt Anton Zeilinger, Quantenphysiker an der ÖAW und der Universität
Wien, das innovative Potenzial der neuen Methode.

Auch die beteiligten chinesischen Forscher sehen große Chancen in der
mehrdimensionalen Quantenteleportation. "Den Grundstein für die nächste
Generation von Quantenkryptographie-Systemen legt unsere heutige
Grundlagenforschung", sagt Jian-Wei Pan, der an der University of Science
and Technology of China forscht und kürzlich auf Einladung von Universität
Wien und ÖAW einen Vortrag in Wien hielt.

Die nächsten Forschungen der Quantenphysiker werden sich nun mit der Frage
befassen, wie man die neugewonnenen Erkenntnisse erweitern kann, um den
gesamten Quantenzustand eines einzelnen Photons oder Atoms zu
teleportieren.


Originalpublikation:

"Quantum teleportation in high dimensions",

Yi-Han Luo, Han-Sen Zhong, Manuel Erhard, Xi-Lin Wang, Li-Chao Peng,
Mario Krenn, Xiao Jiang, Li Li, Nai-Le Liu, Chao-Yang Lu, Anton Zeilinger,
and Jian-Wei Pan, Physical

Review Letters, 2019

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.070505
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AUSSEN/2167: G7 in Biarritz - Schräger Gipfel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. August 2019

G7 in Biarritz: Schräger Gipfel



Anlässlich des kommenden G7-Gipfels in Biarritz erklärt Jürgen
Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Dass die G7 Ende der Woche ausgerechnet im Nobelbadeort Biarritz über
die wachsende globale Ungleichheit reden wollen, zeigt die
Realitätsferne der Gruppe.

Zum einen ist die Bilanz der G7 bei der Bekämpfung der globalen
Ungleichheit sehr schlecht. Die 26 reichsten Milliardäre besitzen so
viel wie die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung.

Zum anderen aber sind die Zeiten vorbei, in denen die G7 die
Weltwirtschaft allein gestalten konnten. Schon die Wirtschaftskrise
2008 konnte nur zusammen mit China und anderen Schwellenländern
angegangen werden. Doch viele dieser Akteure sind in Biarritz nicht
dabei. Das ist fatal - gerade in Zeiten von Trumps Handelskrieg gegen
China und Europa und vor einer aufziehenden Rezession.

Als Forum zur Klärung der Differenzen, die Europa, Kanada und Japan
mit den USA haben, taugt die G7-Runde auch nicht. Beim letzten Gipfel
ist Trump einfach abgereist und hat sich vom vereinbarten Kommuniqué
per Tweet verabschiedet. Heute behauptet er, deutsche Autos bedrohten
die nationale Sicherheit der USA. Dabei bedroht Trump Frankreich mit
Sanktionen, weil die französische Regierung - anders als die
Bundesregierung - möchte, dass US-Konzerne in Europa Steuern bezahlen.
Da ist es zwar nicht schädlich miteinander zu sprechen. Aber der
Gipfel wird nur demonstrieren, wie zerrüttet das Verhältnis zwischen
den USA und den Europäern ist. Mehr nicht. Das wird ein schräger
Gipfel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. August 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/860: Humanitäre Helferinnen und Helfer - Danke für Euren unverzichtbaren Beitrag 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. August 2019

Humanitäre Helferinnen und Helfer: Danke für Euren unverzichtbaren Beitrag für Menschlichkeit, Frieden und Sicherheit!



Zum Welttag der humanitären Hilfe am 19. August erklärt Margarete
Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe:

"Dieser Tag stellt das einzigartige Engagement der humanitären
Helferinnen und Helfer in den Vordergrund, die weltweit und an
vorderster Front Menschen in Not beistehen. Sie leisten einen
unverzichtbaren Beitrag für mehr

Menschlichkeit, für Frieden und Sicherheit. Ihnen Allen gilt heute
unser Dank.

Mehr Aufmerksamkeit für ihre Arbeit ist dringender nötig als je zuvor.
Im Jahr des 70. Geburtstags der Genfer Konventionen, die
internationale Grundregeln für bewaffnete Konflikte festlegen, ist der
Zugang für humanitäre Helferinnen und Helfer zu notleidenden Menschen,
insbesondere in Krisensituationen, schwerer denn je. Häufig werden
Helferinnen und Helfer selbst angegriffen, politisch
instrumentalisiert, oder ihre Arbeit wird blockiert.

Verstöße gegen das Mindestmaß an Menschlichkeit haben oft
katastrophale Folgen wie Hungersnöte oder Krankheitsausbrüche. Daher
gilt es, die Standards der Genfer Konventionen konsequent einzufordern
und Verstöße zu verfolgen.

Zudem brauchen humanitäre Helferinnen und Helfer mehr Unterstützung
mit Blick auf neue Bedrohungssituationen. In immer mehr Konflikten und
auch nachdem die akuten Krisenphasen geendet haben, wird insbesondere
gegenüber Frauen und Kindern sexuelle Gewalt gezielt als Kriegswaffe
eingesetzt. Um

Opfer solcher Gräueltaten zu betreuen, braucht es mehr
Sensibilisierung und Schulung im geschlechter-sensiblen Umgang mit
solchen Verbrechen, deren Ursachen vielfach in ungleichen
Machtverhältnissen zwischen den Geschlechtern liegen."

 * 
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SOZIALES/1951: Halbzeitbilanz - Giffey rechnet sich ihr Kita-Gesetz schön


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. August 2019

Halbzeitbilanz: Giffey rechnet sich ihr Kita-Gesetz schön



Zur Halbzeitbilanz des sogenannten Gute-Kita-Gesetzes erklären Ekin
Deligöz, Mitglied im Haushaltsausschuss, und Katja Dörner,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sprecherin für Kinder- und
Familienpolitik:

Mit der Halbzeitbilanz rechnet sich Ministerin Giffey ihr Gesetz
einfach schön und betreibt Etikettenschwindel. Während der Bund eine
5,5 Milliarden schwere Unterstützung an die Länder auf den Weg bringt,
leisten diese sich im gleichen Zeitraum neue Beitragsbefreiungen von
insgesamt über vier Milliarden Euro. Das fällt zunächst nicht auf,
weil nur ein Teil direkt über die Bundesmittel abgerechnet wird. Auch
wenn sich manche Eltern freuen, aber die eigentlich gewollten
Investitionen und die Anwerbung von Fachkräften bleiben weit hinter
dem Erforderlichen zurück. Das Gute-Kita-Gesetz wird so zum
Billige-Kita-Gesetz.

Zudem hat die Bundesregierung vorschnell ihr Ziel aufgegeben,
qualitative Mindeststandards für Kitas bundesgesetzlich zu verankern.

Fast schon ein Täuschungsmanöver ist bislang die jüngste Ankündigung
Giffeys, die Bundesregierung werde die Bundesfinanzierung über 2022
hinaus fortsetzen. Der Beleg dafür ist ein einzelner, allgemeiner und
an Unverbindlichkeit nicht zu überbietender Satz im Kabinettsbeschluss
zur Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse". Die Bundesregierung
hat es in der Hand, dieser Ankündigung Taten in Form eines Gesetzes
oder wenigstens einer geänderten Mittelfrist-Finanzplanung folgen zu
lassen. Solange das aber nicht erfolgt, bleibt die Ankündigung
unglaubwürdig.

Ohnehin ist das ganze Umsetzungsprozedere des "Gute-Kita-Gesetzes"
reichlich intransparent. Während die Bundesfamilienministerin von Land
zu Land reist und feierliche Unterzeichnungen durchführt, bleiben die
detaillierten Vertragsinhalte ohne triftigen Grund bis zum Abschluss
des Vertrages Verschlusssache. Das stärkt einzig und allein die
Deutungshoheit Giffeys, indem sie Bewertungen und Prognosen abgibt,
die für Außenstehende nur schwer nachvollziehbar sind.
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SOZIALES/1950: Beschlüsse zum Wohnen sind enttäuschend


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. August 2019

Beschlüsse zum Wohnen sind enttäuschend



Zum Kabinettsbeschluss Wohnen erklärt Chris Kühn, Sprecher für
Bau- und Wohnungspolitik:

Die Kabinettsbeschlüsse sind eine Enttäuschung. Die Verlängerung der
Mietpreisbremse ist längst überfällig, aber bei der Rückerstattung von
zu Unrecht gezahlter Miete bleiben Union und SPD mal wieder auf halber
Strecke stehen. Für jeden nachvollziehbar und folgerichtig wäre ein
Rückerstattungsanspruch ab Vertragsbeginn gewesen. Die unnötigen
Ausnahmen bei der Mietpreisbremse bleiben weiter bestehen und damit
bleibt auch ihre Wirkung ungenügend.

Den Betrachtungszeitraum für die ortsübliche Vergleichsmiete nur von
vier auf sechs Jahre zu verlängern, ist unzureichend und wird die
Mietenexplosion nicht stoppen können. Es müssen mindestens die Mieten
der letzten zehn Jahre einfließen und die Mieterhöhungsmöglichkeiten
deutlich gesenkt werden. Und die Bundesregierung muss dringend mehr
dauerhaft bezahlbaren Wohnraum schaffen.

Die geplante hälftige Teilung der Maklercourtage wird in vielen Teilen
Deutschlands keine Entlastung für künftige Käuferinnen und Käufer
bringen; das gilt unter anderem für Bayern und Baden-Württemberg. Hier
werden die Kosten bereits heute in der Regel geteilt. Wir stehen für
ein konsequentes Bestellerprinzip - wer bestellt, bezahlt.
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UMWELT/1870: Klimapolitik - Bundesregierung muss endlich handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. August 2019

Klimapolitik: Bundesregierung muss endlich handeln!



Zum heute veröffentlichten Handlungsprogramm der Umweltverbände für
effektiven Klimaschutz erklären Lisa Badum, Sprecherin für
Klimapolitik, und Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Die Umweltverbände sind mit ihrem dringenden Handlungsappell an die
erlahmende Bundesregierung nicht alleine. Ein breites Bündnis aus
Fridays for Future, Scientists for Future, zahlreichen
Wirtschaftsinitiativen, Umwelt- und Verbraucherschutzverbänden und uns
Grünen fordert von der Bundesregierung unüberhörbar: Handelt jetzt!
Denn jedes Zehntelgrad zählt im Kampf gegen die Klimakrise.

Statt weitere ergebnislose Runden im Klimakabinett und in
parteiinternen Arbeitsgruppen zu drehen, muss die Bundesregierung
jetzt endlich loslegen und effektiven Klimaschutz umsetzen.
Entscheidend für wirksamen Klimaschutz ist, die Erderwärmung wie im
Pariser Abkommen vereinbart, zu begrenzen, die Forderung nach einem
Klimaschutzgesetz mit klaren Verantwortlichkeiten der zuständigen
Ministerien, ein Kohleausstiegsgesetz noch in diesem Jahr, die
Einführung eines CO2-Preises und der konsequente Ausbau der
Erneuerbaren Energien. Denn nur mit einem breiten Mix aus
Klimaschutzmaßnahmen kann die klimafreundliche Transformation unserer
Wirtschaft und Gesellschaft gelingen.
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WIRTSCHAFT/2880: Miba-Zollern-Fusion - Eine Ministererlaubnis ersetzt keine gute Politik


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. August 2019

Miba-Zollern-Fusion: Eine Ministererlaubnis ersetzt keine gute Politik



Zur Erteilung einer Ministererlaubnis für ein geplantes
Gemeinschaftsunternehmen der Mittelständler Miba und Zollern erklärt
Katharina Dröge, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Mit der Vorstellung seiner unausgegorenen Industriestrategie im
Februar hat sich der Bundeswirtschaftsminister selbst eine Falle
gestellt. Altmaiers Industriestrategie war eine Einladung an alle
Unternehmen, künftig eine Ministererlaubnis zu beantragen. Es ist
nachvollziehbar, dass Miba und Zollern ihre Chance genutzt haben.

Für sein Konzept hat der Wirtschaftsminister vor allem aus dem
Mittelstand so viel Gegenwind bekommen, dass er sich die Gelegenheit,
ein Signal zu setzen, nicht entgehen lassen wollte: Altmaier versucht
mit dieser Entscheidung, seinen schlechten Stand in der
mittelständischen Wirtschaft zu korrigieren. Das wird ihm nicht
gelingen.

Altmaier hätte nach einer Alternative zur Ministererlaubnis suchen
müssen, was er offenbar nicht getan hat. Denn hinter den hohen
Forschungskosten, die Miba und Zollern als Grund für ihren Antrag
nennen, steht ein grundsätzliches Problem, das viele mittelständische
Unternehmen trifft. Dieses Problem wird nicht durch eine
Ministererlaubnis gelöst, sondern durch umfassende Maßnahmen zur
Forschungsförderung für den Mittelstand. Auch für die Sicherheit der
Arbeitsplätze sind strukturelle Lösungen sinnvoller.

Dass Altmaier seine Entscheidung mit dem Gelingen der Energiewende
begründet, klingt schon ziemlich verzweifelt, wo der
Wirtschaftsminister Klimaschutz doch sonst auf allen Ebenen blockiert.
Auch hier soll die Ministererlaubnis ganz offensichtlich gute Politik
ersetzen.

Jetzt will Altmaier im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen den
Ausnahmecharakter der Ministererlaubnis klarstellen. Das ist zwar
richtig. Nötig ist es allerdings nur, weil Altmaier aus seiner selbst
gestellten Falle anders nicht mehr herauskommt.
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RECHT/953: Den Verbraucherschutz bei Verträgen weiter verbessern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. August 2019

Den Verbraucherschutz bei Verträgen weiter verbessern

Vorschläge der Bundesjustizministerin sind ein erster Schritt



Das Bundesjustizministerium plant ein Gesetz für faire
Verbraucherverträge. Hierzu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Elisabeth Winkelmeier-Becker, und der zuständige Berichterstatter für
den Verbraucherschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Sebastian
Steineke:

Winkelmeier-Becker: "Es ist ein gemeinsames Anliegen, den
Verbraucherschutz bei Verträgen weiter zu verbessern. Wir wollen
vermeiden, dass lange Laufzeiten für Verbraucher zur Kostenfalle
werden können. Allerdings sind längere Laufzeiten häufig mit
Preisvorteilen verbunden, die dann wegfallen dürften. Dass wir den
Verbrauchern einen Gefallen tun, wenn wir Verträge mit Bindung über
mehr als ein Jahr komplett ausschließen, kann deshalb nicht
selbstverständlich vorausgesetzt werden. Zu unerlaubten telefonischen
Werbeanrufen ist bereits eine Expertenanhörung im Deutschen Bundestag
im September geplant. Hier werden wir sicherlich noch weitere
Anregungen für die Beratungen im Bundestag bekommen."

Steineke: "Dort, wo es - wie zum Beispiel bei Fitness- oder
Telefonverträgen - notwendig ist, unterstützen wir Verbesserungen für
den Verbraucher. Wie das im Einzelnen ausgestaltet werden kann, ist
zu prüfen. Mit dem geplanten Ausschluss von Abtretungsverboten in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) greift die Ministerin endlich
eine Unionsforderung auf, die wir schon im Koalitionsvertrag
vereinbart haben. Wir können uns insgesamt noch weitere
Verbesserungen im zivilrechtlichen Verbraucherschutz vorstellen.
Hierzu werden wir entsprechende Vorschläge einbringen."


Hintergrund:

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD heißt es u.a.: "Wir
wollen Verbraucherinnen und Verbraucher besser vor telefonisch
untergeschobenen Verträgen und Kostenfallen schützen" und "Mit Blick
auf kleine 'Streuschäden' prüfen wir einen Ausschluss von
Abtretungsverboten für Forderungen in AGB." Das
Bundesjustizministerium hatte im Frühjahr 2019 in einem
Eckpunktepapier gesetzgeberische Maßnahmen in diesen und noch
weiteren Bereichen angekündigt.
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SOZIALES/2003: Angehörigen-Entlastungsgesetz bringt wichtige Fortschritte


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. August 2019

Angehörigen-Entlastungsgesetz bringt wichtige Fortschritte

Angehörige von Pflegebedürftigen werden entlastet und Menschen mit
Behinderungen besser gefördert



Die Bundesregierung hat den Entwurf für das
Angehörigen-Entlastungsgesetz beschlossen. Hierzu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Uwe Schummer:

"Mit dem geplanten Angehörigen-Entlastungsgesetz erreichen wir, dass
Angehörige von Pflegebedürftigen künftig erst ab einem
Brutto-Jahreseinkommen von 100.000 Euro in die Unterhaltspflicht
genommen werden. Das ist eine wichtige Entlastung für die Betroffenen
und nimmt den Menschen in Pflegeheimen auch die Sorge, eine
finanzielle Belastung für ihre nahen Angehörigen zu sein.

Auch für Menschen mit Behinderungen enthält der Gesetzesentwurf
wichtige Neuerungen. Das Angebot einer unabhängigen Teilhabeberatung
wird über 2022 hinaus verlängert. Zudem soll ein Budget für
Ausbildung eingeführt werden. Mit diesem Budget können gerade junge
Menschen mit Behinderung auf dem inklusiven Arbeitsmarkt intensiver
als bisher begleitet werden. Das hilft den Betroffenen bei der
eigenständigen Lebensplanung und ist auch ein Gewinn für Betriebe,
die Auszubildende suchen. Mit dem Budget steigen die Chancen von
jungen Menschen mit Behinderungen, durch eine betriebliche Ausbildung
einen anerkannten Berufsabschluss auf dem regulären Arbeitsmarkt zu
erlangen."
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VERKEHR/766: Deutschland stärkt den Fahrradverkehr


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. August 2019

Deutschland stärkt den Fahrradverkehr

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur legt
Vorschläge zur Änderung der Straßenverkehrsordnung vor



Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
hat Vorschläge zur Änderung der Straßenverkehrsordnung (StVO)
vorgelegt. Ziel ist unter anderem die Verbesserung der rechtlichen
Regelungen für Radfahrer. Hierzu erklärt die verkehrspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig:

"Der Straßenverkehr in Deutschland wird fahrradfreundlicher. Mit der
Änderung der StVO lösen wir das Versprechen ein, den Radverkehr zu
stärken und sicherer zu machen. Der geplante Mindestabstand von bis
zu 2 Metern beim Überholen durch Kraftfahrzeuge konkretisiert die
bisherige Regelung, wonach lediglich ein ausreichender Seitenabstand
erforderlich war. Die Neuregelung schafft Rechtssicherheit und
reduziert die Wahrscheinlichkeit gefährlicher Situationen. Mit der
vorgesehenen Schrittgeschwindigkeit für rechtsabbiegende
Kraftfahrzeuge über 3,5 Tonnen wird die Aufmerksamkeit für
Fahrradfahrer und Fußgänger verbessert, die bisher oft im sogenannten
toten Winkel verschwinden. In Verbindung mit der Ausweitung des
Parkverbots auf bis zu 8 Metern im Kreuzungsbereich wird auch die
Kraftfahrzeugnutzer die Möglichkeit geschaffen, ein ausreichendes
Sichtfeld für die Einschätzung der Verkehrssituation zu erhalten. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt die geplante StVO Novelle und
wird im Anschluss an die bereits terminierte Experten-Anhörung im
Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages weitere Vorschläge
einbringen."
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WIRTSCHAFT/2849: Deutsche Unternehmen müssen Menschenrechte weltweit beachten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. August 2019

Deutsche Unternehmen müssen Menschenrechte weltweit beachten

Auch Betriebsräte sind gefordert, ihre Unternehmen vor unfairer
Konkurrenz zu schützen



Für den seit 2016 geltenden Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte zur Verbesserung der Menschenrechtssituation entlang
der weltweiten Wertschöpfungs- und Lieferketten von deutschen
Unternehmen beginnt jetzt die Evaluationsphase. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Uwe Schummer:

"Die Internationalisierung fairer Arbeitsbedingungen beginnt am
Standort Deutschland und führt über Lieferketten bis in ferne
Produktionsländer. Wir sitzen alle in einem Boot, wenn es darum geht,
die Lebensgrundlagen für heutige und kommende Generationen zu
verbessern und zu bewahren. Weltweit faire Arbeitsbedingungen,
soziale und ökologische Nachhaltigkeit sind zudem auch zentrale
Voraussetzungen für effektiven Klimaschutz.

Unsere Arbeitnehmervertretungen können hier einen Beitrag leisten,
dass Vorreiterunternehmen vor unfairer Konkurrenz geschützt werden.
Lohndumping, unzureichender Arbeitsschutz sowie der Einsatz von
umwelt- und gesundheitsschädlichen Stoffen müssen aus unseren
Lieferketten verschwinden."

Hintergrund

Ab August 2019 erhalten 1800 Unternehmen mit mehr als 500
Beschäftigen Fragebögen zur Einhaltung der Standards im Nationalen
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte. Sollte die Evaluation
ergeben, dass Selbstverpflichtungen unzureichende Ergebnisse zeigen,
sieht der Koalitionsvertrag vor, dass die Bundesregierung
gesetzgeberisch tätig wird.
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AGRAR/108: Ostseefischerei braucht Perspektiven


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. August 2019

Ostseefischerei braucht Perspektiven



"Die Fischerei braucht stabile Bestände. Dazu muss ein nachhaltiges,
mehrjähriges und artenübergreifendes Fischereikonzept beitragen,
dessen Umsetzung effektiv kontrolliert werden muss", erklärt Kirsten
Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Tag
der Fische am 22. August. Tackmann weiter:

"Dass die EU-Kommission bereits einen sofortigen Fangstopp für den
Dorsch in der östlichen Ostsee angeordnet hat, ist notwendig. Es darf
aber nicht vergessen werden, dass sie die Beschäftigten in der
Fischerei, der Fischverarbeitung und -vermarktung in eine schwierige
soziale Situation bringt. Dabei ist eine zu starke Befischung nur eine
der Ursachen, zu denen auch die zunehmende Verschmutzung der Meere,
der beginnende Klimawandel und die steigende Nachfrage nach
Fischprodukten gehört. Die Beschäftigten in der Fischerei zahlen die
Zeche für ein System, das auf Kosten von Mensch und Natur lebt. DIE
LINKE fordert deshalb sozialen Ausgleich. Neben einkommenswirksamen
Unterstützungen ist eine nachhaltige Fischerei zum Schutz der
Bestände, mehr Forschung für selektive Fangmethoden sowie konsequentes
Vorgehen gegen Schwarzfischerei im Interesse aller.

Der Internationale Rat für Meeresforschung (ICES) hat im Mai 2019 den
kritischen Zustand für die westlichen Herings- und östlichen
Dorschbestände in der Ostsee sehr deutlich gemacht und einen Fangstopp
für 2020 gefordert. Auch wenn die Ursachen für die Situation
vielfältig sind, darf diese Stimme der Wissenschaft nicht ignoriert
werden. Die Meere und ihre Bewohner gehen uns alle etwas an. Sie
versorgen uns mit gesunden Nahrungsmitteln, Rohstoffen und
Erholungsangeboten. Anlässlich des Tags der Fische fordert DIE LINKE
daher eine sozial und ökologisch ausgerichtete Meeresfischerei."

 * 
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AUSSEN/1898: Solidarität mit inhaftierten HDP-Politikern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. August 2019

Solidarität mit inhaftierten HDP Politikern



Zur Inhaftierung der HDP Bürgermeister in der Türkei erklärt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Erdogans AKP zeigt ihre autoritäre Fratze: Unter dem Vorwand von
Terrorpropaganda wurden erneut politische Gegner ihres Amtes enthoben
und inhaftiert. Dieses Regime hat sich längst vom Boden einer
demokratischen Rechtsordnung entfernt. Das System Erdogan entledigt
sich in feinster autoritärer Manier seinen politischen Gegnern, um
seine Herrschaft zu zementieren.

DIE LINKE steht solidarisch zu den inhaftiert HDP Politikern und
fordert die Bundesregierung auf, den Druck auf den Despoten am
Bosporus zu erhöhen. Jedwede militärische und finanzielle
Unterstützung an dieses Regime, das Oppositionspolitiker und kritische
Journalisten wegsperrt, muss eingestellt werden."
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AUSSEN/1897: Unterstützung für Erdogan beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. August 2019

Unterstützung für Erdogan beenden



"Die Absetzung politisch missliebiger Bürgermeister in mehreren
Großstädten der Türkei und die Einsetzung AKP-treuer Zwangsverwalter
ist ein weiterer Beleg für die antidemokratische Grundhaltung des
Erdogan-Regimes. Die Bundesregierung muss die Unterstützung des
türkischen Präsidenten beenden. Dazu gehört ein sofortiger Stopp der
Waffenexporte an den Despoten", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Terrorvorwürfe gegen die im März demokratisch gewählten
Bürgermeister Adnan Selcuk Mizrakli, Ahmet Türk und Bedia Özgökce
Ertan erinnern an die hanebüchenen konstruierten Anschuldigungen gegen
den deutschen Menschenrechtler Peter Steudtner und den
Welt-Journalisten Deniz Yücel, denen in Abwesenheit der Prozess
gemacht wird. Ihre Absetzung und die Verhaftung Hunderter Mitarbeiter
der Stadtverwaltungen in Diyarbakir, Mardin und Van sowie von
Politikern der linksoppositionellen Demokratischen Partei der Völker
(HDP) läuten eine neue Repressionswelle gegen die Kurden in der Türkei
ein, während Erdogan gleichzeitig weitere überwiegend kurdisch
besiedelte Gebiete im Norden Syriens besetzen will. Die
Bundesregierung darf den türkischen Präsidenten mit seiner repressiven
Innen- und aggressiven Außenpolitik nicht länger hofieren. Neben den
Waffenlieferungen an Ankara müssen auch die Verhandlungen über den
EU-Beitritt und die Ausweitung der Zollunion beendet werden."
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BILDUNG/927: Katja Kipping zum Bildungsmonitor


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. August 2019

Katja Kipping zum Bildungsmonitor



Zum vorgestellten Bildungsmonitor der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft (INSM) erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei
DIE LINKE:

"Der Bildungsmonitor des Arbeitgeberverbandes INSM glänzt erneut mit
Fakten, die eine marktkonforme Ausbildung von Schülerinnen und
Schülern in den Fokus rücken. Dabei wird die Qualität der Ausbildung
teilweise vernachlässigt und das in weiten Teilen Deutschlands
vorhandene Problem des Lehrerinnen- und Lehrermangels weitestgehend
ausgespart. Und selbst die Studie zeigt, dass das Bildungssystem noch
immer zu einer sozialen Selektion beiträgt und soziale Unterschiede
zementiert.

Was es jetzt braucht, sind bessere Bildungsbedingungen für alle
Kinder. Konkret benötigt es mehr grundständige Lehrerinnen und Lehrer
sowie Erzieherinnen und Erzieher, um in Schulen und Kindergärten für
eine gute Ausbildung zu sorgen. Das Prinzip der Gemeinschaftsschule -
längeres gemeinsames Lernen - muss gestärkt werden, um der sozialen
Selektion entgegenzuwirken. Gute Bildung darf nicht vom Geldbeutel der
Eltern oder Herkunft abhängig sein."
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EUROPA/1741: Für sofortigen Stopp der Sanktionen gegen Russland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. August 2019

DIE LINKE für sofortigen Stopp der Sanktionen gegen Russland



"Angesichts der schwindenden Unterstützung der Bevölkerung für die
Sanktionen gegen Russland wäre die Bundesregierung gut beraten, diese
sofort zu beenden und einer Verlängerung im Rahmen der EU nicht mehr
zuzustimmen. DIE LINKE fordert ein sofortiges Ende der
Russland-Sanktionen, die wirtschaftlich verheerend sind und politisch
auf Eskalation setzen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich einer Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts YouGov im Auftrag der Deutschen
Presse-Agentur, bei der sich lediglich 23 Prozent der Befragten für
eine Beibehaltung der Sanktionen ausgesprochen haben. Dagdelen weiter:

"Vor den anstehenden Landtagswahlen im Osten Deutschlands sollten
Union und SPD sich vergegenwärtigen, dass gerade hier die Sanktionen
gegen Russland besonders unpopulär sind. Angesichts einer drohenden
Rezession ist die Beteiligung der Bundesregierung am Wirtschaftskrieg
der USA gegen Russland besonders unverantwortlich. Die Sanktionen
gegen Russland gefährden vor allem Arbeitsplätze in Deutschland."
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EUROPA/1740: Versöhnung braucht Reparationen, um Kriegsschäden zu beheben und Wunden zu heilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. August 2019

Versöhnung braucht Reparationen, um Kriegsschäden zu beheben und Wunden zu heilen



"Jahrelang hat die Bundesrepublik die berechtigten Forderungen der
Opfer des NS-Vernichtungskriegs in Osteuropa nach Entschädigung und
Wiedergutmachung von der abgelehnt. Es ist an der Zeit, den
deutsch-polnischen Versöhnungsprozess aus der Sackgasse des
politischen Opportunismus zu befreien. Deutschland muss endlich die
Verantwortung für die unvorstellbaren Kriegsschäden übernehmen und
Reparationen an die polnische Gesellschaft zahlen. Ein
erinnerungspolitsicher Fonds könnte dabei auch Initiativen aus der
Zivilgesellschaft in beiden Ländern stärken und die Erinnerung an die
Opfer des deutschen Faschismus für zukünftige Generationen
gewährleisten", erklärt Brigitte Freihold, erinnerungspolitische
Expertin der Fraktion DIE LINKE, zur Debatte über Reparationszahlungen
im Vorfeld des 80. Jahrestags des Überfalls Hitler-Deutschlands auf
Polen. Freihold weiter:

"Die Ignoranz der Bundesregierung gegenüber den Kriegswunden der
polnischen Gesellschaft ist beschämend und nicht hinnehmbar. Im Zuge
des Überfalls Hitler-Deutschlands auf Polen wurden nahezu sechs
Millionen polnische Staatsbürger getötet, die Hälfte davon Juden, die
planmäßig ermordet wurden. Doch weder der Bundestag noch die
Bundesregierung wollen eine Gedenkstunde oder einen deutsch-polnischen
Staatsakt veranstalten. Das fördert gegenseitiges Misstrauen. Die
Summe der nie geleisteten Reparationen an Polen wird von Historikern
wie Karl-Heinz Roth auf rund eine Billion Euro geschätzt. Die
Einrichtung eines erinnerungspolitischen Fonds würde den Weg dafür
freimachen, zumindest einen Teil der Schulden zu begleichen und
insbesondere die geschätzt 40.000 noch lebenden ehemaligen polnischen
KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter vor Altersarmut zu bewahren. Darüber
hinaus müssen endlich Sozialversicherungsbeiträge an die polnischen
Opfer der gewaltsamen Germanisierung und die polnischen Zivilarbeiter
ausgezahlt werden. Ein Model hierfür bildet die erfolgreiche
Auszahlung von Ghetto-Renten an polnischen Juden und Roma 2014. Ohne
Verantwortungsübernahme der Bundesrepublik ist Versöhnung mit Polen
nicht möglich."
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EUROPA/1739: Unmenschliches Geschacher um Mittelmeer-Geflüchtete beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. August 2019

Unmenschliches Geschacher um Mittelmeer-Geflüchtete beenden



"Das unmenschliche Geschacher um die Geflüchteten auf den
Rettungsschiffen muss ein Ende haben. Es kann nicht sein, dass die
Menschen erst dann von Bord gelassen werden, wenn sie körperlich und
seelisch zusammengebrochen sind oder sich aus Verzweiflung das Leben
nehmen wollen. Die Weigerung Italiens, die geretteten Menschen in
Lampedusa an Land gehen zu lassen, ist ein klarer Verstoß gegen das
See- und EU-Asylrecht. Die Geflüchteten müssen sofort in den wenige
hundert Meter entfernten Hafen von Lampedusa Einfahrt erhalten, damit
sie ihr Recht auf Asyl wahrnehmen können", erklärt Michel Brandt,
Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe, zur aktuellen Situation auf dem Rettungsschiff "Open
Arms". Brandt weiter:

"Eine Fahrt in das tausend Kilometer entfernte Spanien wäre
unverantwortlich und gefährlich für die Menschen an Bord. Die
Bundesregierung muss endlich klare Kante gegen die rechte Regierung
Italiens zeigen, um die geltenden Menschenrechte durchzusetzen. Die
Zeit der freundlichen Worte muss endlich vorbei sein.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, unverzüglich mit der
Einsetzung einer staatlichen zivilen Mittelmeerrettung zu beginnen.
Wenn Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sich für eine staatliche
Seenotrettung ausspricht, wie sie DIE LINKE seit über einem Jahr
fordert, muss sie sofort geeignete Schiffe losschicken. Wer sich für
die Mittelmeerrettung ausspricht, dafür aber die Einigung unter den
EU-Mitgliedstaaten zur Verteilung der Geretteten voraussetzt, nimmt
ein Scheitern der Rettungsmission in Kauf und spielt mit
Menschenleben. Während Außenminister Heiko Maas (SPD) sich durch ewige
Gespräche mit EU-Ländern vor Handlungen drückt, ertrinken weiter
Menschen im Mittelmeer."
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GESUNDHEIT/1123: Wunsch nach wohnortnaher medizinischer Versorgung ernst nehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. August 2019

Wunsch nach wohnortnaher medizinischer Versorgung ernst nehmen



"Die Behauptung von Seiten der Ärzteschaft, die Benachteiligung
gesetzlich Versicherter habe sich verringert, ist nichts als
Augenwischerei. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass privat
Versicherte inzwischen häufiger als früher längere Wartezeiten beim
Arzt in Kauf nehmen müssen. Vor allem gesetzlich Versicherte sind von
Versorgungsengpässen in ländlichen und strukturschwachen Regionen
betroffen. Dass immer mehr von ihnen angeben, der Anteil an Haus- und
Fachärzten in der Nähe ihres Wohnortes sei ungenügend, macht deutlich,
dass alle bisherigen Maßnahmen von Gesundheitsminister Spahn
wirkungslos verpuffen", erklärt Achim Kessler, gesundheitsökonomischer
Sprecher und Obmann der Fraktion DIE LINKE im Gesundheitsausschuss, zu
den Ergebnissen der aktuellen Versichertenbefragung der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung. Kessler weiter:

"Auch wenn der Vorstandsvorsitzende der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung Andreas Gassen stur das Gegenteil behauptet: Wir
wissen seit langem, dass neben dem Wohnort vor allem der
Versichertenstatus maßgeblich dafür ist, welche Behandlung eine
Patientin oder ein Patient in Arztpraxen erhält und wie lange auf
einen Termin gewartet werden muss. Das liegt an der unterschiedlichen
Vergütung für die Behandlung von privat und gesetzlich Versicherten.
Was nützt ein gutes Vertrauensverhältnis zum Arzt, wenn man weite Wege
und lange Wartezeiten in Kauf nehmen muss?

Erst die Abschaffung der privaten Krankenversicherung und die
Einführung einer solidarischen Gesundheits- und Pflegeversicherung
würden grundlegend etwas an dieser Misere ändern. Außerdem dürfen der
Anspruch einer wohnortnahen medizinischen Versorgung und der Wunsch
der Versicherten nach einem persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt gerade
im ländlichen Raum nicht zugunsten von Videosprechstunden aufgegeben
werden."
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INNEN/5065: Menschenrechtspolitische Schande - Hau-Ab-Gesetz rechtskräftig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. August 2019

Menschenrechtspolitische Schande - Hau-Ab-Gesetz rechtskräftig



"Das 'Hau-ab-Gesetz' ist ab heute rechtskräftig. Seehofers
Horrorkatalog umfasst unter anderem eine maßlose Ausweitung der
Abschiebehaft, das Aushungern von unter die Dublin-Regelung fallenden
Schutzsuchenden und die Einführung einer Duldung zweiter Klasse. Die
Bundesregierung hat damit einen weiteren Meilenstein in der
Brutalisierung des Umgangs mit Schutzsuchenden gesetzt", kommentiert
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, das
Inkrafttreten des "Geordnete-Rückkehr-Gesetzes". Die Abgeordnete
weiter:

"Die Koalition hat gezeigt, dass sie nicht das geringste Interesse an
der Wahrung von Menschenrechten und Humanität im Umgang mit
Schutzsuchenden hat. Sie ist sogar bereit, auf das Grundgesetz zu
pfeifen, wenn es um die Erhöhung des menschenfeindlichen Drucks auf
Schutzsuchende geht.

Was wir statt dieser fatalen Politik brauchen, sind ein fairer und
integrationsorientierter Umgang mit Schutzsuchenden, gesicherte
Bleibeperspektiven, die Abschaffung der Kontingentierung beim
Familiennachzug und verstärkte Integrationsmaßnahmen, insbesondere
beim Spracherwerb und der Qualifizierung für den Arbeitsmarkt."
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SICHERHEIT/1995: Kein weiteres IS-Mandat - kein weiterer Völkerrechtsbruch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. August 2019

Kein weiteres IS-Mandat - kein weiterer Völkerrechtsbruch



"Der IS ist faktisch besiegt. Eine Verlängerung und 'Verstetigung' des
im Oktober auslaufenden Mandats, wie es die Verteidigungsministerin
anstrebt, ist daher weniger akzeptabel denn je", erklärt Alexander S.
Neu, Obmann im Verteidigungsausschuss für die Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der Reise von Verteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer nach Jordanien und in den Irak, von wo aus sich die
Bundeswehr mit Tornado-Aufklärungsjets und Tankflugzeugen an der
Anti-IS-Koalition beteiligt. Neu weiter:

"Der Einsatz der Bundeswehr in Syrien, ohne Beschluss des
UN-Sicherheitsrates, war von Beginn an völkerrechts- und
verfassungswidrig. Dies würde sich auch mit der Verlängerung des
Mandats nicht ändern. Der Grund, aus dem die Verteidigungsministerin
diesen Völkerrechtsbruch weiterhin unterstützen und vorantreiben will,
ist der Druck des Bündnispartners USA, welcher noch viel lieber die
Beteiligung von deutschen Bodentruppen zusätzlich zu den
Luftaufklärungstornados hätte, um die angestrebte territoriale
Aufteilung Syriens weiter voranzutreiben. Um die US-Amerikaner nicht
zu verprellen, wird also an einer verheerenden militärischen
Beteiligung festgehalten und damit ein weiterer Bruch des Völker- und
Verfassungsrechts billigend in Kauf genommen. Dies offenbart, wie
scheinheilig die deutsche Außenpolitik eigentlich ist.

Die SPD hat dies offenbar durchschaut und postuliert - zumindest
öffentlich - Kritik an den Plänen der Ministerin. Inwiefern die SPD es
wirklich ernst damit meint oder ob es sich dabei wieder einmal nur um
eine Nebelkerze handelt, die zu passender Zeit dem Koalitionsfrieden
geopfert wird, bleibt abzuwarten. Die Union hingegen hegt schon seit
Längerem den Wunsch, den Militärstandort Jordanien dauerhaft für die
Bundeswehr zu etablieren. Die dabei verfolgten und vom Steuerzahler
finanzierten ?Großmachtfantasien? der konservativen Eliten im
Schlepptau der US-Amerikaner werden mit der LINKEN nicht zu machen
sein. Wir lehnen den Anti-IS-Einsatz weiterhin kategorisch ab."
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WIRTSCHAFT/2184: Zeichen gegen US-Eskalation setzen - Rüstungsexporte für Taiwan stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 21. August 2019

Zeichen gegen US-Eskalation setzen - Rüstungsexporte für Taiwan stoppen



"US-Präsident Donald Trump gefährdet mit massiven Waffenlieferungen an
Taiwan Frieden und Sicherheit in Südostasien. Die Bundesregierung ist
gefordert, gegen diese Praxis im UN-Sicherheitsrat zu protestieren und
zugleich mit einem deutschen Rüstungsexportstopp für Taiwan ein
Zeichen zu setzen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Mit der Lieferung von 66 F-16-Kampfjets an Taiwan gießen die USA
angesichts einer ohnehin angespannten Situation zusätzlich Öl ins
Feuer. Der Waffendeal reiht sich in die Bestrebungen ein,
Nachbarstaaten Chinas hochzurüsten. Die angekündigte Stationierung von
Mittelstreckenraketen durch die USA droht, einen atomaren
Rüstungswettlauf gegen China vom Zaun zu brechen. Als Mitglied des
UN-Sicherheitsrats ist Deutschland gefordert, gegen die
Eskalationspolitik von US-Präsident Donald Trump Stellung zu beziehen.
Ein sofortiger Rüstungsexportstopp der Bundesregierung an Taiwan, das
nicht Mitglied der Vereinten Nationen ist, ist angesichts der
Spannungen in Südostasien überfällig."
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WIRTSCHAFT/2183: Investitionspolitik - Untätigkeit der Groko wird zur Bedrohung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 20. August 2019

Investitionspolitik - Untätigkeit der Groko wird zur Bedrohung



Zur Investitionspolitik der Großen Koalition sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Die sprichwörtliche Trägheit der großen Koalition wird allmählich zur
Bedrohung. Die Wirtschaft droht in die Rezession zu rutschen, Geld ist
so billig wie nie, zahlreiche dringende Aufgaben, Umwelt- und
Wirtschaftsverbände schreien nach Investitionen und die Regierung tut?
nichts. Jetzt wäre die Zeit, Nägel mit Köpfen zu machen für eine
sozial gerechte Klimawende, den kostenfreien Nahverkehr, gegen den
Mietenwahnsinn und vieles andere. Und die Bundesregierung kann sich
nicht mal auf eine Grundrente einigen. Die Untätigkeit der
Bundesregierung vergibt Chancen, verfehlt Notwendigkeiten und fährt
letztlich den Karren vor die Wand.

Was wir brauchen ist ein Ende der schwarzen Null und konsequentes
investieren in Zukunftsprojekte. Nur so bekommen wir einen schnellen
und sozial gerechten Umbau hin. Langfristig zahlt sich das nicht nur
aus - es ist eine existenzielle Notwendigkeit."
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BUNDESTAG/8765: Heute im Bundestag Nr. 910 - 21.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 910

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 21. August 2019, Redaktionsschluss: 11.36 Uhr

1. Ausgaben sollen 2020 geringfügig steigen

2. Ausgabenrückgang im BMI-Etat 2020

3. Streitbeilegung bei Doppelbesteuerung

4. Varianten der Geschlechtsentwicklung

5. Nachgelagerte Besteuerung von Renten

6. Korrekturbitten der Bundesbank erfragt



1. Ausgaben sollen 2020 geringfügig steigen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) soll im
kommenden Jahr 10,37 Milliarden Euro und damit knapp 128 Millionen
Euro mehr als 2019 ausgeben dürfen. Mit geplanten Investitionen in
Höhe von 6,93 Milliarden Euro bleibt der Einzelplan 23 des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) zudem der zweitgrößte Investitionshaushalt des Bundes, wie aus
dem Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2020 (19/11800)
hervorgeht. Die Vorlage soll der Bundestag am Freitag, dem 13.
September 2019, nach den Beratungen über sämtliche Einzelpläne des
Bundes an den Haushaltsausschuss überweisen.

Für die bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit will der Bund
nur noch 4,66 Milliarden Euro (2019: 4,76 Milliarden Euro) zur
Verfügung stellen. Darunter fallen auch die Ausgaben für
Krisenbewältigung und Wiederaufbau sowie Infrastruktur - diese sollen
weiterhin bei 800 Millionen Euro liegen.

Für die "Europäische Entwicklungszusammenarbeit, Beiträge an die
Vereinten Nationen sowie andere internationale Einrichtungen" sind
2,16 Milliarden Euro (2019: 2,04 Milliarden Euro) veranschlagt.
Darunter fallen Beiträge zum "Europäischen Entwicklungsfonds" der
Europäischen Union (967,01 Millionen Euro eingeplant) und für
"Entwicklungswichtige multilaterale Hilfen zum weltweiten
Umweltschutz, zur Erhaltung der Biodiversität und zum Klimaschutz"
(434,43 Millionen Euro im Jahr 2020 statt wie bisher 370,63 Millionen
Euro). 336,87 Millionen Euro soll das BMZ an Beiträgen an die
Vereinten Nationen und internationale Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) ausgeben dürfen - ebenso viel wie schon im laufenden
Haushaltsjahr.

Die Einnahmen des BMZ sollen gegenüber 2019 leicht sinken, um 126.230
Euro auf 869,81 Millionen Euro.

 * 

2. Ausgabenrückgang im BMI-Etat 2020

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Der Etat 2020 des Bundesministeriums des Inneren,
für Bau und Heimat (BMI) soll nach dem Willen der Bundesregierung ein
Ausgabenvolumen von knapp 15,33 Milliarden Euro umfassen und damit um
rund 523 Millionen Euro unter dem des laufenden Jahres liegen. Dies
geht aus dem Regierungsentwurf des Haushaltsgesetzes 2020 (19/11800,
Einzelplan 06) hervor, über den der Bundestag im September in erster
Lesung debattiert. Danach sind für das BMI im Einzelplan 06 für das
kommende Jahr Einnahmen in Höhe von gut 1,22 Milliarden Euro nach
knapp 1,13 Milliarden Euro in 2019 veranschlagt.

Die Personalausgaben sollen laut Vorlage von gut 4,82 Milliarden Euro
in diesem Jahr auf knapp 5,07 Milliarden Euro in 2020 steigen und die
sächlichen Verwaltungsausgaben von fast 2,74 Milliarden Euro auf mehr
als 3,02 Milliarden Euro. Dagegen sollen die Zuweisungen und Zuschüsse
(ohne Investitionen) von knapp 3,62 Milliarden Euro auf gut 3,54
Milliarden Euro sinken und die Ausgaben für Investitionen von fast
4,74 Milliarden Euro auf mehr als 3,82 Milliarden Euro.

Allein auf die Bundespolizei sollen dem Regierungsentwurf zufolge im
kommenden Jahr Ausgaben in Höhe von 3,93 Milliarden Euro entfallen
nach 3,58 Milliarden in 2019. Das Bundeskriminalamt (BKA) soll 2020
mit Ausgaben in Höhe von rund 802 Millionen Euro im Vergleich zum
laufenden Jahr einen Zuwachs von knapp 73 Millionen Euro verzeichnen
können, während die Ausgaben des Bundesamtes für Verfassungsschutz
(BfV) um gut 29 Millionen Euro auf 451 Millionen steigen sollen und
die des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) um
mehr als 33 Millionen Euro auf fast 169 Millionen Euro.

Für das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) sind für 2020
Ausgaben in Höhe von fast 892 Millionen Euro vorgesehen und damit gut
44 Millionen Euro mehr als im laufenden Jahr. Für Integrationskurse
sind im Bereich Integration und Migration im kommenden Jahr rund 699
Millionen Euro vorgesehen.

Die im Einzelplan 06 des Etatentwurfs für Wohnungswesen und
Stadtentwicklung veranschlagten Ausgaben belaufen sich auf knapp 3,35
Milliarden Euro, wobei unter anderem das Wohngeld und das
Baukindergeld zu den wesentlichen Ausgabeschwerpunkten zählt.

 * 

3. Streitbeilegung bei Doppelbesteuerung

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Bei Streitfällen über Doppelbesteuerungsabkommen
soll ein neues Verfahren zur Beilegung eingeführt werden. Dies sieht
der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/1852 des Rates vom 10. Oktober 2017
über Verfahren zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten in der
Europäischen Union (19/12112) vor.

Nach Angaben der Bundesregierung entstehen
Doppelbesteuerungssachverhalte, wenn zwei souveräne
Steuer-Jurisdiktionen auf dasselbe Besteuerungssubstrat zugreifen. Die
Beilegung einer von einem betroffenen Steuerpflichtigen vorgebrachten
Doppelbesteuerungsstreitigkeit sei bisher erfolgt, indem die
jeweiligen Staaten teilweise auf ihre Besteuerungsrechte verzichten
würden. Die bestehenden Verfahren würden allerdings teilweise keinen
Einigungszwang dieser Staaten durch eine Schiedsverfahrensphase
vorsehen. Durch die Umsetzung der Richtlinie werde nun innerhalb der
EU ein weiteres Streitbeilegungsverfahren eingeführt, dass diese
Schiedsverfahrensphase für alle Doppelbesteuerungsstreitigkeiten
vorsehe. In dieser Schiedsverfahrensphase werde die Streitfrage einem
beratenden Ausschuss zur Stellungnahme vorgelegt, von dessen
Stellungnahme die zuständigen Behörden abweichen könnten. Falls sich
die zuständige Behörden jedoch innerhalb von sechs Monaten nach
Übermittlung dieser Stellungnahme nicht verständigen würden, so seien
sie inhaltlich an diese Stellungnahme gebunden, heißt es in der
Begründung des Entwurfs. Wenn der Steuerpflichtige der abschließenden
Entscheidung über die Streitfrage zustimme und auf Rechtsbehelfe
verzichte, seien die fraglichen Steuerbescheide des Steuerpflichtigen
entsprechend zu ändern.

Der Bundesrat vermisst in dem Entwurf Regelungen zur Information und
Mitwirkung der Landesfinanzbehörden und bittet darum, die
Beteiligungsrechte der Länder in der Schiedsverfahrensphase
sicherzustellen. Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag der Länder
in ihrer Gegenäußerung zu.

 * 

4. Varianten der Geschlechtsentwicklung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Beratung von Menschen mit einer Variante der
Geschlechtsentwicklung umfasst nach Angaben der Bundesregierung
interdisziplinär medizinische Aspekte, psychosoziale Aspekte und eine
sogenannte Peer-Beratung. Medizinisch eingebunden sind zum Beispiel
die Fachbereiche Kinderendokrinologie, Kinderurologie, Kinderchirurgie
und Humangenetik, wie aus der Antwort (19/12405) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/12014) der AfD-Fraktion hervorgeht.

Liege eine Variante der Geschlechtsentwicklung vor, werde die
Peer-Beratung (Menschen mit denselben Merkmalen) und eine
psychologische Begleitung von den medizinischen Fachgesellschaften
ausdrücklich empfohlen.

 * 

5. Nachgelagerte Besteuerung von Renten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die nachgelagerte Besteuerung von Renten
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12079). Die Bundesregierung soll die gesamten Rentenzahlungen im
Jahr 2018 nennen sowie die Zahl der Rentner in Deutschland. Außerdem
wird nach dem jährlichen Steueraufkommen gefragt, das Rentner an
Einkommensteuer zahlen. Die Bundesregierung soll sich zu der Frage
äußern, ob sie ein Problem darin sieht, dass durch die Einführung der
nachgelagerten Besteuerung vor allem die jüngere Generation belastet
wird, indem sie Rentenbeiträge nur zum Teil steuerlich absetzen kann,
aber im Alter die gesamte Rente versteuern muss.

 * 

6. Korrekturbitten der Bundesbank erfragt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen die Zentrale der Deutschen
Bundesbank im März 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12365) von der Bundesregierung erfahren.

 * 
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BUNDESTAG/8764: Heute im Bundestag Nr. 909 - 20.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 909

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. August 2019, Redaktionsschluss: 11.14 Uhr

1. Bildungs- und Forschungsetat sinkt leicht

2. Monopolverwaltung ist aufgelöst

3. Anlegerschutz auf dem grauen Markt

4. Korrekturbitten des Kanzleramts

5. Korrekturbitten des BPA

6. Korrekturbitten des BMG



1. Bildungs- und Forschungsetat sinkt leicht

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/ROL) Der Etat für Bildung und Forschung soll 2020 um rund
69 Millionen Euro auf 18,2 Milliarden Euro sinken. Das geht aus dem
Haushaltsentwurf der Bundesregierung hervor (19/11800, Einzelplan 30).
Die höchsten Ausgaben sieht der viertgrößte Bundeshaushalt demnach für
die Wettbewerbsfähigkeit des Wissenschafts- und Innovationssystems mit
rund 7,05 Milliarden Euro vor (plus 156,06 Millionen Euro im Vergleich
zu 2019). Für das Kapitel Forschung für Innovationen,
Hightech-Strategie sind rund 7,02 Milliarden (plus 167,70 Millionen
Euro) veranschlagt. Das Kapitel Leistungsfähigkeit des Bildungswesens,
Nachwuchsförderung sinkt auf rund 4,45 Milliarden Euro (minus 338, 84
Millionen Euro).

Schwerpunkt des Kapitels Wettbewerbsfähigkeit des Wissenschafts- und
Innovationssystems ist der Hochschulpakt 2020, für den genauso wie im
Haushalt 2019 im Haushalt 2020 rund 2,2 Milliarden Euro vorgesehen
sind. Mit dem Hochschulpakt 2020 wollen Bund und Länder Impulse für
die Zukunftsvorsorge bis in das nächste Jahrzehnt setzen. Für weitere
Maßnahmen zur Entwicklung des Hochschul- und Wissenschaftssystems, wie
etwa den Qualitätspakt Lehre für die Verbesserung von
Studienbedingungen und Lehrqualität, sind 200 Millionen Euro im
Haushalt 2020 vorgesehen.

Mit der Exzellenzstrategie stellen Bund und Länder ab 2018 jährlich
insgesamt 533 Millionen Euro für Exzellenzcluster und
Exzellenzuniversitäten zur Verfügung, die die deutsche
Spitzenforschung dauerhaft stärken sollen. In dieses Kapitel sind die
institutionellen Zuwendungen an die außeruniversitären
Wissenschaftseinrichtungen Max-Planck-Gesellschaft rund 1,03
Milliarden Euro (plus 49 Millionen Euro), die Leibniz-Gemeinschaft mit
rund 585 Millionen Euro (plus 40 Millionen Euro) und Deutsche
Forschungsgemeinschaft rund 1,45 Milliarden Euro (plus 50 Millionen
Euro) eingestellt. Bund und Länder streben entsprechend dem Pakt für
Forschung und Innovation III (2016-2020) an, diese Zuwendungen
jährlich um drei Prozent zu steigern.

Im Mittelpunkt der Forschung für Innovationen, Hightech-Strategie
steht die Förderung der Forschung mit dem Instrument der nationalen
ebenso wie europäischen und internationalen Projektförderung. Danach
stehen für Innovationen durch neue Technologien insgesamt rund 927
Millionen Euro (plus 52 Millionen), für Innovationen in den
Lebenswissenschaften rund 671 Millionen Euro (plus 43 Millionen), für
Forschung im Bereich Nachhaltigkeit, Klima, Energie rund 555 Millionen
Euro (minus 29 Millionen Euro) zur Verfügung. Ergänzt wird dies durch
die Förderung nachhaltiger regionaler Innovationsinitiativen in
strukturschwachen Regionen sowie die Mittel für die Stärkung der
Forschung an Fachhochschulen in Höhe von rund 457 Millionen Euro
(minus 27 Millionen). In diesem Kapitel sind die institutionellen
Zuwendungen an die außeruniversitären Forschungsorganisationen
Fraunhofer-Gesellschaft mit rund 746 Millionen Euro (plus 62 Millionen
Euro) und Helmholtz-Gemeinschaft einschließlich Berliner Institut für
Gesundheitsforschung mit rund 2,77 Milliarden Euro (plus 100 Millionen
Euro) eingestellt. Wie auch bei den außeruniversitären
Wissenschaftseinrichtungen soll der Aufwuchs jährlich allein auf
Kosten des Bundes um drei Prozent gesteigert werden.

Im Kapitel Leistungsfähigkeit des Bildungswesens, Nachwuchsförderung
sind die wesentlichen Schwerpunkte der Bildungspolitik mit Ausnahme
der Hochschulfinanzierung zusammengefasst. Dazu zählen Maßnahmen zur
Stärkung des Lernens im Lebenslauf mit einem Gesamtvolumen von rund
325 Millionen Euro (plus 51 Millionen Euro). Die Modernisierung und
Stärkung der beruflichen Bildung in Höhe von rund 678 Millionen Euro
(plus 129 Millionen Euro) einschließlich der Leistungen nach dem
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz. Darüber hinaus sind hier die
Studien-, Fortbildungs- und sonstige individuelle Bildungsfinanzierung
durch den Bund (Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie die Leistungen
der Begabtenförderungswerke, der beruflichen Begabtenförderung und das
nationale Stipendienprogramm wie das Deutschlandstipendium) mit einer
Summe von rund 2,7 Milliarden Euro (minus 300 Millionen Euro)
verankert.

 * 

2. Monopolverwaltung ist aufgelöst

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein hätte in
Einzelfällen einem Medium einen Hinweis geben können, wenn von ihr
veröffentlichte Informationen oder Angaben über sie objektiv
unzutreffend wiedergegeben worden wären und die Behörde einen Hinweis
für geeignet und angemessen erachtet hätte. Die
Bundesmonopolverwaltung für Branntwein sei allerdings zum 31. Dezember
2018 aufgelöst worden, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12027) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11646). Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, und eine
solche Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden. Erkenntnisse,
dass entsprechende Korrekturbitten an die Medien gegangen seien, lägen
nicht vor.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Anlegerschutz auf dem grauen Markt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den Schutz der Anleger auf dem sogenannten grauen
Kapitalmarkt geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12080). Die Bundesregierung soll angeben, wie viele Personen in
den grauen Kapitalmarkt investiert haben, wie hoch das Anlagevolumen
derzeit ist und wie sich das Anlagevolumen in den letzten zehn Jahren
entwickelt hat. Die Bundesregierung soll zudem die Zahl der
Betrugsfälle auf dem grauen Markt beziffern und angeben, wie hoch der
Schaden durch Betrug war. Spezielle Fragen betreffen den Zusammenbruch
der Containerfirma P&R, durch den ein Großteil der dort investierten
Anlegergelder vernichtet wurde.

 * 

4. Korrekturbitten des Kanzleramts

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundeskanzleramt im April 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12344) danach, aus welchen Anlässen das Amt
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen.

 * 

5. Korrekturbitten des BPA

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundespresseamt (BPA) im März 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12306) danach, aus welchen Anlässen das Amt
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des BMG

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesgesundheitsministerium
(BMG) im März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12295) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8763: Heute im Bundestag Nr. 908 - 20.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 908

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 20. August 2019, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des BMF im Januar

2. Kündigung des Pkw-Maut-Vertrages

3. 80,1 Millionen Euro für Ladeinfrastruktur

4. Weiterentwicklung des Flughafens Leipzig

5. AfD fragt nach Mautbefreiung von Lkw

6. AfD erkundigt sich nach Ladeinfrastruktur



1. Keine Korrekturbitten des BMF im Januar

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen hat im Januar
2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12021) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11535). Das
Bundesministerium der Finanzen gebe in Einzelfällen bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

2. Kündigung des Pkw-Maut-Vertrages

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Kündigung des Vertrages über die Erhebung und
Kontrolle der Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) durch die Bundesregierung
stützte sich unter anderem auf die "Nichterfüllung vertraglicher
Leistungspflichten des Auftragnehmers". Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/12209) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11780) hervor.

Bereits das Verstreichenlassen der ersten gesetzten Nachfrist für die
Lieferung der Feinplanungsdokumentation hätte laut Bundesregierung ein
Kündigungsrecht begründet, "denn im Bereich ,Erhebung' lag keine
freigabefähige Feinplanungsdokumentation und im Bereich ,Kontrolle'
lagen keine freigabefähigen Spezifikationsdokumente zu den vertraglich
vereinbarten Terminen vor". Das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) und das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) seien
aber zunächst im Interesse einer erfolgreichen Projektentwicklung
bemüht gewesen, den Unzulänglichkeiten der Auftragnehmer durch andere
Maßnahmen als durch Kündigungen zu begegnen. Derzeit werde geprüft, ob
die Bundesregierung Schadensersatzansprüche oder Anspruch auf
Vertragsstrafen wegen Schlechtleistungen der Auftragnehmer geltend
machen könne. "Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen", heißt es in
der Antwort.

Forderungen der gekündigten Auftragnehmer gegen den Bund lägen derzeit
nicht vor, teilt die Regierung mit. Ob und eventuell in welcher Höhe
Forderungen auf Grund der Kündigungen zu bedienen sind, sei derzeit
"rein spekulativ".

 * 

3. 80,1 Millionen Euro für Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Anfang des Jahres 2019 waren in Deutschland 47,09
Millionen Pkw zugelassen, darunter 83.175 batterieelektrische und
66.997 Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/12207) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/11608) hervor. Die Regierung beruft sich
dabei auf statistische Veröffentlichungen des Kraftfahrt-Bundesamtes
(KBA). Im Freistaat Sachsen gab es der Antwort zufolge zum gleichen
Zeitpunkt 2,15 Millionen Pkw, darunter 2.430 batterieelektrische und
1.640 Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge.

Weiter heißt es in der Vorlage, im Rahmen der Förderrichtlinie
Ladeinfrastruktur seien bislang bundesweit für 13.602 Normalladepunkte
und 2.349 Schnellladepunkte Zuwendungen bewilligt worden. 166
Normalladepunkte und 27 Schnellladepunkte befänden sich in Sachsen. Im
Rahmen der Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur seien bundesweit
Zuwendungen in Höhe von 80,1 Millionen Euro bewilligt worden - in
Sachsen Zuwendungen in Höhe von 3,14 Millionen Euro.

 * 

4. Weiterentwicklung des Flughafens Leipzig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Weiterentwicklung des Flughafens
Leipzig/Halle und damit verbundene Auswirkungen auf die Menschen in
der Region interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In
einer Kleinen Anfrage (19/12205) wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, ob die Bundesregierung eine Mehrbelastung der Anwohner durch
Fluglärm in Folge der Erweiterung des Flughafens ausschließen kann.
Gefragt wird auch, inwiefern im Zuge der Erweiterung des Flughafens
auch in eine Ausweitung und Verbesserung des Lärmschutzes investiert
werden soll.

 * 

5. AfD fragt nach Mautbefreiung von Lkw

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie es sich um die "Mautbefreiung bei nur
geringfügiger Nutzung von Erdgas durch Lkw" verhält, möchte die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12187) wissen. Der Fraktion
lägen Hinweise vor, dass in Polen zugelassene Lkw mit Gas-Tanks
nachgerüstet werden, um die Lkw "fakultativ auch mit Gas zu
betreiben", wodurch sie in Deutschland von der Lkw-Maut befreit
würden. Der Verbrennungsanteil von komprimiertem Erdgas (CNG) und
Flüssiggas (LNG) solle aber nur bei etwa sechs bis neun Prozent
liegen, schreibt die AfD-Fraktion. Zu weit mehr als 90 Prozent solle
weiterhin Dieselkraftstoff genutzt werden.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, welche Maßnahmen sie im Fall der
Erhärtung derartiger Hinweise einleiten will, um bei einer nur
teilweisen Gasnutzung und überwiegenden Dieselnutzung die
Mautbefreiung zukünftig nicht zu erteilen oder rückgängig zu machen.

 * 

6. AfD erkundigt sich nach Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Aufbau der Infrastruktur für alternative
Kraftstoffe thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12188). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie hoch die
Gesamtsumme der im Rahmen der Aufrufe des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Förderung des Aufbaus
von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur bereits bewilligten
Zuwendungen ist. Gefragt wird auch, wie viele Schnellladepunkte
einerseits und Normalladepunkte andererseits bisher mit
Förderzuschüssen bezuschusst und tatsächlich errichtet worden sind.

 * 
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BUNDESTAG/8762: Heute im Bundestag Nr. 907 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 907

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Persönliches Budget in Rheinland-Pfalz

2. Persönliches Budget im Saarland

3. Persönliches Budget in Sachsen

4. Persönliches Budget in Sachsen-Anhalt

5. Persönliches Budget in Schleswig-Holstein

6. Persönliches Budget in Thüringen



1. Persönliches Budget in Rheinland-Pfalz

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12261) auf eine Kleine Anfrage (19/11933) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in
Rheinland-Pfalz. Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

2. Persönliches Budget im Saarland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12257) auf eine Kleine Anfrage (19/11929) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets im Saarland. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

3. Persönliches Budget in Sachsen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12260) auf eine Kleine Anfrage (19/11932) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Sachsen. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

4. Persönliches Budget in Sachsen-Anhalt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12256) auf eine Kleine Anfrage (19/11928) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Sachsen-Anhalt.
Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

5. Persönliches Budget in Schleswig-Holstein

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12259) auf eine Kleine Anfrage (19/11931) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in
Schleswig-Holstein. Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

6. Persönliches Budget in Thüringen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12258) auf eine Kleine Anfrage (19/11930) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Thüringen. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 
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BUNDESTAG/8761: Heute im Bundestag Nr. 906 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 906

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 15.36 Uhr

1. Grüne für Streichung der Hotelmeldepflicht

2. Verbesserung der IT-Sicherheit

3. Kantinenessen in Bundesdienststellen

4. Provisionsdeckel bei Lebensversicherungen

5. Verschwendung von Steuergeldern

6. Digitalisierung der Betriebe



1. Grüne für Streichung der Hotelmeldepflicht

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf eine
Abschaffung der allgemeinen Hotelmeldepflicht. Zugleich fordert sie in
einem entsprechenden Antrag (19/12372) von der Bundesregierung, darauf
hinzuwirken, dass die im Schengener Durchführungsübereinkommen
geregelte "besondere Melde- und Ausweispflicht von beherbergten
Ausländern" aufgehoben wird.

Wie die Fraktion in der Vorlage ausführt, verpflichtet die
Hotelmeldepflicht "alle Personen, die in einer Beherbergungsstätte
übernachten, unabhängig von der Dauer ihres Aufenthaltes am Tag der
Ankunft einen Meldeschein auszufüllen" und die Speicherung dieser
Daten für bis zu 15 Monate hinzunehmen. Diese Regelung sorge in der
Tourismusbranche seit langem für Unmut. Zum einen beanspruche die
Meldepflicht einen erheblichen und bürokratischen Zeitaufwand. Zum
anderen würden durch die "allein polizeirechtlich motivierte
Hotelmeldepflicht" alle Hotelgäste pauschal als potentielle
polizeiliche Gefährder oder potentielle Straftäter angesehen, denn die
Erfassung der Daten erfolge anlass- und ereignisunabhängig.
Ausländische Reisende müssten sich zusätzlich noch mit einem
Ausweisdokument gegenüber Privatpersonen legitimieren. Zudem handele
es sich bei der Meldepflicht "um eine unverhältnismäßige, weil,
verdachtslose Datenerhebung auf Vorrat".

 * 

2. Verbesserung der IT-Sicherheit

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Maßnahmen zur Stärkung der IT-Sicherheit sind ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/12280) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/11755). Danach ist die
IT-Sicherheit "ein fortwährendes Anliegen der Bundesregierung", das
sie seit der Verbreitung der IT in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft
intensiv berücksichtigt". Bereits 1991 habe sie das Bundesamt für die
Sicherheit in der Informationstechnik ins Leben gerufen.

Zu den jüngsten Maßnahmen zur Verbesserung der Cyber- und
IT-Sicherheit zählten unter anderem "das IT-Sicherheitsgesetz aus
2015, mit deutlichen Anforderungen an die Verbesserung der
IT-Sicherheit bei Kritischen Infrastrukturen, die
,Cyber-Sicherheitsstrategie für Deutschland 2016' mit übergreifenden
Zielstellungen für alle Bereiche und Akteure in der IT-Sicherheit und
das sogenannte NIS-Richtlinien-Umsetzungsgesetz, in dem auch die
Anbieter ,Digitaler Dienste' zur Umsetzung von Maßnahmen zur
Gewährleistung von IT-Sicherheit auf dem jeweiligen Stand der Technik
verpflichtet werden", schreibt die Bundesregierung weiter.

Das für diese Legislatur geplante IT-Sicherheitsgesetz 2.0 zielt der
Antwort zufolge unter anderem darauf ab, die von
Wirtschaftsunternehmen zu treffenden Schutzmaßnahmen für ihre
IT-Systeme kontinuierlich auf einem der Bedrohungslage angemessenen
Stand zu halten, ein IT-Sicherheitskennzeichen einzuführen und den
digitalen Verbraucherschutz zu stärken. Hinzu kämen "zahlreiche
Aktivitäten aller Ressorts der Bundesregierung, mit denen die
Cyber- und IT-Sicherheit kontinuierlich angepasst und verbessert
wird".

 * 

3. Kantinenessen in Bundesdienststellen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "nachhaltige Ernährung in
Gemeinschaftsverpflegungen des Bundes" geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12276). Darin erkundigt
sich die Fraktion danach, wie viele verschiedene Gerichte in den
Kantinen der Dienststellen des Bundes im Durchschnitt pro Tag
angeboten werden. Auch will sie wissen, wie viele verschiedene
Gerichte, die ausschließlich aus Zutaten des ökologischen Landbaus
bestehen, in diesen Kantinen durchschnittlich pro Tag angeboten
werden. Ferner fragt sie unter anderem, ob es einen verbindlich
festgeschriebenen Anteil an Bio- und regionalen Lebensmitteln gibt,
den Bundes-Kantinen verwenden müssen.

 * 

4. Provisionsdeckel bei Lebensversicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung einen aktualisierten
Referentenentwurf zum Provisionsdeckel in der Lebensversicherung
erstellt hat, will die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/11968) erfahren. Gefragt wird unter anderem nach dem Zeitplan und
danach, wie die Bundesregierung die rückwirkende Ausgestaltung des
Provisionsdeckels auf Bestandsverträge rechtfertigt - "besonders mit
Blick auf die Frage der Verlässlichkeit von politischem Handeln", wie
es in der Kleinen Anfrage heißt.

 * 

5. Verschwendung von Steuergeldern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Verschwendung von Steuergeldern macht die
AfD-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/11974). Die
Bundesregierung soll zunächst den Begriff Verschwendung von
Steuergeldern definieren. Außerdem wird nach Kenntnissen der Regierung
über Verschwendung von Steuergeldern unter Berücksichtigung der
Berichte des Bundesrechnungshofes gefragt.

 * 

6. Digitalisierung der Betriebe

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung an einer steuerlichen
Unterstützung der Unternehmen bei der Digitalisierung ihrer Betriebe
beziehungsweise ihrer Geschäftsprozesse arbeitet, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11978) in Erfahrung bringen.
Die Bundesregierung soll angeben, welche steuerlichen Maßnahmen
zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie sowie dem
Bundesministerium der Finanzen bisher erörtert wurden und welche
Maßnahmen gegebenenfalls angestrebt werden.

 * 
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BUNDESTAG/8760: Heute im Bundestag Nr. 905 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 905

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 15.01 Uhr

1. Persönliches Budget in Bayern

2. Persönliches Budget in Berlin

3. Persönliches Budget in Brandenburg

4. Persönliches Budget in Bremen

5. Persönliches Budget in Mecklenburg

6. Persönliches Budget in Niedersachsen



1. Persönliches Budget in Bayern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12264) auf eine Kleine Anfrage (19/11939) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Bayern. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

2. Persönliches Budget in Berlin

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12265) auf eine Kleine Anfrage (19/11940) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Berlin. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

3. Persönliches Budget in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12255) auf eine Kleine Anfrage (19/11927) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Brandenburg.
Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

4. Persönliches Budget in Bremen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12266) auf eine Kleine Anfrage (19/11941) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Bremen. Das
Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am
Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

5. Persönliches Budget in Mecklenburg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12254) auf eine Kleine Anfrage (19/11926) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in
Mecklenburg-Vorpommern. Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

6. Persönliches Budget in Niedersachsen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12263) auf eine Kleine Anfrage (19/11935) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in Niedersachsen.
Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 
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BUNDESTAG/8759: Heute im Bundestag Nr. 904 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 904

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 14.21 Uhr

1. Persönliches Budget in NRW

2. Medianeinkommen in Bayern

3. Medianeinkommen in Hamburg

4. Medianeinkommen im Saarland

5. Keine Korrekturbitten der GZD

6. Bankenbelastung durch Basel III

7. Aufkommen der Grundsteuer



1. Persönliches Budget in NRW

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung kann zur Umsetzung des
Persönlichen Budgets auf Landesebene keine Angaben machen, da die
Bundesländer dafür verantwortlich sind. Das betont die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/12262) auf eine Kleine Anfrage (19/11934) der
FDP-Fraktion zur Umsetzung des Persönlichen Budgets in
Nordrhein-Westfalen. Das Persönliche Budget soll die Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen am Arbeitsmarkt unterstützen.

 * 

2. Medianeinkommen in Bayern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Bayern von 2.990 Euro im Jahr 2012 auf 3.449
Euro im Jahr 2018 gestiegen. Dies entspricht einer Zunahme von 15,3
Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12253)
auf eine Kleine Anfrage (19/11913) der AfD-Fraktion. Wie aus der
Antwort hervorgeht, wurde das höchste Medianentgelt 2018 in
Informatik- und Kommunikationstechnologieberufen gezahlt (5.383 Euro)
und das niedrigste in den Reinigungsberufen (1.962 Euro).

 * 

3. Medianeinkommen in Hamburg

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Hamburg von 3.284 Euro im Jahr 2012 auf 3.718
Euro im Jahr 2018 gestiegen. Dies entspricht einer Zunahme von 13,2
Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12252)
auf eine Kleine Anfrage (19/11881) der AfD-Fraktion. Wie aus der
Antwort hervorgeht, wurde das höchste Medianentgelt 2018 in
technischen Forschungs- und Entwicklungsberufen (Berufshauptgruppe 27)
gezahlt (5.199 Euro) und das niedrigste in den Reinigungsberufen
(2.043 Euro).

 * 

4. Medianeinkommen im Saarland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist im Saarland von 2.990 Euro im Jahr 2012 auf 3.392
Euro im Jahr 2018 gestiegen. Dies entspricht einer Zunahme von 13,5
Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12251)
auf eine Kleine Anfrage (19/11880) der AfD-Fraktion. Wie aus der
Antwort hervorgeht, wurde das höchste Medianentgelt 2018 in
technischen Forschungs- und Entwicklungsberufen gezahlt (4.773 Euro)
und das niedrigste im Hotel und Gaststättengewerbe (1.933 Euro).

 * 

5. Keine Korrekturbitten der GZD

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat keine
Erkenntnisse, dass vom 22. November 2005 bis zum 31. Dezember 2018
Korrekturbitten an Medien ergangen sind. Die GZD gebe in Einzelfällen
einem Medium einen Hinweis, wenn von der GZD veröffentlichte
Informationen oder Angaben über die GZD objektiv unzutreffend
wiedergegeben sind und die GZD einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachtet. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/12028) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/11656). Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht, und eine solche Dokumentation werde auch nicht durchgeführt.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

6. Bankenbelastung durch Basel III

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für die Finalisierung der sogenannten Basel
III-Reform und deren Auswirkungen auf den europäischen Bankensektor
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/11976). Dabei geht es um eine Studie der europäischen
Bankenaufsichtsbehörde EBA, nach der sich wegen der bis 2027
einzuführenden Regeln die Mindestkapitalanforderungen für europäische
Banken um rund ein Viertel erhöhen sollen. Der Kapitalbedarf betrage
rund 135 Milliarden Euro. Die Bundesregierung soll angeben, ob sie die
Ansicht der Bankenaufsicht teilt, nach der sich die
Mindestkapitalanforderungen um 135 Milliarden Euro erhöhen würden.
Auch wird nach dem Anteil der deutschen Finanzinstitute gefragt.

 * 

7. Aufkommen der Grundsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die von der Bundesregierung angestrebte
Aufkommensneutralität bei der Reform der Grundsteuer geht es in einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/11973). Hintergrund der Anfrage
ist ein Appell der Bundesregierung an die Gemeinden, die aus der
Neubewertung des Grundbesitzes resultierenden Belastungsverschiebungen
durch eine gegebenenfalls erforderliche Anpassung des Hebesatzes
auszugleichen. Damit soll erreicht werden, dass sich das
Grundsteueraufkommen innerhalb einer Gemeinde durch die Reform nicht
verändert. Nach Ansicht der FDP-Fraktion wird in der
wissenschaftlichen Diskussion bereits jetzt davon ausgegangen, dass
die Gemeinden vor der ersten Hauptfeststellung im Jahr 2022 den
Hebesatz erhöhen und sich damit die im Gesetz vorgesehene
Aufkommensneutralität der Reform auf dieses höheren Niveau bezieht.
Die Bundesregierung wird gefragt, wie sie darauf reagieren will, wenn
die Hebesätze kurz vor dem Stichtag deutlich angehoben werden und
damit die Bemühungen untergraben werden, Aufkommensneutralität zu
etablieren. Außerdem wird nach der Situation von Kommunen gefragt, die
die Hebesätze wegen Überschuldung nicht senken dürfen und die somit
die Reform gar nicht aufkommensneutral ausgestalten können.

 * 
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BUNDESTAG/8758: Heute im Bundestag Nr. 903 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 903

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 13.36 Uhr

1. Europäischer Sicherheitsrat

2. Berichte über Waffentransporte des BND

3. Familiennachzug für Eritreer

4. Keine Korrekturbitten im März 2019

5. Korrekturbitten des Auswärtigen Amts

6. Korrekturbitten beim Auswärtigen Amt



1. Europäischer Sicherheitsrat

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich nach eigenem Bekunden
"mit Nachdruck für eine Verbesserung der europäischen Entscheidungs-
und Handlungsfähigkeit ein" und unterstützt in diesem Zusammenhang das
Ziel der Einrichtung eines Europäischen Sicherheitsrats. Das geht aus
der Antwort (19/12239) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion hervor
(19/11491). "Bei der Prüfung möglicher Modelle spielen folgende
Erwägungen eine Rolle: Es soll sowohl die Entscheidungs- und
Handlungsfähigkeit der EU im Bereich der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP) rasch und signifikant gesteigert wie auch
die EU-Einheit gestärkt werden. Hierfür müssen die berechtigten
Anliegen aller Mitgliedstaaten Berücksichtigung finden." Viele Fragen,
etwa zur institutionellen Aufhängung, zu möglichen Mitgliedern und zu
möglichen Befugnissen, ließen sich zu diesem Zeitpunkt jedoch noch
nicht beantworten, da sie von grundlegenden Entscheidungen
konzeptioneller Art abhängen würden.

 * 

2. Berichte über Waffentransporte des BND

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/12034) erneut Berichte über die mögliche Beteiligung des
Bundesnachrichtendienstes (BND) an Waffentransporten in Kriegs- und
Krisenregionen. In einer Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf
die Kleine Anfrage auf Drucksache 19/10141 erkundigen sich die
Abgeordneten insbesondere nach der Rolle einer Person mit dem
Decknamen "Klaus Hollmann" beim BND.

 * 

3. Familiennachzug für Eritreer

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2018 sind der an der Deutschen Botschaft in
Addis Abeba 4.310 Schengenvisa und 2.186 Nationale Visa bearbeitet
worden, von denen 1.274 als Aufenthaltszweck den Familiennachzug für
eritreische Staatsbürger hatten. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/11840) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/11036) weiter hervorgeht, lag die Zahl der bearbeiteten Visa
mit diesem Aufenthaltszweck für eritreische Staatsbürger in den
Botschaften von Khartum bei 444 gegenüber insgesamt 2.097 bearbeiteten
Schengen- und 1.027 bearbeiteten nationalen Visa sowie bei 47 Fällen
an der Botschaft in Nairobi gegenüber insgesamt 6.224 bearbeiteten
Schengen- und 1.738 bearbeiteten nationalen Visa.

 * 

4. Keine Korrekturbitten im März 2019

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat im März 2019 in keinem Fall
bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht
aus der Antwort (19/12214) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11861) der AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die vom Auswärtigen
Amt veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Korrekturbitten des Auswärtigen Amts

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat im Februar 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das
geht aus der Antwort (19/12147) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/11712) der AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
vom Auswärtigen Amt veröffentlichten Informationen oder Angaben über
die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Korrekturbitten beim Auswärtigen Amt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat zwischen dem 22. November
2005 und dem 31. Dezember 2018 in keinem Fall bei Medien um eine
Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/11996) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11572) der
AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis, wenn die vom Auswärtigen Amt
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 
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BUNDESTAG/8757: Heute im Bundestag Nr. 902 - 19.08.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 902

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 19. August 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Chancen und Risiken der Digitalisierung

2. Chinas Seidenstraßeninitiative in Afrika

3. Keine Korrekturbitten im Februar 2019

4. Minister-Aussagen in der Kritik

5. Maßnahmen in der Bevölkerungspolitik

6. Entwicklungszusammenarbeit mit Benin

7. Fälle von Mittelfehlverwendungen

8. Ausgewogenheit von GIZ-Veranstaltungen



1. Chancen und Risiken der Digitalisierung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung
können nach Ansicht der Bundesregierung nur mit neuen digitalen
Technologien erreicht werden. Diese böten besondere Potenziale und
Chancen in Bezug auf fünf Kernziele, etwa menschenwürdige Arbeit,
Förderung lokaler Innovationen und Stärkung guter Regierungsführung
und Menschenrechte, heißt es in einer Antwort (19/12172) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10787) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Unter anderem setze sich die Bundesregierung für faire digitale Arbeit
auch bei digitalen beziehungsweise internetbasierten Geschäftsmodellen
ein, führt sie aus. Sie unterstütze die Partnerländer darin, lokal
wirksame digitale Lösungen zu finden und Technologie-Start-ups zu
fördern, und strebe einen freien und gleichberechtigten Zugang und
Nutzung digitaler Techniken für alle Menschen an.

In den genannten Bereichen sei die Bundesregierung im Rahmen ihrer
Entwicklungszusammenarbeit schwerpunktmäßig tätig und wolle ihr
Engagement weiter auszubauen. Allerdings sieht sie auch Risiken für
Entwicklungsländer. So könne die digital getriebene Automatisierung zu
Jobverlusten in Entwicklungs- und Schwellenländern führen.
Digitalisierung ohne staatliche Rahmensetzung könne zudem den
informellen Sektor in Entwicklungs- und Schwellenländern vergrößern
und zu prekären Arbeitsformen führen, statt vertraglich geregelte und
sozial abgesicherte Arbeit zu schaffen.

 * 

2. Chinas Seidenstraßeninitiative in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung bewertet das Engagement der
Volksrepublik China in Afrika im Rahmen der neuen
Seidenstraßeninitiative positiv, "sofern die auf dem 2.
Seidenstraßengipfel im April 2019 in Peking gemachten chinesischen
Zusagen auch tatsächlich umgesetzt werden", schreibt sie in einer
Antwort (19/12192) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/11747) der AfD-Fraktion. Darunter seien Zusagen zu "weithin
internationalen Standards" und die Ankündigung, die
Seidenstraßeninitiative umweltfreundlich zu gestalten, die
Anti-Korruptionsüberwachung zu verbessern und einen Rahmen zu
schaffen, um die Schuldentragfähigkeit von Partnerländern bei der
Kreditvergabe besser einschätzen zu können.

Sie sei überzeugt, dass "nur eine international vernetzte und
abgestimmte Unterstützung der internationalen Staatengemeinschaft zu
einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika beitragen kann", führt die
Bundesregierung weiter aus. Daher habe sie während der deutschen
G20-Präsidentschaft 2017 eine multilaterale "Partnerschaft mit Afrika"
angestoßen und zur Förderung der Investitionsrahmenbedingungen in
afrikanischen Partnerländern den "Compact with Africa" (CwA) ins Leben
gerufen. In Gesprächen mit chinesischen Regierungsvertretern
thematisiere sie zudem fortlaufend die Möglichkeiten der Kooperation
zwischen China und Deutschland in Afrika, vor allem im Rahmen von
Dreieckskooperationen.

 * 

3. Keine Korrekturbitten im Februar 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hat im Februar 2019 bei Medien
nicht um Korrekturen von Berichterstattungen gebeten. Das teilt die
Bundesregierung der AfD-Fraktion erneut in einer Antwort (19/12221)
auf eine Kleine Anfrage (19/7472) als Nachfrage zu einer
vorhergehenden Antwort mit.

 * 

4. Minister-Aussagen in der Kritik

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Antworten von Bundesentwicklungsminister Gerd
Müller (CSU) in der Regierungsbefragung am 5. Juni 2019 sind Thema
einer Kleinen Anfrage (19/12183) der AfD-Fraktion. Unter anderem
wollen die Abgeordneten wissen, warum sich Müller die Behauptung einer
Bayreuther Wissenschaftlerin zu eigen gemacht habe, wonach "jeder von
uns [...] durch die Art, wie er lebt, 50 Sklaven" beschäftige. Die
Aussage, die Menschen hierzulande beuteten Ressourcen und Menschen aus
und ließen niemanden an "unserem" Wohlstand teilhaben, empfinden die
Fragesteller gegenüber den "hart arbeitenden und steuerzahlenden
Bürgern in Deutschland anmaßend und ungerecht".

 * 

5. Maßnahmen in der Bevölkerungspolitik

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Welche bevölkerungspolitische Strategie die
Bundesregierung im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit verfolgt und
auf welcher Grundlage diese erarbeitet wurde, will die AfD-Fraktion
mittels einer Kleinen Anfrage (19/12185) erfahren. Konkret erfragen
die Abgeordneten Programme, Vorhaben, Projekte und sonstige Maßnahmen
in den vergangenen 15 Jahren im Bereich der Bevölkerungspolitik. Unter
anderem geht es dabei um die Beratung hinsichtlich
Schwangerschaftsabbrüchen und Empfängnisverhütung.

 * 

6. Entwicklungszusammenarbeit mit Benin

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Welche Länderstrategie die Bundesregierung im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit mit der Republik Benin verfolgt, will
die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/12186) erfahren.
Die Abgeordneten wollen wissen, welche Schwerpunkte die
Bundesregierung dabei setzt, wie hoch das Gesamtvolumen der Mittel ist
und wie sie die generelle Wirksamkeit der Kooperation beurteilt.

 * 

7. Fälle von Mittelfehlverwendungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wie viele Fälle von Mittelfehlverwendungen im Rahmen
der deutschen staatlichen und nichtstaatlichen
Entwicklungszusammenarbeit die Bundesregierung jährlich seit 2005
erfasst hat, will die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage
(19/12230) erfahren. Darin geht es auch um konkrete Maßnahmen zur
Korruptionsbekämpfung, Bedingungen für die Gewährung von Budgethilfe
und Reaktionen auf Mittelfehlverwendungen.

 * 

8. Ausgewogenheit von GIZ-Veranstaltungen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Inwiefern Parteien, politische Stiftungen und
Angehörige von Landtagsfraktionen an Veranstaltungen der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) teilnehmen, will
die AfD-Fraktion mittels einer Kleinen Anfrage (19/12157) erfahren.
Außerdem fragen die Abgeordneten, wie die Bundesregierung die
GIZ-Veranstaltungen hinsichtlich ihrer politischen Ausgewogenheit
bewertet.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1900: Regierungspressekonferenz vom 14. August 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 14. August 2019

Regierungspressekonferenz vom 14. August 2019

Themen: Kabinett (Angehörigen-Entlastungsgesetz), Großer
Zapfenstreich für Bundesministerin a. D. von der Leyen, Umgang mit
mutmaßlichen deutschen IS-Kämpfern und ihren Angehörigen im Irak und in
Syrien, Räumungsklage gegen den Pächter des Hostels auf dem Gelände der
nordkoreanischen Botschaft in Berlin, konjunkturelle Entwicklung, Urteil
des Verwaltungsgerichts München zur Rücknahme von Flüchtlingen,
Netzwerkdurchsetzungsgesetz, Demonstrationen in Hongkong, Nachfolge auf dem
Posten des persönlichen Beauftragten des Bundesaußenministers zur
Unterstützung des Friedensprozesses in Kolumbien,
Lebensmittelkennzeichnung, Äußerungen des US-Botschafters in Deutschland zu
einem möglichen Abzug von US-Truppen aus Deutschland, rückläufige Zahl von
Sozialwohnungen, Inlandsflüge von Bundesministerien und Bundesbehörden,
offene Haftbefehle gegen Rechtsextremisten


Sprecher: SRS'in Demmer, Schneider (BMAS), Adebahr (AA), Petermann
(BMI), Kall (BMJV), Kolberg (BMF), Güttler (BMWi), Gülde (BMG), Haufe
(BMU), Alexandrin (BMVI), Thiels (BMVg), Kempe (BMFSFJ), Strüder (BMBF),
Blázquez (BMZ), Bürgelt (BMEL)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch von mir ein herzliches Willkommen, schönen guten Tag!
Das Kabinett hat heute den Entwurf zum Angehörigen-Entlastungsgesetz
beschlossen und damit ein weiteres Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag
umgesetzt. Mit dem Gesetz will die Bundesregierung Kinder und Eltern
finanziell entlasten, deren Angehörige auf Sozialhilfe - insbesondere auf
Hilfe zur Pflege - angewiesen sind. Sie sollen künftig erst dann zu
Unterhaltszahlungen herangezogen werden, wenn ihr jährliches
Bruttoeinkommen 100 000 Euro übersteigt. Für Leistungen der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung gilt diese Regel schon jetzt.

In der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen soll der
Elternbeitrag für volljährige Kinder gestrichen werden. Der Gesetzentwurf
geht somit über die Vereinbarung im Koalitionsvertrag hinaus, die allein
die Entlastung von Kindern pflegebedürftiger Eltern vorsah.

Außerdem beinhaltet der Gesetzentwurf weitere Verbesserungen für Menschen
mit Behinderungen. So sollen unter anderem die ergänzende unabhängige
Teilhabeberatung entfristet und finanziell aufgestockt werden und ein
Budget für Ausbildung eingeführt werden, um die Chancen von Menschen mit
Behinderungen auf eine anerkannte Berufsausbildung zu verbessern.

Des Weiteren kann ich Ihnen einen Termin ankündigen: Am Donnerstag dieser
Woche verabschiedet - wie bekannt - Verteidigungsministerin Annegret 
Kramp-Karrenbauer ihre Vorgängerin im Amt, Ursula von der Leyen, mit einem Großen
Zapfenstreich. Auch die Bundeskanzlerin wird an diesem Großen Zapfenstreich
teilnehmen. Dieses höchste militärische Zeremoniell findet von 21.45 Uhr
bis 22.30 Uhr im Bendlerblock in Berlin statt.

Frage (zum Angehörigen-Entlastungsgesetz): Eine Lernfrage: Bezieht sich die
100 000-Euro-Grenze auf das jeweilige Kind, oder ist das das
Familieneinkommen dieses Kindes? Das gibt es ja deutliche Unterschiede.

Zweitens: Die Kommunen sind mit diesem Modell nicht so recht einverstanden.
Wie sicher sind Sie - das wird ja zustimmungspflichtig sein -, dass das
durch den Bundesrat geht?

Schneider: Das kann ich schnell beantworten: Die Grenze bezieht sich auf
das jeweils unterhaltsverpflichtete angehörige Kind. Ehepartner
beispielsweise sind davon nicht betroffen.

Könnten Sie die zweite Frage bitte wiederholen?

Zusatz: Die Kommunen sind mit der neuen Regelung nicht so recht
einverstanden. Sie könnten dann unter anderem über die Länder sozusagen
Druck machen. Wie sicher sind Sie, dass das durch den Bundesrat kommt?

Schneider: Der Minister hat zu dieser Frage heute schon im Rahmen unserer
Pressekonferenz Stellung genommen. Wir reden hier über eine geschätzte
Summe von 300 Millionen Euro, die konservativ geschätzt ist, also auch
schon einen Sicherheitspuffer beinhaltet, die möglicherweise auf die
Kommunen zukommt. Der Minister hat gesagt, dass er natürlich grundsätzlich
Verständnis dafür hat, dass die Kommunen es nicht gerade mit Freude zur
Kenntnis nehmen, wenn hier Mehrbelastungen auf sie zukommen. Er hat aber
auch noch einmal deutlich gemacht, dass der Bund die Kommunen in den
vergangenen Jahren, gerade was Grundsicherungsleistungen anbelangt, auch
entlastet hat. Er ist sehr zuversichtlich, dass das auch im Bundesrat
Zustimmung findet.

Frage: Beziehen sich die 100 000 Euro auf das Einkommen aller Kinder?
Nehmen wir an, eine Familie hat drei Kinder und jedes verdient 50 000 Euro
brutto im Jahr - das macht 150 000 Euro. Sind sie verpflichtet, gemeinsam
für die Eltern zu zahlen? Oder gelten die 100 000 Euro für jeden Einzelnen?

Schneider: Die Grenze gilt pro unterhaltsverpflichtetem Angehörigen. Die
100 000 Euro gelten also für jeden Einzelnen.

Frage: Ich habe eine Frage zu den deutschen IS-Kämpfern, die sich zurzeit
in Syrien und im Irak in kurdischem Gewahrsam befinden. Wir haben ein
Papier vorliegen: abgestimmte Verhandlungsparameter von BMI und AA
betreffend eine Gerichtsbarkeit im Irak. - Der Irak bietet eine solche
Gerichtsbarkeit an; als Gegenleistung dafür stellt man sich etwa 20
Milliarden Euro vor. Aus dem Papier geht hervor, dass eine Verurteilung und
Unterbringung nach irakischem Recht akzeptabel sei - vorausgesetzt, dass
Todesstrafen nicht vollstreckt werden und eine konsularische Betreuung
möglich ist.

Frage an das AA: Ist das für Sie ein gangbarer Weg? Das klingt ja ein
bisschen nach Guantanamo Bay im Irak.

Frage an das BMI: Es sollten eigentlich schon Frauen und vor allem Kinder,
Minderjährige aus den Lagern dort zurückgeholt werden - wie weit sind wir
da bisher?

Adebahr: Also, ich kann Ihnen sagen, dass wir in den Fällen, wo es die
irakische Strafgerichtsbarkeit betrifft, grundsätzlich anerkennen, dass
Irak ein Strafverfolgungsinteresse hat. Wir legen an eine mögliche
Strafverfolgung sehr, sehr hohe Standards an. Zu diesen Standards gehört
für uns ein rechtsstaatliches, transparentes Verfahren; zu diesen Standards
gehört, dass wir im Verein mit der ganzen Europäischen Union die
Todesstrafe ablehnen; zu diesen Standards gehört eben auch, dass wir, wenn
Deutsche im Ausland inhaftiert sind, nach der Wiener
Konsularrechtsübereinkommen konsularischen Zugang haben und diesen auch
wahrnehmen wollen.

Petermann: Die Frage bezog sich ja auf den gleichen Sachverhalt, den
gleichen Themenkomplex. Ich kann nur dem zustimmen, was Frau Adebahr
berichtet hat, und ergänzend noch sagen, dass die Klärung der Identität für
uns wichtig ist, um zu wissen, wer zu uns kommt. Weiteres habe ich nicht zu
berichten.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, wenn irakische Angeklagte eine Todesstrafe zu
befürchten haben und ausländische Angeklagte sie nicht zu befürchten haben,
steht der Vorwurf im Raum, dass im Irak eine Zweiklassenjustiz vollzogen
wird, oder?

Adebahr: Ich kann das irakische Recht und die Justizvorgänge dort von hier
aus nicht kommentieren. Tatsache ist, dass wir als Bundesrepublik
Deutschland lange, immer wieder und natürlich aus ganz grundsätzlichen
Erwägungen für den Grundsatz stehen, dass wir die Todesstrafe ablehnen. Das
ist ein Grundsatz, den wir natürlich vertreten - weltweit und immer, in
allen Fällen und auch da, wo Deutsche betroffen sind.

Wenn ich etwas fragen darf: Zielte Ihre vorherige Frage auf Deutsche ab,
die im Irak inhaftiert sind oder in Syrien?

Zusatz: Sowohl als auch.

Adebahr: Das ist ja ein Unterschied auch in der Betrachtung.

Zusatz: Aus dem Papier geht hervor, dass sowohl Deutsche, die im Irak in
kurdischem Gewahrsam sind, als auch Deutsche, die in Syrien in Gewahrsam
sind, einer irakischen Gerichtsbarkeit zugeführt werden könnten.

Adebahr: Also mir ist das Papier nicht bekannt. Ich kann und will zu der
Frage, was eine Position unseres Hauses, des BMI oder der Bundesregierung
wäre, hier auch nicht Stellung nehmen. Insofern kenne ich das nicht.

Es ist aber eben ein Unterschied, ob wir über Deutsche im Irak oder über
Deutsche in Syrien reden. Denn was zum Beispiel Syrien und die Lager dort
betrifft, arbeiten wir daran - und zwar mit Hochdruck -, auch aus
humanitären Gründen Kinder nach Deutschland zu holen oder zumindest die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass eine solche Rückkehr möglich ist.

Zusatzfrage: Das ist aber bisher nicht passiert?

Adebahr: Wir arbeiten mit Hochdruck daran, die Voraussetzungen zu schaffen.

Frage: Der Kollege hatte es schon angesprochen. Es gab im Juli auch ein
Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin zur Rückholung von drei Kindern. Wie
weit ist man da inzwischen? Haben Sie Rechtsmittel eingelegt oder nicht?
Können Sie zum Stand der Dinge etwas sagen?

Adebahr: Ja, da sind verschiedene Verfahren anhängig. Es gibt kein
Verfahren, das rechtskräftig entschieden wäre; wir befinden uns da weiter
auf dem Rechtsweg und haben auch eine Beschwerde eingelegt, die geprüft
wird.

Frage: Ich habe eine Nachfrage zu Ihren Ausführungen. Sie meinten, Sie
würden Justiz- und Rechtsentscheidungen und -prozesse im Irak nicht
kommentieren. Das ist zwar diplomatischer Standard, aber beispielswiese im
Fall von Venezuela oder Russland kommentieren Sie sehr wohl
Rechtsentscheidungen. Deswegen würde mich interessieren: Wieso jetzt im
Fall des Iraks diese Zurückhaltung?

Adebahr: Die Frage bezog sich auf bestimmte Prozesse und, glaube ich,
darauf, wie wir uns dazu stellen, dass das irakische Recht die Todesstrafe
hat. Dazu habe ich grundsätzlich sagen wollen, dass unsere Position zur
Todesstrafe bekannt ist. Ich glaube, das war die Kernaussage dabei.

Frage: Das ist ja schon eine interessante Situation: Wir wissen, dass im
Irak auf solche Taten die Todesstrafe steht. Die Bundesregierung
beziehungsweise das Auswärtige Amt und das BMI sagen: Wir können uns eine
Gerichtsbarkeit im Irak vorstellen - unter der Voraussetzung, dass
Todesstrafen im Falle von deutschen Staatsbürgern nicht vollstreckt werden.
Das hat ja die Konsequenz einer unterschiedlichen Behandlung von irakischen
und deutschen Staatsbürgern vor einem irakischen Gericht. Ist das
akzeptabel?

Adebahr: Wir sprechen für deutsche Staatsbürger und kümmern uns um deutsche
Staatsbürger. Auf der anderen Seite ist es so, dass der Irak natürlich für
sein Territorium ein Strafverfolgungsinteresse und ein
Strafverfolgungsrecht nach seinen Gesetzen hat. Das ist ein Spannungsfeld,
das dort besteht. Für uns kommt es darauf an, eine bestmögliche Betreuung
unserer Staatsangehörigen herbeizuführen.

Kall: Ich unterstütze selbstverständlich alles, was die beiden Kolleginnen
schon gesagt haben. Vielleicht kann ich für das Bundesjustizministerium
einfach noch einen rechtlichen Aspekt hinzufügen: Die Bundesregierung ist
natürlich in all ihrem Handeln primär an das Grundgesetz, das deutsche
Recht, das europäische Recht und das Völkerrecht gebunden. Insofern
sprechen wir dafür - und in dieser Hinsicht für den Ausschluss der
Todesstrafe. In jedem Auslieferungsverfahren, über das in Deutschland
Oberlandesgerichte entscheiden und abschließend, im internationalen
Auslieferungsverkehr, auch die Bundesregierung entscheidet, muss die
Bundesregierung darauf bestehen, dass die Todesstrafe ausgeschlossen ist -
ebenso wie auf die Einhaltung anderer Menschenrechtsstandards, also
beispielsweise menschenwürdige Haftbedingungen, etwa einen Ausschluss der
sogenannten erschwerten lebenslangen Haft, die keinerlei
Freilassungsperspektive bietet. Daran ist die Bundesregierung gebunden;
insofern gibt es da keinen Spielraum. Für das irakische Recht können wir
nicht sprechen, sondern das ist sozusagen unser Maßstab.

Was ich noch zur Einordnung hinzufügen möchte: Der Schwerpunkt der
Strafverfolgung von IS-Angehörigen und Deutschen, die für den IS gekämpft
haben, liegt bei der Strafverfolgung durch den Generalbundesanwalt vor
deutschen Gerichten. Da gibt es eine Vielzahl von Verfahren, es gibt auch
eine Vielzahl von Haftbefehlen, die vollstreckt werden, sobald diese
deutschen Staatsangehörigen wieder nach Deutschland kommen; und dann wird
ihnen hier der Prozess gemacht. Das ist der Schwerpunkt der
Strafverfolgung.

Frage: Habe ich es richtig verstanden, dass Sie Rechtsmittel gegen die
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Berlin eingelegt haben?

Adebahr: Ja.

Frage: Eine Frage an Frau Adebahr zu einem altbekannten Thema: Nordkorea
und das auf dem Gelände der nordkoreanischen Botschaft stehende Hostel. Es
gab ja einen Räumungsbeschluss - ich glaube, vom Frühjahr 2018. Dazu gibt
es eine aktuelle Berichterstattung mit dem Tenor, dass da eigentlich noch
nichts passiert ist und dass vor allen Dingen Nordkorea ein mögliches Ende
dieses Hostels verschleppt. Ich wollte einmal fragen, wie da aus Ihrer
Sicht der Stand der Dinge und die Position der Bundesregierung
beziehungsweise des Auswärtigen Amtes sind.

Adebahr: Ich gucke einmal ganz vertrauensvoll in die Kamera. Ich habe den
Stand nicht dabei; vielleicht kann ich ihn im Laufe der
Regierungspressekonferenz nachliefern.

Frage: Zu den heutigen Konjunkturdaten: Ich weiß, dass es vor ein paar
Tagen schon Aussagen zur schwarzen Null gab; aber seitdem hat sich die Lage
ja insofern geändert, als sich jetzt Ökonomen sehr fachrichtungs- und
ausrichtungsübergreifend für eine Abkehr von der strikten schwarzen Null
ausgesprochen haben und mit dem BDI auch eine weitere gewichtige Stimme sie
infrage gestellt hat. Hält die Bundesregierung daran fest, dass trotz
Negativzinsen und Wirtschaftsrückgang auf keinen Fall neue Schulden gemacht
werden dürfen?

SRS'in Demmer: Also zur schwarzen Null gilt das, was Herr Seibert hier am
Montag gesagt hat. Vielleicht kann ich insgesamt zur Lage sagen: Die
deutsche Wirtschaftsleistung hat sich im zweiten Quartal leicht
abgeschwächt, das ist richtig. Dennoch geht die Bundesregierung davon aus,
dass die deutsche Wirtschaft im Gesamtjahr 2019 leicht wachsen wird. Das
wäre dann das zehnte Wachstumsjahr in Folge.

In der laufenden 19. Legislaturperiode sind Wirtschaftsleistung,
Beschäftigung und staatliche Investitionen weiter gewachsen und ist die
Arbeitslosigkeit gesunken. Die privaten Haushalte profitieren von dieser
Entwicklung, etwa durch die Zunahme der Realeinkommen, die nun 21 Quartale
hintereinander - und damit so lange wie noch nie seit der Wiedervereinigung
- gestiegen sind. Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung, wie die
Bundeskanzlerin bereits dargestellt hat, aktuell keine Notwendigkeit für
weitere konjunkturstabilisierende Maßnahmen. Die Fiskalpolitik des Bundes
ist bereits expansiv ausgerichtet.

Frage: Das IMK hat heute aufgrund der veröffentlichten Zahlen das
Rezessionsrisiko auf 43 Prozent angehoben, was in meinen Augen ein relativ
hohes Risiko ist. Bleiben Sie trotzdem dabei, dass es keinerlei Gründe
gibt, neue Maßnahmen in Erwägung zu ziehen?

SRS'in Demmer: Es würde Sie wahrscheinlich wundern, wenn ich jetzt etwas
anderes antworten würde als vor zwei Minuten. Ich könnte mich jetzt also
nur wiederholen. Selbstverständlich - die Bundeskanzlerin hat es gestern
auch gesagt - wird die Bundesregierung immer situationsgerecht agieren.
Aber es gilt das, was ich vorhin gesagt habe.

Frage: Weil es da gerade auch aus der SPD anderslautende Meinungen gibt,
würde mich interessieren, ob man das im Finanzministerium genauso
apodiktisch sieht wie im Bundeskanzleramt.

Kolberg: Zunächst sehen wir überhaupt nichts apodiktisch. Wie die
Regierungssprecherin eben sagte, werden wir situationsgerecht handeln. Die
Bundeskanzlerin und der Finanzminister haben sich zu dem Thema bereits
geäußert; dem habe ich nichts hinzuzufügen. Beide haben betont, dass
derzeit bereits mehrere konjunkturwirksame Maßnahmen geplant sind und auch
schon von der Regierung vollzogen wurden.

Wir wenden Rekordsummen für staatliche Investitionen auf; das werden wir
fortsetzen. Ihnen wird nicht entgangen sein, dass wir die Abschaffung des
Solidaritätszuschlags vorschlagen. Das hat eine Entlastungswirkung von 10
Milliarden Euro im Jahr. Wir haben verschiedene Maßnahmen getroffen, die
vor allem geringen und mittleren Einkommen zugutekommen. Das entspricht in
der Jahreswirkung zusammen mit der Abschaffung des Solis ungefähr 25
Milliarden Euro. Auch das wird konjunkturwirksam sein. Der Minister hat auf
all diese Punkte hingewiesen. Das ist der Stand, den wir im Moment
mitteilen können.

Frage: Mich würde interessieren, ob im Finanzministerium zumindest
Szenarien vorliegen, ab welchem Moment man von dem Dogma der schwarzen Null
doch abrückt. Also: Wie tief muss die Wirtschaftsleistung sinken, damit das
Finanzministerium oder die Bundesregierung im Ganzen doch von diesem Dogma
Abstand nimmt?

Kolberg: Ich habe ja eben betont, dass wir situationsgerecht handeln und
schon eine Vielzahl von Maßnahmen eingeleitet haben, die die Einkommen der
Bürgerinnen und Bürger stärken und damit auch konjunkturwirksam sind. Auf
diesem Pfad werden wir weitergehen.

Wir haben gemeinsam mit dem Wirtschaftsministerium ja auch eine steuerliche
Forschungsförderung geplant, die Investitionen und Innovationen in diesem
Bereich fördern wird, um uns zukunftsfähig zu machen. Das ist der Stand,
den wir haben. Die positiven Punkte hat auch Frau Demmer eben noch einmal
betont. In diesem Rahmen werden wir weiter agieren.

Frage: Entweder an Frau Güttler oder auch an Frau Demmer: "Focus-MONEY" hat
gestern einen Bericht herausgebracht, in dem der Präsident des ifo
Instituts, Herr Fuest, davon sprach, dass Deutschland oder Europa allgemein
aus diesem USA-China-Handelskonflikt oder -Handelskrieg - wie man es auch
nennen möchte - eventuell sogar als Gewinner herausgehen könnte. Wie
beurteilen Sie diese Aussage beziehungsweise deren Plausibilität?

Güttler: Zu der konkreten Äußerung von Herrn Fuest kann ich mich an dieser
Stelle nicht äußern. Aber zu den heute veröffentlichten Zahlen hat sich der
Minister ja heute bereits geäußert. Er sagte, es handelt sich um einen
Weckruf und ein Warnsignal; wir sind in einer Konjunkturschwäche, aber eben
noch nicht in einer Rezession. Diese können wir verhindern, wenn wir jetzt
die richtigen Maßnahmen ergreifen. - Konkret hat Minister Altmaier hier
Entlastungen bei der Körperschaftssteuer und einen klaren Fahrplan für die
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags in der kommenden
Legislatur genannt.

Frage: Herr Kolberg, die eben gestellte Frage haben Sie nicht beantwortet.
Gibt es in Ihrem Ministerium Szenarien, ab wann man vom Dogma der schwarzen
Null abrücken würde und wenigstens die grundgesetzmäßig möglichen 0,35
Prozent zum Beispiel ausschöpfen würde? Wie stark müsste das BIP sinken,
gibt es da für Sie irgendeine Schwelle? Das hat ja mit den bereits
getroffenen Maßnahmen, die offensichtlich den bisherigen Rückgang nicht
verhindern konnten, nicht direkt zu tun.

Kolberg: Ich habe ausgeführt, was der Minister zu diesem Thema gesagt hat.
Wir beschäftigen uns natürlich mit allen Szenarien. Trotzdem gilt das, was
ich gesagt habe. Wir haben Rekordinvestitionen, wir haben erhebliche
konjunkturwirksame Maßnahmen getroffen. Sie haben vielleicht heute auch die
Studie des ifo Instituts zur Kenntnis genommen, nach der allein die
geplante weitgehende Soli-Abschaffung dazu führen wird, dass über 100.000
Arbeitsplätze entstehen. Wir handeln also genau in diesem Sinne, und auf
diesem Weg werden wir weitergehen.

Frage: An das BMI: Frau Petermann, es geht mir um den Eilbeschluss des
Verwaltungsgerichts München zur Rücknahme eines Afghanen, der von
Deutschland nach Griechenland gebracht worden ist. Was bedeutet das für das
Verwaltungsabkommen zwischen Deutschland und Griechenland und dessen
Rechtmäßigkeit? Ist das noch in Ordnung, oder muss man daraus irgendwelche
Konsequenzen ziehen, auch speziell bezüglich der Frage, ob der Afghane, den
das betrifft, jetzt in Deutschland noch einmal das gesamte Asylverfahren
durchlaufen muss beziehungsweise wird? Was heißt dieser Beschluss aus Ihrer
Sicht für vergleichbare Fälle?

Petermann: Wir gehen nach wie vor von der Rechtmäßigkeit des
Verwaltungsabkommens aus. Ich kann auch gerne erklären, warum. Es sind
insgesamt drei Verfahren vor dem Verwaltungsgericht München anhängig, davon
zwei mit einstweiligem Rechtsschutz.

Im Mai ist die erste Entscheidung in dem ersten Verfahren getroffen worden;
da ist die Klage auf einstweiligen Rechtsschutz abgewiesen worden - zum
einen, weil keine Eilbedürftigkeit bestünde, und zum anderen, weil im
Hauptsacheverfahren kaum Aussicht auf Erfolg gesehen wurde.

Das zweite Verfahren, von dem Sie jetzt sprechen, betraf eine andere
Kammer, die das etwas anders sieht - allerdings auch deshalb, weil es sich
um einen ganz anderen Fall handelt. In diesem Fall geht es um einen
Afghanen, der zunächst in Griechenland Asyl beantragt hatte. Das Gericht
sah zumindest die Möglichkeit, dass im Eilverfahren eine Abschiebung von
Griechenland nach Afghanistan vollzogen werden und damit das
Hauptsacheverfahren nicht mehr durchgeführt werden könnte. Das war hier, in
diesem Ausnahmefall der Hintergrund.

Ich wiederhole gerne noch einmal: Das Verwaltungsabkommen mit Griechenland
halten wir nach wie vor für rechtmäßig. Es gibt auch Entscheidungen, die
das stützen. Wir beziehungsweise die Bundespolizei würde auch mit
Rechtsmitteln dagegen vorgehen.

Zusatzfrage: Ist das BMJV mit dieser Sicht komplett einverstanden?

Kall: Das BMJV kann ganz grundsätzlich gerichtliche Entscheidungen aus
Respekt vor der Unabhängigkeit der Justiz nicht kommentieren. Inhaltlich
ist es Thema des Bundesinnenministeriums. Deswegen kann ich dazu jetzt
nichts sagen.

Zusatz: Es geht mir ja nicht um eine Kommentierung des Gerichtsurteils,
sondern der Einschätzung des BMI zu einer Frage, die aus Ihrer Sicht
durchaus auch einschätzenswert ist.

Kall: Auch dazu kann ich mich nicht äußern; das wäre immer noch im Kontext
der heutigen Gerichtsentscheidung. Aber da das ganz klar im Bereich des BMI
liegt, kann ich dazu jetzt keine Einschätzung abgeben.

Petermann: Ich kann gerne ergänzend noch einmal daran erinnern, wie es zu
diesem Abkommen kam: Der Europäische Rat hat vor etwas mehr als einem Jahr
die Sekundärmigration als ein großes Problem angesehen und wollte
diesbezüglich Maßnahmen treffen. Der Koalitionsausschuss im Nachgang des
Europäischen Rats hat gefordert, dass das BMI in den Fällen, in denen
EURODAC-1-Treffer vorliegen, in Fällen der Sekundärmigration Abkommen
schließt und auf Basis von Einzelabreden oder Verwaltungsabkommen mit dem
jeweiligen Staat eine solche Zurückweisung dann möglich ist. Das war der
Hintergrund dieser Abkommen.

Frage: Frau Petermann, Sie haben darauf hingewiesen, dass das ein
besonderer Fall ist, weil der abgeschobene Afghane im Grunde in
Griechenland in Abschiebehaft genommen wurde und ihm die Abschiebung nach
Afghanistan drohte, sein Asylantrag dort also nicht weiterbehandelt wurde.
Das widerspricht natürlich vor allem europäischem Recht und auch dem
Grundgedanken des Abkommens, der besagt: Asylverfahren sollen bitte dort
behandelt werden, wo der Erstantrag gestellt wurde.

Bedeutet das, dass in dem Abkommen nicht geregelt oder festgelegt ist, dass
bei solchen Rückführungen das Asylverfahren auf jeden Fall in dem Land, in
dem Erstaufnahmeland fortgesetzt oder neu aufgenommen werden muss? Oder hat
Griechenland gegen eine klare Regelung verstoßen? Sehen Sie da
gegebenenfalls Nachverhandlungs- oder Klärungsbedarf mit Griechenland oder
anderen Ländern, mit denen ähnliche Abkommen existieren?

Petermann: Die EURODAC-Verordnung gilt für alle in gleicher Weise. Sie ist
europäisches Recht. Alle Länder haben sich danach zu richten und tun das
sicherlich auch - zumindest wir als Bundesrepublik, für die ich sprechen
kann. Alles andere kann ich für die Bundesregierung hier nicht bewerten.

Zusatz: Das heißt, Ihre Position ist: Wenn, dann hat Griechenland sich
nicht an existierende Vorschriften gehalten, und Sie sehen keinen
Nachbesserungsbedarf.

Petermann: Um das klarzustellen: Ich habe keine Kenntnis darüber, ob
Griechenland sich hier an die Regelungen gehalten hat oder nicht.

Zusatz: Wenn die den in Abschiebehaft nehmen und das Verfahren nicht
wiederaufnehmen, müssen sie doch dagegen verstoßen haben.

Petermann: Ich wiederhole es noch einmal: Ich habe darüber keine Kenntnis;
deswegen möchte ich das hier nicht bewerten.

Frage: Die Zahl der Rücknahmen ist ja ohnehin nicht besonders hoch. Wie
wirksam ist denn dieses Abkommen angesichts der Zahlen und dieser
Gerichtsentscheidung überhaupt?

Petermann: Nun, nach Griechenland verzeichnen wir 29 Zurückweisungen, nach
Spanien in der Tat nur zwei, wobei von Beginn an klar war, dass bei Spanien
nicht mit so vielen Zurückweisungen zu rechnen ist - einfach aufgrund der
räumlichen, geografischen Verhältnisse. Diese Rücknahmeabkommen sind nur
ein Baustein im Gesamtzusammenhang der Bekämpfung der Sekundärmigration. Es
sind viele Maßnahmen, die dazu beitragen sollen; hier handelt es sich um
einen Baustein.

Frage: Frau Petermann, wird es nach dieser Entscheidung bei der
Bundespolizei jetzt irgendwelche praktischen Änderungen geben, was die
Praxis an der Grenze angeht, oder bleibt alles beim Alten?

Petermann: Nein. Wie ich gesagt habe, gehen wir davon aus und sehen uns
darin durch eine andere Entscheidung auch schon gerichtlich bestätigt, dass
dieses Abkommen rechtmäßig ist. Die Bundespolizei wird weiter wie in dem
Abkommen geregelt verfahren; denn jedes Gerichtsverfahren ist immer ein
Einzelfallverfahren. Die Umstände und Sachverhalte sind immer irgendwie
anders. Deswegen besteht überhaupt keine Veranlassung, jetzt anders zu
verfahren.

Frage: Ich habe eine Frage an das Justizministerium zum
Netzwerkdurchsetzungsgesetz. Dessen Einführung jährt sich ja in Kürze zum
zweiten Mal. Die FDP hat gerade Zahlen aus Ihrem Haus bekommen: Es habe bei
einer halben Million Beschwerden allein im ersten Halbjahr dieses Jahres 31
Bußgeldverfahren innerhalb der ersten Bestehenszeit des Gesetzes gegeben.
Wie wirksam ist dieses Gesetz? Hat es sich als ein ziemlich stumpfes
Schwert erwiesen?

Zweitens: Sie hatten einmal eine Überarbeitung angekündigt. Gibt es dafür
einen Zeitplan?

Kall: Ja, dafür gibt es einen Zeitplan. Wir werden bis Ende dieses Jahres
Vorschläge dazu machen, wie man das Netzwerkdurchsetzungsgesetz
weiterentwickeln kann. Dem kann ich jetzt nicht vorgreifen, auch nicht mit
einer sozusagen vorherigen Bewertung.

Sie haben sicherlich gesehen, dass eines der Verfahren, die ja vom
Bundesamt für Justiz geführt werden, gegen Facebook geführt wurde und dabei
ein Bußgeld von 2 Millionen Euro verhängt wurde, weil das
Beschwerdemanagement - die Wege, auf denen Nutzer dort strafbare
Hassinhalte melden können - sozusagen nicht ordnungsgemäß beziehungsweise
transparent genug umgesetzt war. Das ist eines dieser Verfahren. Aber wir
werden uns das, wie gesagt, bis Ende dieses Jahres ganz genau anschauen.

Wir haben uns ja gerade auch in Bezug auf Rechtsextremismus,
rechtsextremistische Hassbotschaften und strafbaren Hass in letzter Zeit
immer wieder dazu geäußert, dass man dem Nährboden gerade für rechten Hass
sehr entschieden entgegentreten muss. Auch vor diesem Hintergrund sind die
Überlegungen zu sehen.

Zusatzfrage: Ohne den Entscheidungen vom Jahresende vorzugreifen: Die
Zahlen sprechen ja eine deutliche Sprache - 31 gegen eine halbe Million,
nur auf ein halbes Jahr gerechnet. Wo sehen Sie denn den größten
Änderungsbedarf, ohne jetzt schon Entscheidungen vorwegzunehmen?

Kall: Ich möchte die Zahlen jetzt hier nicht einordnen. Sie liegen mir auch
gerade nicht vor. Man muss dabei immer sehr differenzieren, und zwar
zwischen der Zahl der Inhalte, die den Netzwerken gemeldet werden, und der
Frage, wie Twitter, Facebook usw. darauf reagieren, wie schnell sie
reagieren, wie transparent sie reagieren, und der Zahl von Verfahren, die
beim Bundesamt für Justiz - dann als Beschwerdeverfahren - laufen. Dabei
geht es ja dann um systematische Verletzungen des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes, also zum Beispiel darum, dass die Netzwerke
in einer Vielzahl von Fällen strafbarer Hasspostings Beschwerden nicht
nachgekommen sind. Insofern lassen sich diese Zahlen von Beschwerden
einerseits und Verfahren andererseits nur sehr schwer miteinander
vergleichen. Das ist das eine.

Das andere: Sie fragten nach konkreten Punkten, die wir jetzt schon
benennen können. Ich will dem, wie gesagt, nicht vorgreifen. Ein Stichwort
ist sicherlich die Einfachheit und Transparenz, wenn es darum geht, wie man
den Netzwerken Hassbotschaften melden kann. Da lässt sich sicherlich noch
vieles verbessern.

Frage: Ich habe eine Frage zu den Protesten in Hongkong. Die für Hongkong
zuständige chinesische Behörde hat die Demonstrationen am Flughafen als
terrorähnlich eingestuft. Mich würde interessieren, wie die Bundesregierung
diese Bewertung einschätzt.

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung verfolgt die Vorgänge in der
chinesischen Sonderverwaltungszone Hongkong mit großer Aufmerksamkeit und
wachsender Sorge. Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit haben in
Hongkong eine ganz lange Tradition. Sie sind auch in dem Hongkonger "Basic
Law" von 1997 gesetzlich verankert. Wir appellieren nachdrücklich an alle
Beteiligten, weitere Gewaltanwendung zu vermeiden und die Situation nicht
weiter zu eskalieren. Zu diesem Zweck erscheint Dialog dringend geboten.

Adebahr: Ich kann Sie auch noch gerne auf ein Statement des
Bundesaußenministers verweisen, dass er gestern Abend in Toronto, wo er
gerade ist, abgegeben hat. Frau Demmer hat vollkommen recht mit dem, was
sie sagt.

Frage: Die chinesische Regierung hat das Einlaufen zweier US-Kriegsschiffe
in den Hafen von Hongkong untersagt. Auch wenn das 
chinesisch-US-amerikanische Beziehungen sind, Frau Adebahr: Verschärft das die Situation
in Hongkong und auch in diesem Dreieck zwischen Festlandchina, Hongkong und
den USA?

Adebahr: Da ich beziehungsweise wir, das Auswärtige Amt, nur Medienberichte
darüber kennen und die Gründe, die für die chinesische Seite, wenn es denn
so stimmt, dazu geführt haben, dass den Schiffen die Einfahrt versagt
wurde, nicht kennen, will ich das in dieser politischen Größenordnung auch
nicht bewerten.

Frage: Frau Adebahr, inwieweit ist die Bundesregierung denn aktiv dabei,
mit China darüber zu sprechen oder Einfluss darauf zu nehmen, dass sich die
Lage entschärft?

Adebahr: Wir stehen mit der chinesischen Seite ständig im Gespräch. Wir
haben natürlich auch ein Generalkonsulat in Hongkong, mit dem wir sprechen.
Wir sprechen Themen wie Menschenrechte und diese Sachen grundsätzlich an.
Wir tun das auch in der aktuellen Lage und haben es auch in der letzten
Woche getan. Mit der chinesischen Botschaft hier haben wir Gespräche
geführt. Das ist ein ganz kontinuierlicher Austausch.

Frage: Es geht um den Bundesregierungsbeauftragten für den Friedensprozess
in Kolumbien. Bis jetzt gibt es noch keinen Nachfolger für Herrn Tom
Koenigs. Warum wurde die Entscheidung noch nicht getroffen? Hat der
Friedensprozess für die deutsche Regierung vielleicht ein bisschen an
Wichtigkeit verloren? Wird bald eine Entscheidung über dieses Thema
getroffen werden?

Adebahr: Nein, der Friedensprozess und die Unterstützung Kolumbiens auf
diesem Weg haben für die Bundesregierung nicht an Bedeutung verloren. Der
Bundesaußenminister war Ende April beziehungsweise Anfang Mai in Kolumbien,
und wir waren dort auch in einem Lager für ehemalige FARC-Rebellen. Wir
haben einen Dialog mit einem Institut namens CAPAZ geführt, das sich dafür
engagiert. Unsere Unterstützung dafür ist ungebrochen.

Ich kann Ihnen im Moment nicht sagen, wann ein neuer Beauftragter ernannt
werden wird und wie die internen Beratungsprozesse ablaufen. Aber seien Sie
sicher: Das ist ein Thema, das uns am Herzen lag und liegt und das wir
weiterverfolgen wollen.

Frage: An das BMEL: Es geht mir um die Lebensmittelkennzeichnung. Da liegt
jetzt eine neue Umfrage vor, die von nicht ganz unbedeutenden Fachverbänden
in Auftrag gegeben wurde und nach der Nutri-Score von den Leuten besser
verstanden und deshalb auch bevorzugt werde. Bewirkt das bei Frau Klöckner
beziehungsweise bei Ihnen ein Umdenken in dieser Frage, oder ist das
unbedeutend?

Bürgelt: Wir nehmen durchaus zur Kenntnis, dass es diese Studie gibt. Aber
bereits seit Juli läuft ja eine eigene Verbraucherumfrage, die vier
Kennzeichen umfasst. Das ist neben dem Nutri-Score eben das System des MRI,
also die beiden Modelle, die jetzt auch in dieser Umfrage miteinander
verglichen worden sind. Hinzu kommen aber noch das skandinavische 
Keyhole-Modell sowie ein Modell der Lebensmittelwirtschaft. Darauf, dass diese vier
Modelle in die Umfrage einfließen, haben sich auch der VZBV, die
Koalitionsfraktionen und die Lebensmittelwirtschaft gemeinsam mit der
Ministerin geeinigt, sodass wir jetzt das Ende dieser Befragung abwarten
werden. Das wird dann Ende September sein, und das Ergebnis, das bei dieser
Umfrage herauskommen wird, ist für die Ministerin maßgeblich.

Adebahr: Zum Hostel: Es ist so, wie Sie wahrscheinlich wissen, dass die
nordkoreanische Botschaft schon im letzten Jahr gegen den Pächter des
Hostels eine Räumungsklage eingereicht hat. Wir als Auswärtiges Amt machen
auch Druck, dass die bestehende Rechtslage umgesetzt wird. Es ist
allerdings so, dass eine Räumungsklage nur dann zugestellt werden kann,
wenn der entsprechende Gerichtskostenzuschuss eingezahlt wird, und das ist
noch nicht erfolgt. Das ist also eine Voraussetzung, die jetzt fehlt und
von der wir uns sehr wünschen, dass sie bald erfüllt wird.

Frage: Frau Adebahr, mich würde an dieser Stelle einmal interessieren, wie
solche Kontakte aussehen. Reden Sie mit dem Betreiber des Hostels? Reden
Sie mit nordkoreanischen Vertretern? Das ist ja immer eine schwierige
Situation; das kann ich mir jedenfalls vorstellen. Wie müssen wir uns das
vorstellen, wenn man da mit den Beteiligten spricht?

Adebahr: Darüber können wir vielleicht gerne noch einmal bilateral im
Hintergrund sprechen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Wir können aber auch "unter zwei" oder "unter
drei" gehen, Frau Adebahr.

Adebahr: Nein, das lassen wir einmal so. Danke schön.

Frage: Konnte nicht zugestellt werden, weil der Gerichtskostenzuschuss noch
nicht gezahlt wurde? Wer hätte diesen Gerichtskostenzuschuss eigentlich
zahlen müssen - das Auswärtige Amt als Kläger?

Adebahr: Nein, wir klagen - - -

Zuruf: Sondern?

Adebahr: Wir klagen nicht. Nordkorea in Form der nordkoreanischen Botschaft möchte dem Pächter des Hostels eine Räumungsklage zustellen, und damit diese Räumungsklage Nordkoreas dem Pächter zugestellt werden kann, muss ein Zuschuss durch den Kläger bei Gericht eingezahlt werden.

Zusatzfrage: Heißt das, Nordkorea als Kläger hat den Zuschuss noch nicht gezahlt?

Adebahr: Uns ist nicht bekannt, dass diese Zahlung erfolgt ist.

Zusatzfrage: Sehen Sie dahinter eine Absicht? Haben Sie diplomatische Möglichkeiten, Nordkorea zur Zahlung zu ermahnen?

Adebahr: Wir streben an und sind wie in allen Fällen grundsätzlich dafür, dass die bestehenden Rechtsregeln und -grundsätze durchgesetzt werden. In diesem Falle ist es auch so - das habe ich schon gesagt -, dass wir darauf dringen, dass dieses Verfahren durchgeführt wird.

Frage: Bisher haben sich weder das Auswärtige Amt noch die Kanzlerin zu den rhetorischen Drohungen des US-Botschafters in Deutschland geäußert. Deswegen würde mich interessieren: Wie bewerten die Kanzlerin und das Auswärtige Amt Form und Inhalt seiner Äußerungen in Bezug auf den Abzug von US-Truppen aus Deutschland?

SRS'in Demmer: Die Äußerungen kommentiere ich hier nicht. Die stehen für sich.

Der Bundesregierung liegen im Übrigen keine Erkenntnisse darüber vor, dass ein Abzug von US-Truppen aus Deutschland und eine anschließende Verlegung nach Polen geplant sei.

Adebahr: Mehr habe auch ich dazu nicht zu sagen.

Zusatzfrage: Würde die Bundeskanzlerin denn grundsätzlich einen Abzug der US-Truppen inklusive Atomwaffen begrüßen, auch eingedenk des kompletten Abzugs der russischen Truppen 1994?

Adebahr: Für die Bundesregierung gilt, dass die Stationierung von US-Streitkräften in Deutschland ja ein sichtbares Zeichen der engen Sicherheitspartnerschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika darstellt. Die Angehörigen der US-Streitkräfte sind in Deutschland sehr willkommen und gut integriert. Ihre Stationierung in Deutschland dient ja im Übrigen auch dem amerikanischen und transatlantischen Sicherheitsinteresse.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Petermann zum sozialen Wohnungsbau. Die Zahl der Sozialwohnungen war im vergangenen Jahr nach den Zahlen, die mir vorliegen, um 42 000 rückläufig. Auch der Spitzenverband der Wohnungswirtschaft fordert einen Masterplan in Sachen sozialer Wohnungsbau. Was passiert da? Wie wollen Sie diesem Abbau entgegenwirken?

Petermann: Ich kann für das Bundesministerium des Inneren nur bestätigen, dass die Zahl der Sozialwohnungen unbedingt steigen muss. Der Bund hat ja auch alles dafür getan. Die Länder, die für den sozialen Wohnungsbau zuständig sind, haben sehr viel Geld vom Bund erhalten, allein 2018 bis 2021 5 Milliarden Euro. Durch die Grundgesetzänderung, die wir vorgenommen haben und durch die die Länder ab 2020 zweckgebundene Finanzhilfen vom Bund erhalten, sind allein für 2020 und 2021 2 Milliarden Euro vorgesehen. Deswegen kann ich die Länder an dieser Stelle nur dazu aufrufen, ihre Verantwortung wahrzunehmen und den sozialen Wohnungsbau voranzutreiben. Wir unterstützen das.

Zusatzfrage: Sind die Zahlen der Transfers aus Sicht Ihres Ministeriums denn ausreichend, wenn man auf die Zahlen des sozialen Wohnungsbaus schaut?

Petermann: Die Zahlen sind, denke ich, schon erheblich. Ich habe sie ja genannt. 5 Milliarden Euro für den sozialen Wohnungsbau sind nicht zu verachten. Wie viele Wohnungen dadurch insgesamt errichtet werden können, kann ich Ihnen im Augenblick nicht sagen. Es gibt eine Zahl, aber ich habe sie nicht in Erinnerung; deswegen lasse ich es lieber. Wir können dazu aber gerne noch einmal telefonieren.

Frage: Ein Thema, das in der vergangenen Woche eine Rolle gespielt hatte, ist die Zahl und Verteilung der innerdeutschen Beamtenflüge. Wenn ich mich recht entsinne, dann war es so, dass damals fünf Ministerien, glaube ich, keine Angaben gemacht hatten. Schrotschussfrage: Haben inzwischen alle Ministerien die Zahl der Flüge angegeben? Falls nicht, welche fehlen noch? Falls welche fehlen, warum?

Vorsitzender Szent-Iványi: An wen richtet sich die Frage? Wir müssen schon - - -

Zusatzfrage: Das Problem ist: Können alle anwesenden Ministerien versichern, dass über ihr jeweiliges Haus die Angaben über die Flüge gemacht wurden? Wenn das alle versichern können, dann müssten ja alle geliefert haben. Wenn ein Haus sagt "Wir haben nicht geliefert", dann bitte ich sozusagen, das anzuzeigen.

Adebahr: War das jetzt eine Beweislastumkehr?

Zusatz: Nein, das ist eine Frage.

Petermann: Schweigen ist Zustimmung.

Zusatzfrage: Darf man davon ausgehen, dass alle Ministerien mittlerweile Angaben über die Flüge gemacht haben?

SRS'in Demmer: Ich würde sagen, diese Beweislastumkehr funktioniert hier nicht.

Zusatzfrage: Soll ich jedes einzelne Ministerium abfragen? Soll ich fragen "Haben Sie?", "Haben Sie?", "Haben Sie?"?

Zuruf Kreutzfeld: Dann frage alle einzeln!

Vorsitzender Szent-Iványi: Allgemeine Zustimmung! - Dann fragen wir doch einmal die Ministerien.

Zusatzfrage: Gut, dann fragen wir die Ministerien auf der Bank vielleicht einmal herauf und herunter. - BMVI?

Alexandrin: Ich erhalte gerade die Information, dass das Travel Management des Bundes für uns die Angabe gemacht hat, und damit sollte das dann erledigt sein.

Zusatzfrage: Wer?

Alexandrin: Das Travel Management des Bundes.

Zusatzfrage: Das Travel Management des Bundes, gut. - Herr Haufe?

Haufe: Wir haben die Angaben gemacht.

Kall: Bei uns ist es genauso wie im BMVI, dass alle Dienstreisen über das Travel Management des Bundes abgewickelt werden, das beim Bundesverwaltungsamt angesiedelt ist. Deswegen konnten wir keine eigenen Statistiken vorlegen. Die liegen aber sozusagen insoweit vor. Ansonsten gilt, dass wann immer möglich die Bahn genutzt wird.

Petermann: Für das BMI: Das Bundesverwaltungsamt betreibt das Travel Management des Bundes und hat für alle an diesem Travel Management beteiligten Behörden des Bundes die Zahlen geliefert.

SRS'in Demmer: Ich gehe davon aus, ja.

Zusatzfrage: Auswärtiges Amt?

Adebahr: Ich schließe mich der Antwort hinsichtlich des Travel Managements an, die der Kollege vom Justizministerium dargestellt hat. Das liegt beim BMI. Ich füge noch einmal an, dass wir im Inland auch oft die Bahn nutzen und wir diejenigen sind, die oft ins Ausland müssen.

Thiels: Das war ja hier auch schon einmal ein Thema, gerade auch als Frage an uns. Dazu haben wir Zahlen geliefert. Dementsprechend haben wir natürlich auch welche vorliegen.

Kolberg: Wir haben auch Zahlen geliefert. Darüber wurde auch schon berichtet.

Vielleicht auch noch einmal der Hinweis für die gesamte Bundesregierung: Für alle Regierungsflüge und alle Dienstreisen gibt es einen CO2-Ausgleich.

SRS'in Demmer: Auch dass wir alle Flüge auf das notwendige Maß reduzieren,
habe ich hier schon einmal gesagt.

Zusatz: Ja. Deswegen war diese Zahl ja so erstaunlich hoch!

Güttler: Ich schließe mich meinen Kollegen aus dem BMJV und dem Auswärtigen Amt an. Wir nutzen auch das Travel Management des Bundes.

Bürgelt: Auch wir haben Zahlen geliefert.

Zusatzfrage: Gibt es aus der zweiten Reihe noch Wortmeldungen?

Kempe: Ich kann es ganz kurz machen: Nach meiner Erkenntnis haben wir geliefert.

Strüder: Dem schließe ich mich an. Ich wüsste nicht, dass wir es nicht getan haben sollten. Sollten wir es nicht getan haben, werden wir es selbstverständlich nachholen.

Gülde: Für die Flüge des BMG ist das Bundesverwaltungsamt zuständig, und wir haben auch die Zahlen geliefert.

Blázquez: Das BMZ hat auch die Zahlen geliefert und dabei auch immer wieder betont, dass (Rest des Satzes ohne Mikrofon; akustisch unverständlich). Wir arbeiten weiter daran, die Flüge zu reduzieren.

Frage: Ein Großteil hat es über das Travel Management abgeliefert, ein anderer Teil hat es anscheinend eher inhouse gemacht. Wonach bemisst sich, ob man auf das Travel Management zurückgreift oder ob man es sozusagen über das eigene Haus abrechnet?

Ich weiß nicht, ob das Innenministerium als Schlüsselministerium etwas dazu sagen kann.

Petermann: Wahrscheinlich ja. Ich habe aber hier nicht präsent, wer alles beteiligt ist. Ich kann es hier nicht sagen. Ich weiß, dass daran nicht nur Ressorts beteiligt sind, sondern auch Verfassungsorgane, andere Behörden und sonstige Institutionen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Sie wollten aber auch noch einiges nachliefern.

Petermann: Ja. Ich habe noch die Anzahl der Sozialwohnungen nachzuliefern, die geschaffen werden können, natürlich nur gemeinsam mit den Mitteln aus den Ländern und den Kommunen. Denn der Bund kann ja aus verfassungsrechtlichen Gründen zur Errichtung der Sozialwohnungen nur beitragen. Die Zahl liegt nach unserer Berechnung dann bei hunderttausend Sozialwohnungen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann wollten Sie auch noch etwas zu Montag nachtragen.

Petermann: Ja, das kann ich gern tun, auch wenn die Kollegin, die gefragt hatte, heute nicht da ist. Es war im Zusammenhang mit dem Thema der Rechtsextremisten nach den fünfhundert offenen Haftbefehlen gefragt worden.

Dazu kann ich sagen: Die Zahl stimmt, zumindest annähernd. Das BKA erhebt
seit 2012 im Halbjahresrhythmus die Zahl der offenen Haftbefehle. Das soll
eine Grundlage für Lagebesprechungen im GETZ und im GTAZ zu einzelnen
Personen sein. Da es nur zweimal im Jahr erhoben wird, sind das natürlich
Momentaufnahmen. Das heißt, ob diejenigen noch ausgeschrieben sind oder
nicht, kann man in den dazwischenliegenden Zeiträumen schlecht sagen.

Darüber hinaus kann ich noch sagen: Die Vollstreckung der Haftbefehle
obliegt den Polizeien der Länder und nicht dem Bund. Das BKA unterstütz im
Rahmen der Zentralstellenfunktion und bei einzelnen Vollstreckungsmaßnahmen
durch die Zielfahndung. Aber die Vollstreckung von offenen Haftbefehlen ist
Angelegenheit der Bundesländer.

Mittwoch, 14. August 2019
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PRESSEKONFERENZ/1899: Regierungspressekonferenz vom 12. August 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 12. August 2019

Regierungspressekonferenz vom 12. August 2019

Themen: Reise des Bundesaußenministers in die USA und nach Kanada,
Förderung von Ölheizungen, Klimapolitik, Gewährung von Asyl für lokale
Mitarbeiter der Bundeswehr und NGOs in Afghanistan, Forderung der SPD nach
einem Verbot von "Combat 18", kostenlose Bahnfahrten für Soldaten der
Bundeswehr, Haftbedingungen von Julian Assange, Einfrieren der deutschen
finanziellen Förderung von Waldschutz- und Biodiversitätsprojekten in
Brasilien, Wirtschaftswachstum in Deutschland, mögliches Misstrauensvotum
im italienischen Parlament, Situation im Jemen, mögliche europäisch
geführte Mission in der Straße von Hormus, Rückzug des designierten Leiters
von INSTEX, Medienberichte über eine Zunahme von Gewalt bei Abschiebungen,
Pflicht für Hersteller von Wegwerfprodukten zur Beteiligung an den Kosten
der Stadtreinigung


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Güttler (BMWi), Haufe (BMU),
Fähnrich (BMVg), Petermann (BMI), Strater (BMVI), Rock (BMZ), Güttler
(BMWi), Kolberg (BMF)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Adebahr: Ich kann Ihnen heute ankündigen, dass Außenminister Maas heute
Nachmittag nach New York fliegen wird, um da an einer Sitzung des
Sicherheitsrates teilzunehmen. Thema ist der Schutz der Zivilbevölkerung in
Konflikten. Es wird in dieser Sitzung um den Stand und die Förderung des
humanitären Völkerrechts und dessen Durchsetzung gehen. Das ist eine
Sitzung unter Leitung des polnischen Außenministers; Polen hat im August
den Vorsitz. Der polnische Außenminister war im April, als wir den Vorsitz
hatten, zur Auftaktveranstaltung. Jetzt geht der Bogen weiter. Wir drehen
das Thema mit den Polen im Sicherheitsrat weiter unter deren Vorsitz.

Von dort geht es nach Kanada, wo Herr Maas mit Außenministerin Chrystia
Freeland in Toronto zusammentreffen wird. Dort gibt es politische Gespräche
zu internationalen Themen, und es gibt auch noch eine Reise in den
arktischen Teil Kanadas. Dort steht das Thema Klimawandel im Vordergrund.
Dann kommt der Außenminister zurück.

Frage: Frau Adebahr, gibt es im Rahmen der Sitzung des Sicherheitsrats auch
ein Treffen zwischen Herrn Maas und dem französischen Kollegen mit Herrn
Volker, dem speziellen Vertreter für die Ostukraine?

Adebahr: Davon kann ich Ihnen im Moment nichts berichten. Es gibt sicher
Gespräche am Rande. Aber ein solches Treffen habe ich hier nicht
anzukündigen.

Frage: Zunächst einmal eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Es geht um
den Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer, dass man alte Ölheizungen
austauscht, um COnzusparen. Jetzt gibt es Kritik der Grünen, die sagen, das
sei ja interessant, aber gleichzeitig fördere die Bundesregierung - hier
namentlich das Wirtschaftsministerium - weiter den Einbau von Ölheizungen.
Können Sie sagen, ob das a) stimmt und ob Sie b) planen, die Förderung für
Ölheizungen einzustellen?

Güttler: Zu Äußerungen aus dem parteipolitischen Raum äußern wir uns in der
Regierungspressekonferenz grundsätzlich nicht.

Was die aktuelle Förderung von Ölheizungen angeht, fördert die
Bundesregierung derzeit nur besonders effiziente Heizungssysteme. Daneben
gibt es umfangreiche und attraktive Förderprogramme für Heizanlagen auf der
Grundlage erneuerbarer Energien.

Die Förderung der Bundesregierung im Gebäudebereich wird derzeit auch im
Rahmen der "Förderstrategie Energieeffizienz und Wärme aus erneuerbaren
Energien" überarbeitet und perspektivisch als ein einziges Förderprogramm
zusammengelegt.

Zusatzfrage: Also das heißt, die Förderung läuft noch weiter, auch für die
Ölheizungen? Könnte es sein, dass dann am 20. September beschlossen wird,
damit aufzuhören?

Güttler: Derzeit gibt es die Förderung für Heizungssysteme, die mit Öl und
Gas betrieben werden - allerdings nur für besonders effiziente
Heizungssysteme, wie eben schon dargestellt. Das angesprochene
Klimakabinett findet im September statt. Das wird Sie nicht überraschen:
Dem kann ich hier natürlich nicht vorgreifen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium: Die Forderung kommt ja nicht nur aus
dem parteipolitischen Raum. Es ist ja inzwischen auch ein
Kabinettsmitglied, das sie erhoben hat.

Insofern würde mich da interessieren: Es wäre ja wirklich sehr merkwürdig,
wenn ich erst von Ihrem Haus einen Zuschuss für eine neue Ölheizung und
dann von einem anderen Haus einen Zuschuss für die Abschaffung dieser neuen
Ölheizung beantragen könnte. Das wäre ein interessantes Geschäftsmodell.
Deswegen meine Frage: Wenn es eine solche Abwrackprämie geben würde, wäre
das aus Ihrer Sicht mit der Förderung von neuen Ölheizungen vereinbar?

Güttler: Ich kann über das bereits Gesagte hinaus an dieser Stelle nichts
weiter kommentieren.

Frage: Ich bin bei uns in der Redaktion nicht die Umweltexpertin. Herr
Haufe, vielleicht können Sie mich noch ein bisschen schlauer machen. Wenn
Frau Kramp-Karrenbauer jetzt sagt, sie wolle einen grundlegenden Umbau des
Steuer- und Abgabensystems im Energiesektor, ist das eigentlich das, was
Sie längst vorgeschlagen haben? Oder geht es über das hinaus, was Sie
vorgeschlagen haben? Läuft das jetzt gerade mit Blick auf den 20.
September? Laufen jetzt sozusagen die Parteien langsam aufeinander zu?
Ordnen Sie das bitte einmal für mich ein.

Haufe: Die Debatte läuft sicherlich auf den 20. September zu. Dort werden
am Ende die endgültigen oder maßgeblichen Entscheidungen getroffen. Die
Ministerin hat sich ja gerade - sie hatte um 10 Uhr eine Pressekonferenz -
dazu geäußert und gesagt, dass sie es sehr begrüßt, dass da jetzt seitens
der Union ein klarer Konsens und konkretere Maßnahmen besprochen werden.
Das kann für die Entscheidung am 20. September und die Debatte bis dahin
nur zuträglich sein. Sie hat sich jetzt nicht konkret zur Abwrackprämie
geäußert, weil es aus unserer Sicht nicht so viel Sinn macht, jede neue
Einzelmaßnahme zu diskutieren. Da gilt es das eine oder andere abzuwägen.
Am Ende geht es um das Gesamtpaket. Das haben wir hier immer wieder betont.
Die Richtung, die da aber signalisiert wird, hat die Ministerin durchaus
begrüßt. Also wenn Sie jetzt noch einmal fragen, wie es mit dem Umbau des
Steuersystems aussieht - das ist sicherlich mit einer stärken Ausrichtung
auf die Verringerung von Treibhausgasemissionen und von Umwelteffekten
verbunden -, dann ist das sicherlich etwas, was auch die Umweltministerin
begrüßt.

Vielleicht noch ein Wort zu den Ölheizungen: Wir haben ja schon im
Hochwasserschutzgesetz II den Betrieb von Ölheizungen deutlich erschwert.
Da geht es um Gebiete, die in Risikogebieten sind. In bestimmten
Überschwemmungsgebieten ist der Neubetrieb von Ölheizungen gar nicht mehr
möglich. Also wir haben schon im letzten Jahr deutliche Signale gesetzt,
dass man sich sehr gut überlegen muss, sich Ölheizungen überhaupt noch
anzuschaffen, vor allem eben in Risikogebieten.

Ich kann noch einmal unterstreichen, was die Sprecherin des
Wirtschaftsministeriums gesagt hat: Es ist bisher nur eine Förderung für
einen Kleinen Teil möglich, der wirklich eine sehr hocheffiziente Technik
betrifft. Da kann man nicht sagen: Wir fördern generell Ölheizungen. Es
geht nur um ein ganz bestimmtes Segment, das hocheffizient gewesen ist. So
sah die Förderlandschaft eben bisher aus. Dass man das im Zuge einer jetzt
anstehenden Neuregelung mit dem Umgang von fossilen Energieträgern auch
überdenken muss, das ist doch gar keine Frage. Das ist natürlich eine
Aufgabe für uns.

Frage: Eine Frage zu einem anderen Aspekt beim Klima, und zwar diesmal an
Herrn Seibert - jetzt, wo die Kanzlerin wieder da ist.

Es hat ja letzte Woche eine Diskussion über die grüne Null und die schwarze
Null gegeben, ob sie übereinstimmen können. Ich hätte ganz gern gewusst,
was die Kanzlerin zu der Debatte sagt, dass man möglicherweise für die
Klimaschutzausgaben neue Schulden machen muss und dadurch das Ziel eines
ausgeglichenen Haushalts aufgibt.

StS Seibert: Wir haben uns als Bundesregierung ja einen Fahrplan, einen
Prozess, vorgenommen. Er heißt, dass wir im Klimakabinett am 20. September
gemeinsam die Beschlüsse fassen wollen, die gewährleisten, dass wir unsere
Klimaziele 2030 und 2050 einhalten und die insgesamt eine erfolgreiche, für
die Gesellschaft verkraftbare, effektive Klimapolitik auf den Weg bringen.

Jetzt sind wir in einer Phase mannigfaltiger Diskussionen über einzelne
Vorschläge. Die Vorschläge, die die CDU-Vorsitzende gemacht hat, gehören
dazu. Wichtig ist: Wir reden jetzt über Inhalte und nicht über
haushälterische Auswirkungen. Die Inhaltsdebatte geht also vor.

Die Bundeskanzlerin hat nie einen Zweifel daran gelassen - ich glaube, auch
nicht in ihrer Sommer-Pressekonferenz hier -, dass sie zum Ziel des
ausgeglichenen Haushaltes steht.

Zusatzfrage: Mir ging es aber eben um das Geld. Jetzt mit dem letzten Satz
haben Sie es betont. Das ist also nach wie vor die Position? Damit wäre ja
dann eigentlich ausgeschlossen, dass die Bundesregierung diesen Weg neuer
Schulden gehen könnte.

StS Seibert: Wir haben jetzt - und das ist auch richtig so - eine weite,
fast nationale Debatte darüber, was effektive, erfolgversprechende und
tiefgreifende Klimaschutzmaßnahmen sein können. Diese Debatte führen wir
mit dem Zielpunkt 20. September, um dann die Entscheidungen zu treffen. Wir
haben eine nicht in Frage gestellte Politik, dass wir in den vergangenen
Jahren ausgeglichene Haushalte hatten und auch weiterhin anstreben. Auch
das ist Nachhaltigkeit.

Frage: Herr Haufe, habe ich Sie jetzt so richtig verstanden, dass Sie
sagen: Überlegungen, die gesamte Finanzarchitektur im Hinblick auf den
Umwelt- und Klimaschutz neu auszurichten, gefallen Ihnen schon?

Würden Sie in einem solchen Fall - wenn Sie sagen, es soll auch eine
Lenkungswirkung für mehr Klima- und Umweltschutz entstehen - ein Stück weit
eine Federführung oder eine Co-Federführung Ihres Hauses mit beanspruchen
oder sich vorstellen können? Üblicherweise wäre es ein anderes Ressort.
Wenn Sie sagen, es solle oder müsse in diese Richtung gehen, können Sie
dann nicht sagen: Dann können Vorschläge, auch strukturelle, eigentlich
auch von uns kommen?

Haufe: Ich glaube, das Umweltministerium ist jetzt nicht dafür bekannt,
dass es Vorschläge zurückhält, die es für sinnvoll empfindet. So wird es
die Umweltministerin sicherlich auch weiter halten. Ich kann jetzt hier
keine Debatte über eine mögliche andere Federführung führen. Das ist,
glaube ich, auch nicht angezeigt. Es geht um die Gesamtverantwortung der
Bundesregierung.

Die Umweltministerin hat vor allen Dingen zum Ziel, dass jeder in seinem
Ressort seine Aufgaben für den Klimaschutz und natürlich auch für
Umweltschutzthemen erledigt, sodass wir das auch alle gemeinsam gut
vertreten können. Darum geht es, glaube ich.

Zusatzfrage: Das ist schon klar, dass die gemeinsame Verantwortung da ist.
Was den Vorschlag von Frau Kramp-Karrenbauer angeht - ich sage es einmal so
-, ist ja nun ein Stein ins Wasser geworfen. Wenn man sagt "Ja, wir wollen
hier eine neue Architektur haben", dann muss es Vorschläge dafür geben.
Derjenige, der Vorschläge macht, hat unter Umständen einen
richtungsleitenden Vorteil. Da ist noch einmal meine Frage: Können Sie sich
vorstellen oder streben Sie an, dass dann auch strukturell zielführende
Vorschläge von Ihnen kommen?

Haufe: Ich glaube, wir machen strukturell zielführende Vorschläge. Sie
sagten, Frau Kramp-Karrenbauer habe einen Stein ins Wasser geworfen. Das
war eigentlich die Bundesumweltministerin in ihrer Humboldt-Rede, als sie
die COpreisung ins Spiel gebracht hat. Dafür ist sie sehr gescholten und
kritisiert worden.

Heute stehen wir in der Debatte ganz woanders. Die COpreisung und das
Nachdenken darüber, wie wir den Ausstoß von Klimagasen besser steuerlich
oder in einer Form von Bepreisung im System verankern wollen, sind ja die
wesentlichen Aufgaben, die es jetzt zu lösen gibt. Da ist natürlich der
Vorschlag von der Unionsseite, wie er jetzt kam, genau in diese Richtung
gedacht. Deswegen begrüßt das die Ministerin auch. Das bestätigt sie auch
in ihrem Ansatz.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium und
gegebenenfalls auch an das Außenministerium: Vor ein paar Jahren hat die
Bundesregierung im Zuge des Teilabzugs der Bundeswehr aus Afghanistan
versprochen, lokale Mitarbeiter der Bundeswehr und NGOs, wenn sie durch
Taliban bedroht werden, nach Deutschland auszufliegen und ihnen in
Deutschland Asyl zu gewähren. Erste Frage: Hält sich die Bundesregierung an
dieses Versprechen? Wie viele haben einen entsprechenden Antrag gestellt,
und wie viele Fälle sind nach Deutschland geflogen worden? Können Sie das
sagen?

Fähnrich: Ich sage einmal: Die Bundeswehr ist ja nicht allein in
Afghanistan, sondern das ist ein ressortübergreifender Ansatz. Die
Bundesregierung nimmt im Rahmen dieses Ansatzes die Fürsorgepflicht
gegenüber ihren afghanischen Mitarbeitern bewusst und engagiert wahr.

Daher hat sich die Bundesregierung bei individuell beschäftigten
Ortskräften wie der Kernfamilie für die Aufnahme in Deutschland
entschieden, das sogenannte Ortskräfteverfahren. Dort wird in einer
Einzelfallprüfung die Gefährdungslage der Ortskräfte von einem Gremium der
Bundeswehr vor Ort geprüft und bewertet. Seit Beginn dieses
Ortskräfteverfahrens 2013 wurden insgesamt 811 dieser ehemaligen Ortskräfte
die Zustimmung für die Aufnahme in Deutschland erteilt. Die konkrete und
latente Gefährdung einer Ortskraft wird zwar festgestellt; aber die
Empfehlung für eine Aufnahmezusage wird durch das Bundesministerium des
Inneren erteilt. Von diesen 811 angesprochenen Ortskräfte haben sich
derzeit rund 770 dafür entschieden, dieses in Anspruch zu nehmen - zusammen
mit ihren rund 2500 Familienangehörigen.

Die Aufgabe nehmen wir wahr und auch sehr ernst. Die Angehörigen, die für
uns und auch für die anderen Ressorts arbeiten, haben die Möglichkeit,
innerhalb von zwei Jahren, nachdem ihr Arbeitsverhältnis beendet ist,
diesen Antrag zu stellen.

Wenn Sie nach der Höhe der Anträge fragen, dann kann ich Ihnen eine Zahl
der Erstanträge nennen. Ressortübergreifend sind das knapp 2000, die noch
offen sind.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, wie viele von diesen 770 plus den 2500
Familienangehörigen bereits in Deutschland sind?

Fähnrich: Das sind alle diejenigen, die in Deutschland bereits eingereist
sind. Es sind also 770 mit ihren Familienangehörigen hier.

Frage: Nur eine Klärung: Die Zahl 2000, die Sie am Ende genannt haben, sind
jetzt die ehemaligen oder noch vorhandenen Angestellten? Also sie betreffen
jetzt nicht sie und die Familienmitglieder, sondern das sind 2000 plus
deren Familien?

Fähnrich: Das sind die Anträge derjenigen, die für die Bundesregierung
gearbeitet haben, ohne Familie. Das sind nur die Erstanträge.

Frage: Um es einmal ins Verhältnis setzen zu können: Wie viele Ortskräfte
hat denn die Bundeswehr über den Daumen gepeilt in Afghanistan beschäftigt?

Fähnrich: Da haben Sie mich jetzt ein bisschen kalt erwischt. Die Antwort
auf Ihre Frage habe ich nicht parat, weil es eben über das BMVg hinaus das
Auswärtige Amt, das Innenministerium und noch andere Ressorts betrifft. Wir
werden versuchen, das nachzuliefern.

Zusatzfrage: Mich würde einfach nur eine Zahl interessieren, damit man
sagen kann: 811 sind ganz wenige oder fast alle. Mir geht es darum, dass
wir eine Relation haben.

Fähnrich: Die 811 sind bereits aus den letzten sechs Jahren gezählt. Diese
Zahl ist ja nicht nur aus einem Jahr, sondern sie ist aus den gesamten
Zahlen entstanden, auch nachdem der Übergang in Afghanistan zu Resolute
Support gewechselt hat.

Frage: Ich habe Fragen zu zwei verschiedenen Themen an das
Innenministerium. Bei der ersten Frage geht um das Hintergrundpapier der
SPD. Meine Frage ist: Was hält das Innenministerium von dem Vorschlag, die
Gruppe "Combat 18" zu verbieten?

Meine zweite Frage: Stimmt es eigentlich, dass es derzeit 500 gesuchte
Rechtsextremisten auf freiem Fuß gibt?

Petermann: Zu "Combat 18" können die Bundes- und Landessicherheitsbehörden
sagen, dass es sich um eine neonazistische, rassistische,
fremdenfeindliche, demokratiefeindliche und gewaltbereite Gruppierung
handelt. Sie werden von den Bundes- und Landesbehörden in gleicher Weise
sehr aufmerksam verfolgt.

Bundesinnenminister Seehofer hat vor der Sommerpause in einer
Pressekonferenz gesagt, dass er alle möglichen rechtlichen Mittel ergreifen
wird um zu prüfen, welche Maßnahmen gegen Rechtsextremismus möglich sind.
Dazu gehören neben der personellen Verstärkung und der Verbesserung der
Analysefähigkeit möglicherweise auch Vereinsverbote.

Wenn Sie mich allerdings konkret nach einem Verbot fragen: Zu etwaigen
Verbotsverfügungen sagen wir im Vorfeld nie irgendetwas. Es werden keine
Informationen herausgegeben.

Zu der Zahl gesuchter Rechtsextremisten kann ich Ihnen im Augenblick nichts
sagen. Möglicherweise wird es mir nachgeliefert.

Frage: Frau Petermann, wie Sie "Combat 18" gerade beschrieben haben, frage
ich mich: Warum ist sie eigentlich noch nicht verboten?

Petermann: Solche Verbotsverfügungen können nicht nach einzelnen
Erkenntnissen erfolgen, sondern bedürfen einer sorgfältigen Prüfung im
Rahmen unserer verfassungsmäßigen Ordnung, damit sie auch vor einer
gerichtlichen Überprüfung Bestand haben werden.

Zusatzfrage: Wie Sie es auch eben erwähnt haben: In der Sommerpause - ich
glaube, es war in der Pressekonferenz zu dem Vorfall am Frankfurter
Hauptbahnhof und anderen Vorfällen - hat der Minister gesagt: Da kommt nach
der Sommerpause etwas.

Wenn Sie jetzt sagen, öffentliche Äußerungen seien derzeit nicht geplant,
was heißt denn dann derzeit? Der Minister hat ja mehr oder weniger
angekündigt, dass nach der Sommerpause irgendwie durchgegriffen wird. Sagen
Sie jetzt: Das stimmt gar nicht? Ich würde ja davon ausgehen: Wenn Sie
etwas verbieten, dann machen Sie es auch öffentlich.

Petermann: Ich habe nach meiner Erinnerung hier nicht gesagt, dass
öffentliche Äußerungen des Ministers dazu jetzt nicht geplant sind, sondern
ich habe gesagt: Zu etwaigen Verbotsverfügungen oder Überlegungen äußern
wir uns im Vorfeld grundsätzlich nicht.

Dass der Minister einzelne Maßnahmen angekündigt hat und, sollten sie
erfolgen, auch ankündigen wird, das ist eine ganz andere Frage.

Zusatzfrage: Verzeihung, nur ganz kurz: Der letzte Stand stammte aus einer
E-Mail-Beantwortung einer Frage. Das haben Sie nicht gesagt. Das stimmt.

Also wenn etwas kommt, dann erfahren wir es?

Petermann: Mit Sicherheit.

Frage: Frau Petermann, Sie haben gesagt, man müsse sich das mit einem
großen zeitlichen Anlauf ansehen. Nun ist "Combat 18" ja nicht erst seit
gestern aktiv. Wie erklärt sich die Bundesregierung in dem Zusammenhang,
dass eine Vielzahl europäischer Staaten genau diese Gruppierung aus
denselben Gründen verboten hat?

Petermann: Ich habe es gerade versucht zu erklären. Unsere Verfassung
stellt hohe Anforderungen an das Verbot von Vereinen, die eingehalten
werden müssen. Hierzu bedarf es zahlreicher Beweise, die sorgfältigst
überprüft und hinterlegt werden müssen.

Frage: Ich wollte noch einmal zum Thema kostenlose Bahnfahrten für
Bundeswehr-Soldaten fragen. Die Frage richtet sich an das BMVg und
vielleicht auch an das Verkehrsministerium. Herr Fähnrich, wie ist denn
jetzt die Abfolge? Also was planen Sie? Wie wollen Sie die offenbar
bestehenden Schwierigkeiten überwinden? Vielleicht an das
Verkehrsministerium: Ist irgendwie geplant, der Kabinettskollegin da zu
helfen?

Fähnrich: Also vorab: Die Initiative, die die Ministerin auch in ihrer Rede
genannt hat, ist ja nicht neu. Wir sind schon seit Anfang des Jahres mit
der Bahn in Verhandlungen um zu gewährleisten, dass für Soldatinnen und
Soldaten in Uniform die Bahnfahrten kostenlos sind.

Dazu laufen die Verhandlungen. Dazu laufen die Gespräche. Über den Ausgang
dieser Gespräche werden wir Sie dann informieren, wenn wir sie
abgeschlossen haben beziehungsweise ein Ergebnis vorliegen haben.

Zusatzfrage: Wer führt diese Gespräche?

Fähnrich: Das geht bis dahin, dass die Ministerin selber die Gespräche
führt. Aber natürlich werden die Gespräche auf unterschiedlichen Ebenen
geführt. Genaue Termine dafür habe ich nicht, falls das die nächste Frage
sein sollte. Alles andere werden wir dann erst klären.

StS Seibert: Ich will, wenn ich darf, sagen, dass die Bundeskanzlerin diese
Initiative, Soldatinnen und Soldaten in Uniform kostenlos Bahn fahren zu
lassen, ausdrücklich begrüßt und unterstützt. Das sind Menschen, die
tagtäglich einen Dienst für uns alle leisten, und mit dieser kostenlosen
Bahnfahrt gibt es eine Möglichkeit - es sollte nicht die einzige sein -,
Anerkennung und Dankbarkeit dafür zu zeigen. Die Gespräche darüber - Sie
haben es gehört -, wie das konkret umzusetzen ist, also über die
Modalitäten, werden ja geführt.

Strater: Ich kann das, was meine Vorredner hier gesagt haben, im Grunde nur
unterstützen. Das ist grundsätzlich ein richtiger und guter Vorschlag. Aber
die Gespräche laufen ganz konkret im Verteidigungsministerium, und man muss
den weiteren Verlauf dort abwarten.

Frage: Herr Fähnrich, mit wem laufen die Gespräche von Ihrer Seite ganz
konkret, nur mit der Deutschen Bahn, oder auch mit den
Regionalgesellschaften? Da scheint es ja durch die Struktur bedingt
unterschiedliche Ansprechpartner zu geben.

Zweite Frage: In der Truppe gibt es ja die Befürchtung, dass, wenn
Bahnfahrten in Uniform kostenlos sind, das Ministerium das natürlich auch
dazu nutzen wird, sonst mit dem Pkw zugelassene Dienstreisen auf die Bahn
zu verlagern, weil das ja kostenneutral ist. Sind diese Befürchtungen
berechtigt?

Fähnrich: Zu der ersten Frage: Mir sind Gespräche zwischen dem Ministerium
und der Bahn bekannt.

Zur zweiten Frage - - -

Zuruf: "Bahn" heißt "Deutsche Bahn"?

Fähnrich: Die Deutsche Bahn, ganz genau.

Zusatz: Keine Regionalgesellschaft.

Fähnrich: Mir sind die zwischen der Deutschen Bahn und uns bekannt.

Zu den Auswirkungen: Genau die sind ja Teil der Gespräche. Genau die sind
Teil der Verhandlungen, die geführt werden müssen. Am Ende wird man sehen,
was dort finanziert wird und was im Ergebnis dabei herauskommen wird.

Zusatz: Das habe ich jetzt nicht verstanden. Es geht doch konkret um die
folgende Befürchtung: Ein Soldat muss von Bonn nach Berlin, um einmal ein
sehr übliches Beispiel zu nehmen. Früher wäre er geflogen, und künftig sagt
das Ministerium "Aber du kannst doch kostenlos Bahn fahren; jetzt fährst du
Bahn". Klimapolitisch ist das eine andere Frage, aber ist das rein
inhaltlich und technisch absehbar?

Fähnrich: Wenn es eine Entscheidung über dieses Bahnfahren geben wird, dann
wird es auch weitere Entscheidungen geben.

Frage: Herr Strater, Herr Fähnrich, es kursieren unterschiedliche Zahlen
darüber, was das die Deutsche Bahn denn kosten würde. Könnten Sie mir da
weiterhelfen? Über was für eine Höhe reden wir dabei?

Fähnrich: Da bleibe ich bei der Aussage, die ich vorhin und gerade gemacht
und getätigt habe, dass die Gespräche darüber laufen. Genau dann, wenn die
zu Ende sein werden, werden wir auch darüber informieren, was das zum
Beispiel kostet.

Zusatzfrage: Entschuldigung, aber man wird ja ungefähr hochrechnen können,
wie viele Soldaten in Uniform die Bahn nutzen würden. Geben Sie mir gerade
einmal einen Anhaltspunkt. Über was für Größenordnungen reden wir denn da?

Fähnrich: Ich glaube, jede Zahl, die ich jetzt nennen würde, würde nicht
dem gerecht werden, was am Ende herauskommen wird. Somit würde ich mich an
diesen Spekulationen jetzt auch ungern beteiligen.

Zusatzfrage: Herr Strater?

Strater: Keine Ergänzung.

Frage: Herr Fähnrich, offenbar liegt eine Schwierigkeit auch in der Frage,
welche Züge von der Bahn zur Verfügung gestellt werden können oder für
welche Züge kostenloser Transport angeboten wird. Die Bahn, so liest man,
möchte es gerne auf weniger stark frequentierte Züge konzentrieren oder
limitieren, während das Verteidigungsministerium offenbar eine möglichst
breitflächige Nutzung möchte. Nun kommt aus dem politischen Raum der
Vorwurf, dass die Bundeswehr vor diesem Aufschlag offenbar gar nicht einmal
gemeinsam mit der Bahn geprüft habe, welche Transportkapazitäten überhaupt
zur Verfügung stehen. Wie reagieren Sie auf diesen Vorwurf? Haben Sie also
einen Aufschlag gemacht, haben gesagt "Wir wollen das" und gar nicht einmal
geprüft, was die Bahn eigentlich derzeit leisten kann?

Fähnrich: Das ist ja immer eine Diskussion, und Verhandlungen werden ja
geführt, indem auf der einen Seite Angebote gemacht werden, aber auf der
anderen Seite wird der Bedarf genannt. Wichtig ist für uns, dass die
Soldatinnen und Soldaten von ihren Dienstorten, die ja nicht unbedingt in
jeder Metropole unseres Landes liegen, sondern vielleicht auch an
entlegenen Stellen, bis zu ihrem Heimatort eine vernünftige Verbindung
haben und diese zur möglichen Zeit auch kostenlos erhalten.

Zusatzfrage: Das verstehe ich. Aber was machen Sie, wenn die Bahn in den
Verhandlungen sagt "Sorry, das, was ihr hier gerne hättet, können wir gar
nicht leisten, weil wir dafür nicht die Kapazitäten haben"? Was machen Sie
dann? Müssen Sie sich dann nicht doch den Vorwurf gefallen lassen, einen
populären Vorschlag gemacht zu haben, ohne vorab zu prüfen, wie
realisierbar das ist?

Fähnrich: Ich würde ganz gerne die Verhandlungen und die Ergebnisse dieser
Verhandlungen abwarten und das Ob, Wenn und Oder danach beantworten.

Frage: Der australische Journalist John Pilger hat letzte Woche seinen
Kollegen und WikiLeaks-Gründer Julian Assange besucht und hat darüber
letzte Woche auch berichtet und verweist unter anderem auf zunehmende oder
zumindest aufrechterhaltene Isolation, einen sich massiv verschlechternden
Gesundheitszustand und auch die Verneinung von Verteidigungsrechten. Mich
würde interessieren: Wie schätzt denn die Bundesregierung aktuell die
Haftbedingungen von Julian Assange ein?

StS Seibert: Ich habe keine offizielle Einschätzung dieser Haftbedingungen.
Ich kenne auch den Bericht dieses von Ihnen genannten australischen
Korrespondenten nicht. Ich kann dazu hier jetzt keine Einschätzung abgeben.

Zusatzfrage: Könnte zumindest das Auswärtige Amt, das vermutlich stärker
mit dem Fall beschäftigt ist, eine Einschätzung der aktuellen
Haftbedingungen abgeben?

Adebahr: Ich kann mich da im Moment nur Herrn Seibert anschließen.

Vorsitzender Szent-Iványi: Gibt es dazu weitere Fragen?

Zuruf: Aber ich habe ja nur meine Frage an das Auswärtige Amt wiederholt,
die ich sowieso - - - An sich hätte ich noch eine Zusatzfrage! Meine Frage
wäre noch, ob mir das Auswärtige Amt noch einmal darlegen kann, aus welchen
Gründen Julian Assange im Hochsicherheitstrakt in Belmarsh einsitzt.

Adebahr: Ich denke, es ist nicht die Aufgabe des Auswärtigen Amtes, Ihnen
diese Gründe darzulegen. Ihre Meinung können Sie sich sicher aus ganz
vielen Veröffentlichungen und verschiedenen Meinungen bilden. Das ist nicht
Aufgabe des Auswärtigen Amtes.

Frage: Ich habe eine Frage an das Umweltministerium zum Amazonasfonds und
diesen 35 Millionen Euro. Waren darüber hinaus noch weitere Mittel geplant?
Wie hoch wären die? Unter welchen Bedingungen würde die Zahlung wieder
einsetzen? Machen Sie da jetzt also eine Prüfung? Wie gehen Sie vor?

Dann habe ich eine Frage zum selben Thema an das AA, nämlich ob Sie die
Äußerung von Bolsonaro jetzt als problematisch empfinden, der sich ja
negativ über die Bundesregierung geäußert hat.

Eine Frage zum selben Thema an das BMZ: Wie viel stecken Sie eigentlich in
den Amazonasfonds? Denken Sie auch über ein Einfrieren dieser Mittel nach?

Haufe: Ich kann gerne anfangen. Die Ministerin hat sich in den letzten
Tagen Gedanken darüber gemacht, wie wir weiter mit öffentlichen Mitteln
umgehen, die wir in Brasilien einsetzen, um den Waldaufbau und die
Wiederbewaldung des Amazonasregenwaldes voranzubringen, wenn wir
gleichzeitig immer mehr Daten, Fakten und Berichte darüber erhalten, dass
die Abholzung deutlich zugenommen hat. Angesichts der sich sehr
verdichtenden Sachlage, dass die Abholzungen zunehmen, hat sich die
Ministerin entschieden, für ihre Projekte - für die Projekte, für die sie
zuständig ist, nämlich solche innerhalb der internationalen
Klimaschutzinitiative, und das betrifft die 35 Millionen Euro - zu sagen:
Geld für neue Projekte oder Projekte, die jetzt schon angelegt werden
sollten und für die Geld bereitgestellt worden ist, legt sie erst einmal
auf Eis.

Sie hat dann selbst noch zusätzlich bezüglich des Amazonasfonds in Richtung
ihrer Kooperationspartner im Amazonasfonds - das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit ist für den Fonds zuständig, nicht wir -
gesagt: Wie wollen wir eigentlich im Amazonasfonds weitermachen? Können wir
so weitermachen wie bisher, wenn wir dieses neue Ausmaß an Abholzung des
Amazonaswaldes vor Augen haben? - Das hat sie, wie gesagt, eben als Frage
formuliert und gebeten, mit den Partnern darüber zu sprechen, was wir tun
wollen.

Rock: Unser Anteil an dem Amazonasfonds beträgt 55 Millionen Euro. Das ist
also der deutlich Kleinere Anteil. Norwegen hat in den Fonds ja 1 Milliarde
Euro eingezahlt.

Hinsichtlich des Amazonasfonds ist momentan der Sachstand, dass sich
Minister Müller bei seiner Brasilienreise im vergangenen Monat mit dem
brasilianischen Umweltminister darauf verständigt hat, den Amazonasfonds im
Grundsatz fortzuführen. Die brasilianische Seite möchte Vorschläge dazu
machen, wie der Fonds weiterentwickelt werden kann, und auf diese
Vorschläge warten wir jetzt.

Adebahr: Außenminister Maas hat bei seiner Reise nach Brasilien im April
auch schon deutlich gemacht, dass das Thema Klima im Gespräch mit Brasilien
für uns ein großes ist und dass der Kampf gegen die Abholzung des Amazonas
auch ein wichtiges Thema für uns ist. Dort fanden auch schon Gespräche
statt. Insofern ist die Haltung der Bundesregierung, die, glaube ich, in
allen Ministerien - auch im Umweltministerium - zum Ausdruck kommt, nämlich
dafür einzutreten und Dinge auf den Prüfstand zu stellen, richtig und aus
unserer Sicht sehr nachvollziehbar.

Frage: Herr Seibert, ist es nicht ein etwas ungewöhnliches Verfahren, dass
es einen Amazonasfonds gibt, der aus zwei Quellen der Bundesregierung
gespeist wird, also mit deutschem Steuergeld, und dass das eine Ministerium
jetzt entscheidet, keine Zahlungen mehr zu leisten, während das andere
Ministerium die Zahlungen aber fortführt? Ist das ein einheitliches
Auftreten der Bundesregierung?

StS Seibert: Einheitlich ist auf jeden Fall das Auftreten der
Bundesregierung für den Erhalt des Amazonasregenwaldes. Das ist ein
Menschheitsthema. Das hat Bedeutung für alle und nicht nur für die Region
in Südamerika. Dafür treten wir politisch ein, ob es nun der eine oder der
andere Minister, der Außenminister oder die Bundeskanzlerin ist. Das eint
uns.

Haufe: Ich würde gerne noch etwas ergänzen wollen. Sie sagen jetzt die
Ministerin stoppte einen Teil des Amazonasfonds. Nein, das ist falsch! Ich
habe doch gerade gesagt: Innerhalb der internationalen
Klimaschutzinitiative - einer weiteren Initiative der Bundesregierung, für
die das Bundesumweltministerium zuständig ist - hat sich die Ministerin
dazu entschieden, hinsichtlich des Geldes, für das sie verantwortlich ist -
alleine verantwortlich ist -, zu sagen: Hier lege ich das Geld jetzt auf
Eis. - Sie hat innerhalb des Amazonasfonds darum gebeten, dass wir einmal
gemeinsam darüber sprechen, wie wir weitermachen wollen. In dieser Frage
gibt es also gar keine Uneinheitlichkeit innerhalb der Regierung. Es ist
vielleicht auch in der Berichterstattung manchmal ein bisschen
durcheinandergekommen, um welchen Fonds es hierbei geht. Es sind zwei
Fonds. Das Geld, für das wir dabei zuständig sind, hat nichts mit dem
Amazonasfonds zu tun.

Zusatzfrage: Dann korrigiere ich mich in der Frage und halte das
auseinander. Aber das gemeinsame Ziel - das hat Herr Seibert ja gesagt -
wird ja von der Bundesregierung anscheinend geteilt, nämlich der Erhalt des
Amazonasgebietes. Da kommt das eine Ministerium hinsichtlich der Mittel,
für die Sie verantwortlich sind, zu dem Schluss, dass die Weiterführung
nicht sinnvoll ist, aber im Amazonasfonds, der vom BMZ verwaltet wird,
werden die 55 Millionen Euro, wenn ich das richtig verstanden habe,
weiterhin ausgegeben. Das ist doch eine Kluft zwischen beiden Häusern, oder
nicht?

Vorsitzender Szent-Iványi: Wer soll antworten?

Zusatz: Entweder beide oder Herr Seibert, der für die gesamte
Bundesregierung spricht.

Haufe: Ich sehe das nicht als diese Kluft an. Es ist doch unsere gemeinsame
Aufgabe, dass wir überlegen müssen, wie wir in Brasilien weiter mit den
verschiedenen Mitteln, die wir haben, und unseren Fördermitteln verfahren.
Was den Amazonasfonds angeht, ist es einfach so, dass wir dort nicht
alleine sind - nicht alleine als Regierung, nicht alleine als Ministerium.
Wir haben dort andere Partner. Wir müssen uns auch überlegen, wie wir
diplomatisch damit umgehen. Es geht ja auch darum, dass wir Organisationen,
Personen, Menschen und Kräfte, die sich sehr wohl für den Aufbau und den
Erhalt des Amazonaswaldes einsetzen, auch weiterhin unterstützen wollen.
Wir müssen da ja auch eine gewisse Gratwanderung machen. Das ist ja keine
einfache Aufgabe! Wir verhandeln hier international. Wir sind mit anderen
Partnern zusammen.

Unser Interesse an der Sache eint uns ganz eindeutig. Aber dass wir jetzt
angesichts der dramatischen Bilder, die wir sehen - dramatische Bilder, die
auch die brasilianische Presse viel mehr als früher aufgreift -, natürlich
zum Nachdenken darüber kommen, wie wir weitermachen, ist doch ganz
nachvollziehbar. Sie sagen auch, dass Sie das nachvollziehen können. Dass
wir jetzt noch transparent machen, dass wir dabei verschiedene Perspektiven
haben und verschiedene Dinge erörtern müssen, kann ja eigentlich für eine
freie Mediengesellschaft auch nur gut sein, damit Sie diesen Prozess, den
wir da machen müssen, auch sehen können.

Zusatzfrage: Vielleicht das BMZ?

Rock: Ich kann nur noch einmal das bestätigen, was der Kollege vom BMU
gerade gesagt hat. Im Amazonasfonds sind wir eben nicht alleine, sondern
auch zusammen mit den norwegischen Partnern. Eine Entscheidung darüber
könnte dann natürlich nur im Konsens fallen. Da wollen wir jetzt auch gar
nicht unilateral vorpreschen.

Der Schutz des Regenwaldes ist natürlich auch für uns von sehr großer
Bedeutung. Wir haben mit unseren Projekten daran mitgewirkt, dass große
Flächen des Tropenwaldes unter Schutz gestellt worden sind. Es sind schon
viele Erfolge erzielt worden, und die Erfolge wollen wir natürlich auch
nicht gefährden.

Frage: Für die Daten darüber, dass es zu einem mehr als
zweihundertprozentigen Anstieg der Abholzungen kam, wurden ja auch
Satellitendaten des Forschungsinstituts INPE genutzt. Dessen Leiter wurde
jetzt von Bolsonaro gefeuert und durch einen ihm treuen Militär ersetzt.
Wie bewertet denn das Auswärtige Amt dieser Art der Personalie?

Adebahr: Jetzt versuchen Sie also, daraus eine politische Diskussion zu
machen und das auf Personalentscheidungen eines Instituts
herunterzubrechen, die ich nicht bewerte. Ich glaube, die Grundaussage, die
die Bundesregierung hier eint, was das Thema "Schutz des Amazonas" und das
Thema "Klimazusammenarbeit mit Brasilien" - was ein intensives und nicht
unbedingt immer leichtes Thema ist - angeht, haben wir dargelegt.

Frage: Herr Haufe, wenn sich die Nicht-Kluft bei der Unterstützung des
Menschheitsprojektes des Erhalts des Regenwaldes auch dadurch ausdrücken
kann, dass Ihr Ressort sagt "Da frieren wir Mittel ein" - - - Können Sie
das begründen? Warum ist es gut für den Erhalt des Regenwaldes, wenn die
Mittel, für die Sie zuständig sind, eingefroren werden?

Haufe: Der Bundesumweltministerin ging es einfach darum, ein erstes Signal dafür zu setzen, dass wir sehr genau sehen und beobachten, was momentan im Regenwald des Amazonas und Brasiliens passiert, dass das auch Konsequenzen für die weitere Zusammenarbeit haben kann und dass wir uns das jetzt eben genauer anschauen. Sie hat ein erstes Signal gesetzt. Sie haben ja schon mitbekommen, dass das Budget oder das, was wir an Förderung machen, größer ist. Sie haben jetzt einen Teil davon angesprochen. Den frieren wir jetzt ein.

Zusatz: Das bedeutet auf Deutsch: Sie wollen damit der brasilianischen Regierung signalisieren "Ihr könnt nicht unser Geld abkassieren, wenn ihr gleichzeitig zulasst, dass der Regenwald weiterhin großflächig abgeholzt wird, oder das selbst aktiv betreibt".

Haufe: Ja. Es ist ja unsere Aufgabe, verantwortlich mit öffentlichen Mitteln umzugehen. Da müssen wir einerseits ein Signal an die dortige Regierung senden, und gleichzeitig müssen wir sicherlich auch in unserem Land gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern vertreten, was wir denn mit ihren öffentlichen Mitteln machen, und sagen, ob wir die richtig einsetzen. Ich denke, das Signal geht in beide Richtungen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Güttler vom Wirtschaftsministerium. Eventuell ist sie etwas verfrüht. Ich wollte Sie fragen, nachdem es einige Medienberichte gibt, die über eine mögliche Rezession in Deutschland sprechen, ob Sie dazu Stellung nehmen können und eventuell auch die Faktoren erklären können, die dazu führen könnten.

Güttler: Bekannt ist, dass die deutsche Wirtschaft aktuell langsamer wächst. Verantwortlich sind hierfür die Unsicherheiten im außenwirtschaftlichen Umfeld. Der Arbeitsmarkt ist jedoch weiter stabil. Auch die Binnenkonjunktur stützt. Aktuelle Zahlen des Statistischen Bundesamtes erwarten wir für Mittwoch dieser Woche. Insoweit - Sie haben es schon angesprochen - werde ich an dieser Stelle natürlich nicht über die weiteren Entwicklungen spekulieren.

Zu Thema Rezession: Auch hierüber spekulieren wir nicht. An der Stelle gebe ich aber auch den Hinweis, dass die deutsche Wirtschaft im ersten Quartal 2019 um 0,4 Prozent gewachsen ist.

Frage: Sollten sich die Zahlen etwas schlechter darstellen, würden Sie denn dann auch den Vorschlag hinsichtlich des Solidaritätszuschlags und der oberen 10 Prozent in einem kritischeren Licht sehen?

Güttler: Ich gebe noch einmal den Hinweis: Wir spekulieren heute nicht über die zukünftigen Zahlen. Minister Altmaier hat sich jedoch schon mehrfach dazu geäußert, dass er in den Zeiten verlangsamten Wachstums Entlastungen für Unternehmen fordert. Die steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung ist ja ein erster Schritt. Er fordert, dass wir darüber hinaus weitere Entlastungen schaffen. Das betrifft zum einen einen spürbaren Bürokratieabbau, aber auch steuerliche Entlastungen bei der Körperschaftsteuer und unter anderem auch dem Soli, den Sie konkret angesprochen haben. Auch hierzu hat er sich geäußert. Minister Altmaier setzt sich für eine vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags mit einem konkreten Zeitplan, der derzeit finalisiert wird, ein.

Frage: Herr Seibert, Herr Kolberg, ich wollte fragen, wie besorgt Sie über die Regierungskrise sind, die es in Italien gibt, und die Ankündigung der Lega, dass sie finanzielle Probleme im Haushalt durch ein höheres Defizit und nicht durch höhere Steuereinnahmen lösen möchte.

StS Seibert: Wir verfolgen natürlich die Berichte über die innenpolitischen Debatten, die in Italien zurzeit geführt werden. Das sind ja intensive Debatten.

Italien ist ein befreundeter EU-Partnerstaat, und deswegen nehme ich zu innenpolitischen Debatten dort ganz grundsätzlich keine Stellung.

Kolberg: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Es geht weniger um Innenpolitik, sondern eher um die Auswirkungen auf die Eurozone, zu der ja auch Deutschland gehört. Deswegen noch einmal die Frage, ob Sie zu dem Aspekt, wie sehr die italienischen Überlegungen oder die Regierungskrise die Eurozone belasten könnten, Stellung nehmen können.

Kolberg: Sie selbst haben eben schon gesagt, dass es Überlegungen aus dem politischen Raum sind. Wir kommentieren sie nicht, wenn sie aus dem politischen Raum in Deutschland kommen, und wir kommentieren sie auch nicht für einzelne Parteien in anderen Staaten. Wir kommentieren hier die Regierungspolitik, und dabei würde ich es jetzt belassen.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt zur Situation im Jemen. Dort hat sich die Kriegssituation um eine neue Dimension verschärft. Nun kämpfen auch die Separatisten im Süden gegen Präsident Hadi.

Was bedeutet das vor allem für die Situation der Zivilbevölkerung? Kann die Nahrungsmittelversorgung, die dürftig ist und wesentlich über Aden lief, noch gewährleistet werden?

Wie schätzt die Bundesregierung die Lage ein, und was kann getan werden, um die Kriegssituation möglichst zu beenden?

Adebahr: Wir sind über die gewalttätigen Auseinandersetzungen in Aden, die wir seit dem Wochenende sehen, und die Kämpfe mit zahlreichen Toten, die es dort gibt, sehr beunruhigt. Besonders besorgt sind wir auch über die Berichte über Vertreibungen von Nordjemeniten aus dem Süden, die wir am Wochenende einlaufen zu sehen begonnen haben. Die Ereignisse in Aden zeigen uns, wie fragil der politische Prozess im Jemen ist und dass wir nach wie vor den VN-Gesandten darin unterstützen müssen, dass alles getan wird, um erst einmal die Gewaltspirale zu stoppen und eine politische Lösung, ein Ende der Gewalt und einen Waffenstillstand zu erreichen.

Wir stehen in ganz engem Austausch mit Lise Grande - sie ist die UN-Hilfskoordinatorin - und dem World Food Programme zur Lage in Aden. Die größte Herausforderung ist im Moment die Versorgung der Verletzten. Die weiteren Felder, auf denen wir arbeiten, sind die Themen von Trinkwasser und Nahrung. Im Moment sind noch 34 humanitäre Organisationen in Aden, um 1,9 Millionen Menschen - das ist der Großraum - mit Gütern zu versorgen.

In der Tat ist Aden - Sie haben es gesagt - einer der wichtigsten Einfuhrhäfen. Das World Food Programme wickelt einen großen Teil seiner Einfuhren über den Hafen ab. Das geht, soweit wir wissen, im Moment noch einigermaßen weiter. Aber wir sind sehr besorgt, dass es zu wirklichen Engpässen in der Einfuhrschneise in Aden und damit für die ohnehin schon notleidende Bevölkerung im ganzen Jemen führt, wenn es sich weiter zuspitzt.

Wie Sie wissen, haben wir aufgrund der Dringlichkeit der humanitären Hilfe schon im Frühjahr das Volumen unserer humanitären Hilfe um weitere 20 Millionen aufgestockt. Damit hat sich unser Beitrag 2019 auf insgesamt 120 Millionen für die humanitäre Hilfe im Jemen erhöht.

Zusatzfrage: Offenbar werden nun auch seitens Saudi-Arabiens oder der saudisch geführten Koalition Militäraktionen gegen die bisher verbündeten Separatisten durchgeführt. Haben Sie Erkenntnisse darüber, ob dabei deutsche Rüstungsgüter zum Einsatz gekommen sind oder zum Einsatz kommen?

Adebahr: Von solchen Erkenntnissen kann ich hier nicht berichten.

Zusatzfrage: Bemühen Sie sich darum?

Adebahr: Wenn ich dazu etwas nachreichen kann, will ich das tun.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt zum Stichwort "Straße von Hormus". Was können Sie uns zum Stand der Bemühungen um eine europäisch geführte Mission - eine Schutzmission, eine Beobachtermission, wie der Minister gesagt hat, wie auch immer - sagen?

Adebahr: In den vergangen Regierungspressekonferenzen haben wir darüber gesprochen. Wir stehen mit unseren E3-Partnern nach wie vor im Austausch zum Thema der maritimen Sicherheit. Dieses Thema wird und soll uns auch in Brüssel beschäftigen. Einen neueren Stand für Sie habe ich heute nicht.

Frage: Herr Seibert, die Kanzlerin ist ja jetzt zurück. In den vergangenen zwei Wochen gab es ab und zu einmal die Kritik, vor allem aus der Opposition, dass die Kanzlerin dazu schweige. Vielleicht können Sie uns sagen, was die Position von Frau Merkel ist. Unterstützt sie eine EU-Aufklärungs- oder -Einsatzmission an der Straße von Hormus?

StS Seibert: Ich denke, wenn Sie in den vergangenen Wochen regelmäßig zur Regierungspressekonferenz gegangen sind, dann konnten Sie nie den Eindruck haben, dass die Bundeskanzlerin nicht auch ihre Meinung zu diesem Thema über die Regierungssprecherin hat wissen lassen. Das heißt, das, was Frau Demmer hier in den vergangenen zwei Wochen sowohl zu dem amerikanischen Vorschlag als auch zu der Situation insgesamt und den Gesprächen, die wir mit den europäischen Partnern über eine mögliche europäische Mission führen, vorgetragen hat, hat sie für die Bundeskanzlerin gesagt, so wie ich es jetzt auch nur wiederholen könnte.

Frage: Ich habe eine Frage zur Causa Bernd Erbel an das Auswärtige Amt. Er war als designierter Chef der Iran-Handelsgesellschaft INSTEX vorgesehen. Die "Bild"-Zeitung hat es jetzt so dargestellt, dass der Nichtantritt seines Amtes im Zusammenhang mit zwei Interviews stehe, die er mit dem freien Journalisten Ken Jebsen geführt hat und in denen es israelkritische Bemerkungen gab. Kann das Auswärtige Amt diese Darstellung untermauern oder bestätigen?

Adebahr: Ich kann Ihnen sagen, dass Herr Erbel dem Auswärtigen Amt mitgeteilt hat, dass er aus persönlichen Gründen nicht zur Verfügung steht. Diese Interviews hat Herr Erbel nicht als Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes geführt.

Zusatzfrage: Laut Darstellung der "Bild"-Zeitung erfolgte der Nichtantritt aufgrund dieser beiden Interviews. INSTEX ist ja das einzige Instrument, das es derzeit gibt, um den Iran-Deal noch irgendwie zu retten. Mich würde einfach grundsätzlich interessieren, ob das Auswärtige Amt bestätigen kann, dass der Rücktritt aufgrund dieser Interviews erfolgte.

Adebahr: Es ist kein Rücktritt.

Zusatz: Der Nichtantritt.

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass Herr Erbel das Auswärtige Amt darüber informiert hat, dass er aus persönlichen Gründen nicht zur Verfügung steht.

Frage: Frau Adebahr, gab es denn vorher aus dem Auswärtigen Amt Kontakt mit Herrn Erbel mit der Bitte, dieses Amt nicht anzutreten - mit welcher Begründung auch immer?

Adebahr: Ich kann Ihnen zu der ganzen Frage nur wiederholt sagen, dass Herr Erbel das Auswärtige Amt darüber informiert hat, dass er aus persönlichen Gründen nicht zur Verfügung steht.

Frage: Aber, Frau Adebahr, es ist doch eine berechtigte Frage, wenn man fragt, ob das Auswärtige Amt, bevor Herr Erbel erklärte, er stehe aus persönlichen Gründen nicht zur Verfügung, ihm in irgendeiner Form etwas nahegelegt oder mitgeteilt hat, was eine solche Erklärung von Herrn Erbel dann hervorgebracht haben kann. Es ist doch ein Unterschied, ob jemand aus völlig eigenem Antrieb sagt: "Nein, persönliche Gründe, ich kann nicht", oder ob jemand sagt: Ich kann nicht, weil das sowieso nicht gehen würde, wie mir signalisiert wurde.

Adebahr: Ich halte Ihr Erkenntnisinteresse in Ehren. Ich kann das nachvollziehen. Das, was für das Auswärtige Amt von diesem Podium dazu zu sagen ist, ist, dass Herr Erbel das Auswärtige Amt darüber informiert hat, dass er aus persönlichen Gründen nicht zur Verfügung steht. Die Interviews, die Herr Erbel gegeben hat, waren dem Auswärtigen Amt nicht bekannt, und er hat sie auch nicht als Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes geführt.

Zusatzfrage: Haben Sie also keine Rolle als Aktivposten in der Kommunikation des Auswärtigen Amtes Herrn Erbel gegenüber gespielt?

Adebahr: Ich gebe Ihnen hier keine vertiefte Auskunft über diese Erklärung. Diese Erklärung von Herrn Erbel steht, und so bitten wir Sie, sie zur Kenntnis zu nehmen.

Frage: Herr Erbel galt als einer der besten Kenner der Gegend, ist auch ehemaliger Botschafter im Iran. Bedauert das Auswärtige Amt den Nichtantritt ihres ehemaligen Topdiplomaten?

Adebahr: Ich denke, ich habe zu dieser Frage in meinen gesamten Äußerungen alles gesagt, was ich von dieser Stelle für das Auswärtige Amt sagen möchte.

Zusatz: Sie haben weder gesagt, Sie fänden es gut, noch, Sie bedauerten es. Das lässt sich ja formulieren.

Adebahr: Ich habe alles gesagt, was ich dazu von hier sagen möchte.

Frage: Sie haben gesagt, die Interviews seien dem Auswärtigen Amt nicht bekannt gewesen. Soll das heißen, dass Herr Erbel vorher nicht gefragt hat, ob er mit Ken Jebsen dürfe? Denn sie sind Ihnen mittlerweile ja, glaube ich, bekannt.

Würden Sie die Aussagen, die er dort unter anderem in Bezug auf Israel getroffen hat, bewerten? Sind das Aussagen, über die das Auswärtige Amt sagt: "Das kann man so sagen, muss es aber nicht", oder sind das Aussagen, über die Sie sagen würden: "So sollte sich niemand äußern, der irgendwie im Auftrag des Auswärtigen Amtes unterwegs ist"?

Adebahr: Herr Erbel hat diese Interviews eben weder als Mitarbeiter noch im Auftrag des Auswärtigen Amtes geführt. Unsere Haltung zu Israel und zu verschiedenen Positionen können Sie sehr gern allen Äußerungen, die das Auswärtige Amt, die der Bundesminister des Auswärtigen tätigt, entnehmen. Diese Interviews hat Herr Erbel nicht als Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes geführt, was er zu dem Zeitpunkt ja auch nicht war.

Frage: Frau Petermann, laut "Süddeutscher Zeitung" hat die Gewalt bei Abschiebungen massiv zugenommen. Zwischen 2015 und 2018 soll es trotz gleich gebliebener Zahl der Abschiebungen zu einer Verzehnfachung des Einsatzes sogenannter Hilfsmittel der körperlichen Gewalt wie Fußfesseln gekommen sein.

Wie erklärt sich das Innenministerium diese Entwicklung?

Petermann: Ich kann zu den Zahlen im Augenblick nichts sagen, auch nicht, ob sie so stimmen oder nicht. Aber wenn Sie die Presse verfolgen, dann haben Sie gesehen, dass es in der vorigen Woche auch eine Berichterstattung über Gewalt gegenüber Bundespolizisten im Zusammenhang mit Abschiebungen gegeben hat.

Es ist auch leicht zu erklären, dass bei Abschiebungen, die ja nicht
freiwillig sind, wenn sie durch die Bundespolizei durchgeführt werden, der
eine oder andere vielleicht auch durch körperliche Gewalt seinen Unmut
ausdrückt, woraufhin dann in bestimmten Fällen auch Maßnahmen wie
Fesselungen durchgeführt oder andere Mittel angewandt werden können, die
allerdings immer nur nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum Einsatz
kommen, also nur dann, wenn es wirklich das letzte Mittel ist, das auch
geboten ist, um einzelne Personen zu schützen oder um die Maßnahme nicht in
Gefahr zu bringen.

Frage: Frau Güttler, die Bundesumweltministerin hat angekündigt, die Hersteller von Wegwerfartikeln an den Kosten für die Stadtreinigung zu beteiligen. Daran gibt es vonseiten des BDI schon die Kritik, das würde die Wirtschaft unzulässig belasten.

Wie hoch schätzt das Wirtschaftsministerium die Belastung der Wirtschaft aus diesen Maßnahmen ein?

Güttler: Mir liegen keine konkreten Erkenntnisse darüber vor, wie sich das zahlenmäßig konkret auswirken könnte.

Zusatzfrage: Begrüßen Sie die Initiative des Bundesumweltministeriums?

Güttler: Das kann ich von dieser Stelle aus jetzt nicht kommentieren.

Montag, 12. August 2019
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PRESSEKONFERENZ/1898: Regierungspressekonferenz vom 7. August 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 7. August 2019

Regierungspressekonferenz vom 7. August 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Leserforum der
"OSTSEE-ZEITUNG", Kabinettssitzung, Empfang des litauischen Präsidenten,
Tag der offenen Tür der Bundesregierung), Treffen im Rahmen des
Normandie-Formats, Situation in der Ostukraine, Inhaftierung eines
deutschen Staatsangehörigen in der Türkei, Höhe der Mehrwertsteuer auf
Fleisch, Bußgeldregelungen für ElektroKleinstfahrzeuge, Unterzeichnung der
Singapur-Konvention, Seenotrettung im Mittelmeer, US-Mission zum Schutz von
Schiffen im Persischen Golf, Gewerkschaftsforderungen nach einer Stärkung
des Kurzarbeitergeldes, Abwertung des Yuan, Inlandsflüge von
Bundesministerien und Bundesbehörden, Proteste in Hongkong


Sprecher: SRSin Demmer, Adebahr (AA), Petermann (BMI), Brandt
(BMEL), Buser (BMVI), Wogatzki (BMF), Einhorn (BMWi), Küchen (BMAS),
Fähnrich (BMVg), Fichtner (BMU)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Da am Freitag keine Pressekonferenz stattfindet, kann ich
Ihnen heute schon einmal die Termine der Bundeskanzlerin für die nächste
Woche ankündigen.

Am Dienstag, dem 13. August, nimmt die Bundeskanzlerin von ca. 16 bis 17.15
Uhr am Leserforum der "OSTSEE-ZEITUNG" im Ozeaneum in Stralsund teil.
Zunächst wird es ein kurzes Gespräch mit dem Chefredakteur Andreas Ebel und
dem Leiter des Hauptstadtbüros des RedaktionsNetzwerks Deutschland, Gordon
Repinski, geben. Anschließend findet eine Diskussionsrunde mit offenen
Fragen der etwa 200 Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Leserforums statt.

Am Mittwoch tagt um 9.30 Uhr das Kabinett unter der Leitung der Kanzlerin.

Im Anschluss, ab 12.30 Uhr, empfängt die Bundeskanzlerin den litauischen
Präsidenten Gitanas Nauseda mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt. Im
Mittelpunkt des Gesprächs werden die bilateralen Beziehungen sowie
europapolitische und außenpolitische Fragen stehen. Eine gemeinsame
Pressebegegnung ist für 13.45 Uhr vorgesehen.

Dann kann ich aus vollem Herzen einen Termin ankündigen: Das Wochenende am
17. und 18. August steht nämlich für die Bundesregierung ganz im Zeichen
des Tages der offenen Tür oder sozusagen der Tage der offenen Tür. Zum
nunmehr 21. Mal haben die Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, das
Bundeskanzleramt, das Bundespresseamt und alle Bundesministerien hier in
der Hauptstadt zu besuchen und mit uns ins Gespräch zu kommen.

Die Bundeskanzlerin wird traditionell am Sonntagnachmittag ihren Rundgang
machen, der im Ehrenhof beginnt und durch das Gebäude an der Kanzlergalerie
vorbei zum Hubschrauber der Bundespolizei in den Garten führt. Anschließend
wird sie im Kanzlerpark ein Gespräch mit der Olympiasiegerin Kristina Vogel
sowie mit einem der erfolgreichsten ehemaligen deutschen Ski Alpin- und
Weltmeisterschaftsgewinner, Felix Neureuther, sprechen. Sven Voss übernimmt
die Moderation.

Auch bei uns im Bundespresseamt gibt es ein spannendes Programm. Wir
erwarten Gäste wie die Bundesministerinnen Franziska Giffey und Svenja
Schulze. Steffen Seibert wird eine Kinderpressekonferenz abhalten und allen
Kindern und Jugendlichen, die kommen, Fragen beantworten. Auch ich und Frau
Fietz werden in zwei Talkrunden zum Thema Kommunikation auftreten.

Damit wären wir mit dieser Woche durch.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer. Der ukrainische Präsident Selensky möchte
offenbar kurzfristig ein Treffen im Normandie-Format und wollte dazu auch
mit der Kanzlerin telefonieren. Hat dieses Telefonat schon stattgefunden?
Ist so etwas für die Kanzlerin kurzfristig vorstellbar?

SRSin Demmer: Sie wissen ja, wie wichtig uns das Normandie-Format und der
Minsk-Prozess sind. Diesbezüglich finden ohnehin auf Arbeitsebene
kontinuierlich Gespräche statt. Über einen anstehenden Termin, wie Sie ihn
angesprochen haben, kann ich Ihnen hier nichts berichten.

Von Telefonaten berichten wir gegebenenfalls immer dann, wenn sie
stattgefunden haben.

Frage: Herr Selensky hat nach dem Tod von vier ukrainischen Soldaten mit
Herrn Putin telefoniert. Ich hätte ganz gerne gewusst, wie besorgt die
Bundesregierung über die Situation und Entwicklung in der Ostukraine ist
und ob es diesbezüglich genauere Erkenntnisse gibt. Die Frage richtet sich
an Frau Demmer oder Frau Adebahr.

Adebahr: Wir sind in Gesprächen darüber, wie man den Minsk-Prozess und das
Normandie-Format belebt, wie man zu neuen Gesprächen kommt. Das ist ein
Prozess, der aus unserer Sicht auf der Arbeits- und Beamtenebene startet,
um dort zu Fortschritten zu kommen.

Natürlich macht uns dieser Vorfall besorgt, wie das jede Eskalation, jeder
Gewaltvorfall in diesem Gebiet tut. Umso dringlicher ist es natürlich, dass
wir in einen Prozess einsteigen, der wieder in Gespräche über Minsk führt,
denn das ist weiterhin die Basis, auf der wir arbeiten.

Die Situation in der Ukraine ist nach der Präsidentschaftswahl im Finden
begriffen. Deshalb ist es für uns gerade aktuell wichtig, dort mit der
neuen Regierung ins Gespräch zu kommen und unsere Position darzulegen. Wir
hoffen, dass wir dabei in Richtung Herbst ein Stück vorankommen.

Zusatzfrage: War dieser Vorfall aus Ihrer Sicht ein Einzelfall oder hat es
sich angedeutet, dass die Spannungen in der Ostukraine in den letzten Tagen
zugenommen haben?

Adebahr: Ich denke, wir sind immer gewahr, dass in diesem Gebiet etwas
passieren kann und dass es eine volatile Lage ist, wo immer Vorfälle
passieren können. Diese Grundsatzspannung haben wir in den letzten Tagen
natürlich auch gespürt. Aber wir hoffen jetzt, dass es uns gelingt, das
einzudämmen, die Situation friedlich zu halten und in Gespräche
einzusteigen.

Frage: Offenbar möchte Herr Selensky den Kiewer Bürgermeister Vitali
Klitschko zumindest teilweise in seiner Funktion als Chef der
Stadtverwaltung absetzen, und zwar vor dem Hintergrund, dass Herr Klitschko
in Deutschland eine gewisse symbolische Bedeutung hat. Wie bewertet das
Auswärtige Amt beziehungsweise die Bundesregierung diese Pläne?

Adebahr: Ich muss Ihnen ehrlich sagen, dass ich das noch nicht gehört habe.
Deswegen würde ich mich gerne erst schlau machen.

Frage: Frau Adebahr, Herr Selensky hat auch letzte Woche gesagt, dass
voraussichtlich Ende August in Frankreich ein Treffen im Rahmen des
Normandie-Formats stattfinden wird, und zwar auf Ebene der Außenminister.
Können Sie das bestätigen?

Adebahr: Wenn ich das kann, reiche ich Ihnen die Antwort nach.

Zusatzfrage: Sie können das jetzt nicht bestätigen?

Adebahr: Tatsächlich war ich bis Ende letzter Woche im Urlaub und weiß in
der Tat nicht wirklich, wie der letzte Terminstand ist. Ich glaube, die
grundsätzliche Richtung ist klar. Das würde ich aber gerne noch einmal
checken.

Frage: Meine Frage richtet sich an Frau Adebahr. Wie ist denn der aktuelle
Stand bezüglich der Inhaftierung des deutschen Staatsbürgers Osman B. in
der Türkei? Kann man, soll man davon ausgehen, dass es sich bei ihm
beispielsweise um einen kurdischen Aktivisten, einen PKK-Befürworter oder
Ähnliches handelt? Welche Erkenntnisse haben Sie über seine Person?

Adebahr: Wir können bestätigen - das haben wir auch schon getan -, dass uns
dieser Fall bekannt ist, dass das ein Fall ist, den die Botschaft Ankara
und das Konsulat in Antalya betreuen, dass sie darüber informiert sind und
dass wir die erforderlichen Schritte für eine konsularische Betreuung
eingeleitet haben. Dabei geht es um einen Haftbesuch, um weitere
Informationen und um Zugang.

Weitere Auskünfte zum Betroffenen erteilen wir aus
Persönlichkeitsschutzgründen nicht. Auch eine Bewertung der
zugrundeliegenden Vorwürfe würde ich von dieser Stelle im Moment nicht
vornehmen wollen. Wir haben noch keinen konsularischen Zugang und haben den
Betroffenen auch noch nicht sprechen können. Das ist für uns erst einmal
ein wichtiger Schritt in Richtung einer Weiterverfolgung des Falls. Aber
wir sind da dran und tun alles, um unseren Zugang und unsere Rechte, die
wir dort haben, zu wahren und auch wahrzunehmen.

Zusatzfrage: Wie beurteilen Sie denn den Aufruf des türkischen
Innenministers vor einem halben Jahr, der auch türkischstämmige deutsche
Staatsbürger davor gewarnt hat, regimekritische Äußerungen auf Facebook und
anderen sozialen Medien zu tätigen?

Adebahr: Wir haben ja öfter davon gesprochen, dass Presse- und
Meinungsfreiheit aus unserer Sicht sehr, sehr hohe Güter sind. Das ist ein
Thema, das wir mit der Türkei seit mehreren Jahren anhand verschiedener
Fälle immer wieder diskutiert haben und auch immer wieder ansprechen.
Insofern will ich konkrete Äußerungen nicht kommentieren. Aber das ist ein
uns wichtiges Thema, und wir treten dafür ein.

Was Reisen angeht, haben Sie vielleicht im Frühjahr verfolgt, dass wir
unsere Reise- und Sicherheitshinweise noch einmal angepasst hatten. Dort
finden Sie Hinweise darauf, dass wir leider davon ausgehen müssen, dass
auch Aktivitäten in sozialen Medien oder Äußerungen, die eventuell aus
deutscher Sicht von der Meinungs- und der Pressefreiheit absolut gedeckt
sind, in der Türkei zu Problemen führen können, dass wir solche Fälle
wahrnehmen und sehen und dass wir darauf auch in unseren Reise- und
Sicherheitshinweisen hingewiesen haben.

Frage: Das Innenministerium hatte nach den Aussagen des Innenministers, die
der Kollege gerade erwähnt hat, betont, dass "Urlauber aus Deutschland
weiterhin mit der traditionellen türkischen Gastfreundschaft empfangen
werden." Muss man diesen Satz jetzt ganz neu interpretieren?

Adebahr: Es ist doch schön, wenn es so ist!

Frage: Die Frage geht vielleicht eher an das Innenministerium: Können Sie
sagen, in welchem Umfang der türkische Staat Informationen über politische
Haltungen von deutschen Staatsbürgern hat, und vielleicht auch etwas
darüber sagen, wie diese Informationen gewonnen werden?

Petermann: Dazu kann ich hier keine Aussagen treffen.

Frage: Gibt es für Deutsche, die aber türkischstämmig sind, andere
Reisehinweise als für nicht türkischstämmige Deutsche, die in die Türkei
reisen, Frau Adebahr?

Adebahr: Aus unserer Sicht sind Deutsche Deutsche, und es gibt nur einen
Reise- und Sicherheitshinweis für alle Deutschen.

Zusatzfrage: Aber erkennen Sie an, dass türkischstämmige Deutsche, die in
die Türkei reisen, gefährdeter als nicht türkischstämmige Deutsche sind?

Adebahr: Jetzt verlieren wir uns in einer Was-wäre-wenn-Diskussion.

Zusatz: Nein; das ist doch ein aktueller Fall!

Adebahr: Ich glaube, die Antwort darauf ist der Grundsatz, dass deutsche
Staatsbürger aus unserer Sicht deutsche Staatsbürger sind, als solche zu
behandeln sind und von uns als solche behandelt werden.

Zusatzfrage: Aber sieht das der türkische Staat aus Ihrer Sicht genauso?

Adebahr: Fragen Sie ihn!

Frage: Ich habe eine Frage an das Ministerium für Ernährung: Was sagt denn
die Ministerin zur jetzt laufenden Debatte über eine höhere Mehrwertsteuer
auf Fleisch?

Brandt: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass wir dazu heute noch eine
Presseinformation herausgeben werden, auf die ich Sie hiermit verweisen
möchte.

Grundsätzlich ist es aber zu begrüßen, dass es eine neue Sensibilität in
Bezug darauf gibt, dass mehr Tierwohl auch mehr Geld kostet, und dass auch
klar ist, dass der Landwirt auf diesen Kosten - zum Beispiel für
Stallumbauten - nicht alleine sitzenbleiben kann. Wir diskutieren darüber
auch in unserem Kompetenznetzwerk für Nutztierhaltung. Klar ist aber auch:
Der Verbraucher an der Ladenkasse hat es in der Hand, welche
Wirtschaftsweise er mit seinem Konsum und seinem Geldschein unterstützt.

Zusatzfrage: Was hält denn die Ministerin nun von einer höheren
Mehrwertsteuer für Fleisch?

Brandt: Wie gesagt: Wir werden dazu heute noch eine Presseinformation
herausgeben, und auf die möchte ich Sie gerne verweisen.

Frage: Herr Fichtner, gibt es dazu vom Umweltministerium Zustimmung?

Fichtner: Sie kennen ja unser Konzept für eine CO2-Bepreisung, und dabei
konzentrieren wir uns bewusst auf die Bereiche des Verkehrs und der
Gebäude, weil das die Bereiche sind, in denen die Bepreisung am
dringendsten und am schnellsten umsetzbar ist. Im Landwirtschaftsbereich
ist das administrativ sehr viel schwieriger.

Was die Mehrwertsteuer angeht, halten wir nichts von einem häppchenweisen
Vorgehen. Aus Umweltsicht gibt es gute Gründe für eine Reform in allen
möglichen Bereichen, aber das muss im Gesamtsystem passieren. Das kann auch
nur im Gesamtsystem gelingen.

Aus Umweltsicht sind die hohen Tierbestände und die Intensivtierhaltung das
zentrale Problem, und es gibt effektivere Mittel als das
Mehrwertsteuerrecht, um zu einer Abstockung zu kommen. Ein Beispiel ist das
Düngerecht. Da stehen wir ja kurz vor einer deutlichen Verschärfung, die
Veränderungen in den Regionen, in denen es zu viele Tiere auf zu wenig Raum
gibt, erbringen wird. Ein anderes Beispiel ist die europäische Agrarreform,
bei der es um die Frage geht: Welche Landwirtschaft fördern wir eigentlich
mit unserem Steuergeld? Die steht jetzt - in diesem und im nächsten Jahr -
an, und das ist auch eine große Stellschraube, die wir nutzen wollen.

Zusatzfrage: Nur zum Verständnis: Sehen Sie diese Debatte um eine Erhöhung
der Mehrwertsteuer auf Fleisch als Häppchen an, und wollen Sie keine
Häppchen?

Fichtner: Es geht dabei ja um einzelne Mehrwertsteuersätze, und darauf
bezog ich mich eben.

Frage: Ich habe eine kurze Nachfrage an das Finanzministerium. Die Idee der
Vorschläge war ja, wenn ich es richtig gesehen habe, dass man die
Mehrwertsteuer erhöht, um dann zweckgebundene Tierwohlmaßnahmen zu
unternehmen. Geht das rechtlich überhaupt? Kann man die
Mehrwertsteuereinnahmen also an einen bestimmten Zweck binden?

Wogatzki: Voranstellen möchte ich zunächst, dass auch Minister Scholz der
Klimaschutz am Herzen liegt und er ihn als eine der dringendsten Aufgaben
unserer Zeit ansieht. Daher arbeiten wir ja auch auf das Klimakabinett hin,
um ein wirksames Gesamtkonzept zu schnüren.

Sie beziehen sich jetzt darauf, ob Einnahmen aus der Mehrwertsteuer gezielt
eingesetzt werden können. Dazu kann ich Ihnen mitteilen: Es gibt den
Grundsatz der Gesamtdeckung. Der besagt, dass Steuereinnahmen in
Deutschland grundsätzlich nicht zweckgebunden sind. Das heißt, alle
Einnahmen dienen als Deckungsmittel für alle Ausgaben. Auf die Verwendung
für bestimmte Zwecke dürfen Einnahmen nur beschränkt werden, soweit dies
durch Gesetz vorgeschrieben ist oder im Haushaltsplan zugelassen ist, was
bei der Mehrwertsteuer grundsätzlich nicht der Fall ist.

Frage: Frau Wogatzki, gibt es denn in Ihrem Haus laufende Überlegungen
dazu, dort, wo Mehrwertsteuersätze offensichtlich sinnloserweise
differieren, diese anzugleichen, oder warten Sie da auf eine weitere
politische Diskussion, die es ja schon einmal Ende der Nullerjahre gab?

Wogatzki: Ich kann Ihnen mitteilen, dass das Konzept auf den
Sechzigerjahren des letzten Jahrhunderts beruht. Damals hatte man vor allem
bezweckt, die Ernährung der Bevölkerung durch die ermäßigten Steuersätze
sicherzustellen. Die Ermäßigung bezog sich also vor allem auf
Nahrungsmittel. Zu den Nahrungsmitteln gehört auch Fleisch. Getränke sind
davon - mit Ausnahme von Milch, weil das ein Säuglingsnahrungsmittel ist -
ausgenommen.

Hinsichtlich der Gesamtzuordnung gibt es aber keinen neuen Stand, von dem
ich hier berichten könnte.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, dass die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer
nicht zweckgebunden sind. Ist das eine Zustandsbeschreibung, weil es keine
entsprechenden Gesetze gibt, die das ermöglichen würden, oder ist es ganz
prinzipiell nicht möglich, die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer
zweckgebunden einzusetzen?

Wogatzki: Die sind nicht zweckgebunden, weil es den Grundsatz der
Gesamtdeckung gibt und eine Einzelzuordnung schlichtweg auch sehr schwer zu
erreichen ist. Wenn wir einkaufen gehen, dann kann der Kassenbesitzer ja
nicht sagen: "Diese drei Euro wurden jetzt für Fleisch ausgegeben und diese
drei Euro für Milch".

Zusatzfrage: Aber Sie haben ja auch gesagt, grundsätzlich lasse sich so
etwas gesetzlich festschreiben. Es wäre schwierig, okay. Aber wäre das
rechtlich möglich oder rechtlich nicht möglich?

Wogatzki: Ich kann Ihnen dazu jetzt keine weiteren Angaben machen.

Frage: Frau Wogatzki, eine Zweckbindung ist wegen der Gesamtdeckung nicht
möglich; klar. Es ist aber durchaus möglich, rechnerisch festzustellen,
welche Einnahmen zum Beispiel aus einem anderen Mehrwertsteuersatz wie dem
für Fleisch resultieren. Das lässt sich ja rechnerisch feststellen. Es wäre
ein Etatposten in ähnlicher Höhe rechtlich zulässig, der dann zum Beispiel
für Tierwohlmaßnahmen in den Haushalt des Landwirtschaftsministeriums
einginge. Das wäre rechtlich zulässig, ohne dass wir es mit einer
Zweckbindung zu tun hätten. Habe ich das richtig verstanden?

Zum Zweiten: Verspricht sich die Bundesregierung von dieser Diskussion eine
Lenkungswirkung durch eine mögliche Erhöhung der Mehrwertsteuer auf
Fleisch, oder geht es lediglich um abstrakten Umweltschutz?

Wogatzki: Dazu kann ich sagen: Es gibt diese Diskussion im Moment eventuell
im Rahmen des Klimakabinetts, aber es gibt sie nicht in dem Sinne, dass es
eine Diskussion der Bundesregierung ist. Das sind politische Äußerungen,
die heute von den Medien aufgegriffen wurden.

Frage: Die Frage an das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft:
Wenn sich die Ministerin erst später festlegen will, könnten Sie mir
vielleicht trotzdem die Frage beantworten, ob Ihr Haus es für sinnvoll
hält, wenn Nahrungsmittel, die Ihr Haus ja immer als gesund und gut
kontrolliert beschreibt, für den Verbraucher teurer werden sollen?

Brandt: Auch da möchte ich Sie auf unsere Presseinformation verweisen.

Frage: Können Sie uns kurz Ihre Pläne dazu nennen, wie Sie erreichen
wollen, dass die Deutschen in den nächsten Jahren weniger Fleisch essen und
produzieren? Es gibt ja auch ordnungspolitische Maßnahmen und andere
Abgabenmodelle.

Brandt: Ja, darüber haben wir beide, glaube ich, hier auch schon einmal
gesprochen.

Zuruf: Kam ja nichts!

Brandt: Ja, genau. - Die Tierbestände reduzieren sich ja bereits. Wenn Sie
sich den CO2-Ausstoß auch einmal nach Branchen gestaffelt anschauen, sehen
Sie, dass die Landwirtschaft nur 7 Prozent des CO2-Ausstoßes zu
verantworten hat, und außerdem sind die jährlichen Emissionen aus der
Landwirtschaft zwischen 1990 und 2018 um 20 Prozent gesunken. Da lohnt sich
also ein differenzierter Blick.

Das gilt auch für die Tierbestände - das hatte ich an dieser Stelle auch
schon einmal gesagt -, denn die Tierbestände in Deutschland entwickeln sich
bereits jetzt rückläufig. Bei der Zahl der Schweine gab es in den Jahren
2017 und 2018 einen Rückgang um mehr als 4 Prozent. Die Zahl der Rinder ist
im gleichen Zeitraum um etwa 3 Prozent gesunken. Der Kollege hat es eben
angesprochen: Die Düngeverordnung, die Nutztierstrategie und die Einführung
unseres staatlichen Tierwohl-Kennzeichens werden auch zu einem weiteren
Rückgang der Bestände führen.

Frage: An das Verkehrsministerium: Wie stehen Sie zu dem Vorschlag von
Herrn Lauterbach, dass für Fahrer von E-Scootern eine Null-Promille-Grenze
gelten sollte?

Buser: Vielleicht erst einmal vielen Dank für Ihre Frage! - Generell zur
Einordnung: Es gelten für ElektroKleinstfahrzeuge die einschlägigen Straf-
und Bußgeldregelungen zum Führen von Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr. Für
uns steht natürlich auch die Sicherheit im Straßenverkehr immer an erster
Stelle.

Um vielleicht auch noch einmal im Detail auf die einzelnen Verbote
einzugehen: Momentan gilt die 0,5-Promille-Grenze, ähnlich, wie es auch bei
Pkw gemäß 24a StVG gehandhabt wird. Bei Verstoß sind ein Monat Fahrverbot,
500 Euro Bußgeld und zwei Punkte im Fahreignungsregister vorgesehen. Ab 0,3
Promille macht man sich allerdings auch schon strafbar, wenn man unter
Alkoholeinfluss nicht mehr in der Lage ist, sicher am Straßenverkehr
teilzunehmen. Das fällt auch unter den Begriff "Gefährdung des
Straßenverkehrs".

Ansonsten gilt natürlich auch noch das absolute Alkoholverbot für all jene
unter 21 Jahren und für diejenigen, die den Führerschein noch ganz neu
haben und in der Probezeit sind. Damit haben wir doch ein umfassendes Paket
dafür gemacht, wie wir sicher im Straßenverkehr unterwegs sein können.

Zusatz: Ich folgere aus Ihrer Antwort, dass Sie keinen Handlungsbedarf
sehen und die augenblickliche Gesetzeslage für ausreichend halten.

Buser: Dem kann ich zustimmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es geht um die
Singapur-Konvention zur Beilegung von Handelskonflikten, die unterzeichnet
wurde. Vielleicht können Sie einmal sagen, warum das so wichtig ist und
wieso die EU, die ja eigentlich für Handel zuständig ist, das nicht als
Ganzes unterzeichnet hat.

Einhorn: Zu der Konvention kann ich Ihnen jetzt im Detail nichts sagen. Es
ist richtig, dass die EU für Handelsfragen in der Europäischen Union
zuständig ist und aktuell die Handelsthemen verhandelt. Vor allem mit den
USA ist die EU im Gespräch. Unsere allgemeine Haltung ist ja auch bekannt,
auch mit Blick auf die aktuelle Eskalation der Handelsthemen. Wir sind
dafür, dass man zu den Verhandlungen zurückkehrt. Wir wollen weniger Zölle
und sind der Meinung, dass Handelskonflikte im Endeffekt jedem schaden.

Zusatzfrage: Aber können Sie dann vielleicht etwas nachliefern, speziell zu
der Singapur-Konvention?

Einhorn: Ich kann mich einmal erkundigen, ob wir dazu etwas sagen können.

Frage: An das Innenministerium: Es gibt ein neues italienisches Gesetz, das
Strafen von bis zu einer Million Euro für Seenotretter vorsieht, die
unerlaubt in italienische Gewässer einfahren. Halten Sie das für
angemessen? Ist das nicht möglicherweise sogar ein Verstoß gegen
internationales Seerecht?

Petermann: Als Bundesinnenministerium möchte ich keine Stellung zu Gesetzen
anderer Staaten nehmen. Das verbietet sich.

Zusatzfrage: Auch wenn sich die Frage stellt, wie sich das in den Kontext
der europäischen Flüchtlingspolitik einfügt?

Petermann: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Frau Adebahr, gibt es von Ihnen einen Kommentar dazu?

Adebahr: Ich würde gern darauf hinweisen, dass es sich dort im Moment noch
um ein Dekret handelt, dass es weiter geprüft werden wird und dass der
italienische Staatspräsident das noch unterzeichnen muss. Das heißt, es hat
noch einen Weg vor sich.

Insgesamt kann ich für den Bundesaußenminister sagen, dass die
Kriminalisierung von Seenotrettung nichts ist, was irgendwie wünschenswert
oder unterstützenswert ist. Jegliches Ansinnen in diese Richtung ist etwas,
was wir kritisch sehen.

Ich verweise hier auch gern auf die Presseerklärung des UNHCR, der sich
heute über die Entwicklung in Italien besorgt gezeigt und gesagt hat, das
könnte geeignet sein, um private Seenotrettungsorganisationen von ihren
Seenotrettungsaktivitäten abzuhalten oder diese zu verhindern. Er hat noch
einmal betont, dass NGOs eine wichtige Rolle in der Lebensrettung spielen,
die ein humanitärer Akt ist und - wie gesagt - aus unserer Sicht auch nicht
kriminalisiert werden sollte.

Im Moment ist das ein Dekret, das weiterer Prüfung bedarf. Ich glaube, auch
in Italien gibt es da gerade Bedenken. Aber das ist etwas, was sich jetzt
die italienische Gesetzgebung und eventuell Gerichte weiter anschauen
würden und was wir - wie schon gesagt - nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Meines Wissens gibt es in Malta im September eine Art Gipfel
mit den Innen- und Außenministern. Wird da die Bundesregierung mit einer
Stimme auftreten? Wenn ja, wenn man das probieren will, wie wird das - - -

Adebahr: Das ist das Gymnich-Treffen der Außenminister.

Petermann: Es ist als Folge des Treffens der EU-Innenminister in Helsinki
geplant, im September in Malta zusammenzukommen, um noch einmal über einen
Ad-hoc-Mechanismus zur Seenotrettung zu sprechen. Das betrifft aber nur die
Innenminister.

Zusatzfrage: Also es ist kein gemeinsames Treffen auf Malta? Also mein
Stand war Innen- und Außenminister.

Adebahr: Das müsste ich noch einmal genau recherchieren.

Petermann: Das ist mir nicht als Treffen der Außenminister bekannt, sondern
der Innenminister.

Adebahr: Also es gibt ein Gymnich-Treffen der Außenminister, in Helsinki
allerdings. Von Malta wüsste ich jetzt gerade nichts zu berichten. Aber das
können wir noch einmal recherchieren.

Frage: Eine Frage zum Thema Iran an das Außenministerium; es war am Montag
schon einmal Thema. Danach hat sich Großbritannien der amerikanischen
Initiative angeschlossen, Handelsschiffe zu schützen oder zu begleiten.
China hat gestern bekanntgegeben, dass sie auch darüber nachdenken, sich
dieser amerikanischen Initiative anzuschließen. Deswegen hätte ich ganz
gern von Ihnen gewusst, ob Sie eine Übersicht haben, wie das eigentlich mit
anderen europäischen Staaten ist. Sie hatten ja am Montag darauf verwiesen,
dass man mit den Franzosen redet. Aber gibt es auch noch Gespräche mit
anderen europäischen Staaten? Wissen Sie, wer sich noch dieser
amerikanischen Initiative anschließen könnte?

Adebahr: Dass die britische Regierung sich der amerikanischen Initiative
"Sentinel" zuneigt, ist eine Äußerung des Außenministers, ich glaube, vom
29. Juli. Das ist gestern oder vorgestern noch einmal in den Medien
diskutiert worden. Aber das ist nichts, was nicht schon vorher da gewesen
ist.

Ansonsten haben wir, glaube ich, im Moment keinen neuen Stand im Vergleich
zur Diskussion von vorgestern.

Zusatzfrage: Sie haben keine Sorge, dass die EU-Mitgliedstaaten sich da
völlig unterschiedlich einlassen könnten, dass sich also ein Teil den
Amerikanern anschließt und ein Teil auf die europäische Mission wartet, die
aber bisher noch nicht gekommen ist?

SRSin Demmer: Ich kann mich da Frau Adebahr nur anschließen. Es gibt keinen
neuen Sachstand zu Montag. Wir sind über eine europäische Mission im
Austausch mit den Partnern. Wir stehen da ganz am Anfang. Aber es gibt
keinen neuen Sachstand.

Frage: Frau Adebahr, die Brüsseler Zurückhaltung gegenüber dem Vorschlag
von Außenminister Maas, eine EU-Beobachtermission einzurichten, basiert ja
auf der Einschätzung, dass, wenn man das gegen den Willen des Iran macht,
man zu einem späteren Zeitpunkt kaum noch als möglicher Vermittler
fungieren könne. Die Frage ist also: Gibt es Gespräche zwischen der
Bundesregierung und dem Iran, ob es im iranischen Interesse wäre, eine
Beobachtermission einzurichten?

Adebahr: Die Brüsseler Zurückhaltung, die Sie ansprechen, habe ich jetzt so
nicht wahrgenommen. Wir führen in Brüssel Gespräche. Wir sind natürlich
auch mit der iranischen Seite grundsätzlich in einem Dialog. Wenn es
darüber etwas zu berichten gibt, dann melde ich mich.

Zusatzfrage: Haben Sie in diesem Dialog das Interesse, den Iran davon zu
überzeugen, dass eine Beobachtermission auch in seinem Interesse wäre?

Adebahr: Ich verweise einmal auf Montag; da waren Sie nicht da. Da haben
wir das Thema hier schon ausführlich diskutiert.

Zusatzfrage: Ja, aber es war - man kann ja auch Protokolle lesen -, glaube
ich, dieser Aspekt nicht dabei. Deswegen frage ich: Verfolgen Sie in den
Gesprächen mit dem Iran das Ziel, den Iran davon zu überzeugen, dass eine
solche Beobachtermission auch in seinem Interesse sei?

Adebahr: Ich glaube, wenn wir für eine europäische Mission sind und wir da
in Gesprächen sind, dann versuchen wir grundsätzlich in die Richtung aller
Seiten eine richtige Entscheidung zu finden. Aus Gesprächen, die wir
allerseits führen, berichten wir hier, wenn es etwas zu berichten gibt.

SRSin Demmer: Ganz grundsätzlich kann ich auch nur noch einmal darauf
verweisen, dass wir bei den Gesprächen, die jüngst in Wien geführt worden
sind, als ganz deutliches Zeichen werten, dass sich Europa für den Erhalt
des JCPOA einsetzt in allen Aspekten, die damit verbunden sind.

Insofern gibt es Gespräche zu diesem Thema. Europa ist sich da eins.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Der DGB fordert, dass die
Kurzarbeit wieder stärker gefördert wird. Was halten Sie von diesem
Vorschlag?

EINHORN: Zu Forderungen außerhalb dieses Kreises äußern wir uns ja generell
nicht. Tatsache ist - darauf geht es ja zurück -, dass die Wirtschaft
aktuell langsamer wächst. Das sieht man an verschiedenen Indikatoren. Das
ist vor allem der Unsicherheit im außenmarktwirtschaftlichen Umfeld
geschuldet. Der Arbeitsmarkt zeigt sich bisher aber noch recht stabil.
Insofern kann ich jetzt zu solchen Forderungen noch nichts sagen.

Zusatzfrage: Das heißt, es wird momentan bei Ihnen noch gar nicht
diskutiert?

Einhorn: Momentan ist es so, dass wir die Forderungen von Bundesminister
Altmaier haben, die er schon mehrfach wiederholt hat, dass es in diesen
Zeiten, in denen die Wirtschaft langsamer wächst, jetzt an der Zeit ist,
auch die Wirtschaft zu entlasten. Das kann über den Bürokratieabbau
geschehen, zu dem wir Vorschläge vorgelegt haben, über Entlastungen bei der
Körperschaftssteuer, bei der Unternehmenssteuer, bei der Abschaffung des
Soli. Das sind die Vorschläge, die derzeit bei uns auf dem Tisch liegen und
die wir auch kommuniziert haben.

Küchen: Sie hatten ja auch bei uns im Arbeitsministerium angefragt, ob wir
für das Kurzarbeitergeld zuständig sind. Deswegen würde ich mich gern noch
einmal ergänzend zu Wort melden.

Wir haben ja bereits im Nachgang zu der Finanzkrise 2008/2009 die
Regelungen zum Kurzarbeitergeld dahingehend verlängert, dass man zwölf
Monate beziehen kann, in besonderen Situationen sogar 24 Monate. Derzeit
ist die Lage in der Wirtschaft und insbesondere am Arbeitsmarkt noch als
stabil zu bezeichnen. Von daher ist es so, dass wir momentan - gerade auch
angesichts von Rücklagen von mehr als 20 Milliarden bei der Bundesagentur
für Arbeit für etwaige Situationen, in denen man eingreifen müsste - keine
weiteren Maßnahmen vorsehen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf die Situation USA/China/Deutschland.

Zum einen: Geht die Bundesregierung davon aus, dass die Yuan-Abwertung das
Ergebnis einer Manipulation seitens der chinesischen Regierung ist?

Zum Zweiten: Können Sie schon abschätzen, wie die Auswirkung dieses Handels-
 oder Wirtschaftskrieges zwischen den USA und China auf die deutsche
Wirtschaft und die Arbeitsplatzsicherheit sind? Inwiefern sind wir davon
betroffen? - Ich weiß nicht, ob das an Wirtschaft und Finanzen oder nur an
Finanzen geht.

Wogatzki: Dann fange ich einmal an.

Ich kann Ihnen mitteilen, dass die G7-Finanzminister und
Notenbankgouverneure an ihrem letzten Treffen Mitte Juni in Frankreich
nochmals ihre bisherigen Wechselkursverpflichtungen bekräftigt haben. Diese
entsprechen im Wesentlichen auch den G20-Vereinbarungen zur
Wechselkurspolitik. Konkret geht es um die Verpflichtung, auf eine
Abwertung zu verzichten, um sich damit Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. -
 Das kann ich allgemein dazu sagen.

Zusatzfrage: Das empfinde ich nicht als eine Antwort auf die Frage, ob die
Bundesregierung davon ausgeht, dass die chinesische Regierung den Yuan
manipuliert hat, um eine Abwertung zu erreichen.

Wogatzki: Wie Sie wissen, gibt es internationale Organisationen, die sich
mit Fragen der Währungspolitik beschäftigen. Dazu gehört nicht das
Bundesministerium der Finanzen. Deshalb möchte ich hier keine Bewertung
vornehmen.

Zusatzfrage: Und die Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft?

Wogatzki: Dazu kann ich auch nichts sagen. Vielleicht kann da die Kollegen
aus dem Wirtschaftsministerium mehr sagen.

Einhorn: Dazu können wir zum jetzigen Zeitpunkt auch noch nichts sagen.

Frage: Ich würde zum Thema Inlandsflüge durch Bundesbehörden und
Bundesministerien kommen. Da ist seit ein paar Wochen klar, dass letztes
Jahr 230 000 dienstliche Inlandsflüge von Bundesbehörden und
Bundesministerien unternommen wurden. Ich würde gern von Frau Demmer
wissen, ob es ein Anliegen der Bundesregierung ist, diese hohe Zahl massiv
zu senken und ob es eine Option ist, die Inlandsflüge komplett
einzustellen.

Ich würde gern von Herrn Fähnrich wissen: Als offensichtlicher Übeltäter
der Bundesregierung ist das Verteidigungsministerium ausgemacht worden. Die
Mitarbeiter fliegen pro Monat 1120 Mal von Bonn nach Berlin und von Berlin
nach Bonn. Warum passiert das überhaupt? Warum nimmt man da nicht den Zug?

SRSin Demmer: Vorab: Selbstverständlich ist es der Bundesregierung ein
Anliegen - auch im Angesicht des vordringlichen Klimaschutzes -, das
möglichst gering zu halten. Deshalb versuchen alle Ressorts, Dienstreisten
der Bediensteten zwischen den Dienstorten Bonn und Berlin auf das zwingend
notwendige Maß zu reduzieren. Da gilt in allen Ministerien ein sehr
strenger Maßstab bei der Beurteilung der Notwendigkeit von Dienstreisen.
Solange es die beiden Dienstorte gibt, wird man auch hin- und herreisen
müssen.

Zusatzfrage: Man muss dann auch per Flugzeug von Berlin nach Bonn reisen?

SRSin Demmer: Das wird ja immer terminlich abhängig gemacht.

Zusatzfrage: Dann kann man doch die Termine auf einen späteren Zeitpunkt
legen?

SRSin Demmer: Wie gesagt, wir geben hier nicht Auskunft über einzelne
Flüge, aber glauben Sie uns: Das wird sehr verantwortungsvoll entschieden.

Fähnrich: Ich kann eigentlich nur ergänzen: Der erste Dienstort des
Ministeriums liegt in Bonn, der zweite hier in Berlin. Es wurden ja die
Reisen abgefragt, die per Flugzeug durchgeführt. Die wurden aufgelistet.
Der eine Faktor ist natürlich die Zeit, die zur Verfügung steht und als
Grundlage genommen wird. Der andere Faktor ist: Natürlich wird auch das
Verkehrsmittel der Bahn genutzt. Es gibt aber auch die Möglichkeit,
zwischen Berlin und Bonn relativ zügig und schnell hin- und herzufliegen
und so die terminliche Lage zu entspannen. Sie haben sicherlich recht: Wenn
man Termine umlegen kann, dann kann man das machen. Der Tag hat aber nur 24
Stunden, und wenn die entsprechende Lage es erfordert, dann wird auch
geflogen. Auch im Verteidigungsministerium werden diese Flüge ja nicht
wahllos herausgegeben, sondern die werden auch bedacht und gesondert
bewertet.

Fichtner: Der Grundsatz ist aus unserer Sicht klar: Der erste Schritt ist,
zu gucken, wo Reisen vermieden werden können. Der zweite Schritt ist, zu
kompensieren. Seit 2014 werden alle Emissionen, die aus der Reisetätigkeit
der Bundesregierung entstehen, über Entwicklungsprojekte, die zum Beispiel
in Afrika Klimagase einsparen, kompensiert.

Beim Vermeiden wollen wir noch besser werden. Wir haben jetzt zum Beispiel
mit dem Umweltausschuss vereinbart, dass die Beamten aus Bonn, die
vielleicht nur für fünf Minuten in den Umweltausschuss kommen müssen, das
auch per Videokonferenz erledigen können und nicht mehr hin- und herfliegen
müssen. Das ist ein Kleiner Beitrag, und das gibt es auch in anderen
Bereichen. Auch innerhalb des Ministeriums versuchen wir, mehr mit
Videokonferenzen zu arbeiten, damit wir solche Flüge möglichst vermeiden
können.

Was die Rahmenbedingungen angeht, haben wir gerade auch innerhalb der
Bundesregierung ein Gespräch darüber, ob wir das Bundesreisekostengesetz
ändern können, um gerade für solche mittleren Distanzen das Bahnfahren zum
Grundsatz und das Fliegen zur Ausnahme zu machen. Auch da sind wir also im
Gespräch. Dass wir das, was dann übrig bleibt, kompensieren, ist, glaube
ich, sinnvoll und auch mit Blick auf die klimaneutrale Bundesverwaltung,
die wir im nächsten Jahrzehnt werden wollen, eine gute Maßnahme.

Zusatzfrage: Herr Fähnrich, können Sie uns denn Vergleichszahlen nennen,
wie oft man von Bonn nach Berlin beziehungsweise Berlin nach Bonn den Zug
nimmt?

Fähnrich: Sicherlich, aber wahrscheinlich nicht heute, weil das eine
ellenlange Auflistung sein wird. Wir werden es probieren, aber auf Tasche
habe ich die jetzt gerade nicht.

Frage Noch einmal ans Auswärtige Amt, und zwar zum Thema Hongkong. Es gibt
ja Warnungen, dass China auch die Armee gegen die Demonstranten einsetzen
könnte. Wie besorgt ist die Bundesregierung über die Entwicklung in
Hongkong? Spielt die Bundesregierung irgendeine Rolle in diesem Konflikt,
zum Beispiel weil sie Kontakte mit der chinesischen Führung oder mit der
von Hongkong hat?

Adebahr: Wir nehmen die aktuelle Situation und die Berichte mit großer
Sorge zur Kenntnis und rufen dazu auf, sich an einem friedlichen und
konstruktiv geführten Dialog zu beteiligen, damit die Lage in Hongkong
nicht weiter eskaliert. Aus unserer Sicht - und das machen wir auch
deutlich - ist es wichtig, dass die im sogenannten Basic Law für Hongkong
verankerten Grundrechte der Bevölkerung - und dazu gehört aus unserer Sicht
das Recht auf friedliche Demonstration und freie Meinungsäußerung - nicht
eingeschränkt werden. Das ist für uns die Basis der Argumentation, von der
wir ausgehen. Wir konnten in den letzten Wochen sehen, dass die Bevölkerung
von Hongkong entschlossen ist, die Rechte, die in diesem Gesetz verankert
sind, in friedlicher Weise deutlich zu machen und auch zu verteidigen, und
das ist etwas, was die Bundesregierung natürlich grundsätzlich nur
unterstützen kann.

Hinsichtlich des Auslieferungsgesetzes, das ja der Anfangspunkt dieser
Welle von Demonstrationen war, haben wir gemeinsam mit anderen 
EU-Mitgliedstaaten gegenüber der Hongkonger Regierung argumentiert und auch in
einem Brief unsere Bedenken und unsere Haltung grundsätzlich zum Ausdruck
gebracht. Ich glaube, unsere Haltung ist dort auch allen Seiten bekannt.

Frage: Plant das Auswärtige Amt, die Reisehinweise für Hongkong zu
verschärfen?

Adebahr: Darauf kann ich an dieser Stelle nur antworten, dass wir unsere
Reise- und Sicherheitshinweise fortlaufend anpassen und überprüfen. Wenn es
etwas zu veranlassen oder zu ändern gibt, dann werden wir das tun, und dann
teilen wir das mit.

Mittwoch, 7. August 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1897: Regierungspressekonferenz vom 5. August 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 5. August 2019

Regierungspressekonferenz vom 5. August 2019

Themen: Reisen von Abgeordneten des Deutschen Bundestages nach
China, Konvention der ILO zum Schutz indigener Völker, mögliche Senkung des
Mehrwertsteuersatzes auf Bahntickets, Sicherheit an Bahnhöfen, mögliche
maritime Schutzmission am Persischen Golf, Festnahmen von friedlichen
Demonstranten in Moskau, Anforderung der Nato an Bundeswehrpiloten
hinsichtlich der geforderten Mindestzahl an Flugstunden, Forderung des
Deutschen Städtetags hinsichtlich E-Tretrollern, Medienbericht über
regelmäßige Übergriffe von Frontex-Mitarbeitern auf Flüchtlinge,
Nominierung von Kristalina Georgiewa als geschäftsführende IWF-Direktorin,
Auslaufen des INF-Vertrags, Lage der deutschen Wirtschaft, Reform des
Postgesetzes, Brexit, Ankündigung einer türkischen Militäroffensive in
Nordsyrien, Pläne der indischen Regierung für eine Aufhebung des
Sonderstatus für die Kaschmirregion


Sprecher: SRSin Demmer, Adebahr (AA), Wogatzki (BMF), Strater
(BMVI), Thiels (BMVg), Petermann (BMI), Eichler (BMWi)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Frau Demmer und Frau Adebahr, Mitglieder des Digitalausschusses und
des Menschenrechtsausschusses haben die Forderung an die Bundesregierung
erhoben beziehungsweise den Wunsch geäußert, sich dafür einzusetzen, dass
frei nach dem Willen, den die Ausschüsse formulieren, nach China gereist
werden kann. Wie verhalten Sie sich dazu?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung setzt sich für den Dialog mit China auf
allen Ebenen, gerade auch zu schwierigen Themen, ein. Besuchsreisen von
Abgeordneten des Deutschen Bundestages sind da ein wichtiger Bestandteil,
und diese Auffassung betonen wir selbstverständlich immer auch gegenüber
China.

Zusatzfrage: In welcher Form tun Sie das?

Adebahr: Wir sind vom Auswärtigen Amt mit der chinesischen Botschaft im
Gespräch und werden das auch in den nächsten Tagen tun. Wir haben informell
auch das gehört, was Sie gerade angesprochen haben, und wir bedauern die
chinesische Haltung, so sie sich denn manifestieren sollte, Frau Bause
nicht einreisen lassen zu wollen; denn wie Frau Demmer schon gesagt hat:
Gerade da, wo es hakt, gerade da, wo es schwierig wird, gerade da, wo es
Themen zu besprechen gibt, bei denen man vielleicht nicht genau einer
Meinung ist, wird der Dialog und wird gerade auch der Austausch des
Parlaments und werden solche Parlamentsreisen ganz besonders wichtig.
Deshalb setzen wir uns dafür ein - und das werden wir auch weiterhin tun -,
dass Abgeordnetenreisen ein ganz essenzieller Bestandteil des Dialogs auch
mit China sind. Darüber wollen wir auch mit der chinesischen Seite reden -
darüber sind wir grundsätzlich im Gespräch, und wir werden das auch weiter
tun.

Frage: Frau Adebahr, ich erinnere mich an den einen oder anderen Fall - ich
glaube, zum Beispiel Herr Wadephul durfte nicht mit nach Aserbaidschan, und
dann gab es natürlich die ganze Türkeifrage mit den Besuchen auf den
Stützpunkten. Gab es einen vergleichbaren Fall schon einmal im Verhältnis
zu China, der Ihnen bekannt ist?

Adebahr: Das müsste ich nachreichen. Mir ist bekannt, dass es bei Reisen
des Menschenrechtsausschusses auch in früheren Jahren schon Gesprächsbedarf
gegeben hat. Die Frage ist aber: Was wäre ein vergleichbarer Fall? Wir
haben im Moment eben informell von der chinesischen Botschaft gehört, dass
dies der Sachstand ist und dass die chinesische Seite eine Abgeordnete
nicht einreisen lassen möchte. Insofern gibt es da ja auch noch weitere
Gesprächsmöglichkeit - um es einmal so zu sagen -, die wir jetzt vielleicht
auch wahrnehmen.

Zusatzfrage: Damit ich das richtig verstehe: Sie sagten gerade, Sie hätten
informell davon gehört beziehungsweise informell von der Botschaft gehört.
Wer hat Ihnen jetzt informell gesagt, dass die Frau Bause nicht einreisen
soll? Die chinesische Botschaft? Oder haben Sie das informell aus dem
parlamentarischen Raum gehört?

Adebahr: Wir haben gehört, dass die chinesische Botschaft diese Mitteilung
an den Bundestag gemacht hätte. Wir haben für das Auswärtige Amt im Moment
aber keine formelle Absage oder dergleichen vorliegen.

Zusatzfrage: Aber die Kontakte in diesen Tagen, von denen Sie vorhin
sprachen, beziehen sich auch auf diesen Fall? Oder sind die eher
allgemeiner Art?

Adebahr: Wir sprechen grundsätzlich mit der chinesischen Seite über ganz
viele verschiedene Themen, und wir werden auch über die Frage dieser Reise
mit der chinesischen Seite weiter sprechen.

Frage: Frau Adebahr, es geht um eine Konvention der ILO zum Schutz
indigener Völker: Im Koalitionsvertrag steht, dass die Ratifikation
angestrebt werden soll. Wie ist denn da der Sachstand?

Adebahr: Das muss ich Ihnen nachreichen, das habe ich so nicht präsent.

Frage: An das Finanzministerium und vielleicht auch das
Verkehrsministerium: Es gibt ja eine überwältigende politische Mehrheit für
die Senkung des Mehrwertsteuersatzes auf Bahntickets. Gibt es Überlegungen,
das einfach jetzt sofort zu machen? Was hindert Sie daran, jetzt sofort
tätig zu werden und auch einen Gesetzesantrag der Grünen, der angekündigt
ist, aufzunehmen und die Mehrwertsteuer auf Bahntickets zu senken?

Sind Sie auch der Meinung des Bahnchefs, dass das nicht eins zu eins an die
Kunden weitergegeben werden soll, oder sagen Sie, das muss eins zu eins an
die Kunden weitergegeben werden?

Wogatzki: Es wird Sie nicht erstaunen, dass ich im Zusammenhang mit dieser
klimarelevanten Frage wieder auf das Klimakabinett verweise, das am 20.
September tagt. Ziel des Klimakabinetts ist es, ein Gesamtkonzept zu
erarbeiten, in dem alle diese Fragen, die Sie gerade gestellt haben,
sicherlich eine Rolle spielen werden. Diese Fragen sollten jetzt nicht
einzeln herausgegriffen und einzeln diskutiert werden.

Zusatzfrage: Aber warum nicht? Selbst der Finanzminister sagt ja, man solle
die Mehrwertsteuer auf Bahntickets senken.

Wogatzki: Weil genau dafür, dass diese Fragen im Gesamtzusammenhang
erörtert werden, das Klimakabinett eingerichtet wurde. Da spielen ja immer
Kosten mit hinein, und auch die müssen ja im Gesamtzusammenhang evaluiert
werden.

Zusatzfrage: Sind Sie der Meinung, dass die Senkung eins zu eins an die
Kunden weitergegeben werden soll?

Wogatzki: Ich habe dazu jetzt gesagt, was ich sagen kann. Ich nehme hier
keine Einzelbewertungen vor.

Strater: Ich kann das gern ergänzen und Ihnen noch einmal unsere Position
darlegen. Die Mehrwertsteuersenkung bei der Bahn auf Ticketpreise wird von
Minister Scheuer schon seit Monaten gefordert. Bereits im April hat er
gesagt: Um die Bahn noch attraktiver zu machen, brauchen wir auch im
Fernverkehr der Bahn die Absenkung der Mehrwertsteuer auf Tickets von 19
auf 7 Prozent. Bahnfahren ist aktiver Klimaschutz. Das gemeinsame Ziel der
Koalitionsparteien ist, die Zahl der Bahnfahrer bis 2030 zu verdoppeln. Um
das zu erreichen, müssen wir die Bahntickets günstiger machen. Darum geht
es uns hier, und deswegen hat Minister Scheuer diese Maßnahme auch als Teil
der 53 Maßnahmen für Klimaschutz im Verkehr ins Klimakabinett eingebracht.
Dort werden sie zurzeit im Gesamtpaket diskutiert. Sie kennen den weiteren
Fahrplan: Dann wird es zunächst Entscheidungen geben und dann werden die
weiteren Schritte unternommen.

Frage: Frau Demmer, wenn es so ist, dass so ziemlich alle aus CDU, CSU und
SPD sich jetzt für den abgesenkten Mehrwertsteuersatz einsetzen, würden Sie
dann sagen, dass diese Entscheidung quasi jetzt schon gesetzt ist? Es gibt
ja eine Prioritätenliste für den 20. September, darauf wurde verwiesen,
aber ist die Senkung der Mehrwertsteuer auf Bahntickets innerhalb der
Regierung quasi schon durch?

SRSin Demmer: Wir begrüßen selbstverständlich alle Vorschläge, wie der
Klimaschutz vorangebracht werden kann. Es bleibt aber dabei - die Kollegin
hat es schon ausgeführt -: Es geht darum, ein Gesamtpaket zu schnüren. Alle
Vorschläge werden ins Klimakabinett eingebracht, und dann muss man eben
alles mit allem betrachten und ein Gesamtpaket schnüren und eine Lösung
finden. Dem Ergebnis kann ich hier nicht vorgreifen.

Frage: Was spricht denn dann dagegen, die Mehrwertsteuer auf Bahntickets zu
senken, wenn alle dafür sind?

SRSin Demmer: Ich glaube nicht, dass hier irgendjemand etwas dagegen gesagt
hat. Wir haben vielmehr gesagt: Es wird Ende September eine Entscheidung
geben, und der können wir hier einfach nicht vorgreifen.

Frage: Es ist angesprochen worden, dass die Bahn diese
Mehrwertsteuersenkung, wenn sie denn käme, nicht komplett an die Kunden
weitergibt. Wie ist da Ihre Sicht? Sollte sie das zu hundert Prozent
weitergeben?

Strater: Wir wollen, dass Bahnfahren günstiger wird, wir wollen, dass die
Tickets günstiger werden. Dem dient diese Maßnahme der
Mehrwertsteuersenkung. Wir wollen, dass mehr Menschen auf die
umweltfreundliche Bahn umsteigen, das ist das klare Ziel unseres Hauses.

Frage: Eine weitere Frage an das Verkehrsministerium - das betrifft jetzt
nicht Finanzen, aber auch die Bahn - zum Sicherheitskonzept, das nach dem
Vorfall im Frankfurter Bahnhof noch einmal geprüft werden sollte: Gibt es
da irgendwelche Ergebnisse, ob man zu weiteren Sicherheitsvorkehrungen in
deutschen Bahnhöfen kommt?

Strater: Sie haben letzte Woche die Pressekonferenz von Bundesminister
Seehofer verfolgt. Er hat dort Gespräche angekündigt, auch mit unserem Haus
und der Deutschen Bahn. Ich kann Ihnen jetzt noch keinen Termin für solche
Gespräche nennen. Die müssen wir jetzt zunächst auch einmal abwarten. Ich
kann Ihnen heute also noch keine konkreten Schritte nennen, die auch
seitens der Deutschen Bahn, die ja als Betreiber im Wesentlichen für die
Sicherheit an Bahnhöfen zuständig ist, zum Beispiel bei der Infrastruktur
oder beim Betrieb unternommen werden. Das muss dann alles in diesen
Gesprächen auf den Tisch und dort diskutiert werden, aber dem kann ich im
Moment noch nicht vorgreifen.

Frage: Sowohl an das Außen- wie auch an das Verteidigungsministerium zu der
Diskussion um einen möglichen Einsatz in der Straße von Hormus:

Der Koordinator für die transatlantischen Beziehungen hat heute Morgen
gesagt, er wisse, dass im Moment auf Regierungsebene darüber gesprochen
wird, kenne aber keinen Sachstand, wer da genau mit wem und über was
spricht. Frau Adebahr, können Sie das beantworten?

An Herrn Thiels hätte ich die Frage: Ist die Deutsche Marine zurzeit bis
zur Kapazitätsgrenze investiert, sodass ein möglicher Einsatz insofern
Verschiebungen erfordern würde, oder existieren Spielräume?

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich da den Einstieg machen. Es gibt keinen
neuen Sachstand gegenüber Mittwoch, aber die Interpretationen sind offenbar
auseinandergegangen. Ich würde hier deshalb gerne noch einmal festhalten:
Die Bundeskanzlerin sieht eine Beteiligung an einer US-geführten Mission in
der derzeitigen Situation und zum jetzigen Zeitpunkt nicht. Da sind sich
auch alle -

(ein Mobiltelefon klingelt)

- in der Bundesregierung einig.

Vorsitzender Detjen: Können Sie das vielleicht wiederholen? Ich kann mir
vorstellen, dass das mit dem Handyklingeln für die Hörfunkkollegen nicht so
gut war.

SRSin Demmer: Ich hatte hier am Mittwoch schon gesagt - und das gilt für
die gesamte Bundesregierung und die Bundeskanzlerin -: Wir stehen dem 
US-Vorschlag zurückhaltend gegenüber, deswegen haben wir keinen deutschen
Beitrag zu einer US-geführten Mission angeboten. Es geht darum, den Weg der
Diplomatie weiter zu beschreiben und das Gespräch mit dem Iran natürlich in
der gebotenen Klarheit zu suchen, um eine Entspannung der Lage zu
erreichen; denn selbstverständlich ist freie Navigation in der Straße von
Hormus und ihrer Umgebung für die Stabilität der ganzen Region von
Bedeutung. Schon die Festsetzung der "Stena Impero" durch den Iran stellt
einen überaus gefährlichen und rechtswidrigen Eingriff in die Freiheit der
Seeschifffahrt dar.

Zusatzfrage: Dann präzisiere ich in meiner Nachfrage kurz meine Fragen von
vorhin, weil Sie eigentlich auf eine europäische Mission zielten -

SRSin Demmer: Genau.

Zusatzfrage: - und nicht so sehr auf eine Mission unter Führung der
Amerikaner.

SRSin Demmer: Auch das hatten wir hier am vergangenen Mittwoch ja schon
gesagt: Grundsätzlich betrachtet die Bundesregierung den Vorschlag einer
maritimen Schutzmission europäischer Staaten weiterhin als erwägenswert,
und wir stehen dazu auch mit den europäischen Partnern im Austausch.

Adebahr: Beantwortet das Ihre erste Frage?

Zusatzfrage: Das hätte ich gerne schon etwas konkreter. Wenn Gespräche
laufen, würde ich gerne wissen, wer da mit wem über was redet.

Adebahr: Vonseiten des Auswärtigen Amtes sind die politischen Direktoren
miteinander in Kontakt, und es wird auch in dieser Woche weitere Gespräche
zwischen den politischen Direktoren Deutschlands und Frankreichs geben. Wir
werden auch - das hat der Außenminister am Freitag in einem Radiointerview
gesagt - in Brüssel weiter über das Thema sprechen. Das sind Planungen, die
wir jetzt angehen, und der momentane Stand ist, dass wir auch in Brüssel
weiter darüber sprechen wollen. Unsere Partner und wir, die E3 - und das
läuft bei uns im Auswärtigen Amt namentlich auf Ebene der politischen
Direktoren - stehen in einem steten Austausch.

Wogatzki: Es fehlt noch die Antwort auf die Frage nach den Kapazitäten der
Marine. Eigentlich ist das jetzt extrem spekulativ, denn wir haben noch
keine Mission, wir wissen nicht, was für Fähigkeiten überhaupt gefragt
wären. Dementsprechend kann man keine Aussage darüber treffen, ob die
Deutsche Marine das jetzt leisten könnte. Gehen Sie einmal davon aus, dass
die Deutsche Marine bisher alle Anforderungen, die an sie herangetragen
worden sind, leisten konnte. Ich sehe keinen Grund, warum das nicht in
Zukunft nicht auch so sein soll.

Frage: Frau Adebahr, wenn Sie sagen, dass Gespräche unter den E-3
stattfinden: Hat sich Großbritannien durch den dortigen Regierungswechsel
beziehungsweise Premierministerwechsel aus dem Dreierverbund der
europäischen Staaten entfernt, und zwar sowohl, was das Atomabkommen
angeht, als auch, was eine mögliche EU-Mission oder Beobachtungsmission in
der Straße von Hormus angeht?

Adebahr: Die britische Position, die der Außenminister letzte Woche Montag,
glaube ich, dargelegt hat, haben Sie ja vernommen. Was das JCPOA angeht,
gab es ja die Tagung der Joint Commission in Wien vor einer Woche am
Sonntag, und dort hat Großbritannien ganz normal auf bisheriger Linie
teilgenommen und auch weiter klargemacht, dass es zu dem Nuklearabkommen
steht. Die beiden Außenminister haben in der letzten Woche auch miteinander
telefoniert. Auch dort bestand noch einmal Einigkeit, dass man an dem
Nuklearabkommen weiter festhält und dass es da keine Positionsänderung
gibt.

Was den Kontakt der politischen Direktoren angeht, so besteht der, glaube
ich, fort. Ich kann Ihnen hier von diesem Podium aus aber keine
Einzelheiten referieren, ob sich da in den letzten Tagen irgendetwas
geändert hat; ich habe jedenfalls nichts Entsprechendes gehört.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht noch sagen, ob bei dieser Mission die
Briten quasi die Seiten gewechselt haben und überlegen, innerhalb einer
europäischen Mission mitzumachen - sie hatten ja sogar einmal eine eigene
Mission angedacht -, oder ob sie jetzt ganz auf diesen Kurs eingeschwenkt
sind und sich an einer amerikanisch geführten Mission beteiligen wollen?

Adebahr: Diese Diskussion wurde hier, glaube ich, letzte Woche geführt.

SRSin Demmer: Ja, wir haben darüber gesprochen. Wir haben das natürlich zur
Kenntnis genommen, sind aber weiter mit den E3-Partnern im Gespräch.
Darüber hinaus gibt es zu diesem Thema derzeit eben noch keinen neuen
Stand.

Frage: Die Bundesregierung schließt ja eine US-geführte Mission aus.
Schließt das auch bei einer zum Beispiel europäischen Mission eine 
US-Beteiligung komplett aus?

SRSin Demmer: Ich muss Sie da korrigieren, denn so habe ich das nicht
gesagt. Die Bundeskanzlerin beziehungsweise die Bundesregierung sehen eine
Beteiligung an einer US-geführten Mission in der derzeitigen Situation und
zum jetzigen Zeitpunkt nicht und darüber sind sich alle einig. Ihre Frage
ist weit in die Zukunft gerichtet, und Spekulationen kann ich hier nicht
bestätigen. Wir spekulieren ja hier jetzt nicht darüber, was sonst noch
alles möglich sein könnte.

Frage: Frau Demmer, Frau Adebahr, es gab ja gestern schon Äußerungen zu den
Ereignissen in Moskau. Wollen Sie denen vielleicht noch etwas hinzufügen
oder sie wiederholen?

Andere Frage: Wurde sie nur öffentlich geäußert, oder haben Sie die
Besorgnis gegenüber russischen Kollegen auch direkt zum Ausdruck gebracht?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung verurteilt die neuerlichen Festnahmen von
friedlich demonstrierenden Menschen in Moskau und den danach folgenden,
unverhältnismäßig harten Polizeieinsatz. Die Maßnahmen erfüllen uns mit
großer Sorge. Wir appellieren dringend an die zuständigen Behörden und
Institutionen, die Verhältnismäßigkeit zu wahren und die Festgenommenen
auch umgehend wieder auf freien Fuß zu setzen. Die Einhaltung der
Prinzipien von OSZE und Europarat ist von hoher Bedeutung für die
Demokratie, und die Russische Föderation hat sich zu eben jenen Prinzipien
wie Versammlungsfreiheit und freier Meinungsäußerung bekannt. Deshalb ist
Russland aufgerufen, diese grundlegenden Prinzipien zu respektieren und bei
seinem Handeln auch Verhältnismäßigkeit zu wahren beziehungsweise walten zu
lassen.

Mit Blick auf die russischen Regionalwahlen im September ruft die
Bundesregierung nachdrücklich zur Einhaltung internationaler Standards auf.

Adebahr: Ich würde noch hinzufügen: Dass diese beziehungsweise unsere
gestern geäußerte Haltung in Russland angekommen ist, haben ja vielleicht
auch Sie an der Äußerung der Außenamtssprecherin, Frau Sacharowa, gesehen,
die darauf ja auch schon wieder reagiert hat. Insofern gilt: Ja, wir machen
das natürlich intern in Gesprächen klar, die unsere Botschaft führt, und
ich glaube, auch der Kanal, auf dem wir das öffentlich erklären, wird dort
zur Kenntnis genommen.

Frage: Frau Adebahr, gab es eigentlich ein Gespräch zwischen dem
Auswärtigen Amt und dem Ex-Schachweltmeister Kasparow, der sich ja sehr
stark geäußert hat?

Adebahr: Davon kann ich Ihnen hier nichts berichten. Falls ich etwas
berichten könnte, würde ich es nachreichen.

Ich kann aber zur ILO-Konvention sagen: Das ist in der Tat im
Koalitionsvertrag, und die Ressortabstimmung dazu ist noch im Gange und
läuft noch.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium zu Flugstunden.
Dazu gibt es ja jetzt eine Kleine Anfrage, die belegt, dass nur 60 Prozent
der deutschen Piloten die Nato-Anforderungen in Form der nötigen Anzahl an
Flugstunden erfüllen. Kann das Bundesverteidigungsministerium damit denn
zufrieden sein? Welche negativen Auswirkungen ergeben sich daraus auf die
Einsatzbereitschaft und die Fähigkeiten, die man innerhalb des Bündnisses
zur Verfügung stellen muss?

Thiels: Vielen Dank für die Frage! Das gibt mir nämlich einmal die
Gelegenheit, vielleicht auch einmal etwas ein bisschen ins Verhältnis zu
setzen.

Wir haben im Moment ungefähr gut 850 Pilotinnen und Piloten in der
Bundeswehr, die eine gültige Fluglizenz haben. Die können also jederzeit
sicher ein Militärflugzeug fliegen, und die weisen das auch jeweils nach.
Dafür gibt es den sogenannten Scheinerhalt. Das heißt, man muss eine
bestimmte Anzahl von Flugstunden absolvieren, damit man seine Fluglizenz
behält.

Die Frage betraf ja jetzt die Anforderungen der Nato. Die liegen deutlich
oberhalb der Anforderungen, die wir national erheben. Das hat viel damit zu
tun, dass die Nato gleiche Standards für einsatzgleiche Verpflichtungen für
Nato-Einsätze haben will, bei denen man zum Teil in hochintensiven
Einsatzszenarien unterwegs ist. Das heißt, da gibt es andere Standards, als
es sie in den normalen Bereichen gibt. Dass wir jetzt eine doch
erkleckliche Anzahl an Pilotinnen und Piloten haben, die diese Standards im
Moment nicht erfüllen, ist richtig. Wir arbeiten auch daran, dass diese
Pilotinnen und Piloten natürlich sukzessive auf den höchsten Standard
gebracht werden.

Aber man muss eines im Kopf behalten: Nicht alle von diesen 850 Piloten und
Piloten, die wir auf dem Papier haben, fliegen ja auch. Das heißt, die
machen zwar ihren Scheinerhalt, aber die sind zum Teil in Stäben oder in
Lehrgängen, sind also im Moment gar nicht mehr in irgendwelchen
fliegerischen Verwendungen aktiv. Das heißt, die muss man eigentlich
herausrechnen, damit man ein ungefähr sauberes Bild erhält. So entsteht
ein, glaube ich, eher ein bisschen schräges Bild, wenn man sagt, 42 Prozent
- oder welcher Wert dann in den Medien transportiert worden ist - würden
die Nato-Anforderungen nicht erfüllen. Viele müssen sie im Moment gar nicht
erfüllen, weil das gerade gar nicht ihrer Anforderung entspricht.

Dann muss man auch sagen: Es ist eigentlich auch technisch gar nicht
machbar, die Leute alle ständig auf dem gleichen Stand zu halten. Trotzdem
und natürlich dessen unbenommen arbeiten wir daran, dass die Leute
sukzessive mehr und bessere Anforderungen erfüllt bekommen.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, man müsse das ins Verhältnis setzen, würden
Sie dann sagen, die Bundeswehr könne auf alle Fälle zu 100 Prozent ihre
Assets, die sie einbringen soll, auch einbringen, oder gibt es tatsächlich
Lücken, die man stopfen muss und die dann möglicherweise hier in
Deutschland wieder auf Kosten oder zulasten der Ausbildung gehen?

Thiels: Aktuell erfüllen wir alle von der Nato aufgebrachten Erfordernisse,
und das ist das Entscheidende.

Zusatzfrage: Mit der negativen Auswirkung auf die Ausbildung und Übungen
usw. hier in Deutschland?

Thiels: Innerhalb der Übungen sind die Leute natürlich entsprechend
zertifiziert, klar. Wenn Sie jetzt zum Beispiel an das Air Policing
Baltikum denken: Da sind die Leute natürlich entsprechend einsatzfähig; das
ist ja klar.

Frage: Herr Thiels, wenn ich Ihrem Argument folge, würden Sie die Rechnung
dann für mich vornehmen? Wenn Sie also diejenigen, die diese Nato-Vorgaben
sozusagen gar nicht erfüllen müssen, herausrechnen, zu welchem Ergebnis
kommen Sie dann?

Thiels: Das muss ich Ihnen im Detail nachliefern. Das mache ich auch gerne.
Das habe ich im Moment leider nicht ganz parat, aber das können wir
nachliefern; klar.

Zusatzfrage: Heißt das, dass die Bundesregierung in dem aktuellen Zustand
keinen Missstand erkennen kann? Das klingt ja so, als wäre eigentlich alles
okay, was die Nato-Verpflichtungen angeht, und als müsste man dabei gar
nicht nachsteuern.

Thiels: Die Luftwaffe erfüllt aktuell alle Anforderungen, die an sie von
der Nato für die Einsätze und einsatzgleichen Verpflichtungen gestellt
werden. Aber natürlich - das habe ich ja eingangs auch gesagt - wünschen
wir uns und arbeiten auch daran, dass noch mehr Piloten diese Anforderung
erfüllen; das ist ja klar.

Zusatz: Ich lese ja, dass es einen zweiten Flugsimulator in Jagel geben
soll.

Thiels: Wir sind stets darum bemüht, die Anforderungen entsprechend zu
erfüllen und auch besser zu werden; klar.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium zum Stichwort 
E-Roller. Der Deutsche Städtetag fordert heute klarere Spielregeln, weil das
offenbar in Großstädten schon ein bisschen aus dem Rahmen läuft. Überall
liegen die Dinger herum. Sehen Sie irgendwelchen Handlungsbedarf,
gesetzlich entgegenzuwirken, oder sind Sie mit den Erfahrungen zufrieden,
die bislang mit den E-Rollern gemacht wurden?

Strater: Wir hatten das Thema hier an dieser Stelle auch schon einmal
besprochen. Wir haben das Thema der Verkehrssicherheit und des sicheren
Betriebs dieser Geräte selbstverständlich fest im Blick. Wir haben hier
neulich schon einmal gesagt, dass sich der Minister vor Kurzem in einem
Brief an den Präsidenten des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeister
von Leipzig, Herrn Jung, gewandt hat. Hierin hat der Minister gebeten, dass
die Städte und Kommunen die Sanktions- und Steuerungsmöglichkeiten für mehr
Sicherheit und den Schutz schwächerer Verkehrsteilnehmer, die die
Verordnung ja schon bietet, in vollem Rahmen ausschöpfen sollen,
insbesondere bei Fahrten mit mehreren Personen, wie man das jetzt auch
schon einmal häufiger sieht, bei Fahrten auf Gehwegen und in Fußgängerzonen
oder bei Fahrten im alkoholisierten Zustand.

Wir haben ja auch einen vertieften Austausch mit den Städten und Kommunen
angeregt, und dazu werden wir demnächst auch kommen. Ich kann das jetzt
noch nicht genau terminieren, aber hierüber stehen wir mit den Kommunen in
einem engen Austausch, damit wir genau diese Punkte zusammen besprechen.

Zusatzfrage: Gibt es im Moment also keinerlei Überlegungen, da gesetzlich
gegenzusteuern?

Strater: Ich habe ja gesagt: Die Kommunen und die Städte müssen diesen
Handlungsrahmen, den sie haben, voll ausschöpfen. Sie müssen sanktionieren.
Sie müssen kontrollieren. Dazu sind sie auch die Richtigen. Das ist - über
die Ordnungsämter beziehungsweise die Polizei - die zuständige Ebene. Sie
müssen diese Möglichkeiten, die die Verordnung jetzt schon bietet, voll
ausschöpfen, und das haben wir, wie gesagt, auch in diesem Schreiben an die
Kommunen erbeten. Wir haben auch einen vertieften Austausch angeregt, und
der wird auch weiter stattfinden.

Frage: An das Innenministerium: Es geht um Frontex und die gestrige Meldung
in der "Tagesschau", dass es regelmäßig zu Übergriffen von 
Frontex-Mitarbeitern gegen Flüchtlinge komme. Ich würde gerne wissen, welchen
Informationsstand die Bundesregierung oder das Bundesinnenministerium dazu
hat, wie man sich darüber auf europäischer Ebene abstimmt und welche
Sanktionsmöglichkeiten es bei solchen Übergriffen überhaupt gäbe.

Petermann: Danke für die Frage! - Wir haben aktuell 105 Mitarbeiter
beziehungsweise Beschäftigte, die sich für Frontex schwerpunktmäßig in
Griechenland aufhalten. Von den 105 sind 85 Bundespolizisten, der Rest sind
Landesbeamte. Wir können von keinem Einsatz berichten, bei dem es zu
Menschenrechtsverletzungen kam. Wir haben auch keine eigenen Erkenntnisse
darüber.

Zusatzfrage: Diese Berichte sind ja in der Welt, auch wenn sie Ihrer
Ansicht nach möglicherweise keine deutschen Frontex-Mitarbeiter betreffen.
Gibt es denn darüber Informationsgespräche auf EU-Ebene, weil das ja eine
EU Behörde ist?

Petermann: Sicherlich wird darüber gesprochen. Ich kann in diesem
Zusammenhang noch auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage 19/11678
hinweisen. Die ist relativ jung. Darin wurde das Thema auch schon einmal
erörtert.

Zusatzfrage: Gibt es Sanktionsmöglichkeiten? Helfen Sie mir. Gibt es so
etwas, wenn sich ein Mitarbeiter von Frontex so etwas zu Schulden kommen
lässt und das belegbar ist? Was passiert dann?

Petermann: Wenn es ein Deutscher wäre, käme es in jedem Fall zu
Disziplinarmaßnahmen. Das wird es bei allen Staaten geben, die 
Frontex-Mitarbeiter entsenden. Ich kann nur von den deutschen berichten.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer oder Frau Wogatzki. Es geht um
die Nominierung von Frau Georgiewa als IWF-Chefin. Wie bewerten Sie diese
Nominierung, die ja offenbar nach relativ langen, schwierigen Verhandlungen
der EU-Staaten zustande gekommen ist?

SRSin Demmer: Das IWF-Direktorium hat am 26. Juli einen Aufruf zur
Nominierung des künftigen geschäftsführenden Direktors beziehungsweise der
Direktorin veröffentlicht. Die Nominierungsphase läuft vom 29. Juli bis zum
6. September. Die Entscheidung über die neue geschäftsführende Direktorin
beziehungsweise den neuen geschäftsführenden Direktor soll bis zum 4.
Oktober abgeschlossen und bekannt gegeben werden.

Die EU-Finanzminister haben jetzt am vergangenen Freitag Frau Kristalina
Georgiewa, bisherige Weltbank-Geschäftsführerin, als gemeinsame Kandidatin
für das Amt der geschäftsführenden Direktorin ernannt. Die Bundesregierung
begrüßt die Nominierung Frau Georgiewas. Die Bundesregierung hat bereits in
der Vergangenheit sehr eng und auch vertrauensvoll in unterschiedlichen
Positionen mit Frau Georgiewa zusammengearbeitet. Frau Georgiewa bringt mit
ihrer langjährigen Erfahrung in der multilateralen Zusammenarbeit und ihrer
hohen Kompetenz die besten Voraussetzungen für das Amt der
geschäftsführenden Direktoren des IWF mit.

Wogatzki: Ergänzend kann ich hinzufügen, dass auch das Finanzministerium in
der Zusammenarbeit mit Frau Georgiewa sehr gute Erfahrungen gemacht hat.
Insbesondere bei dem G20-Programm "Compact with Africa" gab es eine enge
und gute Zusammenarbeit.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu Berichten sagen, dass die Bundesregierung
eigentlich für einen anderen Kandidaten war, nämlich Herrn Dijsselbloem?
Stimmen diese Berichte? Falls sie stimmen: Warum waren Sie eigentlich für
einen anderen Kandidaten, wenn sie das jetzt so begrüßen?

Wogatzki: Wir begrüßen es, weil es das gemeinsame Ziel war, eine gute
Kandidatin zu finden. Es gab eine Reihe guter Kandidatinnen und Kandidaten,
und nun hat man sich auf Frau Georgiewa verständigt. Das ist ein gutes
Ergebnis.

Zusatzfrage: Es gab ja einen Kritikpunkt. Der ist das Alter, also dass die
Kandidatin nach den IWF-Vorschriften, die jetzt extra geändert werden
müssen, weil sich die Europäer jetzt auf diese Kandidatin geeinigt haben,
eigentlich zu alt ist. Das wäre die eine Frage: Sehen Sie das nicht als
problematisch an?

Die zweite Frage: Für wie groß halten Sie angesichts der Kritik der
Schwellenländer eigentlich die Chance, dass überhaupt eine europäische
Kandidatin an die IWF-Spitze rücken wird?

Wogatzki: Sie haben recht: Frau Georgiewa fällt aus der derzeitigen
Altersregelung des Internationalen Währungsfonds heraus. Eine Anpassung der
Altersgrenze ist durch die Entscheidung des Gouverneursrats erforderlich.
Wir sind sehr optimistisch, dass es zu einer positiven Entscheidung kommen
wird, und wir halten an einem europäischen Kandidaten fest.

Zusatzfrage: Entschuldigung, dass ich noch einmal nachfrage: Können Sie
etwas zu den Erfolgsaussichten sagen? Es gab nämlich schon bei der letzten
Besetzung Kritik der Schwellenländer. Glauben Sie also auf jeden Fall, dass
der europäische Kandidat durchkommen wird, oder rechnen Sie mit großen
Widerständen?

Wogatzki: Ich kann nur sagen, dass wir optimistisch sind, dass wir mit
einer europäischen Kandidatin durchdringen werden.

Frage: Am Freitag ist bekanntlich der INF-Vertrag ausgelaufen.
Außenminister Maas meinte dazu: "Wir bedauern, dass Russland nicht das
Nötige getan hat, um den INF-Vertrag zu retten." Nun gab es mehrmalige
Einladungen seitens Russlands an die Nato, die fragliche Rakete vor Ort zu
inspizieren, damit etwaige Fragen auf diese Art und Weise geklärt werden
können. Dieses Angebot wurde von der Nato abgelehnt. Ich würde gerne
wissen, was für Beweggründe es gab, dieses Angebot abzulehnen - auch
seitens der Bundesregierung.

Adebahr: Sie haben vielleicht auch Herrn Stoltenberg gehört, der sich am
Montag auch noch zum INF-Vertrag geäußert hat. 29 Nato-Mitgliedstaaten sind
sich einig. Es gab über mehrere Jahre hinweg Gesprächsbemühungen mit
Russland, um Vorwürfe oder Fragestellungen in Hinsicht darauf, dass
Russland den INF-Vertrag verletzt, auszuräumen. Jetzt ist es am Ende so
gekommen, wie es gekommen ist.

Ich kann Sie auf die Äußerung des Ministers verweisen, der gesagt hat,
damit werde Europa ein Stück unsicherer, und der gesagt hat, die
Verantwortung liege bei Russland. Es ist ja nicht so, dass es keine
Gesprächsangebote - auch schon unter der Obama-Administration - an Russland
gegeben hätte, um sich zu unterhalten und um etwaige Vorwürfe in diesem
Bereich auszuräumen. Die Entscheidung der Nato hat Herr Stoltenberg
begründet. Dem habe ich hier, glaube ich, von deutscher Seite auch nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Begründet hat er ja nicht, warum die Nato dieses Angebot
abgelehnt hat. Es ist natürlich bekannt, dass es schon seit der Obama-Zeit
Gespräche gab. Aber diese bestimmte Rakete wurde praktisch als Corpus
Delicti genannt. Wie gesagt, das Angebot Russlands, diese zu inspizieren,
wurde abgelehnt. Deshalb noch einmal meine Frage: Warum?

Adebahr: Sie haben aus der Nato - und die 29 Nato-Mitgliedstaaten waren
sich darin auch einig - die Äußerungen und die Erklärung gehört, dass am
Ende der Gespräche und der Gesprächsangebote, die es über einen langen
Zeitraum gegeben hat, nicht stand, dass Russland die Vorwürfe oder die
Frage der Verletzung des INF-Vertrags hat ausräumen können. Insofern ist
die Nato in ihrer Gesamtheit zu dem Schluss gekommen, dass dieser Vertrag
durch Russland verletzt wird.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium zum Thema Rückgänge bei den
Aufträgen im Bereich Maschinenbau. Die Anzeichen für eine Rezession häufen
sich. Was wird denn aktuell mit welchen Instrumenten getan, um das
Investitionsklima zu verbessern?

Eichler: Es ist tatsächlich so, dass die deutsche Wirtschaft im Moment
langsamer wächst. Das ist insbesondere auf Unsicherheiten im
außenwirtschaftlichen Bereich zurückzuführen. Der Arbeitsmarkt ist aber
insgesamt weiter in guter Verfassung. Dabei möchte ich es im Moment
belassen.

Zusatzfrage: Ein zweites Thema, weil wir gerade beim Wirtschaftsministerium
sind, zum Stichwort Postgesetz. Letzte Woche drang durch, die Tage der
Postzustellung von sechs auf fünf zu reduzieren. Ver.di warnt vor einem
möglichen Arbeitsplatzabbau von bis zu 10 000 Stellen. Werden diese
Überlegungen bei der Formulierung des Postgesetzes eine Rolle spielen?

Eichler: Wir haben in der letzten Woche Eckpunkte für das Postgesetz
vorgelegt, und diese werden wir jetzt weiter beraten. Darin steht unter
anderem, dass wir überprüfen wollen, ob wir von der Verpflichtung abgehen,
im Moment an sechs Tagen in der Woche Post zuzustellen. Das ist überhaupt
noch nicht entschieden. Es ist so, dass es auf europäischer Ebene nur die
Vorgabe gibt, an fünf Tagen in der Woche Post zuzustellen. Das deutsche
Recht geht darüber hinaus. Sollte es überhaupt in die Richtung gehen, hieße
das, dass man nur noch an fünf Tagen die Pflicht hätte, Post zuzustellen.
Man könnte natürlich darüber hinaus auch weiterhin Post zustellen.

Wir prüfen das im Moment, sind im Austausch mit den Beteiligten und werden
diese Erwägungen natürlich in unsere Überlegungen einbeziehen.

Frage: Eine Frage zum Brexit. Ich weiß nicht genau, an wen sich die Frage
richtet und wer dafür verantwortlich ist. Die britische Regierung hat in
der vergangenen Woche noch einmal ihre finanziellen Vorkehrungen für einen
No-Deal-Brexit aufgestockt. Dabei gab es gleichzeitig Berichte, dass die
Vorbereitungen für einen No-Deal-Brexit in Großbritannien weiter gediehen
seien als auf dem Kontinent. Deswegen hätte ich ganz gerne gewusst - ich
weiß nicht, Frau Demmer, ob Sie das beantworten wollen -, ob die
Bundesregierung hier nachsteuert, um sich auf den wahrscheinlicher geworden
No-Deal-Brexit besser vorzubereiten.

SRSin Demmer: Generell gilt, dass wir auf alle Eventualitäten vorbereitet
sind und auch vorher schon waren. Trotzdem ist uns nach wie vor daran
gelegen, einen Deal zu bekommen. Wir wollen nach wie vor einen geordneten
Austritt Großbritannien aus der EU. Ein Austritt Großbritanniens ohne
Abkommen wäre in niemandes Interesse.

Zusatz: Die Frage zielte ein bisschen darauf, ob nachgebessert werden muss.

SRSin Demmer: Woran genau?

Zusatzfrage: An den Vorbereitungen für einen No-Deal-Brexit. Das betrifft
ja eine ganze Reihe von Ministerien.

SRSin Demmer: Genau. Aber da waren wir vorbereitet und sind wir
vorbereitet.

Zusatzfrage: Es muss also gegenüber den Planungen nicht nachgebessert
werden?

SRSin Demmer: Wenn wir bislang gesagt haben, dass wir gut vorbereitet sind,
sehe ich keinen Nachbesserungsbedarf.

Adebahr: Ich glaube, das sind wir. Das Auswärtige Amt hat den Vorsitz im
sogenannten Brexit-Ausschuss inne. Wenn ich mich recht erinnere - nageln
Sie mich nicht fest -, haben wir in den letzten Monaten über 50 Gesetze
geändert, um auch auf ein No-Deal-Szenario vorbereitet zu sein. Wir haben
vergangene Woche auch noch das Brexit-Aufenthaltsüberleitungsgesetz
beschlossen, das vorsieht, allen britischen Staatsangehörigen und ihren
Familienangehörigen hier einen Aufenthaltstitel zu ermöglichen. Das war im
Kabinett und muss jetzt noch in den Bundestag. Insofern haben wir von
Anfang an unsere Vorbereitungen sehr sorgfältig und sehr gründlich
getroffen und sind deswegen für alle Szenarien vorbereitet und ganz gut
gerüstet - auch für die, die wir nicht wollen, denn ein ungeregelter Brexit
ist nicht unsere Wahl.

Frage: Der türkische Präsident Erdogan hat vor Kurzem davor gewarnt, dass
die Türkei in Syrien einmarschieren würde. Türkischen Nachrichten können
wir entnehmen, dass entsprechende Informationen an die ausländischen
beziehungsweise europäischen Partner gegangen sind. Meine Frage an die
Bundesregierung: Wie real ist diese Chance beziehungsweise die Gefahr eines
türkischen Einmarschs in Syrien und wie bewertet man diese Gefahr?

Adebahr: Ich kann Ihnen im Moment für das Auswärtige Amt nicht von solchen
Mitteilungen, wie Sie sie gerade ansprechen, berichten. Falls wir dazu
etwas nachreichen können oder wollen, mache ich das gerne.

Frage: Eine Frage zur Kaschmirregion. Wie beurteilt die Bundesregierung das
momentane Vorgehen Indiens dort?

Adebahr: Wir beobachten die angespannte Situation und die Entwicklung, die
wir gerade in Jammu und Kaschmir sehen. Wir haben am Wochenende unsere
Reise- und Sicherheitshinweise angepasst, was diese Region betrifft. Dort
geht es um die Pläne der indischen Regierung, den Sonderstatus zu
verändern.

Wir sind der Ansicht, dass alle weiteren Schritte, die die indische
Regierung plant, auf der indischen Verfassung fußen müssen. Das schließt
die durch die Verfassung verbrieften Bürgerrechte der Bevölkerung des
betroffenen Bundesstaates ein. Wir rufen auch dazu auf, dass die indische
Regierung den Dialog mit der betroffenen Bevölkerung über ihre Pläne, über
das, was sie dort eventuell vorhat sucht und dort erklärt. Wir hoffen, dass
die Lage ruhig bleibt, dass es einen Dialog gibt und dass die Lage dort
nicht weiter eskaliert.

Wie gesagt, falls Sie Reisepläne in diese Provinz haben, würden wir uns
freuen, wenn Sie die angepassten Reise- und Sicherheitshinweise des
Auswärtigen Amtes konsultieren.

Montag, 5. August 2019
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BILDUNG/950: Müssen mehr junge Menschen für berufliche Bildung begeistern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. August 2019

BRANDENBURG: Müssen mehr junge Menschen für berufliche Bildung
begeistern



Zur Ausbildungsumfrage der DIHK erklärt der Sprecher für Studium,
berufliche Bildung und lebenslanges Lernen der FDP-Fraktion Dr. Jens
Brandenburg:

"Die steigende Zahl besetzter Ausbildungsplätze ist ein positives
Signal. Die Umfrage offenbart jedoch auch einen erheblichen
Handlungsbedarf. Wir müssen mehr junge Menschen für die berufliche
Bildung begeistern. Eine praxisnahe Berufsorientierung sollte dafür
auch an Gymnasien deutschlandweit schon früh in den Lehrplänen
verankert werden. So können Schülerinnen und Schüler besser über
Ausbildungsmöglichkeiten informiert werden. Denn mit Blick auf den
Fachkräftemangel, den demografischen Wandel und unsere
Wettbewerbsfähigkeit muss die berufliche Bildung in Deutschland
gestärkt werden. Die FDP-Fraktion fordert daher eine
Exzellenzinitiative für die berufliche Bildung, die
Aufstiegsmöglichkeiten, Internationalisierung und Digitalisierung in
den Fokus stellt."

 * 
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FINANZEN/2241: Der Soli muss schnellstmöglich und für alle abgeschafft werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. August 2019

LINDNER-Statement: Der Soli muss schnellstmöglich und für alle
abgeschafft werden



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zum

Solidaritätszuschlag folgendes Statement ab:

"Deutschland steht kurz vor einer Wirtschaftskrise und wir erwarten
von der Bundesregierung, [...] dass sie alles unternimmt, um eine
Krise abzuwenden. Die Abschaffung des Solidaritätszuschlags [...] zum
schnellstmöglichen Zeitpunkt, auch für den Mittelstand und die
Wirtschaft, wäre ein wichtiger Beitrag, um eine Wirtschaftskrise zu
verhindern. Deshalb halten wir daran fest: Der Soli muss
schnellstmöglich und für alle abgeschafft werden, wie es ja auch
versprochen worden ist. Peter Altmaier hat jetzt zum ersten Mal
eingeräumt, dass die Modelle, den Soli nicht für alle abzuschaffen,
verfassungswidrig sind. Diese Aussage wird gegebenenfalls bei Klagen
in Karlsruhe noch eine große Rolle spielen. Das was er vorgeschlagen
hat als Abschmelz-Modell, ist allerdings Augenwischerei. Noch
mindestens zwei Bundestagswahlen sollen die Menschen wählen, bis der
Solidaritätszuschlag entfällt. Das ist typisch CDU: Vor den Wahlen,
diesmal vor zwei Wahlen, wird etwas versprochen. Und nach den Wahlen
wird davon nichts gehalten. Peter Altmaier hat eingeräumt, dass der
Soli verfassungswidrig ist. Also muss er auch die Konsequenz ziehen,
den Soli schnellstmöglich und für alle abzuschaffen. [...]"

 * 
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WIRTSCHAFT/3067: Wir müssen die Wachstumskräfte entfesseln


FDP-Pressemitteilung vom 14. August 2019

TEUTEBERG-Statement: Wir müssen die Wachstumskräfte entfesseln



FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg gab heute zur Entwicklung des
Bruttoinlandsprodukts das folgende Statement ab:

"Die neuen Zahlen, nach denen das Bruttoinlandsprodukt leider sogar
leicht zurückgegangen ist, sind kein Grund für Alarm, aber dafür,
sich sehr besonnen anzuschauen: Was müssen wir tun, um die
Wachstumskräfte wieder zu entfesseln in unserem Land? Und statt das,
was die Große Koalition, die Bundesregierung jetzt macht - nämlich
schon Rettungswesten zu verteilen und irgendwelche Linderung von
Symptomen wie Kurzarbeitergeld und anderes vorzusehen - müssen wir
doch an den Ursachen arbeiten und den Motor wieder flottmachen.

Dazu gehört für uns, dass endlich die Entlastung der arbeitenden
Menschen in Deutschland stattfinden muss. Zum einen mit der
vollständigen, ausnahmslosen Abschaffung des Solidaritätszuschlages.
Das ist nicht nur eine Frage der Verfassungsmäßigkeit und
Glaubwürdigkeit der Politik, sondern - das hat ja selbst der
Bundesfinanzminister erkannt - hat auch Auswirkungen auf die
Konjunktur. Und bei den Menschen, die er jetzt ausnehmen will von der
Abschaffung des Solidaritätszuschlages, geht es ja gerade um
diejenigen, die in Personengesellschaften, die den Mittelstand und
Familienunternehmen prägen, Verantwortung übernehmen für
Arbeitsplätze und die jetzt nicht entlastet werden sollen nach den
Plänen der GroKo. Hier sind wir für Konsequenz, für die vollständige
Abschaffung für alle.

Darüber hinaus muss endlich die kalte Progression angegangen werden,
damit leistungsbereite Arbeitnehmer entlastet werden und nicht bei
Lohnerhöhungen immer mehr Steuern zahlen. Der Mittelstandsbauch muss
abgeflacht werden. Wir müssen uns auch auf das internationale Umfeld
einstellen und die Unternehmenssteuern wettbewerbsfähiger machen. Und
schließlich, statt uns darüber zu beklagen, dass die internationalen
Rahmenbedingungen unsicherer werden und andere auf Protektionismus
und auf Abschottung setzen, selbst glaubwürdig und konsequent für
Freihandel eintreten. Das tun, was Deutschland da tun kann, zum
Beispiel endlich CETA zum Abschluss bringen und insgesamt uns im
internationalen Umfeld für Freihandel und für gute, faire
Handelsbedingungen einsetzen.

Das alles ist notwendig und natürlich auch Planungssicherheit für
Unternehmen und Bürger, damit sie wissen: Worauf können sie sich
einstellen bei Investitionen. All das ist jetzt geboten und nicht mit
neuen Leistungen wie der Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung neue
Belastungen zu beschließen. Wir stehen dafür, Altersarmut gezielt zu
bekämpfen, aber auch für finanzpolitische Solidität und es deshalb
auf diejenigen zu beschränken, die auch wirklich der Hilfe bedürfen.
Insofern: Wir wollen nicht Symptome lindern, sondern den Motor
flottmachen und dafür ist die Entlastung ganz entscheidend, ebenso
Planungssicherheit und Bürokratieabbau."

 * 
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HAMBURG/4845: Neues Gefängnis in Billwerder - Jugendgerechte Architektur (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. August 2019

Neues Gefängnis in Billwerder: Jugendgerechte Architektur!



Das geplante neue Jugendgefängnis in Billwerder ist architektonisch
nahezu identisch mit der Untersuchungshaftanstalt Gablingen bei
Augsburg (siehe Anlage). Die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft hat deswegen eine Schriftliche kleine Anfrage (Drs
21/17973) an den Senat gestellt. Die Antworten darauf seien
ausweichend und diffus, kritisiert Martin Dolzer, der justizpolitische
Sprecher der Fraktion. "Rot-Grün mauert -" so Dolzer, "anstatt sich
mit der erzieherischen Zielsetzungen des Jugendvollzugs ernsthaft
auseinanderzusetzen und dafür architektonische Grundlagen zu schaffen.
Wir können nur hoffen, dass der Senat im Rahmen der geplanten
Expert_innenanhörung kritikfähig wird und seine bisherigen Pläne noch
einmal überdenkt."

Der Senat rede die offensichtlichen Übereinstimmungen der geplanten
Jugendanstalt mit der Untersuchungshaftanstalt Augsburg Gablingen
klein. Mit Anforderungen, die spezifisch sind für Jugendgefängnisse,
wolle man sich erst später auseinandersetzen. Auch das Problem einer
zu starken Verdichtung werde kleingeredet. Fragen nach der Beteiligung
von Personal und Anstaltsbeirat bei der Planung der Anstalt würden
lediglich nebulös beantwortet.

"Eine solche Herangehensweise ist schon ziemlich verantwortungslos.
Insbesondere in Anbetracht der besonderen Aufgaben einer
Jugendanstalt, müssen Architektur und Infrastruktur anders gestaltet
sein als in der Untersuchungshaft. Eine 250 Meter lange Magistrale ist
vollkommener Unfug. Jugendliche brauchen stattdessen sinnstiftende
Angebote, wie zum Beispiel Gartenarbeit und genügend
Bewegungsmöglichkeiten an der frischen Luft. Zudem sollten die bereits
in Hahnöfersand auftretende Probleme durch unzureichende
psychologische und soziale Betreuung sowie ein mangelndes Angebot an
Deutschkursen in der Planungsphase berücksichtigt werden," erklärt
Dolzer.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4844: Grüne enttäuschen mit halbherzigem Verkehrskonzept - von "autofreier Innenstadt" kann keine Rede sein (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. August 2019

Grüne enttäuschen mit halbherzigem Verkehrskonzept - von "autofreier Innenstadt" kann keine Rede sein



Heute haben die Grünen ihr Innenstadtkonzept vorgestellt. Die sechs
genannten Ziele umfassen - anders als angekündigt - keinen Punkt für
eine autofreie Innenstadt. Die drei Leitprojekte umfassen die bereits
im Bezirk Hamburg-Mitte diskutierte Umwandlung der Mönckebergstraße,
den Bereich Binnenalster sowie das Kontorhausviertel. "Wer große
Erwartungen an neue Ideen hatte, wird enttäuscht. Als alten Wein in
neuen Schläuchen präsentieren die Grünen ihre drei Leitprojekte zur
Mönckebergstraße, Binnenalster und dem Kontorhausviertel", sagt Heike
Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. Gerade im Kontorhausviertel hätten
die Grünen die Weiterentwicklung des Weltkulturerbes mit ihrer
Zustimmung zum Abriss der City-Höfe erheblich geschädigt. "Die
angekündigte autofreie Innenstadt entpuppt sich als Luftnummer, denn
im Konzept heißt es lediglich, die Grünen wollten 'den Bus- und
Autoverkehr im Kern der Innenstadt reduzieren'. Der abschließend
formulierte Anspruch 'über das bisher Gedachte hinaus zu denken' wird
so nicht erfüllt. Viele schöne Worte können nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die Grünen mutlos sind, gerade im
Verkehrsbereich."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3370: Wohlfahrtsverbände leisten unverzichtbare Arbeit für die Menschen im Land (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 19. August 2019

Wohlfahrtsverbände leisten unverzichtbare Arbeit für die Menschen im Land



Der Untersuchungsausschuss des Landtages "Wohlfahrtsverbände" hat
heute seine Arbeit mit einer öffentlichen Zeugenvernehmung
fortgesetzt.

Die Geschäftsführerin des paritätischen Wohlfahrtsverbandes, Kristina
Hömke, erklärte, die Vorwürfe des Landesrechnungshofes, die er in
seinem Prüfbericht von 2015 erhoben hatte, seien beim Verband auf
großes Unverständnis gestoßen. Es habe stets eine ausreichende
Kontrolle der Mittelverwendung gegeben. Die Vorwürfe seien daher
haltlos. Im Anschluss an die Sitzung erklärt der Obmann der
SPD-Landtagsfraktion im Untersuchungsausschuss Dirk Stamer:

"Die Wohlfahrtsverbände leisten eine unverzichtbare Arbeit für die
Menschen im Land. Dafür verdienen sie Respekt. Es ist den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Verbänden nicht zuzumuten,
dass sie für die Fehlleistungen in lokal begrenzten Gliederungen in
Sippenhaft genommen werden. Dort wo es nötig ist, urteilen Gerichte
und nicht durch Kampagnen angeheizte Tribunale. Das unterstreicht auch
die Aussage des Landesvorsitzenden des paritätischen
Wohlfahrtsverbandes, Friedrich-Wilhelm Bluschke. Er bezeichnete die
Unterstellung des Landesrechnungshofes, die Landesmittel für die
Wohlfahrtsverbände würden bereits vor der Antragstellung untereinander
verteilt, als unsinnig.

Es ist eine wichtige Erkenntnis aus der bisherigen Untersuchung, dass
eine größtmögliche Offenheit in Zukunft Unklarheiten vermeiden hilft.
Das Wohlfahrtsgesetz der Landesregierung beschäftigt derzeit den
Landtag. Es wird einen wesentlichen Schritt hin zu mehr Transparenz in
der Finanzierung der Wohlfahrtsverbände bringen. Das ist sicher auch
im Interesse der dort beschäftigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3369: Die SPD-Fraktion trauert um Wolfgang Gagzow (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. August 2019

Die SPD-Fraktion trauert um Wolfgang Gagzow

Julian Barlen: "Mecklenburg-Vorpommern verliert einen ausgewiesenen Experten und tollen Menschen."



Zum Tod des Gründungsmitglieds und Geschäftsführers der
Krankenhausgesellschaft MV (KGMV), Wolfgang Gagzow, erklärt der
gesundheitspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Mit Wolfgang Gagzow verlieren Land und Landespolitik eine
außergewöhnliche Persönlichkeit und einen wichtigen Ratgeber. In
unzähligen Anhörungen, Fachgesprächen, Konsultationen und zuletzt als
Mitglied der Enquetekommission "Älter werden in Mecklenburg-
Vorpommern" zeigte er auf, wie die Gesundheitsversorgung im Land
besser gemacht werden kann.

Als gesundheitspolitisches Urgestein hat Wolfgang Gagzow stets im
Interesse einer bestmöglichen Versorgung gehandelt und die wichtige
Rolle der Krankenhäuser vertreten, ohne jedoch seinen eigenen
politischen Kopf und sein kritisches Denken aufzugeben. Gleichzeitig
war er bei jeder - in der Sache auch noch so ernsten Begegnung -
warmherzig und vor allem humorvoll.

Diese Eigenschaften werden wir vermissen. Gerne hätte ich Wolfgang
Gagzow bei seinem für November geplanten Eintritt in das Rentenalter
persönlich gedankt. Die Nachricht von Wolfgang Gagzows Tod hat mich
tief getroffen und macht mich traurig. Meine Gedanken sind bei seiner
Frau und der gesamten Familien."

 * 
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EUROPA/1644: Brexit - Backstop nötiger denn je


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. August 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Brexit: Backstop nötiger denn je



Das gestern von Premierminister Johnson an Donald Tusk gerichtete
Schreiben zeigt, dass der Backstop nötiger denn je ist. Ohne diese
Rückversicherung wäre der Frieden in Irland oder aber die
demokratische Selbstbestimmung der Europäischen Union gefährdet.

"Der britische Regierungschef räumt unumwunden ein, dass sein Land
zukünftig von den Standards der EU abweichen will. Dies würde
Grenzkontrollen zwischen Irland und Nordirland erforderlich machen.
Andernfalls wäre der EU-Binnenmarkt bedroht, da Irland dann zum
Einfallstor von minderwertigen und wettbewerbsverzerrenden Gütern
würde. Die Ankündigung, von britischer Seite keine Grenzkontrollen
einzurichten, kann bestenfalls als nicht durchdacht, im schlimmsten
Fall als zynisch beschreiben werden. Denn ohne Grenzkontrollen wäre
die EU schutzlos möglicherweise gesundheitsgefährdenden,
umweltverschmutzenden und ausbeuterisch produzierten Waren ausgesetzt
und würde EU-Standards unterlaufen. Diese Standards haben die
Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedstaaten durch EU-Gesetzgebung
demokratisch erlassen. Boris Johnson behauptet, der Backstop wäre
undemokratisch. Das Gegenteil trifft zu. Sein Wegfall wäre
undemokratisch.

Alternativen zum Backstop zeigt der Brief quasi keine auf. Neben
Selbstverpflichtungen und dem Versprechen von vertrauensbildenden
Maßnahmen finden sich keine belastbaren Aussagen.

Knapp vier Wochen hat es gedauert, bis der neue Premierminister sich
endlich offiziell mit seinen Forderungen an die EU gewandt hat. Es
bleiben nur noch knapp zehn Wochen bis zum gegenwärtig gültigen
Austrittsdatum am 31. Oktober 2019. Würde es die britische Regierung
ernst meinen mit ihrem selbst erklärten Ziel, mit einem Abkommen
auszutreten, hätte sie sich sofort nach Amtsübernahme an die EU wenden
müssen. Der Zeitablauf, aber auch eine Reihe unrealistischer
Forderungen legen den Verdacht nahe, dass es um die Vorbereitung der
späteren Schuldzuweisung an die EU geht, sollte es zum No-Deal kommen,
nicht um ein ernst gemeintes Verhandlungsangebot. Der No-Deal ist für
weite Teile der britischen Konservativen der Wunschausgang."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/297: Games fördern - Innovationen und Kreativität der Branche unterstützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. August 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Games fördern - Innovationen und Kreativität der Branche unterstützen



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter;

Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Zur heutigen Eröffnung der Gamescom fordert die SPD-Bundestagsfraktion
die vom Bundesverkehrsminister Scheuer zugesagten 50 Millionen Euro
für die Gamesförderung tatsächlich auch bereitzustellen.

"Computer- und Videospiele sind Teil unserer Kultur und bilden einen
wichtigen Wirtschafts- und Innovationsfaktor. Leider ruht die
Gamesförderung in Deutschland im Bereich des Bundesverkehrsministers.
Minister Scheuer hält seine Zusage nicht ein, über seinen Etat 50
Millionen Euro im Bundeshaushalt 2020 für die Gamesförderung
bereitzustellen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hatte diese Förderung in den
Haushaltsberatungen 2019 mit 50 Millionen Euro erfolgreich
durchgesetzt. So haben wir es im Koalitionsvertrag vereinbart. Leider
ist es dem Bundesverkehrsminister bis heute nicht gelungen, ein
entsprechendes Förderprogramm auf den Weg zu bringen. Damit droht der
Gamesförderung das Ende, bevor sie eigentlich begonnen hat. Der
Bundesverkehrsminister muss endlich liefern, um die wichtige
Zukunftsbranche nachhaltig zu unterstützen. Es war klar vereinbart,
dass die Mittel zur Förderung von Games in Höhe von 50 Millionen Euro
auch in den Folgejahren bereitgestellt werden. Nur so schaffen wir ein
nachhaltiges Level-playingfield mit anderen wichtigen
Produktionsländern. Und nur so stellen wir die Innovations- und
Wettbewerbsfähigkeit und von Arbeitsplätzen in Deutschland sicher. Wer
Games fördert, der investiert in eine der stärksten Wachstumsbranchen
der nächsten Jahre.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird Spieleentwickler nicht im Stich
lassen. Wir werden in den parlamentarischen Beratungen zum Haushalt
2020 darauf drängen, dass die zugesagten Mittel für die substanzielle
Förderung von Games und die Einrichtung eines Fonds für die Förderung
von Games zur Entwicklung hochwertiger digitaler Spiele bereitgestellt
werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/717: Mietpreisbremse wird verlängert, zu viel gezahlte Miete kann zurückverlangt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. August 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mietpreisbremse wird verlängert, zu viel gezahlte Miete kann zurückverlangt werden



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher;

Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Im Koalitionsausschuss wurde gestern die Verlängerung der
Mietpreisbremse um weitere fünf Jahre beschlossen. Erstmals können die
Mieterinnen und Mieter zu viel gezahlte Miete rückwirkend
zurückfordern. Das sind wichtige Verbesserungen, die wir durchgesetzt
haben.

"Wir freuen uns, dass die SPD im gestrigen Koalitionsausschuss
wesentliche Verbesserungen für Mieter durchsetzen konnte.

So haben wir die Verlängerung der Mietpreisbremse um weitere fünf
Jahre erreicht. Mit dieser gesicherten Rechtsgrundlage sind die
Bundesländer jetzt aufgerufen, die Mietpreisbremse umzusetzen und sie
nicht wie etwa im schwarz-grünen Schleswig-Holstein abzuschaffen.

Künftig muss ein Vermieter bei Verstößen gegen die Mietpreisbremse zu
viel bezahlte Miete rückwirkend bis zu zweieinhalb Jahren
zurückbezahlen und nicht wie heute ab dem Zeitpunkt der ersten Rüge.
Damit lohnt es sich kaum noch für Vermieter darauf zu pokern, ob sich
der Mieter überhaupt auf die Mietpreisbremse beruft. Mieter können
jetzt überteuerte Wohnungen anmieten und dann noch zweieinhalb Jahre
später die überzahlte Miete zurückfordern.

Der Betrachtungszeitraum für die Berechnung der ortsüblichen
Vergleichsmiete in Mietspiegeln wird von vier auf sechs Jahre
erweitert. Damit werden zwei zusätzliche Jahre mit niedrigeren Mieten
eingerechnet, was die ortsübliche Vergleichsmiete in Mietspiegeln als
Maßstab zulässiger Mieterhöhungen senken wird.

Weil die Immobilienpreise nicht nur in Großstädten erheblich gestiegen
sind, reduzieren wir die Maklerkosten für Immobilienkäufer. Meist
beauftragte der Immobilienverkäufer den Makler, ließ aber dann den
Käufer die Maklergebühren bezahlen. Damit ist jetzt Schluss: Bald
werden die Maklergebühren hälftig von Käufer und Verkäufer getragen,
wenn der Vermieter den Makler beauftragt hat. Damit entlasten wir
Immobilienkäufer.

Alle Maßnahmen wollen wir noch in diesem Jahr im Bundestag
beschließen, damit der starke Anstieg der Mieten gestoppt wird."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/890: StVO-Novelle - Fortschritte für Sicherheit im Radverkehr


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. August 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

StVO-Novelle: Fortschritte für Sicherheit im Radverkehr



Elvan Korkmaz, zuständige Berichterstatterin;

Mathias Stein, zuständiger Berichterstatter:

Der Entwurf der StVO-Novelle, der in der kommenden Woche in die
Ressortabstimmung geht, sieht eine Reihe von Maßnahmen vor, um die
Straßen sicherer zu machen und klimafreundliche Mobilität zu fördern.
Vor allem die Gebühren für radverkehrsbeeinträchtigende Verstöße
sollen deutlich angehoben werden. Die SPD-Bundestagsfraktion wünscht
sich bei der Novelle mehr Mut. Auch der Freigabe von Busspuren steht
die Fraktion kritisch gegenüber.

"Für die Verkehrssicherheit sind da sehr gute Vorschläge dabei und
viele der Punkte entsprechen unseren Vorstellungen. Neben den höheren
Geldbußen soll jetzt auch endlich das Abschaltverbot für
LKW-Notbremsassistenten kommen, das begrüßen wir ausdrücklich.
Besonders wichtig für die Sicherheit von Radfahrenden: Innerorts
müssen Autofahrende künftig einen Abstand von 1,50 Metern einhalten.
Darüber hinaus bekommen Kommunen die Möglichkeit, Überholverbote von
Radfahrenden auszuweisen. Mit dem grünen Abbiegepfeil und der
ausdrücklichen Erlaubnis, dass Radfahrende auch nebeneinander fahren
dürfen, sofern es die Situation erlaubt, hat Minister Scheuer
ebenfalls längst überfällige Maßnahmen aufgegriffen, die zusätzlich
die Attraktivität des umweltfreundlichen Radverkehrs stärken wird.

Sehr kritisch sehen wir die angedachte Möglichkeit zur Freigabe von
Busspuren für Fahrgemeinschaften ab drei Personen und E-Roller.
Busspuren sollen den öffentlichen Nahverkehr beschleunigen, die
Freigabe der Busspuren bremst den ÖPNV jedoch massiv aus.

Bei einigen Punkten hätten wir uns mehr Mut von Minister Scheuer
gewünscht: Schrittgeschwindigkeit beim Rechtsabbiegen für Fahrzeuge
über 3,5 Tonnen ist zwar ein guter Ansatz, noch besser für die
Sicherheit von Fußgehenden und Radfahrenden wäre aber
Schrittgeschwindigkeit für alle rechtsabbiegenden Lkw und Pkw. Noch
mehr Sicherheit ließe sich außerdem erreichen, wenn nicht nur an
Kreuzungen mit einem straßenbegleitenden baulichen Radweg das
Parkverbot an Einmündungsbereichen ausgeweitet wird, sondern an allen
Kreuzungen. Wir vermissen zudem eine Regelung, mit der
'Tempo-30-Strecken' oder -Gebiete leichter ausgewiesen werden können -
das fordern Kommunen und Verkehrsexperten schon lange.

Das Ministerium greift mit dem Entwurf der StVO-Novelle überfällige
Maßnahmen zur Stärkung der Verkehrssicherheit auf. Wir gehen davon
aus, dass die Länder an einigen Stellen Korrekturbedarf sehen werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2862: Bundesminister springt über seinen Schatten - Zollern/Miba dürfen fusionieren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. August 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Bundesminister springt über seinen Schatten: Zollern/Miba dürfen fusionieren



Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher;

Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter:

Der deutsche Metallverarbeiter Zollern aus Sigmaringen darf mit dem
österreichischen Autoteileproduzenten Miba fusionieren. Gegen den
Beschluss des Bundeskartellamts sowie gegen die Empfehlung der
Monopolkommission genehmigte Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
per Ministererlaubnis den Zusammenschluss. Die SPD-Fraktion vermisst
Beschäftigungszusagen an die Braunschweiger Belegschaft.

"Die Fusion ist bedeutsam für die Energiewende und die
umweltpolitischen Ziele der Bundesregierung. Die Gleitlager, die die
beiden Unternehmen gemeinsam produzieren wollen, kommen in
Windkraftanlagen und modernen Gasturbinen zum Einsatz. Ebenfalls
sichert die Fusion einen wettbewerbsfähigen Mittelstand. Das
Familienunternehmen Zollern GmbH ist ein wichtiger Teil unserer
deutschen Gesamtwirtschaft.

Der Einsatz der SPD-Abgeordneten aus Bund und Land in der Region
Braunschweig hat sich gelohnt. Der Bundeswirtschaftsminister ist
endlich über seinen Schatten gesprungen und hat eine Entscheidung
getroffen, die die Zukunft eines Traditionsunternehmens in dieser
Region sicherstellt. Das Unternehmen deckt vor allem die
Anwendungsbereiche des Großmotoren- und des allgemeinen Maschinenbaus
ab. Die damit beschäftige Belegschaft besteht aus über 370
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Wir vermissen jedoch fehlende Auflagen für eine Beschäftigungsgarantie
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese fordern wir in enger
Abstimmung mit der IG Metall. Wir begleiten die anstehenden
Fusionsverhandlungen wachsam. Die Politik hat den Unternehmen die
Rahmenbedingungen für eine solide Zukunft und den Schutz vor
Billigprodukten aus Fernost geliefert. Jetzt muss die Geschäftsführung
im Sinne ihrer Belegschaft verantwortungsvoll handeln und die Jobs in
der Region bewahren."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2298: Deutschland? Bei internationalen Studierenden begehrt! (idw)


Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung - 15.08.2019

Deutschland? Bei internationalen Studierenden begehrt!

Deutschland zum wichtigsten nicht-englischsprachigen Gastland weltweit
für internationale Studierende aufgestiegen - auch mehr deutsche Studierende
und Forschende gehen ins Ausland; Karliczek: Internationale Studierende,
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler immer wichtiger zur
Deckung unseres Fachkräftebedarfs



Berlin/Bonn/Hannover, 15.08.2019: Deutschland hat Frankreich als
attraktivstes nicht-englischsprachiges Gastland für internationale
Studierende überholt und ist damit nach den USA, Großbritannien und
Australien zur viertwichtigsten Destination weltweit aufgestiegen. Bei
ausländischen Forschenden steht Deutschland weltweit sogar auf Rang drei
der Beliebtheitsskala. Das zeigt der Bericht "Wissenschaft weltoffen
2019", den der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) und das
Deutsche Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) heute
veröffentlicht haben. Die nunmehr 19. Auflage von "Wissenschaft weltoffen"
ist die wesentliche Informationsquelle zur internationalen Mobilität von
Studierenden und Forschenden.

"Deutschland zieht immer mehr Studierende und Forschende aus dem Ausland
an. Unser Hochschul- und Wissenschaftsstandort wird international immer
attraktiver. Darauf können wir stolz sein und das sollte uns anspornen,
noch besser zu werden. Die Ergebnisse zeigen nicht nur die hohe Qualität
des deutschen Wissenschafts- und Hochschulsystems. Fast 42.000
internationale Studienabsolventinnen und -absolventen im letzten Jahr
bilden auch ein bedeutendes und wachsendes Potenzial zur Deckung unseres
Fachkräftebedarfs", sagte Bundesbildungsministerin Anja Karliczek
anlässlich der Veröffentlichung des Berichts.

Im Wintersemester 2017/18 waren 375.000 ausländische Studierende in
Deutschland eingeschrieben, darunter 282.000 internationale Studierende
mit einer Hochschulzugangsberechtigung aus dem Ausland
("Bildungsausländer"), die zum Zweck eines Studiums oder aus humanitären
Gründen nach Deutschland gekommen sind. Aus den acht zugangsstärksten
Asylherkunftsländern (Syrien, Afghanistan, Irak, Nigeria, Eritrea, Iran,
Pakistan und Somalia) stammten 24.000 internationale Studierende an
deutschen Hochschulen. Bei den meisten von ihnen dürfte es sich um
Flüchtlinge handeln. Die Hochschulprogramme des DAAD für Flüchtlinge aus
Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) haben zu
ihrer Integration in die Hochschulen wesentlich beigetragen. Syrische
Flüchtlinge bilden inzwischen die sechstgrößte ausländische
Herkunftsgruppe an deutschen Hochschulen.

Ein Fokus des diesjährigen Berichts liegt auf den Motiven international
mobiler Studierender, in Deutschland zu studieren. Sie wurden im Rahmen
der vom DZHW durchgeführten 21. Sozialerhebung abgefragt. Für mehr als die
Hälfte (52 Prozent) der befragten internationalen Studierenden ist
Deutschland das Studienland der ersten Wahl. Für 79 Prozent der Befragten
spielen karriere- und hochschulbezogene Motive eine wichtige Rolle bei
ihrer Entscheidung. Dazu gehören die Erwartung guter Berufschancen (83
Prozent), eine hohe Qualität der Hochschulausbildung in Deutschland (76
Prozent), international anerkannte Abschlüsse (74 Prozent) und der gute
Ruf deutscher Hochschulen (71 Prozent). Dass Deutschland ein exzellenter
Wissenschaftsstandort ist, spricht sich herum: 83 Prozent der
internationalen Studierenden geben an, dass sie ihren Freunden und
Bekannten in ihrem Herkunftsland Deutschland als Studienort empfehlen.
Auch deutsche Studierende sind hochgradig mobil. 2016 strebten fast
145.000 Deutsche einen Studienabschluss an einer Hochschule im Ausland an.
Etwa ein Drittel aller deutschen Studierenden absolviert während des
Studiums einen studienbezogenen Auslandsaufenthalt.

"Noch nie waren so viele deutsche Studierende im Ausland wie heute", sagt
DAAD-Präsidentin Prof. Dr. Margret Wintermantel. "Trotzdem müssen wir
unsere Bemühungen verstärken, dass junge Menschen den Wert internationaler
Erfahrungen erleben können. Mit den neuen Programmen Lehramt.International
und HAW.International eröffnen wir zwei wichtigen Gruppen, die bisher noch
weniger mobil waren, zusätzliche Wege ins Ausland. Die hohe Resonanz auf
unsere Förderinitiativen belegt, dass sie den Zeitgeist treffen und dem
Bedürfnis der Hochschulen und Studierenden nach globaler Vernetzung
entgegenkommen."

Die Zahl ausländischer Forschender in Deutschland unterstreicht ebenfalls
die Qualität des deutschen Wissenschaftssystems im weltweiten Maßstab.
Mehr als 108.000 ausländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
arbeiteten 2017 in Deutschland. Dazu zählten rund 47.500 wissenschaftliche
Angestellte an deutschen Hochschulen, 12.000 angestellte Wissenschaftler
an den vier größten außeruniversitären Forschungseinrichtungen und mehr
als 46.000 ausländische Gastwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler im
deutschen Wissenschaftssystem. "Die Zahl der ausländischen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den deutschen Hochschulen hat
sich in den letzten zehn Jahren fast verdoppelt. Diese enorme Entwicklung
verleiht Lehre und Forschung in Deutschland neue kreative Impulse und
sichert internationale Anschlussfähigkeit", betont Prof. Dr. Monika
Jungbauer-Gans, wissenschaftliche Geschäftsführerin des DZHW.

Für eine vergleichbar umfassende Bezifferung der Zahl deutscher
Forschender im Ausland fehlt derzeit zwar in vielen Gastländern noch die
nötige Datenbasis. DAAD und DZHW haben jedoch für einige wichtige
Gastländer, darunter die Schweiz, USA, Großbritannien und Österreich, die
Zahl der an Hochschulen beschäftigten deutschen Forscherinnen und Forscher
erhoben. Diese lag im Jahr 2018 bei rund 30.000; darunter sind über 10
Prozent Professorinnen und Professoren. 2017 wurden zudem von in- und
ausländischen Organisationen rund 15.000 Aufenthalte deutscher
Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler sowie rund 3.200
Gastdozenturen im Rahmen des Programms Erasmus+ im Ausland gefördert.


Weitere Informationen unter:

http://www.wissenschaftweltoffen.de/publikation/wiwe_2019_verlinkt.pdf

- Download WWO 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1821
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Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung, 15.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





STATISTIK/635: 20 % mehr ausländische Berufsabschlüsse im Jahr 2018 anerkannt (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 21.08.2019

20 % mehr ausländische Berufsabschlüsse im Jahr 2018 anerkannt

Hoher Anstieg bei Gesundheitsberufen - viele in Syrien erworbene Abschlüsse
anerkannt



WIESBADEN - Im Jahr 2018 wurden bundesweit 36 400 im Ausland erworbene
berufliche Abschlüsse als vollständig oder eingeschränkt gleichwertig zu
einer in Deutschland erworbenen Qualifikation anerkannt. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, waren das 20 % mehr
Anerkennungen als im Vorjahr (30.200). Das deutliche Plus kommt vor allem
dem Gesundheitswesen zugute: Drei Fünftel des Anstiegs beruhen auf
Anerkennungen der Abschlüsse von Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und
-pflegern sowie Ärztinnen und Ärzten (+3.700). Über alle Fachrichtungen
hinweg war Syrien das Land, in dem die meisten der anerkannten Abschlüsse
erworben wurden.

Anerkennungen vor allem in medizinischen Gesundheitsberufen 

Die mit großem Abstand häufigsten Anerkennungen waren wie in den Vorjahren
in medizinischen Gesundheitsberufen zu verzeichnen: 61 % der Anerkennungen
(22.300) stammten im Jahr 2018 aus dieser Berufsgruppe (2017: 58 %).
Darunter bezogen sich 10 400 Anerkennungen auf Gesundheits- und
Krankenpflegerinnen und -pfleger sowie 7.200 auf Ärztinnen und Ärzte, denen
damit die Erlaubnis zur Ausübung ihres Berufs (Approbation) erteilt wurde.
Auf den Plätzen drei, vier und fünf folgen Anerkennungen der
länderrechtlich geregelten Berufe Ingenieur/-in (2.900), Lehrer/-in
(1. 900) und Erzieher/-in mit 900 Anerkennungen.

Berufsabschlüsse aus Syrien am häufigsten anerkannt

Die Ausbildungsstaaten mit den häufigsten anerkannten Abschlüssen waren
Syrien (4.800), Bosnien und Herzegowina (3.000), Serbien (2.100) und Polen
(2.000). Nach Regionen betrachtet lagen Anerkennungen von Abschlüssen aus
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (11.900) vorn, gefolgt vom übrigem
Europa (11.500) und Asien (10.000).

Erstmals vollständige Übersicht zum Gesamtbild der Anerkennungen

Die Angaben entstammen den erstmals vollständig zusammengefasst
ausgewerteten amtlichen Datenerhebungen auf Grundlage der
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetze (BQFG) des Bundes und der Länder.
Diese Gesetze regeln die Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse, deren
Referenzberufe in Deutschland dem Bundesrecht oder dem jeweiligen
Landesrecht unterliegen.

Insgesamt 50.500 Anerkennungsverfahren 

Insgesamt bearbeiteten die für die Anerkennung zuständigen Stellen im Jahr
2018 rund 50.500 Anerkennungsverfahren, darunter 39.100 Neuanträge. Das
waren 15 % mehr bearbeitete Anerkennungsverfahren als im Jahr 2017
(44.000). Drei Viertel der Verfahren (38.100) unterlagen dem Bundesrecht,
ein Viertel (12.400) dem Landesrecht. Vier von fünf Verfahren betrafen
reglementierte Berufe (40.600), ein Fünftel nicht reglementierte Berufe
(9.900). Über die Hälfte (56 %) der Verfahren wurde von Frauen beantragt
(28.100).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 315 vom 21.08.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle
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UNIVERSITÄT/2744: Uni Tübingen fordert deutlich höhere Grundfinanzierung (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 19.08.2019

Universität Tübingen fordert deutlich höhere Grundfinanzierung

Senat nimmt Stellung zu Verhandlungen über neuen
Hochschulfinanzierungsvertrag - "Mindestens 1.000 Euro mehr pro Studentin
und Student"



Die Universität Tübingen hat vom Land Baden-Württemberg eine deutliche
Erhöhung der staatlichen Grundfinanzierung gefordert. "Während das
Bruttoinlandsprodukt Baden-Württembergs seit 1998 um real 40 Prozent und
die Steuereinnahmen sogar um 49 Prozent gestiegen sind, liegt der Zuschuss
des Landes pro Studierendem heute um real 3.540 Euro unter dem
Landeszuschuss des Jahres 1998", kritisierte der Senat der Universität in
einer am Montag veröffentlichten Stellungnahme. "Daher verlangen wir, die
staatliche Grundfinanzierung der Universität Tübingen endlich an die stark
gestiegenen Anforderungen anzupassen und die strukturelle
Unterfinanzierung dauerhaft zu beenden."

Dazu sei es notwendig, den Landeszuschuss an die baden-württembergischen
Hochschulen 2021 in einem ersten Schritt um mindestens 1.000 Euro pro
Studentin und Student zu erhöhen, erklärte das Gremium. Anschließend müsse
der Landeszuschuss pro Jahr um drei Prozent gesteigert werden. Darüber
hinaus forderte der Senat, Baden-Württemberg müsse die von der
Bundesregierung mit dem "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken"
zugesagten Mittel an die Hochschulen weiterreichen und - wie im
Zukunftsvertrag vereinbart - um Landesmittel in gleicher Höhe ergänzen.

Die Hochschulen verhandeln derzeit mit der Landesregierung über einen
neuen Finanzierungsvertrag. Die Laufzeit des bisherigen Vertragswerks
endet im Jahr 2020. "Die Signale, die wir im Rahmen der Verhandlungen
derzeit erhalten, lassen befürchten, dass die Investitionen in die
Hochschulen eingefroren oder gar gekürzt werden sollen", sagte der Rektor
der Universität, Professor Bernd Engler. Angesichts der ökologischen,
sozialen, wirtschaftlichen und technologischen Herausforderungen, vor
denen Baden-Württemberg in den kommenden Jahren stehe, wäre dies
folgenschwer.

"Die Anforderungen und Erwartungen, die Gesellschaft, Politik und
Wirtschaft an die Hochschulen herantragen, wachsen kontinuierlich",
betonte der Senat der Universität in seiner Stellungnahme. "Deutlich mehr
junge Menschen als noch vor 20 Jahren streben heute ein Studium an."
Zahllose Unternehmen, die ihre Arbeitskräfte noch vor wenigen Jahren
überwiegend selbst ausgebildet hät-ten, würden heute zunehmend darauf
setzen, dass Ausbildung von den Hochschulen geleistet werde: "Politische
Entscheidungen - etwa zur Akademisierung von Gesundheitsberufen - haben
den generellen Trend zum Hochschulstudium als Regelfall nochmals deutlich
verstärkt."

Alle Industrienationen stünden vor dramatischen Veränderungen:
"Globalisierung, technologischer und demographischer Wandel,
Umweltzerstörung und Klimawandel fordern jeden Einzelnen und die
Gesellschaft insgesamt. Es wird in den nächsten Jahrzehnten mehr denn je
auf die Universitäten und ihre Leistungen in Forschung und Lehre
ankommen", erklärte das Gremium: "Nur mit den Universitäten, mit ihrer
Fähigkeit, das Wissen zu erweitern und weiterzugeben, ihrer Fähigkeit zu
Dialog und Ausgleich sowie nicht zuletzt ihrer Fähigkeit zur
transnationalen und interkulturellen Verständigung wird unsere
Gesellschaft in der Lage sein, diese Herausforderungen zu meistern. Die
Universitäten brauchen dazu aber ein solides finanzielles Fundament."



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution81
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STATISTIK/619: Jede vierte Person in Deutschland hatte 2018 einen Migrationshintergrund (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 21.08.2019

Jede vierte Person in Deutschland hatte 2018 einen

Migrationshintergrund

52 % der Menschen mit Migrationshintergrund sind deutsche
Staatsangehörige 



WIESBADEN - Im Jahr 2018 hatten rund 20,8 Millionen Menschen in Deutschland
einen Migrationshintergrund. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) auf
Basis des Mikrozensus weiter mitteilt, entsprach dies einem Zuwachs
gegenüber dem Vorjahr von 2,5 % (2017: 20,3 Millionen). Eine Person hat
einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil
nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. Dies traf 2018 auf
jede vierte Person in Deutschland zu.

Im Jahr 2018 waren rund 52 % der Bevölkerung mit Migrationshintergrund
Deutsche und knapp 48 % Ausländerinnen beziehungsweise Ausländer. Etwa die
Hälfte der 10,9 Millionen Deutschen mit Migrationshintergrund besitzen die
deutsche Staatsangehörigkeit seit ihrer Geburt (5,5 Millionen). Sie haben
einen Migrationshintergrund, weil mindestens ein Elternteil ausländisch,
eingebürgert, deutsch durch Adoption oder (Spät-)Aussiedlerin oder
Aussiedler ist.

Fast die Hälfte der Zugewanderten gibt familiäre Gründe für Migration an

Von den 20,8 Millionen in Deutschland lebenden Menschen mit
Migrationshintergrund waren rund 13,5 Millionen Menschen nicht hierzulande
geboren, sondern sind im Laufe ihres Lebens zugewandert. Als wichtigstes
Migrationsmotiv nannten die Zugewanderten familiäre Gründe (48 %), bei
weiteren 19 % war es die Aufnahme beziehungsweise Suche nach einer
Beschäftigung in Deutschland. Für 15 % der Zugewanderten stellten Flucht
und Asyl das Hauptmotiv dar. 5 % gaben an, zum Studieren beziehungsweise
wegen einer Aus- oder Weiterbildung nach Deutschland gekommen zu sein.

Knapp drei Viertel der aus familiären Gründen Zugewanderten kommen aus
Europa

Zuwandererinnen und Zuwanderer, die angaben, aus familiären Gründen nach
Deutschland gereist zu sein, kamen hauptsächlich aus Europa (72 %), ebenso
diejenigen, die wegen der Aufnahme beziehungsweise Suche nach einer
Beschäftigung nach Deutschland gekommen sind (85 %). Hingegen kamen
Zuwandererinnen und Zuwanderer, die Flucht und Asyl als Hauptmotiv für die
Migration angaben, hauptsächlich aus dem Nahen Osten (47 %). Diejenigen,
die für ein Studium oder eine Aus- und Weiterbildung nach Deutschland
eingereist sind, kamen zu 40 % aus Europa und zu 38 % aus Asien.

Methodische Hinweise:

Der Mikrozensus ist eine Stichprobenerhebung, bei der jährlich rund 1 % der
Bevölkerung in Deutschland befragt wird. Um aus den erhobenen Daten
Aussagen über die Gesamtbevölkerung treffen zu können, werden die Daten
hochgerechnet.

Die Basis der hier gemachten Angaben bildet der Migrationshintergrund im
weiteren Sinn, der seit dem Berichtsjahr 2017 jährlich erfasst wird. Zuvor
lagen Ergebnisse auf Basis dieser Begriffsdefinition nur alle vier Jahre
vor (2005, 2009, 2013). Mit dem Berichtjahr 2017 wurden zudem methodische
Neuerungen in der Befragung eingeführt, sodass die Ergebnisse für die
Bevölkerung mit Migrationshintergrund im weiteren Sinn für 2017 nun
zusammen mit den Ergebnissen des Berichtsjahres 2018 erstmals
veröffentlicht werden können. Der Migrationshintergrund im weiteren Sinn
umfasst im Unterschied zur engeren Definition auch den
Migrationshintergrund derjenigen Personen, die in Deutschland mit deutscher
Staatsangehörigkeit geboren wurden, aber zum Erhebungszeitpunkt nicht mehr
mit ihren Eltern in einem Haushalt lebten. Das heißt, erfasst werden auch
diejenigen Personen, die Deutsche sind und in einem eigenen Haushalt leben,
bei denen aber mindestens ein Elternteil ausländisch, eingebürgert, deutsch
durch Adoption oder (Spät-)Aussiedlerin oder Aussiedler ist. 2018 konnten
durch diese erweiterte Datenbasis zusätzlich zu den 19,6 Millionen Personen
mit Migrationshintergrund im engeren Sinn weitere 1,2 Millionen Per
sonen mit Migrationshintergrund identifiziert werden. Die 2017 eingeführte
jährliche Erfassung dieser zusätzlichen Informationen ermöglicht eine
kontinuierliche umfassende Abbildung der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund.

Die Zahlen beziehen sich auf die Bevölkerung in Privathaushalten und nicht
auf die Bevölkerung in Gemeinschaftsunterkünften, da aufgrund einer
Änderung des Mikrozensusgesetzes der Migrationsstatus ab 2017 nicht mehr
für die Bevölkerung in Gemeinschaftsunterkünften ermittelt werden kann.

Der Mikrozensus, der an den Eckwerten der Bevölkerungsfortschreibung
hochgerechnet wird, kommt für das Jahr 2018 auf einen
jahresdurchschnittlichen Bestand von 9,9 Millionen ausländischen Personen
in Privathaushalten. Zum Jahresende 2018 weist das Ausländerzentralregister
(AZR) hingegen 10,9 Millionen Ausländerinnen und Ausländer nach. Die
Differenz ist vor allem auf eine unterschiedliche Bestandsbasis
zurückzuführen. So hatte der Zensus 2011 ergeben, dass die Zahl der in
Deutschland lebenden Ausländerinnen und Ausländer um 1,1 Millionen Personen
niedriger war als zuvor angenommen. Dieser Effekt ist in der
Bevölkerungsfortschreibung und in den Eckwerten des Mikrozensus
berücksichtigt. Im AZR wurden hingegen keine vergleichbaren
Bestandskorrekturen vorgenommen. Zudem sind im Unterschied zum Mikrozensus
im AZR auch Ausländerinnen und Ausländer in Gemeinschaftsunterkünften
erfasst.

 * 
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HERRSCHAFT/1843: Parteien - das grüntaktive Spektrum ... (SB)




Robert Habeck ist heute die grüne politische Persönlichkeit, die
zum Kanzleramt führen kann.

Daniel Cohn-Bendit im Gespräch mit der Zeit [1]

Während die AfD vor den Landtagswahlen in Brandenburg, Sachsen und
Thüringen ihre Muskeln spielen läßt, die SPD einen weiteren Absturz
befürchten muß und die Union um ihre Zukunft als Volkspartei bangt,
schwimmen die Grünen auf der Woge des Erfolgs. Da ein vorzeitiges Ende
der Großen Koalition nicht auszuschließen ist, sind Szenarien denkbar,
in denen eine grüne Regierungsbeteiligung auf Bundesebene vor der Tür
stehen könnte. In bundesweiten Umfragen liegen die Grünen bei 25
Prozent, nur noch knapp hinter der führenden CDU/CSU und etwa doppelt
so hoch wie die SPD. Galten sie in der Vergangenheit als Westpartei,
die in den ostdeutschen Bundesländern kein Bein auf den Boden bekommt
und um ihren Einzug in die Parlamente zittern muß, zeichnet sich
inzwischen auch im Osten eine steil ansteigende Kurve ab. In
Brandenburg stehen sie bei 16 Prozent, dreimal soviel wie bei der
letzten Landtagswahl. In Sachsen sind es aktuell 12 Prozent, so daß
man auch dort von einem Paradigmenwechsel sprechen kann, da die Grünen
künftig in diesen Ländern wohl mitregieren werden. [2]

Während die nach rechts driftenden Konservativen und Sozialdemokraten
von der AfD regelrecht vor sich her getrieben werden, die ihnen
Wählerstimmen abnimmt und ihre Zerlegung beschleunigt, gelten die
Grünen längst als einzig relevanter und zukunftsfähiger
parteipolitischer Gegenpol zum reaktionären Aufmarsch. Das mutet
insofern erstaunlich an, als vierzehn Jahre nach dem Scheitern der
ersten rot-grünen Bundesregierung deren tiefgreifende Demontage des
Sozialstaats und Durchbruch an der Kriegsfront offenbar der
Geschichtsvergessenheit anheimgefallen ist. Nach 16 Jahren
konservativer Kanzlerschaft Helmut Kohls nährte Rot-Grün die Illusion
eines Aufbruchs nach links, zumal sich die Grünen in ihrem damaligen
Wahlprogramm noch zu sozialen Verbesserungen und zum Pazifismus
bekannt hatten. Statt dessen setzte das Kabinett Schröder/Fischer den
massivsten Konter durch, der die Bundesrepublik Zeit ihres Bestehens
heimgesucht hatte. Diese Kumpanei sorgte für eine Einbindung und
Befriedung potentiellen Widerstands, wie es der Union damals nicht
möglich gewesen wäre.

Die rot-grüne Koalition beschloß massive Steuersenkungen für die
Reichen und setzte die Agenda 2010 durch, die ein verschärftes
Arbeitsregime etablierte, die Ausgrenzung für überflüssig erklärter
Bevölkerungsteile forcierte und damit Millionen von Menschen in
prekäre Verhältnisse und Armut trieb. Außenpolitisch brach sie das
seit Jahrzehnten geltende Tabu deutscher Angriffskriege und schickte
die Bundeswehr zum Einsatz im Kosovo und in Afghanistan. Während der
daraus resultierende größte Niedriglohnsektor Europas die ökonomische
Vorherrschaft des Exportweltmeisters auf dem Kontinent beflügelte und
deutsche Militarisierung dies mit Waffengewalt weit darüber hinaus
unterfütterte, zahlten nicht nur die Peripheriestaaten der
Europäischen Union, sondern auch wachsende Segmente der einheimischen
Bevölkerung dafür einen hohen Preis.

Seit ihrer Gründung vor knapp vierzig Jahren haben es die Grünen immer
wieder verstanden, als Sammelbecken verschiedene Bewegungen zu
integrieren und darüber linke Positionen zu eliminieren. Sämtliche
Flügelkämpfe endeten mit dem Sieg der Realos, welche die Partei auf
bürgerlich konsensfähige Positionen einschworen und um des Wahlerfolgs
willen radikalere Ansätze entsorgten. Waren die Grünen ursprünglich in
der Friedensbewegung verankert, so verwandelten sie sich in einen
Wegbereiter deutscher Kriegsführung, zu der sie maßgebliche
ideologische Begründungen beisteuerten. Während der Verrat an der
Arbeiterbewegung lange schon zu einem geflügelten Wort bei der
kritischen Einschätzung der Sozialdemokratie geworden war, erfüllten
die Grünen eine durchaus vergleichbare Funktion in jenen Kreisen, die
sich nach dem Niedergang des antikapitalistischen Kampfes verstärkt
Umweltschutz, Pazifismus und soziale Emanzipation auf ihre Fahnen
geschrieben hatten.

Das zeichnet sich nicht auf sämtlichen Feldern in aller Deutlichkeit
ab, da dieser integrative und herrschaftskonforme Prozeß noch längst
nicht abgeschlossen ist. So gelten die Grünen als genuine
Umweltpartei, obgleich sie einem grünen Kapitalismus den Weg bereiten,
der die ökologische Katastrophe nicht nur nicht abwenden kann, sondern
im Gegenteil alle Maßnahmen ausblendet und verhindert, die unverzögert
ergriffen werden müßten, wollte man den Klimawandel zumindest noch
bremsen. Ein ökosozialistischer Entwurf, der geeignet sein könnte,
tiefgreifende gesellschaftliche Veränderungen mit wirksamen
umweltpolitischen Steuerungsprozessen zu verbinden, rückt damit in um
so weitere Ferne, als die Grünen mit wachsendem Erfolg für sich
reklamieren, über ein Zukunftsmodell zu verfügen, das inmitten
multipler Krisen ohne gravierende gesellschaftliche Umbrüche
wachstumsgestützte Lösungswege in Aussicht stellt.

Bezeichnenderweise sind nicht mehr die ausgedienten Sozialdemokraten,
sondern die Konservativen der Wunschpartner der Grünen. Was auf
Landesebene insbesondere in Baden-Württemberg als Blaupause
vorexerziert wurde, könnte schon bald auf Bundesebene Realität werden:
Eine grün-schwarze Regierung, in der die Union nur den Juniorpartner
abgibt. Mit den Grünen lassen sich Kriege führen, repressive
Polizeigesetze durchsetzen und soziale Einschnitte verordnen, wobei
das Führungsgespann aus dem 49jährigen Schriftsteller Robert Habeck
und der 38jährigen Juristin Annalena Baerbock für das Ende der
innerparteilichen Flügelkämpfe steht und Sympathieträgerschaft für
einen beträchtlichen Anhängerkreis samt möglichen Wechselwählern
verkörpert. Beide sind darin geübt, Grausamkeiten in verharmlosende
Worte zu kleiden und Akzeptanz zu erwirtschaften, ohne Angriffsflächen
für Skandalisierungen zu bieten oder gar Widerstand der Betroffenen
wachzurufen.

In seinem 2010 erschienenen Buch "Patriotismus - ein linkes Plädoyer"
sprach sich Habeck für "eine sinnstiftende, politische Erzählung", für
einen "linken Patriotismus" aus, der den Rückzug in die "patriotische
Gleichgültigkeit" der rot-grünen Jahre überwindet. Als sein Vorbild
nennt er Barack Obama, dessen Wahlsieg als eine Neugründung Amerikas
gefeiert worden sei und der einen Nationalstolz beschwören konnte,
"der sich nicht auf etwas bezieht, was ist, sondern auf etwas, das
erst werden soll und an dem alle teilhaben sollten". Obgleich unter
Obama die Kluft zwischen Arm und Reich stärker als je zuvor wuchs,
neue Kriege in Libyen und Syrien begonnen wurden, das systematische
Töten durch Drohnen ausgeweitet und mehr Migranten als von seinem
Nachfolger Donald Trump deportiert wurden, träumt Habeck offenbar
davon, in seine Fußstapfen zu treten.

In Interviews während der Sommerpause erklärte Robert Habeck, er könne
sich eine deutsche Beteiligung an einer europäischen Marinemission in
der Straße von Hormus vorstellen. Es gebe "beim Iran-Konflikt ein
eigenständiges europäisches Interesse" und Europa könne "sich nicht
mehr darauf verlassen, dass andere seine Interessen vertreten". Auch
Baerbock wäre dazu bereit, sofern sich die USA nicht daran beteiligen.
Sie ist sogar offen dafür, die Bundeswehr ohne UN-Mandat in den Golf
zu schicken, obwohl das Wahlprogramm der Grünen vor zwei Jahren solche
Einsätze ohne Mandat noch ausdrücklich ausgeschlossen hatte. Wie sie
beklagt, sei die EU außenpolitisch schwach, auch weil Deutschland in
den vergangenen Jahren keine Führungsverantwortung wahrgenommen habe.
Europa müsse wieder "weltpolitikfähig" werden. Baerbock fordert eine
effektivere "europäische Rüstungszusammenarbeit" wie auch eine
konsequentere Abschiebung "straffälliger Asylbewerber", da der
Rechtsstaat bei ausreisepflichtigen Mehrfachtätern "konsequent
durchgreifen" müsse. Folgten auf eine Straftat nicht zügig Urteil und
Strafvollzug, entstehe der Eindruck, Gewalt habe in Deutschland keine
Konsequenzen. Sie forderte strafrechtliche Sammelverfahren und
jährlich 400 Millionen Euro mehr Mittel für die Justiz.

Während die Grünen mithin ihre innen- und außenpolitische
Regierungsfähigkeit längst unter Beweis gestellt haben, touren ihre
Parteispitzen wie insbesondere Robert Habeck durch die östlichen
Bundesländer, um über ihre eigene Klientel hinaus Wählerstimmen für
sich zu gewinnen. Als erklärtes Feindbild der Rechten wildern sie in
der Anhängerschaft von Union und SPD, die ihrer bislang bevorzugten
Partei nicht mehr zutraut, die Talfahrt zu bremsen. Ob am
Karl-Marx-Monument in Chemnitz [2], im alten Gasometer von Zwickau [3]
oder auf dem Kornmarkt in Bautzen [4] und damit mitten im Feindesland
bringt Habeck seine Charmeoffensive in Stellung, um die
Wählerwanderung umzupolen: "Es ist nicht schön, daß die AfD stärkste
Kraft wird. Aber die stärkste Kraft sind sie nur, weil die anderen
Parteien so nachgelassen haben."

Als Partei des wohlhabenden, gebildeten, städtischen Kleinbürgertums
repräsentieren die Grünen zwar eine Gesellschaftsschicht, die für die
akut vom Abstieg bedrohten oder bereits abgehängten Bevölkerungskreise
unerreichbar geworden ist. Da an der Wahlurne aber insbesondere mit
Hoffnungen, Versprechen und anderen Luftschlössern gehandelt wird,
stehen ihre Chancen nicht schlecht, auch einen Gutteil der Opfer ihrer
langjährigen Politik als Stimmvolk auf ihre Seite zu ziehen.


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2019/08/15/grue-a15.html

[2] taz.de/Gruene-in-Ostdeutschland/!5615981/

[3] www.deutschlandfunk.de/robert-habeck-in-zwickau-hoffen-auf-die-wechselwaehler.1773.de.html

[4] www.saechsische.de/gruene-antworten-auf-dem-kornmarkt-5108390.html
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SDGs: Fortschritt oder Bremse für Frauenrechte?

von Gertrude Eigelsreiter-Jashari



Die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für eine Nachhaltige
Entwicklung (Sustainable Development Goals - SDGs)[*] beinhaltet auch
Geschlechtergleichstellung und die Selbstbestimmung von Frauen und
Mädchen. Ist die Agenda 2030 für die Frauenbewegungen Fortschritt oder
Bremse? Bietet sie Chancen, oder ist sie Energieräuberin?


Die Agenda 2030 und ihre 17 SDGs wurden bei der
70. Generalversammlung der Vereinten Nationen 2015 von der
internationalen Staatengemeinschaft im Konsens beschlossen. Die SDGs
bauen auf den drei Säulen der Nachhaltigkeit - Ökologie, Ökonomie,
Soziales - auf und sollen ein gutes Leben für alle Menschen bis 2030
ermöglichen. Sie zielen darauf ab, Armut und Hunger überall auf der
Welt zu beenden, Ungleichheiten in und zwischen Ländern abzuschaffen,
Menschenrechte für alle zu verwirklichen sowie
Geschlechtergleichstellung und die Selbstbestimmung aller Frauen und
Mädchen zu erreichen.

Die Hauptkritik daran ist, dass diese Zielvorgaben ohne Systemänderung
der Weltwirtschaft und mit dem in der Agenda implizierten
vorherrschenden Wachstumsparadigma nicht erreichbar sein werden.


Der Weg zur Agenda 2030

Frauen haben sich von Beginn an für ihre Anliegen in der globalen
Debatte über Nachhaltigkeit eingebracht. Dennoch sind in der Genese
hegemonialer Konzepte nachhaltiger Entwicklung gendersensible Ansätze
nahezu unsichtbar. Dabei beteiligen sich Wissenschaftlerinnen und
Frauenaktivistinnen bereits seit den frühen 1970er Jahren mit eigenen
Positionen an der internationalen umwelt- und entwicklungspolitischen
Debatte(1).

Frauenanliegen - Geschlechtergerechtigkeit und die Stärkung von Frauen
und Mädchen - sind das eigenständige Ziel 5 [**] der SDGs. In den
anderen 16 Zielen sind geschlechtsspezifische Aspekte aber nur
teilweise in den Unterzielen (Targets) und Indikatoren verankert.
Frauen in Institutionen und NGOs, allen voran die UN Women, haben
enorme Anstrengungen unternommen, um das "Doppelziel" durchzusetzen,
nämlich das alleinstehende Ziel für Frauen plus die Verankerung von
Geschlechtergleichstellung in sämtlichen anderen Zielen. Ein großer
Schritt dahin war die entsprechende Empfehlung im Abschlussdokument
der CSW59 (UN-Frauenstatuskommission 2015) - ein wichtiges Ereignis
nach langen Verhandlungen, das damals im Verhandlungssaal mit
begeistertem Applaus bedacht wurde.

Doch es besteht nach wie vor die Kritik, dass wesentliche Aspekte, die
Frauen besonders, verstärkt oder in mehrfacher Weise betreffen, nicht
ausreichend berücksichtigt seien(2). Obwohl Frauen von Beginn an
äußerst engagiert an globalen Nachhaltigkeitsdiskursen teilnahmen,
ihre Sichtweisen einbrachten und eigene Agenden aufstellten, haben
sich im Laufe der Zeit auch Stimmen gemeldet, die den enormen
Zeitaufwand kritisieren, der notwendig ist, um sich in das komplexe
Regelwerk der SDG-Maschinerie sinnvoll einbringen zu können und
Frauenanliegen Gehör zu verschaffen.


Wirksame(re) Frauenrechtsinstrumente?

Faktum ist: Die Agenda 2030 stellt jenen dominanten globalen Rahmen
dar, an dem sich Nationalstaaten, ihre Verwaltungsapparate,
Ministerien, Länder, NGOs, die Zivilgesellschaft,
Interessenvertretungen u.a.m. abarbeiten, während die für Frauen so
wichtigen Instrumente - wie z. B. die Abschlussdokumente der
4. UN-Weltfrauenkonferenz 1995, die Pekinger Deklaration und die
Aktionsplattform von Peking sowie die Frauenrechtskonvention CEDAW als
einziges rechtlich verbindliches Abkommen für Frauenrechte - nicht
diese internationale Bedeutung und öffentliche Strahlkraft erlangt
haben und meist nur einem inneren Zirkel bzw. dem damit arbeitenden
Personenkreis bekannt sind.


Was Daten alles (nicht) können

Die Daten des Gender Gap Report 2017 des Weltwirtschaftsforums zeigen:
Bei gleichbleibendem Reformtempo würde Geschlechtergerechtigkeit in
217 Jahren erreicht werden(3).

Im Kontext der aktuellen Gesellschaft, in der (fast) alles
quantifiziert werden muss, um der kapitalistischen Lebensweise gerecht
zu werden, spielen Zahlen, Daten und Analysen zweifelsohne ein große
Rolle und sind wichtige Voraussetzung, um Veränderungen, in welchem
Bereich auch immer, anzustoßen.

Analog zur Umweltbewegung, die es im Laufe ihrer jahrzehntelangen
Entwicklung so weit gebracht hat, dass nun selbst ein Vogelschrei in
Zahlen gemessen werden kann, sind viele Bereiche von Frauenleben auch
erst sichtbar geworden, als sie mit Zahlen unterfüttert wurden - etwa
die unbezahlte Arbeit oder die Arbeitsstunden, die Frauen mehr leisten
als Männer.

Wie komplex Berechnungen und Darstellungen jedoch werden, wenn man
etwa die Diskriminierungsachse Geschlecht mit weiteren Kategorien
verknüpft, zeigt die Abbildung über geschlechtsspezifische Indikatoren
im Bericht der UN Women. Intersektionelle Bereiche in den SDGs sind
neben Geschlecht auch Alter, Klassenzugehörigkeit, Behinderung,
Hautfarbe, Ethnizität, sexuelle Orientierung, Geschlechtsidentität und
Migrationsstatus.

Durchschnittszahlen verschleiern Ungleichheiten zwischen sozialen
Gruppen und die Notlage der am stärksten Benachteiligten. UN Women
zeigt das am Beispiel Kinderheirat in Nigeria: Dort beträgt der Anteil
der vor dem 18. Lebensjahr verheirateten Frauen im Durchschnitt 46,8%.
Die Anteile von Frauen in ländlichen Gebieten (60%), Frauen aus dem
ärmsten Einkommensquintil (80,1%) und Frauen, die den
Bevölkerungsgruppen der Hausa und Fulani angehören (78,2 bzw. 79,7%),
liegen jedoch weit darüber. Bei Frauen, die arm sind, in ländlichen
Gebieten leben und sich als Hausa bezeichnen, beträgt die Prävalenz
von Kinderheirat 87,6% - das 1,9-Fache des nationalen Durchschnitts
und ist somit mehr als neunmal so hoch wie für die am besten gestellte
Gruppe in dem Land(4).


Erster Zwischenbericht

UN Women hat im März 2018 eine erste Studie zur Umsetzung der SDGs und
deren Auswirkungen auf Frauen vorgelegt, die auch Empfehlungen in den
Bereichen Daten, Investitionen und Rechenschaftspflicht gibt.

Der Bericht "Den Versprechen Taten folgen lassen: Gleichstellung der
Geschlechter in der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung"(5) zeigt
auf, wie zentral Geschlechtergerechtigkeit ist, um alle 17 SDGs zu
erreichen, und argumentiert für einen integrativen und rechtebasierten
Ansatz für die Implementierung. Gender Data Gaps werden aufgezeigt und
die Herausforderungen für ein erfolgversprechendes Monitoring benannt.

Trotz zunehmender Verbesserung von nach Geschlechtern differenzierten
Statistiken in den letzten Jahrzehnten stehen für ein effektives
geschlechtergerechtes Monitoring laut UN Women nach wie vor dringend
zu lösende Probleme an. Um Fortschritte für alle Frauen und Mädchen
über alle Ziele sicherzustellen, empfiehlt UN Women daher u. a.,


	die Einbeziehung geschlechtsspezifischer Indikatoren in alle 17 SDGs bis 2020 zu unterstützen,

	die regelmäßige Sammlung vergleichbarer Daten von hoher Qualität für geschlechtsspezifische Indikatoren zu fördern sowie

	globale, regionale und nationale Strategien zur Ermittlung von zurückgelassenen Gruppen zu entwickeln.



Beim letzten Punkt sollten Daten systematisch nach Geschlecht und
anderen Merkmalen aufgeschlüsselt werden, aber gerade Untersuchungen
vulnerabler Bevölkerungsgruppen sollten auch mit qualitativen Methoden
erfolgen.


Lohnt sich das Engagement?

Das Ungleichgewicht in den Verhandlungen und Gremien zu den SDGs
- vielen UN-Organisationen steht die kleine Einheit UN Women
gegenüber, vielen NGOs aus allen Lebensbereichen nur einige
Frauenorganisationen und einzelne Frauen - führt dazu, dass beim
Einbringen und Durchsetzen geschlechtergerechter Anliegen eine
ungleich größere Last auf den Frauen liegt. Wie sinnvoll ist es also,
sich für Geschlechtergerechtigkeit und Frauenrechte innerhalb der
Agenda 2030 zu engagieren? Diskriminierungen, Benachteiligungen,
Marginalisierung und Ausschluss von Frauen muss entgegengewirkt werden
- das besagt die Agenda 2030. Sie besagt auch, dass eine nachhaltige
Entwicklung - also das oberste Ziel - ohne Frauen nicht zu erreichen
ist.

Wie viel Energie Frauen in dieses Setting, in die komplexen Strukturen
und vielfältigen Gremien zur Beobachtung und zum Monitoring der SDGs
stecken wollen oder ob sie sich doch lieber auf ihre erprobten
spezifischen Instrumente besinnen, die oft wesentlich stärkere
Formulierungen für Frauenrechte enthalten, oder ob sie sich
aktivistisch und systemkritisch engagieren wollen, bleibt eine offene
Frage, die jede Organisation und jede Aktivistin für sich beantworten
muss. Letztendlich wird es wohl keine Entweder-oder-Frage sein,
sondern eine von Synergien und Prioritäten, um auch mit den begrenzten
Ressourcen der engagierten Frauen nachhaltig umzugehen.


Beträchtliche Herausforderungen

In der Agenda 2030 wird versprochen, die Barrieren aus dem Weg zu
räumen, die Frauen und Mädchen daran hindern, ihr volles Potenzial
auszuschöpfen. Dafür müssen jedoch beträchtliche Herausforderungen
bewältigt werden, wie einige Fakten aus dem Bericht "Den Versprechen
Taten folgen lassen" zeigen:


	In 18 Ländern können Ehemänner in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht ihre Ehefrauen daran hindern, einer Arbeit nachzugehen; in 39 Ländern haben Töchter und Söhne nicht die gleichen Erbrechte, und 49 Länder haben keine Gesetze, die Frauen vor häuslicher Gewalt schützen.

	19% der Frauen und Mädchen im Alter von 15 bis 49 Jahren erfuhren in den letzten zwölf Monaten vor Berichtslegung physische und/oder sexualisierte Gewalt durch einen Intimpartner.

	Weltweit waren zum Zeitpunkt der Berichtslegung 750 Mio. Frauen und Mädchen vor dem 18. Lebensjahr verheiratet, und mindestens 200 Mio. Frauen und Mädchen in 30 Ländern wurden Opfer von Genitalverstümmelung.




Die große Vision

Viele Frauenorganisationen und -netzwerke nehmen auf die SDGs Bezug.
Wie weit die Agenda 2030 in ihrer Arbeit tatsächlich Raum einnimmt,
wie viele Ressourcen sie dafür bereitstellen (können oder wollen) und
ob sie sich von der Agenda 2030 in ihrer Arbeit gestärkt fühlen oder
eine höhere Wirksamkeit wahrnehmen, müsste genauer untersucht werden.
Frauennetzwerke berufen sich in ihrer Arbeit allerdings gerne und oft
erfolgreich z. B. Auf die schon erwähnte Frauenrechtskonvention CEDAW
oder die Pekinger Aktionsplattform, und die meisten von ihnen stellen
größere Zusammenhänge her, etwa das im Vorfeld der
3. Weltfrauenkonferenz 1984 in Nairobi gegründete Südnetzwerk
Development Alternatives with Women for A New Era (www.dawnnet.org).

Auf die Vision der Agenda können wir uns jedenfalls berufen: die
Vision einer Welt, in der jede Frau und jedes Mädchen volle
Gleichberechtigung erfahren und rechtliche, soziale und ökonomische
Hürden zu ihrer Stärkung abgebaut sind.


ANMERKUNGEN:

(1) z. B. Christa Wichterich: Die Erde bemuttern. Frauen und Ökologie
nach dem Erdgipfel in Rio. Berichte, Analysen, Dokumente. Köln 1992;
Ester Boserup: Women's role in Economic Development. New York 1970

(2) vgl. dazu: Ilse Hanak 2015: Kritik an den SDGs aus Frauenperspektive,

www.wide-netzwerk.at

(3) www.weforum.org/reports/the-global-gender-gap-report-2017

(4) Berechnungen von UN Women auf der Grundlage von Mikrodaten aus NPC
(Nationale Bevölkerungskommission), Bundesrepublik Nigeria und ICF
International

(5) UN Women: Turning Promises Into Action,

www.unwomen.org/en/digital-library/sdg-report


WEBTIPPS:

Ausgewählte Internationale Frauenbewegungen: Women's Major Group: SDGs
and the Post 2015 Development Agenda,

www.wecf.eu/english/campaigns/2012/WMG-SDGs_Post2015.php

Women's Environment and Development Organisation,

https://wedo.org

Association für Women's Rights,

www.awid.org

Development Alternatives with Women for A New Era,

http://dawnnet.org/about/history/

African Women Unite Against Destructive Resource Extraction,

https://womin.org.za/ 

Vandana Shiva (Saatgut),

www.navdanya.org


ZUR AUTORIN:

Gertrude Eigelsreiter-Jashari ist Soziologin, Kultur- und
Sozialanthropologin, Universitätslektorin und wissenschaftliche
Projektleiterin am Zentrum für Migrationsforschung. Sie leitet die AG
"Beijing Follow Up" beim Netzwerk WIDE Austria und war mehrfach
Teilnehmerin der österreichischen Regierungsdelegation bei Sitzungen
der UN-Frauenstatuskommission in New York, zuletzt auch 2018.


[*] "17 ZIELE FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG"

(aus frauen*solidarität Nr. 146 4/18, S. 7)


	Keine Armut

	Kein Hunger

	Gesundheit und Wohlergehen

	Hochwertige Bildung

	Geschlechtergleichheit

	Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen

	Bezahlbare und saubere Energie

	Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum

	Industrie, Innovation und Infrastruktur

	Weniger Ungleichheiten

	Nachhaltige Städte und Gemeinden

	Nachhaltiger Konsum und Produktion

	Massnahmen zum Klimaschutz

	Leben unter Wasser

	Leben an Land

	Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen

	Partnerschaften zur Erreichung der Ziele




[**] "SDG 5 GESCHLECHTERGLEICHHEIT" umfasst:

(aus frauen*solidarität 146, 4/18, S. 7) 

5.1 Alle Formen der Diskriminierung von Frauen und Mädchen überall auf
der Welt beenden

5.2 Alle Formen von Gewalt gegen alle Frauen und Mädchen im
öffentlichen und im privaten Bereich einschließlich des
Menschenhandels und sexueller und anderer Formen der Ausbeutung
beseitigen

5.3 Alle schädlichen Praktiken wie Kinderheirat, Frühverheiratung und
Zwangsheirat sowie die Genitalverstümmelung bei Frauen und Mädchen
beseitigen

5.4 Unbezahlte Pflege- und Hausarbeit durch die Bereitstellung
öffentlicher Dienstleistungen und Infrastrukturen,
Sozialschutzmaßnahmen und die Förderung geteilter Verantwortung
innerhalb des Haushalts und der Familie entsprechend den nationalen
Gegebenheiten anerkennen und wertschätzen

5.5 Die volle und wirksame Teilhabe von Frauen und ihre
Chancengleichheit bei der Übernahme von Führungsrollen auf allen
Ebenen der Entscheidungsfindung im politischen, wirtschaftlichen und
öffentlichen Leben sicherstellen

5.6 Den allgemeinen Zugang zu sexueller und reproduktiver Gesundheit
und reproduktiven Rechten gewährleisten, wie im Einklang mit dem
Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und
Entwicklung, der Aktionsplattform von Beijing und den
Ergebnisdokumenten ihrer Überprüfungskonferenzen vereinbart

5.a Reformen durchführen, um Frauen die gleichen Rechte auf
wirtschaftliche Ressourcen sowie Zugang zu Grundeigentum und zur
Verfügungsgewalt über Grund und Boden und sonstige Vermögensformen, zu
Finanzdienstleistungen, Erbschaften und natürlichen Ressourcen zu
verschaffen, im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften

5.b Die Nutzung von Grundlagentechnologien, insbesondere der
Informations- und Kommunikationstechnologien, verbessern, um die
Selbstbestimmung der Frauen zu fördern

5.c Eine solide Politik und durchsetzbare Rechtsvorschriften zur
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und aller Frauen und
Mädchen auf allen Ebenen beschließen und verstärken.

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 146, 4/2018, S. 8-10

Text: © 2018 by Frauensolidarität / Gertrude Eigelsreiter-Jashari

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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DISKUSSION/458: Kiel - "Die Arbeiter*innen haben kein Vaterland" am 20. September 2019


Die Arbeiter*innen haben kein Vaterland

Diskussion und Lesung mit Wolfgang Meyer-Hentrich



Der im Neoliberalismus tobende Klassenkampf kommt gegenwärtig vor
allem rechtsgerichteten Strömungen und Parteien zugute. Das veranlasst
zunehmend auch linke Kräfte, eine nationalistisch orientierte
Klassenpolitik zu formulieren. Diese Veranstaltung geht der Frage
nach, wie sich in Zeiten von Arbeitsmigration, globalen
Produktionsketten und anhaltendem Nord-Süd-Gefälle eine konsequent
internationalistische Perspektive in der Klassenfrage aufrechterhalten
und politisch umsetzen lässt.

Unser Referent Gabriel Kuhn lebt als Autor, Übersetzer und
Gewerkschaftsaktivist in Schweden. Zu seinen Buchpublikationen zählen
Bankraub für Befreiungsbewegungen (2013) und Wobblies: Politik und
Geschichte der IWW (2019). Gabriel ist Mitglied des Zentralkomitees
der syndikalistischen SAC.

Zwischendrin und im Anschluss wird der Arbeiter_chor Roter Hering
immer wieder kleine politische Kabarett-Stücke, Reden und Lieder mit
explitem Klassenstandpunkt zum Besten geben.

Eine gemeinsame Veranstaltung mit Fire and Flames

Termin: 20.09.2019, 20:00 - 23:00 Uhr

Ort: Kiel, Subrosa, Elisabethstr. 25, 24143 Kiel

 * 

Quelle:

Newsletter vom 16. August 2019

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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DISKUSSION/457: Wedel - "Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts" am 18. September 2019


Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts

Diskussionsveranstaltung mit Werner Rügemer



Neue Finanzakteure haben nach der Finanzkrise die bisherigen
Großbanken abgelöst. Hinzugekommen sind Private-Equity-Fonds,
Wagniskapital-Investoren und Investmentbanken.

Mit Digital-Giganten wie Amazon, Facebook, Google, Mikrosoft, Apple
und Uber haben die neuen Finanzakteure schon vor Trumps "Amerika
First" die US-Dominanz in der EU verstärkt. Die neue Ökonomie dringt
in die feinsten Poren des Alltagslebens von Milliarden Menschen ein.
Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts verstecken ihre Eigentumsrechte
in vier Dutzend Finanzoasen und fördern rechtspopulistische Politik.

Dabei stützen sie sich auf eine zivile, transatlantische Privatarmee
von Beratern und kooperieren in Silicon-Valley-Tradition mit Militär
und Geheimdiensten. Der westliche Kapitalismus wendet sich aggressiv
gegen China, das weltweit einer anderen Logik folgt.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Masch - Wedel

Termin: 18.09.2019, 19:30 - 22:30 Uhr

Ort: AWO-Tagesstätte, Rudolf-Breitscheid-Str. 40, 22880 Wedel

 * 

Quelle:

Newsletter vom 16. August 2019

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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TREFF/221: Kiel - Antifa-Wochenende 2019 vom 13. bis 15. September


Go Get Organized

Antifa-Wochenende 2019



Rund um den 3. Oktober dieses Jahres werden die zentralen
Feierlichkeiten zum "Tag der Deutschen Einheit" in Kiel stattfinden.
30 Jahre nach der sogenannten Wiedervereinigung soll unter dem Motto
"Mut verbindet" mit Volksfest und BRD-Politprominenz an die Menschen
in der ehemaligen DDR erinnert werden, die 1989 den Fall den Berliner
Mauer herbeiführten und damit gleichzeitig ein Appell rausgehen, die
siegreiche bürgerliche Demokratie gegen ihre Feinde zu verteidigen.
Aber halt mal! Wie vereinigend ist Deutschland denn eigentlich
wirklich und was soll hier verteidigt werden?

So mutet dieses Motto doch mehr als ironisch an für einen territorial
erweiterten Staat, der durch die Privatisierung und 
Treuhand-Abwicklungen von Betrieben nicht blühende Landschaften, sondern
soziale Verwüstungen ganzer Regionen hervorbrachte. Für ein Land, das
nicht verbindet, sondern spaltet: Mittels "Hartz IV"-Gesetzen in
Deutschland und Austeritätspolitik in Europa wird die neoliberale
Verarmungspolitik deutscher Spielart nach Innen gefestigt und nach
Außen exportiert. Für ein Land, das seit 20 Jahren wieder Krieg führt
und weiter fleißig an seinem reibungslosen Kontroll- und
Repressionsapparat arbeitet. Für ein Land, welches das mörderische 
EU-Abschottungsregime stützt und damit für monatlich 180 europäische
Mauertote mitverantwortlich ist. Für ein Land, welches von den
rassistischen Pogromen Anfang der 1990er bis zu dem bis heute
andauernden staatlich gedeckelten Neonazi-Terrorismus und dem rasanten
Aufstieg proto-faschistischer Formationen in den Parlamenten von
braunen Flecken übersät ist. Besonders stark ausgeprägt sind diese
nicht zufällig auf demjenigen Territorium, auf dem vor dreißig Jahren
unter nationalistischem Taumel die DDR abgewickelt und der BRD
einverleibt wurde.

All das spielt bei den großbundesdeutschen Feierlichkeiten keine
Rolle, denn diese haben das Ziel, die neoliberale Mär vom Ende der
Geschichte aufrechtzuerhalten. Demnach habe sich das System des
westlichen Kapitalismus mit dem Zusammenbruch des Staatssozialismus
sowjetischer Prägung endgültig und alternativlos durchgesetzt. Dass
dies eine ideologisch motivierte Lüge ist, sehen wir tagtäglich, wenn
Menschen trotz aller Hindernisse die tödliche Festung Europa
erklimmen, wenn Hunderttausende für eine mit diesem System nicht
vereinbare Klimapolitik auf die Straße gehen, wenn antifaschistische
Gruppen die Verbindungen zwischen staatlichen Institutionen und
Rechtsterrorismus aufdecken, wenn Anwohner_innen sich gegen steigende
Mieten und Verdrängung und für solidarische Stadtteile organisieren
und für wahre Demokratie von unten kämpfen. Die Erzählung von der
Alternativlosigkeit des bürgerlichen Kapitalismus hat immer Risse, die
gerade in Krisenzeiten nicht mehr zu kaschieren sind. Es gilt für eine
antifaschistische radikale Linke, tatkräftig daran mitzuarbeiten, sie
auszuweiten.

Im Rahmen des Antifa-Wochenendes 2019 wollen wir daran anknüpfen und
verschiedene Facetten und Aspekte der Geschichte und Gegenwart
aufgreifen und uns gemeinsam bilden, diskutieren und organisieren.
Dafür wird es Workshops geben, in denen das kleine 1�1 der Antifa
vermittelt wird. Inhaltlich wollen wir zudem eine grundlegende Kritik
am deutschen Nationalismus und praktische Interventionsmöglichkeiten
erarbeiten und die Frage beantworten, warum Antifaschismus immer auch
Klasse und feministisch sein muss. Mit Blick auf die Propaganda-Party
zum 3.10. wollen wir außerdem eine Gegenperspektive zur hegemonialen
Erzählung der "friedlichen Wiedervereinigung" von 1989 aufmachen und
uns mit der radikalen Linken in (Ost-)Deutschland zur Wendezeit
befassen. Wir wollen diskutieren, wie eine Gesellschaft jenseits von
Kapitalismus, Staatlichkeit und Nationalismus aussehen könnte. Und
natürlich wird es Möglichkeiten zur politischen Organisierung geben,
um auch über das Wochenende hinaus antifaschistisch aktiv zu bleiben.

Egal ob schon lange dabei oder gerade erst mit dem Thema Antifa in
Berührung gekommen: Es wird für alle was dabei sein. Zusätzlich gibt
es natürlich auch ausreichend Verpflegung und ein kleines
Rahmenprogramm - es fehlt eigentlich nur noch Ihr! Also schnappt Euch
Genoss*innen, Freund*innen, Mitschüler*innen, Nachbar*innen oder
Arbeitskolleg*innen und lasst uns vom 13. bis 15. September in der
Alten Meierei zusammenkommen, um uns gemeinsam gegen den Rechtsruck,
neoliberale Trostlosigkeit und das Ende der Geschichte zu
organisieren. Wir freuen uns auf ein spannendes, erkenntnisreiches,
produktives und schönes Wochenende mit Euch!

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der Autonomen
Antifakoordination Kiel statt

Termin: 13.09.2019-15.09.2019

Ort: Alte Meierei, Hornheimer Weg 2, 24113 Kiel

 * 

Quelle:

Newsletter vom 16. August 2019

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5

24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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ARBEIT/2969: Vor allem Geringverdiener und gut Ausgebildete bleiben auch im Rentenalter in Beschäftigung (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 15.08.2019

Vor allem Geringverdiener und gut Ausgebildete bleiben auch im
Rentenalter in Beschäftigung



Aus dem Geburtsjahrgang 1950 gingen etwa 170.000 Personen sechs Monate
nach Erreichen des Regelrentenalters 65 plus, also dem je nach Geburtsjahr
geltenden gesetzlichen Renteneintrittsalter, einer abhängigen
Beschäftigung nach. Dabei arbeiten besser ausgebildete Beschäftigte
häufiger als geringqualifizierte im Rentenalter weiter - und auch öfter
für denselben Arbeitgeber. Das geht aus einer am Donnerstag
veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor.

Dieser Befund lasse sich unter anderem durch Fachkräfteengpässe erklären,
denn qualifiziertes Personal sei derzeit schwer zu ersetzen, erläutert der
IAB-Forscher Christian Westermeier. Auch Personen, die im Alter von Mitte
50 besonders wenig verdient haben, arbeiten signifikant häufiger noch mit
65 plus und bleiben öfter beim selben Arbeitgeber. "Dies erklärt sich auch
daraus, dass diese Personen meist schon in der Vorruhestandsphase nur
geringfügig beschäftigt waren und sich Minijobs aus steuerlichen und
rentenrechtlichen Gründen leicht neben einer Altersrente fortführen
lassen", so Westermeier.

Zwischen Frauen und Männern sowie zwischen Ost und West gibt es kaum
quantitative Unterschiede bei der Erwerbsbeteiligung nach der
Altersgrenze. Auch die Branche, in der vor Erreichen des Rentenalters
gearbeitet wurde, hat kaum einen Einfluss auf die Erwerbsbeteiligung 65
plus. Allerdings ist in einigen Branchen ein Wechsel in einen anderen
Betrieb deutlich wahrscheinlicher als in anderen. Dies ist etwa in der
öffentlichen Verwaltung oder in der Finanz- und Versicherungsbranche der
Fall. Relevant ist das auch insofern, weil diejenigen, die nach dem 58.
Lebensjahr noch einmal den Betrieb wechseln, im Mittel eine ungünstigere
Lohnentwicklung im Vergleich zu Personen ohne Betriebswechsel haben.

Zwischen den Geburtskohorten 1945 und 1950 ist die Beschäftigung kurz nach
der Regelaltersgrenze 65 plus relativ zur Größe der Gruppe um drei
Prozentpunkte auf 14 Prozent gestiegen. In absoluten Zahlen hat sie sich
zwischen den Jahrgängen 1945 und 1950 verdoppelt.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1519.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 15.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1852: Filmwirtschaft - Erste gemeinsame Vergütungsregel für Synchronschaffende abgeschlossen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
21. August 2019

Filmwirtschaft:
Erste gemeinsame Vergütungsregel für Synchronschaffende abgeschlossen



Berlin - Synchronschaffende werden künftig am wirtschaftlichen Erfolg der
von ihnen synchronisierten Filme und Serien beteiligt. Eine erste
gemeinsame Vergütungsregel dieser Art konnte die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) nun für die Filmverleiher
Constantin Film und Studiocanal abschließen. ver.di hat dabei
gemeinsam mit dem Bundesverband Schauspiel (BFFS), dem Bundesverband
Synchronregie und Dialogbuch (BSD) sowie dem Bundesverband Regie
(BVR) für die Kreativen verhandelt.

"Dies ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer angemessenen
Vergütung für Urheberinnen und Urheber im Synchronbereich", sagte
ver.di-Tarifsekretär Matthias von Fintel und hob die Bereitschaft von
Constantin und Studiocanal hervor, eine solch wegweisende
Vereinbarung konstruktiv zu verhandeln. Erstmals in der Geschichte
der Branche würden nun auch die Kreativen von den Einnahmen
profitieren, die aus der langjährigen Verwertung ihrer schöpferischen
Leistungen entstehen.

Im Einzelnen sieht das Ergebnis vor, dass Synchronschauspielerinnen
und -schauspieler, -regisseurinnen und -regisseure sowie
Dialogbuchautorinnen und -autoren rückwirkend zum 1. Januar 2019
abhängig von einem starken wirtschaftlichen Erfolg mit ein bis zwei
Prozent an den künftigen Erträgen der beiden Filmverleiher mit
synchronisierten Filmen beteiligt werden. Als Stichtag für die
Auswertung gilt der 28. März 2002. Die Ausschüttungen werden von der
deska Deutsche Schauspielkasse jährlich entsprechend eines zwischen
ver.di, BFFS, BSD und BVR abgestimmten Schemas an die
Synchronschaffenden verteilt. Die Höhe der Zahlungen richtet sich im
Wesentlichen nach der Anzahl der Beschäftigten in einer Produktion
sowie deren Arbeitsumfang.

"Mit dem Abschluss einer gemeinsamen Vergütungsregel ist es erstmalig
gelungen, den sogenannten 'Fairnessparagraphen' 32a des
Urheberrechtsgesetzes in der Vergütungspraxis der Synchronbranche
festzuschreiben. Bisher sind Synchronschaffende lediglich einmalig
pauschal, ohne Berücksichtigung eines wirtschaftlich bedeutsamen
Erfolges und damit unfair vergütet worden", sagte von Fintel.

Die Verhandlungen für eine gemeinsame Vergütungsregel liefen seit
Frühjahr 2017. Den Weg für dieses Verhandlungsergebnis geebnet hatte
auch die erfolgreiche Klage eines Synchronschauspielers auf
Nachvergütung. Markus Off, die deutsche Synchronstimme des
Schauspielers Johnny Depp in den ersten drei Teilen von "Fluch der
Karibik", hatte in einem langjährigen Rechtsstreit mit Walt Disney
eine Nachvergütung erstritten, die das Zehnfache seiner
ursprünglichen Gage betrug.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.08.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1851: Gestörtes Arbeiten - schlechteres Arbeiten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. August 2019

Gestörtes Arbeiten - schlechteres Arbeiten: 52 Prozent klagen über
ungewollte Unterbrechungen - Die Folge: Stress, Arbeitshetze und
psychische Probleme



Berlin - Über häufige Störungen bei der Arbeit klagen 52 Prozent der
Beschäftigten im gesamten Dienstleistungssektor. Die Folgen sind
gewaltiger Stress, Arbeitshetze sowie zunehmende psychische
Belastungen und ein Rückgang qualitätsvoller Arbeit. Wo die
Arbeitsbedingungen insgesamt schlecht sind, werden die Beschäftigten
fast doppelt so oft gestört wie bei insgesamt guten
Arbeitsbedingungen. Das geht aus einer Studie der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf Basis von repräsentativen
Umfragen zum "DGB-Index Gute Arbeit" hervor. "Die Belastungsspirale
im Dienstleistungssektor ist ein wesentlicher Grund für die steigende
Zahl von Stresskranken", erklärte der stellv. ver.di-Vorsitzende
Frank Werneke. Eine besondere Rolle spielt dabei die wachsende
Arbeitsverdichtung. Wo es zu einer hohen Arbeitsintensivierung
gekommen ist, fühlten sich 69 Prozent der Befragten sehr häufig im
Arbeitsablauf gestört. Bei gleichbleibenden beruflichen Anforderungen
waren es nur 47 Prozent.

Die Störungsquellen sind vielfältig. Sie reichen von einer
Überhäufung der Beschäftigten durch Zusatzaufgaben, ständigen
technischen Problemen, falschen Zusammensetzungen in Großraumbüros
bis hin zu Vorgesetzten, die ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind.
"Wenn ich einen Notfall habe, drei Neuzugänge bekomme, fünfmal das
Telefon klingelt und gleichzeitig drei Angehörige kommen, muss ich
mir überlegen, was ich als Erstes mache", sagt zum Beispiel eine
Krankenpflegerin. Die Angestellte eines Reisebüros klagt, dass sie
bei ihrem Buchungssystem ständig drei Fenster des Systems geöffnet
haben muss, weil immer eins abstürzt: "Das ist extrem frustrierend
und total peinlich vor dem Kunden." Ein IT-Entwickler berichtet, dass
Entwickler und Projektleiter in einem Großraumbüro gemeinsam arbeiten
müssen: "Man bekommt natürlich einiges mit, aber generell lenkt das
eben sehr ab, wenn nebenan ständig das Telefon klingelt." Wenn in
einem Bekleidungsgeschäft die Abteilungsleiterin alle zwei Minuten
die Aufgabenstellung der Verkäuferinnen ändert, ist sie eher ein
Störfaktor als eine Hilfe. "Jeder springt, und unterm Strich kommt
gar nichts dabei rum, weil man alles anfängt und nichts zu Ende
bringt", berichtet eine Verkäuferin. Die Folgen sind Frustration,
Chaos und hohe psychische Belastung.

43 Prozent derjenigen, die bei ihrer Arbeit sehr häufig oder oft
unterbrochen werden, empfinden dies als "starke" oder "eher starke"
Belastung. Besonders häufig betroffen von Störungen im Arbeitsablauf
sind Beschäftigte in den Bereich Informationstechnologie (79
Prozent), Telekommunikation (76 Prozent), Finanzdienstleistungen (72
Prozent), Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung
(61 Prozent) Gesundheitswesen (59 Prozent) und Einzelhandel (49
Prozent). Je häufiger Störungen und Unterbrechungen vorkommen, desto
öfter berichten Betroffene vom Fehlen arbeitswichtiger Informationen.
Auf die Frage "Inwieweit plant Ihr Vorgesetzter die Arbeit gut?"
gaben 39 Prozent eine negative Antwort ("gar nicht" sagen 13 Prozent,
"in geringem Maß" 26 Prozent). 61 Prozent zeigten sich mit der
Arbeitsvorbereitung sehr zufrieden.

Auffällig in der Repräsentativbefragung ist die Störungshäufigkeit
bei der digitalisierten Arbeit. In diesem Bereich klagen 62 Prozent
der Befragten darüber, ihrer Arbeit nicht ungestört nachgehen zu
können. Wer nur in geringem Maße oder gar nicht mit digitalen Mitteln
arbeitet, wird nur in 38 Prozent der Fälle gestört. Die Zahlen
besagen allerdings nicht, ob die Störungen durch die Technik bewirkt
werden oder mit den dortigen Arbeitsbedingungen zusammenhängen. Weit
über dem Durchschnitt liegen die Werte der Störungshäufigkeit bei
Beschäftigten, die digitalisierungsbedingt mehrere Arbeitsvorgänge
gleichzeitig bewältigen müssen (72 Prozent), die digitalisiert von zu
Hause und unterwegs arbeiten (70 Prozent) und bei digital arbeitenden
Menschen, die für ihren Arbeitgeber ständig erreichbar sein müssen
(68 Prozent).

Der stellv. ver.di-Vorsitzende Frank Werneke nennt eine ganze Liste
von Maßnahmen, mit denen die Probleme behoben werden können: "Kluge
Unternehmen beteiligen die Beschäftigten an der Arbeitsgestaltung.
Die kennen die Probleme doch am besten." Verlässliche
Pausenregelungen sind seiner Meinung nach genauso notwendig wie die
Möglichkeit für alle Beschäftigten, selbstbestimmte Auszeiten zu
nehmen. "Ununterbrochenes Arbeiten ist nämlich genauso schädlich wie
gestörtes Arbeiten", so Werneke. "Räumliche Ausstattungen könnten
Stressabbau begünstigen. Ein angemessenes Arbeitstempo und Zeitpuffer
im Arbeitsablauf erlauben es, auf Unvorhergesehenes ohne Hektik zu
reagieren. Unterm Strich bedeutet dies eine enorme
Qualitätsverbesserung der Arbeit und dadurch auch der
Arbeitsergebnisse."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.08.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2784: Was Gründungen von Frauen auszeichnet (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 15.08.2019

Was Gründungen von Frauen auszeichnet



Die Beteiligung von Frauen am Gründungsgeschehen im gewerblichen Bereich
ist in den vergangenen Jahren zurückgegangen. Ihre Gründungen besitzen
jedoch tendenziell ein ebenso großes Innovationspotenzial und sind ähnlich
groß wie die von Männern gegründeten Unternehmen.

"Seit geraumer Zeit beobachten wir eine erhebliche Abnahme der
Existenzgründungen im gewerblichen Bereich, vor allem wegen der positiven
Entwicklung am Arbeitsmarkt. Allerdings ist die Gründungsneigung unter den
Frauen nochmals stärker gefallen als unter den Männern. Aufgrund ihrer
tendenziell niedrigeren Risikoneigung fühlen Frauen sich womöglich stärker
noch als Männer von den sich bietenden sicheren Möglichkeiten der
abhängigen Beschäftigung angezogen", berichtet Dr. Rosemarie Kay.

Einen weiteren Grund für den sinkenden Frauenanteil an den gewerblichen
Existenzgründungen sieht die stellvertretende Geschäftsführerin des IfM
Bonn in der eingeschränkten Arbeitnehmerfreizügigkeit für Bürgerinnen und
Bürger der acht ost- und mitteleuropäischen EU-Beitrittsstaaten von 2004
und der zwei EU-Beitrittsstaaten von 2007 (Rumänien und Bulgarien): "Bis
Ende 2013 gründeten die Bürgerinnen und Bürger dieser Staaten in
außerordentlich hohem Maße Unternehmen in Deutschland, um ihre Existenz
bestreiten zu können. Seit Wegfall dieser Einschränkung ist die
Gründungsneigung erheblich gesunken - wiederum stärker unter den Frauen.
Den männlichen Bürgern dieser EU-Beitrittsstaaten bieten sich hingegen
insbesondere im Baugewerbe weiterhin spezifische Chancen der
Selbstständigkeit."

Auffallend ist, dass Frauen in der jüngsten Vergangenheit zunehmend auch
in Wirtschaftszweigen Einzelunternehmen gründen, die nicht als
frauentypisch gelten, wie beispielsweise im Produzierenden Gewerbe.

Demgegenüber ist der Frauenanteil in fast allen gewerblichen
Dienstleistungsbranchen gesunken - auch in den wissensorientierten
Dienstleistungen. "Allerdings belegt die Auswertung der
Gewerbeanzeigenstatistik auch, dass die gewerblichen Einzelunternehmen,
die von Frauen gegründet werden, genauso häufig Innovationspotenzial
besitzen wie die Gründungen von Männern", berichtet Dr. Rosemarie Kay.
"Auch sind frauengeführte Unternehmen kaum noch kleiner als
männergeführte. Vielmehr gaben Frauen zum Zeitpunkt der Gründung sogar
häufiger als Männer an, Mitarbeiter einstellen zu wollen."


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org//uploads/tx_ifmstudies/Daten-und-Fakten-24_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 15.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MIETRECHT/374: Verdacht auf Rauschgifthandel als Kündigungsgrund (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 14. August 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Verdacht auf Rauschgifthandel als Kündigungsgrund



Frankfurt a.M./Berlin (DAV). Der Mieterschutz ist wichtig - jeder, der
schon einmal unfreiwillig seine Wohnung verlassen musste, wird dies
bestätigen. Denn auch wenn man die Interessen des Vermieters
nachvollziehen kann, so ist es doch eine erhebliche Belastung eine
Wohnung gegen seinen Willen räumen zu müssen. Dies berücksichtigt auch
das deutsche Mietrecht, denn es ist einem Vermieter nur dann möglich
eine Wohnung zu kündigen, wenn ein Grund vorliegt oder ein
berechtigtes Interesse besteht. Wann dies der Fall ist und unter
welchen Voraussetzungen die Interessen des Vermieters die des Mieters
überwiegen, ist immer wieder in gerichtlichen Entscheidungen zu
klären. So auch in einer Entscheidung des Amtsgericht Frankfurt am
Main vom 6. Februar 2019 (AZ.:33 C 2815/18), auf die die
Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien vom Deutschen
Anwaltsverein (DAV) verweist.

In der Entscheidung ging es um die Frage, ob die vom Vermieter
ausgesprochene Kündigung wirksam war und die Mieter mit ihren Kindern
deshalb die Wohnung räumen müssen. Unstreitig war der volljährige Sohn
der Mieter, der auch in der Wohnung lebte, in der Vergangenheit
mehrfach strafrechtlich in Erscheinung getreten. Hierbei ging es
regelmäßig um Strafdaten im Zusammenhang mit Drogenhandel. Der Sohn
wurde polizeilich beobachtet, die Wohnung wurde im Rahmen von
Ermittlungen aufgebrochen und die Türe hierbei beschädigt. Nach den
Ermittlungen der Beamten soll es sich bei der Wohnung um eine
sogenannte Bunkerwohnung handeln, von der aus Geschäfte mit diversen
Betäubungsmitteln betrieben werden. Der Vermieter hatte die Kündigung
erklärt und auf die Pflichtverletzungen hingewiesen, insbesondere
darauf, dass der Hausfrieden durch das Verhalten des Sohnes nachhaltig
gestört ist und daher die Fortsetzung des Mietvertrages nicht mehr
zuzumuten sei.

Dem folgte das Gericht. Es stellte insbesondere auch fest, dass sich
die Mieter das Verhalten des Sohnes zurechnen lassen müssen, selbst
wenn sie keine positive Kenntnis davon gehabt hätten. Es reicht
hierfür, dass die Mieter in häuslicher Gemeinschaft mit dem Sohn
leben. Darüber hinaus geben die Ermittlungsakte und die Häufigkeit der
Gesetzesverstöße eher den Eindruck wieder, dass die Eltern und damit
Mieter über das Verhalten des Sohnes zumindest in großen Teilen
Bescheid wussten. Daher war die Kündigung wirksam, der Vermieter hat
ein berechtigtes Interesse daran, dass aus der Mietwohnung keine
Straftaten begangen werden. Aufgrund der Vielzahl der Fälle und der
Schwere der Vorwürfe war hier ausnahmsweise auch eine vorherige
Abmahnung entbehrlich. Das Gericht nahm an, dass eine vorherige
Abmahnung offensichtlich nicht zu einer Änderung des Verhaltens
geführt hätte. Dies zeige auch die Tatsache, dass sich weder das
Verhalten des Sohnes, noch das der Mieter nach der ausgesprochenen
Kündigung geändert habe. Vielmehr ist danach der Drogenhandel
offensichtlich fortgesetzt worden und auch die Mieter haben keine
Konsequenzen gezogen und ihren volljährigen Sohn der Wohnung
verwiesen.

Die Mieter waren daher verpflichtet die Wohnung zu räumen, so dass die
Klage des Vermieters Erfolg hatte.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 07/19 vom 14. August 2019

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





SOZIALRECHT/077: Arbeitgeber erhalten Eingliederungszuschuss für Beschäftigung Schwerbehinderter (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. August 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Arbeitgeber erhalten Eingliederungszuschuss für Beschäftigung Schwerbehinderter



Mannheim/Berlin (DAV). Arbeitgeber erhalten vom Jobcenter einen
Zuschuss, wenn sie schwer vermittelbare Mitarbeiter beschäftigen. Dazu
gehören Langzeitarbeitslose und Schwerbehinderte. Dabei kann das
Jobcenter bis zu 70 % des Gehalts übernehmen, in bestimmten Fällen bis
zu acht Jahre lang. Die Entscheidung muss das Jobcenter gut begründen,
so das Sozialgericht in Mannheim am 27. Februar 2019 (AZ: S 6 AS
2671/18). Es muss dabei die Schwere der Behinderung ebenso
berücksichtigen wie auch die Länge der Arbeitslosigkeit, erläutert die
Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Der Arbeitgeber stellte eine schwerbehinderte Frau, Jahrgang 1982, als
Bürokauffrau ein. Sie hat einen Grad der Behinderung (GdB) von 100.
Seit mehreren Jahren ist die ausgebildete Industriekauffrau ohne
Berufserfahrung arbeitslos.

Auf Antrag bewilligte das Jobcenter die Hälfte des Lohns als
Eingliederungszuschuss für sechs Monate. Der Arbeitgeber wollte aber
eine Förderung in Höhe von 70 % für 18 Monate erreichen, daher klagte
er.

Im Prinzip bekam der Arbeitgeber Recht. Das Sozialgericht hob den
Bescheid auf. Gleichzeitig verpflichtete es das Jobcenter, neu zu
entscheiden. Dabei müsse es aber die Gründe stärker berücksichtigen,
warum die Frau schwer Arbeit finde. So müsse in die Entscheidung etwa
ihr Alter einfließen und die Tatsache, dass sie seit mehreren Jahren
arbeitslos sei. Auch die Schwerbehinderung müsse das Jobcenter
berücksichtigen sowie den Umstand, dass sie trotz der Ausbildung zur
Industriekauffrau mangels Berufserfahrung aktuelle und grundlegende
Kenntnisse in diesem Arbeitsfeld neu erwerben müsse. Dies sah das
Gericht in dem bisherigen Bescheid nicht ausreichend gewürdigt. Das
Jobcenter muss nämlich bei seiner Entscheidung die maßgeblichen
Aspekte nennen, so die DAV-Sozialrechtsanwälte.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 04/19 vom 12. August 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/083: Wilder Westen in Hamburg - Datensammlung ohne konkrete Gefahr und Lücken beim Anwaltsgeheimnis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. August 2019

Wilder Westen in Hamburg: Datensammlung ohne konkrete Gefahr und Lücken beim Anwaltsgeheimnis

Statement von Rechtsanwalt Dr. David Albrecht, Mitglied des Ausschusses Gefahrenabwehrrecht im Deutschen Anwaltverein (DAV) zu geplanten Änderungen des Hamburger Polizeigesetzes:



Der Gesetzentwurf will eine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung
personenbezogener Daten in einem automatisierten Analysesystem
schaffen (§ 49) - vergleichbar mit dem seit 2017 in Hessen
eingesetzten, ebenfalls höchst problematischen Programm "hessenDATA".
Dies ist aus mehreren Gründen abzulehnen:

Es soll möglich sein, verschiedene Datenbanken zu verknüpfen - auch
mit Informationen aus sozialen Netzwerken. Dies ermöglicht der
Polizei, umfassende Verhaltens- und Persönlichkeitsprofile zu
erstellen. In anderen Fällen hat das Bundesverfassungsgericht dies
stets für unzulässig erklärt.

Unter dem Begriff der "vorbeugenden Bekämpfung" können unbescholtene
Bürgerinnen und Bürger in den Fokus geraten: Der Einsatz der
Datenanalyse, lange bevor überhaupt eine konkrete Gefahr vorliegt,
betrifft nämlich naturgemäß auch vollkommen legale Aktivitäten eines
jeden. Bedenklich ist auch, dass Betroffene kein Auskunftsrecht haben.
Auch ist eine interne oder externe Überprüfung der Maßnahmen nicht
vorgesehen - die verfassungsrechtlichen Anforderungen an hinreichende
Transparenz und Kontrolle staatlicher Eingriffsmaßnahmen dürften somit
deutlich verfehlt werden.

Auch in Sachen Schutz des Anwaltsgeheimnisses ist der Entwurf zu
kritisieren: Als Wesensmerkmal der Anwaltschaft muss die
Vertraulichkeit zwischen Mandant und Anwalt absolut und nicht nur in
bestimmten Fällen geschützt sein - § 62 des BKA-Gesetzes hätte
hier als Vorbild dienen können und müssen.

 * 

Quelle:

Statement vom 16. August 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2228: Kardinal Marx spricht auf der Weltversammlung "Religions for Peace" (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 20.08.2019

Kardinal Marx spricht auf der Weltversammlung "Religions for Peace"

Religion muss dem Frieden dienen



Mit einem eindringlichen Appell an die Religionen, sich für Frieden und
Dialog einzusetzen, hat sich am Dienstag, den 20. August 2019 der
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, an die
rund 1.000 Teilnehmer der Weltversammlung Religions for Peace in Lindau
gewandt. Anlässlich der Auftaktveranstaltung des internationalen Treffens,
das noch bis Freitag dauert, fragte Kardinal Marx: "Dem Zeugnis der
Religionen kommt angesichts der weltweiten Bewegungen eine besondere
Bedeutung zu. Sind sie Kräfte des Friedens oder des Unfriedens? Dienen sie
der Versöhnung oder der Verhärtung einzelner Perspektiven? Fördern sie
Begegnung, Dialog und freundschaftliches Zusammenleben oder tragen sie zu
Misstrauen und Abgrenzung bei?"

Der welthistorische Prozess, der als Globalisierung bezeichnet werde, biete
Chancen, aber auch Risiken. Die zentrale Frage sei, ob die globale
Vernetzung dem Frieden diene. Dies sei nicht automatisch der Fall, so
Kardinal Marx, vielmehr müsse der Prozess am Ziel wachsenden Friedens
ausgerichtet werden, "damit die Chancen, die sich global bieten, zum Wohl
der gesamten Menschheitsfamilie genutzt werden können". Bedrängend sei,
dass die Welt immer häufiger den Verlockungen mehr oder weniger homogener
Zivilisationsräume zu erliegen drohe. "In großen Teilen der muslimisch
geprägten Welt gewinnen Bewegungen an Zulauf, die die Einheit von Staat,
Gesellschaft und Religion propagieren. In Indien gibt es starke Kräfte, die
den Hinduismus als - die Anderen ausgrenzende - Staats- und
Gesellschaftsdoktrin etablieren wollen. Und in Europa wird neuerdings
wieder die Identität unseres Kontinents als rein ?christliches Abendland?
beschworen - und zwar nicht um die christlichen Grundlagen und Wurzeln der
Gesellschaften zu betonen, sondern um andere Religionen an den Rand zu
drängen", sagte Kardinal Marx.

Er fügte hinzu: "Wenn Religionen sich von den Kräften der Homogenisierung
und Abgrenzung in den Dienst nehmen lassen, werden sie zu Staats- oder
Kulturideologien. Sie beschädigen sich damit selbst - und mehr noch: sie
ermöglichen sogar Ungerechtigkeit und Unfrieden. Dieser Gefahr dürfen
gerade wir, die Repräsentanten der Religionen, nicht erliegen, sondern
müssen ihr widerstehen." Von Lindau erhoffe er sich ein Zeichen, dass sich
die Religionen "nicht für politisch-kulturelle Zwecke instrumentalisieren
lassen, die Identität durch Homogenität und Exklusivität erreichen wollen!
Wir stehen auf der Grundlage unserer jeweiligen Religion für Offenheit und
Miteinander, für Dialog und Kooperation - und dienen so dem Frieden", so
Kardinal Marx.

Hintergrund

Die Initiative Religions for Peace wurde vor 50 Jahren gegründet. 2019
findet die alle fünf Jahre abgehaltene Weltversammlung erstmals in
Deutschland statt. Hauptsitz der Allianz religiöser Gemeinschaften ist New
York. Das Treffen in Lindau steht unter dem Motto "Caring for Our Common
Future - Advancing Shared Well-Being" ("Für unsere gemeinsame Zukunft
sorgen - das Gemeinwohl für alle fördern"). Seit 1973 ist die Allianz als
Nicht-Regierungsorganisation bei den Vereinten Nationen anerkannt und
beschäftigt sich mit Konflikttransformation, sozialem Zusammenhalt,
wirtschaftlicher Entwicklung und Umweltschutz.


Hinweis:

Weitere Informationen zur Weltversammlung Religions for Peace in Lindau
sind zu finden unter: 

https://de.ringforpeace.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 128 vom 20. August 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254
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Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07004: Lähmende Routine (SB)


Schachmeister werden oft danach beurteilt, wie rasch sie in
hochkomplexen Stellungen die beste Angriffsfortsetzung finden. Das
Laienvolk ahmt diese Kunstfertigkeit schließlich nach im Glauben, daß
es kein anderes Kriterium für Meisterschaft gäbe. Über die Dauer und
mit dem Zuwachs an Erfahrung stellt sich eine gewisse Selbstsicherheit
im Umgang mit derartigen Stellungen ein. Man wird routiniert, wie es
so schön verhüllend heißt. Der Ex-Weltmeister Alexander Aljechin hat
gerade vor dieser Entwicklung ganz entschieden gewarnt, als er
schrieb: "In der Tat ist mit der Schnelligkeit der Auffassung, der
Möglichkeit eines beinahe gleichzeitigen Übersehens von einer Reihe
taktischer Momente, welche jede kompliziertere Stellung innehat, neben
den offenbaren Vorteilen (Ökonomie des Denkens und infolgedessen
Selbstbewußtsein) auch folgende schwer zu vermeidende Versuchung
verbunden: der Spieler kann nur allzu leicht in den Wahn verfallen,
daß die guten Züge, die er bei der Betrachtung einer Stellung sofort -
oder beinahe - sieht, unbedingt die besten sind - und sein Schaffen
verliert infolge dieser Einbildung dasjenige an Tiefe, was es an
Leichtigkeit gewonnen hat." Also, Wanderer, die Zeit hat ihre Gesetze
und das Denken hat seine Gesetze - beide müssen nicht zwangsläufig in
Übereinstimmung gebracht werden. Im heutigen Rätsel der Sphinx
übereilte Weiß nichts und fand daher auch zielsicher die
unüberwindliche Angriffsfolge.






[image: SCHACH-SPHINX/07004: Lähmende Routine (SB)]



Vitolins - Gutman

Riga 1967


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer sich vor einem Abzugsschach fürchtet, hat selber schuld, denn was
der eine kann vollbringen, viel besser mag's dem anderen gelingen:
1.Lf1-d3! Sc3xe4+ - 1...Sc3xd1+ 2.Se4-c3+! wäre eine herrliche Parade
gewesen - 2.Ke1-e2! - dieser König fürchtet nichts - 2...Da3-b2+ 3.Td1-
d2! - warum auch, wenn er solchen Beistand hat - 3...Db2-d4 -
3...Lb4xd2 4.Ld3xe4+ Kg6xg5 5.Dc7-e7+ - 4.Lg5-e3 Dd4-d5 5.Th1-f1 Th8-
f8 6.Tf1-f3! Tf8xf3 7.Ke2xf3 Kg6-f6 8.Ld3xe4 Dd5-b5 9.Le3-g5+! und
Schwarz gab auf, da er nach 9...Kf6xg5 10.Dc7xg7+ dem Matt nicht mehr
entkommen kann.



Erstveröffentlichung am 1. August 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





KIND/172: Meins oder deins? - Studie zum Verständnis für Eigentum bei Kindern (idw)


Universität Leipzig - 15.08.2019

Meins oder deins? - Studie zum Verständnis für Eigentum bei Kindern



Kinder haben schon sehr früh Respekt vor dem Eigentum anderer Kinder.
Das zeigt eine Studie von Dr. Patricia Kanngießer und Prof. Dr. Daniel Haun
von der Universität Leipzig. Die Wissenschaftler des Leipziger
Forschungszentrums für frühkindliche Entwicklung haben die Studie zusammen
mit Forschenden der University of California in San Diego, der Duke
University in Durham und des Max-Planck-Instituts für Evolutionäre
Anthropologie in Leipzig durchgeführt und ihre Ergebnisse in der
Fachzeitschrift "Developmental Psychology" veröffentlicht.

Was hält uns davon ab, anderen ihr Eigentum zu nehmen? Vor allem, wenn sie
gerade nicht in der Nähe sind? Und obwohl man dadurch seinen eigenen
Besitz vergrößern könnte? Es ist der Respekt vor dem Eigentum anderer.
Dieses Konzept ist in unserer Gesellschaft wesentlich - doch leben schon
Kinder danach? Diese Frage stellte sich das Forscherteam aus Deutschland
und den USA.

Ziel der Studie war es herauszufinden, inwieweit Kinder im Alter von fünf
bis sieben Jahren das Prinzip von Eigentum verinnerlicht haben. Aus vier
unterschiedlichen Gesellschaften (Deutschland, Kenia, Namibia und
Argentinien) nahmen 152 Kinder teil. In Europa und Nordamerika wurde die
Anerkennung von Besitz in der Kindheit bereits ausführlich erforscht. Wie
sich das Eigentumsverständnis in anderen Gesellschaften entwickelt, ist
bisher wenig bekannt. "Das ist die erste Studie, die sich das
Eigentumsverständnis von Kindern aus verschiedenen Gesellschaften in
sozialen Interaktionen mit Gleichaltrigen anschaut", sagt Dr. Patricia
Kanngießer. Sie hat aktuell die Vertretungsprofessur für Frühkindliche
Entwicklung und Kultur an der Universität Leipzig inne.

Die Studie verlief wie folgt: Kinder spielten zusammen mit einem
gleichgeschlechtlichen und etwa gleichaltrigen Partner mit bunten
Holzperlen, die in unterschiedlichen Farben markiert waren. "Wir haben bei
der Entwicklung der Studie stark darauf geachtet, einen kulturfairen
Studienablauf zu entwickeln und das Eigentumsverständnis von Kindern auf
spielerische Art und Weise zu untersuchen", erläutert Patricia Kanngießer.

Jedem Kind wurde zu Beginn eine Farbe zugewiesen. Die Partner warfen dann
die Holzperlen in eine Murmelbahn und am Ende der Murmelbahn vermischten
sich alle Perlen in einer Schale. Die Kinder erhielten die Aufgabe, "ihre"
Murmeln aus der Schale zu nehmen, um sie später mit nach Hause zu nehmen.
"Die Murmelbahn kam sehr gut an und die Kinder hatten viel Spaß dabei.
Manchmal wollten sogar ältere Kinder oder Lehrer die Murmelbahn
ausprobieren. Mit ihren Perlen konnten Kinder sich am Ende Ketten
auffädeln und mit nach Hause nehmen, sodass es wirklich um etwas ging",
führt Dr. Kanngießer aus.

Die Studie fand unter unterschiedlichen Bedingungen statt. Bei einigen
Durchläufen nahmen beide Kinder gleichzeitig ihre Perlen, bei anderen,
weiteren Durchläufen war nur jeweils ein Kind im Raum und der Partner
wartete vor der Tür. Die Kinder hatten somit die Möglichkeit, die Perlen
ihres Partners zu nehmen, ohne dass dieser davon etwas bemerkte.

"Wir können zeigen, dass sich ein Grundverständnis von persönlichem
Eigentum und dem Respekt vor dem, was Anderen gehört, im sozialen
Miteinander zeigt. Dieser Grundrespekt kann soziale Konflikte in direkten
Interaktionen verhindern und ist wichtig für unser alltägliches
Zusammenleben", erklärt Dr. Kanngießer die Ergebnisse. "In Abwesenheit des
Partners variierte das Verhalten stärker zwischen den unterschiedlichen
Gesellschaften, die wir in unserer Studie untersucht haben." Kinder aus
Deutschland achteten beispielsweise sehr darauf, nur ihre eigenen Perlen
zu nehmen. Kinder aus der Gruppe einer indigenen Volksgruppe in Namibia
(≠Akhoe Hai//om) nahmen sich auch einige Male die Perlen anderer Kinder.
Sie sind Angehörige einer Jäger-Sammler-Gruppe, in der es kaum persönliche
Besitztümer gibt und das Teilen von Gütern eine wichtige Rolle spielt.

"Die Studie konnte zeigen, dass Kinder aus verschiedenen Gesellschaften
ein Grundverständnis von persönlichem Besitz haben und dieses im sozialen
Miteinander zeigen", resümiert Dr. Patricia Kanngießer. "Neben
persönlichem Besitz existieren natürlich unterschiedliche
Eigentumsregelungen weltweit - ein spannendes Feld für zukünftige
Forschung."

Autorin: Anneke Elsner


Originalpublikation:

Kanngiesser, P., Rossano, F., Zeidler, H., Haun, D., & Tomasello, M.

"Children's respect for ownership across diverse societies."

Developmental Psychology.

Advance online publication:

http://dx.doi.org/10.1037/dev0000787

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 15.08.2019
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JUGEND/111: Schulglocke soll um acht Uhr läuten (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 13.08.2019

Schulglocke soll um acht Uhr läuten

Forschungszentrum Demografischer Wandel der Frankfurt UAS untersucht die
Meinung Jugendlicher zu einem späteren Schulbeginn



Eine Mehrheit der Jugendlichen spricht sich für einen Schulbeginn um 8
Uhr aus. Zu diesem Ergebnis kommt eine Analyse des Forschungszentrums
Demografischer Wandel (FZDW) der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS). Die Wissenschaftler/-innen werteten hierfür Daten aus,
die sie im Rahmen ihrer Längsschnittstudie "Gesundheitsverhalten und
Unfallgeschehen im Schulalter" (GUS) erhoben haben. In der GUS-Studie, die
von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) gefördert wird,
wurden im Schuljahr 2018/19 rund 7.700 Schüler/-innen der 9.
Jahrgangsstufe an 116 weiterführenden Regelschulen befragt, welche
Unterrichtszeit sie an einem Schultag mit sechs bzw. acht
Unterrichtsstunden bevorzugen würden.

Die Auswertung der Studie zeigt, dass 52 Prozent der Schüler/-innen eine
Unterrichtszeit von 8 bis 13 Uhr favorisieren, wenn der Schultag sechs
Schulstunden vorsieht. Mehr als ein Drittel (37 Prozent) spricht sich für
einen Schultag aus, der um 9 Uhr beginnt und dafür erst um 14 Uhr endet.
Fünf Prozent würden gerne noch später, nämlich erst um 10 Uhr, mit dem
Unterricht anfangen und dafür eine Unterrichtszeit bis 15 Uhr in Kauf
nehmen. Noch deutlicher fällt das Stimmungsbild aus, wenn die
Schüler/-innen nach der bevorzugten Unterrichtszeit an einem Schultag mit
acht Schulstunden gefragt werden: 69 Prozent wählten hier die Option "von
8 bis 15 Uhr", rund 22 Prozent sprachen sich für das Zeitfenster von 9 bis
16 Uhr aus und vier Prozent wünschen sich eine Unterrichtszeit von 10 bis
17 Uhr.

"Dieses Stimmungsbild zeugt davon, dass die Schülerinnen und Schüler der
Freizeit am Nachmittag offenbar einen sehr hohen Stellenwert zuschreiben",
interpretiert Prof. Dr. Andreas Klocke, Direktor des FZDW und
Studienleiter, die vorliegenden Ergebnisse. Dies sei vor allem deshalb
interessant, "weil diese Präferenzen offenbar nicht mit dem Schlafrhythmus
der meisten Jugendlichen übereinstimmen", so Klocke. Denn zugleich
bezeichnet sich eine klare Mehrheit der befragten Jugendlichen (59
Prozent) als "Spätaufsteher/-innen", während sich nur 27 Prozent zu den
"Frühaufsteherinnen/-stehern" zählen.

Tatsächlich unterscheidet sich das Stimmungsbild zum bevorzugten
Unterrichtsbeginn zwischen beiden Gruppen klar: Unter den
Spätaufsteherinnen und Spätaufstehern plädiert sogar eine knappe Mehrheit
von 51 Prozent für eine Unterrichtszeit von 9 bis 14 Uhr oder von 10 bis
15 Uhr, während 45 Prozent am Schulstart um 8 Uhr festhalten möchten. Die
Frühaufsteher/-innen sprechen sich dagegen eindeutig (zu 66 Prozent) für
das Zeitfenster von 8 bis 13 Uhr aus. Für den Schultag mit
Nachmittagsunterricht zeigen sich diese Unterschiede analog, jedoch
spricht sich hier selbst unter den Spätaufsteherinnen und Spätaufstehern
eine deutliche Mehrheit von 65 Prozent für eine Unterrichtszeit von 8 bis
15 Uhr aus. Unter den Frühaufsteherinnen und Frühaufstehern sind es sogar
76 Prozent. Keine Unterschiede in der favorisierten Unterrichtszeit zeigen
sich hingegen nach der Schulform, dem Geschlecht oder nach der Dauer des
Schulwegs.

Interessant sei jedoch ein näherer Blick auf die beiden Gruppen der Früh-
und Spätaufsteher/-innen, berichtet Dr. Sven Stadtmüller,
wissenschaftlicher Mitarbeiter am FZDW: "Die Spätaufsteherinnen und
Spätaufsteher berichten deutlich häufiger von körperlichen und mentalen
Gesundheitsproblemen." So leiden sie häufiger unter Kopfschmerzen, können
sich schlechter konzentrieren und sind häufiger gereizt als jene
Jugendliche, die sich zu den Frühaufstehenden zählen. "Dies könnte ein
Indiz dafür sein, dass es für Jugendliche auf Dauer belastend ist, wenn
ihr Tagesablauf nicht ihrem präferierten Schlafrhythmus entspricht."


Mehr zur Längsschnittstudie Gesundheitsverhalten und Unfallgeschehen
im Schulalter (GUS) unter:
https://fzdw.de/projekte/gus/

Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW):

Das Forschungszentrum Demografischer Wandel (FZDW) an der Frankfurt
University of Applied Sciences untersucht mit einem interdisziplinären
Zugang die Folgen und Herausforderungen des demografischen Wandels.
Hintergrund ist die niedrige Geburtenrate und die gleichzeitige Steigerung
der Lebenserwartung in Deutschland. Dies hat schon in naher Zukunft eine
deutliche Alterung und später auch eine Schrumpfung der Bevölkerung zur
Folge. Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind vielfältig und zeigen sich
zuvorderst auf der kommunalen Ebene. Das FZDW möchte anwendungsbezogen
wissenschaftliche Beiträge zur Gestaltung und Bewältigung der
Herausforderungen des demografischen Wandels in Hessen und in Deutschland
aufzeigen.

Weitere Informationen zum FZDW unter:

www.fzdw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 13.08.2019
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KLEINKUNST/924: Herten - 7nach8 startet mit der "1. Hertener Lachnacht" am 29.8.2019


Stadt Herten

German Angst, Alltags-Chaos und Bullshit

7nach8 startet mit der "1. Hertener Lachnacht"



Herten. Zum Start der 7nach8-Spielzeit gibt es ein Humor-Feuerwerk!
Ein fantastischer Mix aus Kabarett und Comedy erwartet alle
Zuschauerinnen und Zuschauer am Donnerstag, 29. August, pünktlich um
20.07 Uhr im Glashaus Herten. Gleich fünf Kabarettistinnen,
Kabarettisten und Comedians stehen auf der Bühne und sorgen für einen
besonders lustigen Abend.

Die Moderation des Abends übernimmt Lutz von Rosenberg Lipinsky. Als
"Deutschlands lustigster Seelsorger" führt er das Publikum charmant
durch den Abend - allerdings auch mit einer großen Portion Panik. Er
analysiert die alltäglichen Fragen: Worüber regen wir uns heute auf?
Wer jagt uns mehr Angst ein: Die Mehrwertsteuer oder doch die Ehefrau?
Er erforscht seit Jahren die "German Ängste" und sorgt dafür, dass die
Menschen locker darüber lachen können.

Weniger panisch kommen seine Gäste daher: Matthias Brodowy offenbart
sich als hoffnungsloser Chaot. Das findet er aber gar nicht schlimm,
denn Chaos ist natürlich! Ganz am Anfang war nun einmal das Chaos, das
Tohuwabohu, die Ur-Suppe, aus der wir alle herausgefischt wurden und
die wir nun gemeinsam auslöffeln müssen. Das Publikum kann einen
musikalischen Auftritt mit grotesken Gedankengängen, Poesie und
aktuellen Themen erwarten.

Vera Deckers beobachtet als Psychologin ihr Umfeld und es scheint, als
hätten die Narzissten die Macht übernommen: Verpackung ist wichtiger
als Inhalt. Existent ist nur noch, wer online ist - und der Lauteste
gewinnt. Helikopter-Eltern halten Zucker für das neue Heroin. Teenies
schuften als Influencer im YouTube-Tagebau. Doch Sie präsentiert die
passenden Mittel dagegen.

Frederic Hormuth findet überall Bullshit: Bei der Bundeswehr, im
Krankenhaus, im Kabarett und zu Hause. Trump twittert, Naidoo nölt,
Heidi Klum hat leider kein Foto für dich und im Radio ist immer noch
andauernd dieser Seitenbacher. Überall wird so viel Mist geredet.
Hormuth schafft Abhilfe mit maximal pointierten Antworten auf
brennende Fragen.

Jacqueline Feldmann würde wahrscheinlich noch immer gemütlich mit
einer Blume im Haar auf einer Wiese liegen; wäre da nicht plötzlich
die Schule zu Ende gewesen. Was nun anfangen mit der neu gewonnenen
Zukunft? Chemikerin, Polizistin oder doch Klärwerktaucherin werden?
Eine Karriere als Hammerwerferin strebte Jacqueline zunächst an, diese
scheiterte doch an ihrer eher zierlichen Gestalt und ihrem quiekenden
Wurfschrei. Die Wahl fiel schlussendlich auf einen Schreibtisch-Job
beim Finanzamt, damit zog der Alltag ein - aber auch die Komik.

Eintrittspreise:

Der Eintritt beträgt 25 Euro im Vorverkauf und 28 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 14 Euro. Ermäßigung gibt es für
Hertenpass-Inhaberinnen und -Inhaber, Schwerbehinderte, Schülerinnen
und Schüler, Auszubildende, Studierende, BFDler und FSJler.

Kartenvorverkauf:

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos:

Kulturbüro Herten, T.: 0 23 66 / 303 179

www.herten.de

Parken:

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. August 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MUSIKTHEATER - OPER/814: Magdeburg - "Kátja Kabanová" von Leos Janácek, 7.9.-17.11.2019


Theater Magdeburg

Kátja Kabanová

Oper in drei Akten von Leos Janácek

Libretto von Leos Janácek

In tschechischer Sprache mit deutschen Übertiteln 

Koproduktion mit der Scottish Opera

Premiere: Sa. 7.9.2019 19.30 Uhr, Opernhaus Bühne

Premierenfieber: So. 1.9.2019 15.30 Uhr Opernhaus Café (im Rahmen des
Tags der offenen Tür)

Vorstellungen: Sa. 14.9. / Sa. 5.10. / So. 13.10. / Sa. 2.11. / So.
17.11.2019



Das Theater Magdeburg hat nur gute Erfahrungen mit tschechischer Oper
gemacht: Nach Janáceks »Jenfa«, Fibichs »Braut von Messina« und Dvoáks
»Rusalka« feiert als Eröffnung der Spielzeit 2019/2020 Janáceks »Kátja
Kabanová« am Sa. 7.9.2019, 19.30 Uhr im Opernhaus als Koproduktion mit
der Scottish Opera Premiere. Sie ist zugleich das Debüt von Anna
Skryleva als neue Generalmusikdirektorin des Theaters Magdeburg am
Pult der Magdeburgischen Philharmonie.

Kátja, die tragisch endende Titelfigur dieser Oper, handelt entgegen
ihren eigenen moralischen Werten, als sie ihren Gefühlen folgt und
Ehebruch begeht. Sie flieht vor einem trunksüchtigen, im Rausch
gewalttätigen Ehemann sowie einer herrschsüchtigen Schwiegermutter.
Doch es meldet sich ihr religiös geprägtes Gewissen, das ihr den
Ehebruch nicht verzeiht. Zusätzlich getrieben durch die bigotte
Kleinstadt-Gesellschaft, die mit dem Finger auf sie zeigt, erlöst sich
Kátja schließlich aus ihrer inneren Zerrissenheit durch einen
suizidalen Sprung in die Wolga.

Janácek wusste genau, wie solche tiefen Emotionen klanglich
ausgedrückt werden müssen. Er fing Tonfälle und Nuancen der
tschechischen Sprache ein und übersetzte sie in eindrückliche
Sprachmelodien. Allerdings ahmte er nicht wie Smetana oder Dvoák die
tschechisch-mährische Folklore seines Volkes nach, sondern gewann
daraus eine neue, eigenständig, realistische Sprache. Ungewöhnliche
rhythmische Strukturen und Janáceks besonders ausdrucksstarke
Orchesterbehandlung lassen das eindringliche Portrait einer jungen
Frau entstehen, die auf ihre Art sehr autark ist. Immerhin nimmt sie
mit der öffentlichen Preisgabe ihres Ehebruchs ihren Untergang in Kauf
und will lieber gar nicht leben, als unglücklich mit einem Kompromiss.

Den unbarmherzigen gesellschaftlichen Druck und den daraus
resultierende seelischen Konflikt der Titelfigur stellt Regisseur
Stephen Lawless, der am Theater Magdeburg durch seine Produktionen von
»Tristan und Isolde« und »Rusalka« dem Publikum noch bestens bekannt
ist, in den Mittelpunkt seiner Inszenierung. Diese siedelt er in der
sowjetischen Provinz der 1970er Jahre an, die durch ihre
Industrielandschaft an der Wolga geprägt ist (Bühnenbild: Leslie
Travers). In diesem Umfeld siegt der Glauben an die Kraft des
Schicksals und der Vorhersehung gegenüber der Verantwortung für das
eigene Tun und individuellem Gestaltungsspielraum.

Während Richard Furman die Rolle des Boris bereits an der Scottish
Opera gesungen hat, gibt Noa Danon ihr Rollendebüt als Kátja und kann
damit nach »Vanessa« ihr Gestaltungspotential als starke, sensible
Frau hier wieder unter Beweis stellen. Als Kabanicha, der
Schwiegermutter Kátjas, ist mit Ks. Undine Dreißig eine ebenbürtige
Gegenspielerin besetzt. Und für Anna Skryleva als neue
Generalmusikdirektorin der Magdeburgischen Philharmonie, ist Janáceks
Oper durch ihre Vertrautheit mit slawischen Sprachen ein geradezu
idealer Opernauftakt in Magdeburg.

Musikalische Leitung: GMD Anna Skryleva

Regie: Stephen Lawless

Bühne/Kostüme: Leslie Travers

Choreografie: Lynne Hockney

Dramaturgie: Thomas Schmidt-Ehrenberg

Savjol Prokofjevic Dikoj: Johannes Stermann/Paul Sketris

Boris Grigojevic: Richard Furman

Marfa Ignatvna Kabanová (Kabanicha): Ks. Undine Dreißig

Tichon Ivanyc Kabanov: Joska Lehtinen

Katrina (Katjá): Noa Danon

Váa Kudras: Peter Diebschlag

Varvara: Emilie Renard

Kuligin: Johannes Wollrab

Glasa: Uta Zierenberg

Feklusa/Frau aus dem Volk: Ilka Hesse

Mann aus dem Volk: Yong Hoon Cho

Opernchor des Theaters Magdeburg

Statisterie des Theaters Magdeburg

Magdeburgische Philharmonie

Karten Premiere: zwischen 17 € und 36 € / ermäßigt zwischen
12 € und 26 €

Karten weitere Vorstellungen: zwischen 13 € und 32 € /
ermäßigt zwischen 8 € und 22 €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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TREFF/468: Theater Magdeburg - Tag der offenen Tür, 1.9.2019


Theater Magdeburg

Tag der offenen Tür



Traditionell ist der »Tag der offenen Tür« am 1.9.2019 ab 15.00 Uhr im
Opernhaus der Auftakt zur neuen Spielzeit 2019/2020, der auch dieses
Mal wieder mit vielen Attraktionen aufwartet. Ob traditioneller
Kostümverkauf, das Premierenfieber zur ersten Oper der Spielzeit
»Kátja Kabanová«, Begegnungen mit den neuen Ensemblemitgliedern aus
Schauspiel, Ballett und Musiktheater, die Technikpräsentation, ein
offener Rundgang durch das Opernhaus, Probeneinblicke zu »La Fille mal
gardée« oder die große Spielzeitrevue ab 18.00 Uhr: Der Auftakt könnte
bunter nicht sein! Der Eintritt ist frei. Auf dem Domplatz zeigt die
MVB auf, mit welchen Bussen und Bahnen die Zuschauer*innen trotz der
Baumaßnahmen am Breiten Weg das Opernhaus erreichen und von dort auch
wieder nach Hause gelangen.

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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GARTEN/386: Schöner gärtnern ohne Schotter (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 16. August
2019

NABU: Schöner gärtnern ohne Schotter

Tipps für einen pflegeleichten Garten mit Nutzen für Mensch und Natur



Berlin - Weil sich viele Hausbesitzer Arbeit ersparen wollen,
entstehen immer mehr Schottergärten in Deutschland. Dabei bleibt
leider die Natur auf der Strecke. Der NABU gibt Tipps, wie man seinen
Vorgarten pflegeleicht und naturnah gestaltet, ohne ihn mit Schotter
zuzuschütten.

"Gärten mit Schotterflächen sind aus Sicht des Naturschutzes äußerst
bedenklich", sagt NABU-Gartenexpertin Marja Rottleb. "Anders als in
echten Steingärten, die, wenn sie fachgerecht angelegt werden, vielen
Insekten Nahrung bieten, finden sich in den modernen Schottergärten
kaum noch Pflanzen. Diese Flächen bieten daher keine Lebensräume und
Nahrung für Insekten oder Vögel. Wenn es überhaupt Pflanzen gibt, dann
meist Kirschlorbeer und Thuja." Pollen, Nektar oder Samen, welche von
Vögeln oder Insekten als Nahrung genutzt werden könnten, haben diese
Pflanzen nicht. Die Böden sind zudem meist versiegelt, hier finden
Amseln und Co. nicht einen einzigen Regenwurm.

Auch für Menschen sind Schottergärten nicht gut. Die Steine heizen
sich stark auf, die Gärten fördern also die Erwärmung der Stadt.
Allergene, Pollen und Schadstoffe aus der Luft werden nicht, wie bei
grünen Gärten, durch das Laub gefiltert. Regenwasser kann durch die
starke Bodenverdichtung nicht versickern und neues Grundwasser bilden.
Einige Kommunen belasten daher Schotterflächen im Garten mit Gebühren
für das abfließende Regenwasser. Pflegeleicht sind die Gärten auch
nicht, da die Steine mit den Jahren vermoosen und Laub sowie Staub auf
den Geröllflächen liegenbleiben. Der Schotter muss dann aufwendig
gereinigt oder sogar ausgetauscht werden.

Wer sich wohlfühlen möchte, sollte auf eine naturnahe Bepflanzung
setzen. Diese kann durchaus pflegeleicht sein. So unterdrücken
Pflanzen, die den Boden bedecken und langsam wachsen, unerwünschte
Wildkräuter und brauchen selbst kaum Pflege. Für trockene, sonnige
Standorte eignen sich beispielsweise Polsterdost, Storchschnabel oder
blaues Silbergras. Im Schatten gedeihen Haselwurz und Waldmeister als
Bodendecker mit einem Fingerhut als Hingucker. Auch die Akelei fühlt
sich im Schatten wohl. Wer den Garten noch mit Totholz ergänzt, hat
schon viel für Insekten getan.

"In den nächsten Jahren werden sich immer mehr Menschen fragen, ob
ihre Entscheidung für einen Schottergarten die richtige war, wenn die
negativen Eigenschaften auffallen", glaubt Rottleb. Inzwischen stemmen
sich auch viele Kommunen gegen den Trend und ändern ihre Bauordnungen,
um weitere Schottergärten zu verhindern. Wer einen Rückbau plant,
sollte ein paar Punkte beachten.

Der Schotter muss nicht gleich komplett entsorgt werden. Als Haufen
aufgeschichtet bildet er ein Lebensraum für Eidechsen und andere
Tiere. Die Folie darunter muss allerdings entfernt und entsorgt
werden. Der verdichtete Boden sollte mit Kompost versorgt werden, wenn
er stark geschädigt ist. Dazu muss der Kompost gut in den Boden
eingearbeitet werden. Eine weitere Methode zur schonenden
Bodensanierung ist die Saat von Gründungung, wie Buchweizen. Dieser
hat tiefe Wurzeln, lockert den Boden und versorgt ihn mit Nährstoffen.
Nach dieser Behandlung können pflegeleichte Pflanzen einziehen und den
Vorgarten auch für Insekten attraktiv machen.

Mehr Infos: www.NABU.de/schottergarten

Mehr Infos zur Kampagne: www.NABU.de/gartenvielfalt

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 84/19, 16.08.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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MASSNAHMEN/374: Ein CO2-Preis ist notwendig, effizient und gerecht (Scientists for Future)


Scientists for Future Berlin - 19. August 2019

"Ein CO2-Preis ist notwendig, effizient und gerecht."

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der "Scientists for Future"
(S4F) geben Orientierung zu Fragen einer umfassenden CO2-Bepreisung



Berlin, 19.08.2019 | Einen Monat vor der entscheidenden Sitzung des
Klimakabinetts der deutschen Bundesregierung haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von "Scientists for Future"
heute Antworten auf jene zehn Fragen veröffentlicht, die ihnen in
Gesprächen und Diskussionen zur CO2-Bepreisung in den vergangenen
Wochen und Monaten am häufigsten begegnet sind. Von der Frage der
Wirksamkeit bis hin zur Frage nach der angemessenen Höhe informiert
der Text mit kurzen Antworten und ausführlichen Erläuterungen. Weitere
Fragen behandeln die Lenkungswirkungen, mögliche Folgen für die
Wirtschaft und für die Verteilungsgerechtigkeit sowie die Einbettung
in einen breiteren Instrumentenmix.

Innerhalb der Volkswirtschaftslehre besteht seit Jahrzehnten großer
Konsens, dass ein Preis für Treibhausgase ein sinnvolles Mittel ist,
diese klimarelevanten Emissionen schnell und kostengünstig zu senken.
Im Zuge der "Fridays for Future"-Proteste, verstärkt durch die
Europawahl und entsprechende Ankündigungen der Bundesregierung, fand
das Thema nun auch breite Aufmerksamkeit in Politik, Medien und
Öffentlichkeit.

Inzwischen wurden zahlreiche neue Studien und Empfehlungen
vorgestellt. Unterschiedliche Konzepte und Instrumente ringen um
Aufmerksamkeit, ihre Befürworter und Gegner streiten leidenschaftlich -
 und viele Menschen aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft haben
Mühe, dabei den Überblick zu behalten.

"Als Scientists for Future wollen wir für Politik und interessierte
Öffentlichkeit die aktuellen Fragen zur CO2-Bepreisung verständlich
und wissenschaftlich fundiert beantworten. Das ist eine wichtige
Aufgabe der Wissenschaft" sagt Dr. Linus Mattauch, einer der beiden
leitenden Autoren. Sein Kollege Prof. Dr. Felix Creutzig ergänzt: "Das
gesamte Autorenteam unterstützt die rasche Einführung eines Preises
für alle relevanten Treibhausgasemissionen als effizientes,
notwendiges und sozial gerechtes Mittel für den Klimaschutz. Aber wir
geben keine Empfehlung ab, ob der Preis über eine Steuer oder einen
Emissionshandel realisiert wird. Wir zeigen Fakten auf und erläutern
die jeweiligen Vor- und Nachteile."

Die "Scientists for Future" (S4F) möchten zur Objektivität und
Sachlichkeit in der Debatte um Klima und Nachhaltigkeit beitragen. Das
Dokument zeigt, was hinter der Idee eines CO2-Preises steckt. Es ist
auf der S4F-Website unter folgendem Link abrufbar: 

https://www.scientists4future.org/2019/08/co2-preis-klimafreundliche-gesellschaft/

Mattauch, Linus / Creutzig, Felix et al.: "Antworten auf zentrale
Fragen zur Einführung von CO2-Preisen. Gestaltungsoptionen und ihre
Auswirkungen für den schnellen Übergang in die klimafreundliche
Gesellschaft", Berlin, 19.08.2019.
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MELDUNG/401: Kohlekraftwerke bleiben schmutzig - EU-Abgasstandards zügig umsetzen (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 16. August 2019

Kohlekraftwerke bleiben schmutzig: EU-Abgasstandards zügig und
ambitioniert in deutsches Recht umsetzen



Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und die Klima-Allianz Deutschland
fordern die Bundesregierung auf, die neuen europäischen Abgasstandards
für Kohlekraftwerke umgehend und ambitioniert in deutsches Recht
umzusetzen. Laut eines Rechtsgutachtens ist es Aufgabe der
Bundesregierung, die Emissionen von Kohlekraftwerken gemäß den
EU-Vorgaben zu senken. Ausnahmen für bestimmte Kraftwerksanlagen, um
von den Grenzwerten abzuweichen, dürften laut Gutachten nicht
abstrakt-generell erteilt werden. Am 17. August ist die gesetzliche
Umsetzungsfrist der europäischen Regelung seit einem Jahr verstrichen.

Malte Hentschke, stellvertretender Geschäftsführer der Klima-Allianz
Deutschland, erklärt: "Kohlemeiler stoßen nach wie vor zu viele
Stickoxide aus und gefährden so Mensch und Umwelt. Die neuen
europäischen Vorschriften zur Luftreinhaltung bieten die Chance, den
Ausstoß giftiger Schadstoffe zu senken. Dabei gilt: Die Gesundheit
geht vor. Abstrakt-generelle Ausnahmen für besonders schmutzige
Kraftwerke darf es nicht geben. Der Kohleausstieg steht vor der Tür.
Die Bundesregierung sollte jetzt mit der Umsetzung der EU-Vorgaben
loslegen und strengere Grenzwerte für Kohlekraftwerke auf den Weg
bringen."

Cornelia Nicklas, Leiterin Recht der DUH, konstatiert: "Die Frist für
die Umsetzung der EU-Emissionsstandards in deutsches Recht soll den
Vollzugsbehörden und den betroffenen Anlagenbetreibern ausreichend
Zeit geben, um erforderliche Anpassungen vorzunehmen. Sollte sich die -
 längst fällige - Umsetzung weiter verzögern, wären insbesondere die
Vollzugsbehörden in den Ländern mit erheblicher Rechtsunsicherheit und
deutlich höherem Verwaltungsaufwand konfrontiert. Die Bundesregierung
muss deshalb jetzt tätig werden."

Laut eines von DUH und Klima-Allianz Deutschland in Auftrag gegebenen
Rechtsgutachtens ist die Bundesregierung gefordert, die Emissionen von
Kohlekraftwerken gemäß den EU-Vorgaben zu senken. Die Rechtsanwältin
und Autorin des Gutachtens, Roda Verheyen, stellt in ihrem Gutachten
fest, dass sich der Gestaltungsspielraum der Bundesregierung bei der
Festlegung der Grenzwerte für Stickstoffoxid (NOx)-Emissionen an
umweltqualitativen Anforderungen zu orientieren hat. Die
Bundesregierung müsse sich demnach unter anderem auch an den Vorgaben
aus der Luftqualitätsrichtlinie der EU orientieren. Diese
Anforderungen legten nahe, Grenzwerte am unteren Rand der Bandbreite
festzulegen.

Verheyen bekräftigt: "Der deutsche Gesetzgeber muss - unter Einhaltung
von Verhältnismäßigkeitsgrundsätzen im Rahmen des Verordnungsermessens
- durch die Umsetzung der europäischen Standards dazu beitragen, dass
die Stickstoffoxidbelastung aus dem Kraftwerkssektor in Deutschland
substanziell reduziert wird."

Eine klare Absage erteilt Verheyen abstrakt-generellen Ausnahmen von
der Einhaltung der Werte für eine bestimmte Anlagenart in der
Verordnung selbst. Verheyen dazu: "Solche Ausnahmeregelungen sind
europarechtlich voraussichtlich unzulässig. Dies legt bereits der
Wortlaut der entsprechenden europarechtlichen Ausnahmeregelung nahe."
Verheyen hält abstrakt-generelle Ausnahmen des Weiteren auch
tatbestandlich für schwer vorstellbar. Möglich seien indes Ausnahmen
für einzelne Kraftwerke, die im Wege einer Einzelfallentscheidung der
Behörde auf Antrag des Anlagenbetreibers festgelegt werden könnten.

Die Stein- und Braunkohlekraftwerke müssen die Standards ab August
2021 einhalten. Dies bedeutet vor allem für Braunkohlekraftwerke
gegebenenfalls eine aufwendige Nachrüstung. Die DUH kündigt an, für
einzelne Kraftwerksstandorte an die zuständigen Behörden heranzutreten
und sie zum Erlass entsprechender nachträglicher Anordnungen
aufzufordern, mit denen die Kraftwerksbetreiber verpflichtet werden
sollen, bestimmte Grenzwerte einzuhalten.

Wenn Braunkohlekraftwerke im Zuge des Kohleausstiegs noch mehrere
Jahre laufen sollen, sollte ein Katalysator eingebaut werden, mit dem
ein NOx-Grenzwert von 85 mg/Nm3 eingehalten werden kann.
Braunkohlekraftwerke, die bis zum 1. Januar 2022 stillgelegt werden,
sollten 175 mg NOx/Nm3 einhalten und Kraftwerke, deren Stilllegung bis
1. Januar 2026 erfolgt, 150 mg NOx/Nm3.

Hintergrund:

Das Rechtsgutachten nimmt Bezug auf eine Studie von Ökopol, die für
große Stein- und Braunkohlekraftwerke ab einer thermischen Leistung
von 300 Megawatt die Einführung eines NOx-Grenzwertes im Jahresmittel
von höchstens 85 mg/Nm3 vorschlägt. Laut der Analyse emittieren die
deutschen Kraftwerke aktuell zwischen 60 und 200 mg NOx/Nm3 im
Jahresmittel.

Der Energiesektor trägt nach dem Verkehr am stärksten zur Belastung
der Luft mit dem für Mensch und Umwelt giftigen NOx bei. Seit 20
Jahren verursacht er gleichbleibend etwa ein Viertel der NOx-Belastung
in Deutschland. Allein die acht größten Braunkohlekraftwerke sind
verantwortlich für acht Prozent des NOx-Schadstoffausstoßes in
Deutschland. Die Weltgesundheitsorganisation stuft Feinstaub,
Stickstoffdioxid, Schwefeldioxid und bodennahes Ozon als die
Luftschadstoffe ein, die für die menschliche Gesundheit am
schädlichsten sind.



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren über 120
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung,
Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.



Das Rechtsgutachten finden Sie hier:

https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Gutachten_EU_Stickstoff-Grenzwerte_f%C3%BCr_Kohlekraftwerke_-_Gesetzgeberischer_Spielraum_und_Grenzen.pdf
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MELDUNG/400: Europäische Investitionsbank will aus fossilen Energien aussteigen (GW)


Germanwatch e.V. - 26. Juli 2019

Europäische Investitionsbank will aus fossilen Energien
aussteigen

Entwurf neuer Energierichtlinie / Öl- und Gasproduktion sowie
Gasinfrastruktur bald nicht mehr finanzierbar / Germanwatch, urgewald
und 350.org: Bundesregierung darf den Entwurf nicht abschwächen



Berlin/Brüssel (26. Juli 2019). Die Nachrichtenagentur Bloomberg
berichtet, dass die Europäische Investitionsbank (EIB) im Entwurf
einer neuen Energierichtlinie vorsieht, ab 2021 keine fossilen
Energieprojekte mehr zu finanzieren. Das bedeutet keine Öl- und
Gasproduktion, keine Infrastruktur, die vornehmlich auf Erdgas
ausgerichtet ist sowie keine Strom- und Wärmeerzeugung aus fossilen
Quellen. Stattdessen will sich die Bank auf Energieeffizienz besonders
im Gebäudebereich konzentrieren sowie auf den weiteren Ausbau
erneuerbarer Energien, Energiespeicherung und Transformation weg von
fossilen Energien. So plant die EIB ihre Aktivitäten an die Pariser
Klimaziele anzupassen.

"Dieser Entwurf nimmt das Pariser Klimaabkommen ernst und kann damit
anderen öffentlichen und privaten Banken den Weg weisen, indem Geld
weg von fossilen Energien hin zu Energieeffizienz und Erneuerbaren
gelenkt wird. Und das begleitet von Geldern für eine ernsthafte
Energietransformation in Ländern, die bisher sehr von Fossilen
abhängen", lobt Regine Richter, Energiecampaignerin der Umwelt- und
Menschenrechtsorganisation urgewald. So könne die Bank echte Standards
setzen. Vor allem, wenn sie die weiter mögliche Unterstützung für 'Low
Carbon' Gas nicht als Schlupfloch nutzt, um doch die Gasindustrie
weiter zu finanzieren und sie den tatsächlichen Klimanutzen solcher
'Low Carbon' Gase sehr kritisch prüft.

Noch müssen jedoch die Anteilseigner der Bank, die
EU-Mitgliedsstaaten, dem Entwurf zustimmen. Während sich Länder wie
die Niederlande, Schweden und Frankreich bei Konsultationen zur
Energierichtlinie gegen die weitere Finanzierung von fossilen Energien
ausgesprochen haben, hat die Bundesregierung explizit gefordert,
Gasprojekte weiter zu fördern. Eine Position, die vor allem das
Wirtschaftsministerium vertritt. "Die Bundesregierung darf sich nun
nicht klimapolitisch weiter blamieren, indem sie versucht, diesen
guten Entwurf abzuschwächen", erklärt Katja George von der
Klimaorganisation 350.org. Schließlich hat auch die designierte
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in ihren politischen
Grundsätzen eine Klimabank unter dem Dach der EIB gefordert. "Mit dem
Ausschluss von fossilen Energien macht die EIB nun einen guten Schritt
in diese Richtung. Wenn die CDU künftig im Bereich Klimapolitik
überzeugen will, darf von der Leyens Parteifreund, Wirtschaftsminister
Peter Altmaier, diesen Schritt nicht torpedieren. Die Bundesregierung
sollte den Entwurf so unterstützen", fordert Sophie Bartosch von der
Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch.



Weiterführende Links

Entwurf Energierichtlinie der EIB

https://www.eib.org/attachments/draft-energy-lending-policy-26-07-19-en.pdf
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ARTENSCHUTZ/275: CITES Konferenz Genf - Der marine Zierfischhandel wird endlich unter die Lupe genommen (FFW)


Fondation Franz Weber - 19. August 2019

Wichtiger Entscheid an der CITES CoP18: Der marine Zierfischhandel
wird endlich unter die Lupe genommen



Die Aquarienindustrie stellt eine ernsthafte Bedrohung für marine
Zierfische in allen Ozeanen dar. Bisher gibt es jedoch kaum
Vorschriften, Kontrollen oder überhaupt Informationen zu den
Auswirkungen dieses Handels auf Meerestiere und marine Ökosysteme. Die
CITES-Vertragsstaatenkonferenz (CoP18) hat heute dem Vorschlag der
Schweiz, der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten
zugestimmt, diese Situation zu korrigieren und eine umfassende Studie
über die Aquarienindustrie zu erstellen, damit Maßnahmen ergriffen
werden, bevor es zu spät ist. Die Fondation Franz Weber begrüsst
diesen weitsichtige und wichtigen Entscheid.

GENF. Es gibt weltweit rund 1.000 öffentliche Aquarien und mindestens
2 Millionen private Aquarienbesitzer. Die einzige Möglichkeit, den
Bedarf der Branche zu decken, besteht darin, kontinuierlich weitere
Fische den Korallenriffen zu entnehmen. Dies liegt daran, dass ein
Grossteil der marinen Zierfische sich nicht in Gefangenschaft
fortpflanzt - was im Übrigen beweist, dass Fische überhaupt nicht in
Gefangenschaft sein sollten.

Marinen Zierfische, die in Aquarien äusserst beliebt sind, werden
häufig in freier Wildbahn mit illegalen Giften wie Zyanid gefangen.
Die Überlebensrate während des Fangs und Transports ist sehr niedrig
(bis zu 80% der Tiere können sterben, bevor sie überhaupt in einem
Aquarium ankommen). Zudem leiden die natürlichen Lebensräume stark
unter der künstlichen Entfernung ihrer Bewohner.

Trotz der Größe dieser Industrie, die auf einen Jahreswert von 1,5
Milliarden US-Dollar erzielt, gibt es praktisch keine Regulierung. Nur
eine Gattung, die Seepferdchen, und zwei Arten von Fischen
(Napoleonfische und Orange-Prachtkaiserfische) sind durch das
CITES-Abkommen geschützt. Darüber hinaus fehlen genaue Daten zum
Handelsvolumen, zu den betroffenen Arten und zu den Auswirkungen auf
die Ökosysteme. Dr. Monica V. Biondo, Meeresbiologin der Fondation
Franz Weber (FFW), fasst die Situation zusammen: «Kurz gesagt ist es
heute nicht möglich, den marinen Zierfischhandel und die
Aquarienindustrie zu überwachen und zu kontrollieren, geschweige denn
deren Auswirkungen zu bewerten. So kann es nicht weitergehen.»

Monica Biondo hat mehrere wissenschaftliche Studien zum
Zierfischhandel in der Schweiz und in der Europäischen Union
veröffentlicht. Die Ergebnisse ihrer Forschungsarbeit unterstreichen
die Dringlichkeit und Notwendigkeit für weitere Untersuchungen.
Aufgrund dieser Erkenntnisse haben die Schweiz, die Europäische Union
und die Vereinigten Staaten ein Dokument auf der CoP18 eingereicht, um
solche Untersuchungen zu ermöglichen. Das Dokument wurde soeben
einvernehmlich von allen Vertragsstaaten der Konvention verabschiedet.
Die Erkenntnisse der heute genehmigten wissenschaftlichen Analyse
werden auf der nächsten CoP (2022) präsentiert werden, so dass
Maßnahmen ergriffen werden können, um die marinen Zierfische besser
vor dem internationalen Handel zu schützen.

Der Fall des Banggai-Kardinalfischs

Die Aquarienindustrie dezimiert langsam marine Zierfischarten, die
bereits vom Verlust und der Verschmutzung ihrer Lebensräume bedroht
sind. Dies gilt insbesondere für die prächtigen
Banggai-Kardinalfische, die in einem sehr kleinen Gebiet in Indonesien
heimisch sind. Die Population wurde durch die hohe Nachfrage des
Aquarienhandels um mehr als 90% dezimiert, und wird von der Roten
Liste der IUCN als «gefährdet» eingestuft. Die Art wurde von der EU
auf der letzten CITES CoP (September 2016, Johannesburg) auf die
Tagesordnung gesetzt, basierend auf den wissenschaftlichen
Forschungsarbeiten der FFW. Nun muss Indonesien Schutzmaßnahmen
ergreifen und diese an der nächsten CITES-Konferenz (CoP19 im Jahr
2022) präsentieren.

 * 
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ARTENSCHUTZ/274: CITES Konferenz Genf - Handel mit bedrohten Arten. Der Elefant im Raum... (FFW)


Fondation Franz Weber - 16. August 2019

Die Fondation Franz Weber an der

CITES CoP18 vom 17. bis 28. August in Genf

Der Handel mit bedrohten Arten - Der Elefant im Raum



Morgen beginnt die 18. Konferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens über den internationalen Handel mit vom Aussterben
bedrohten wildlebenden Tier- und Pflanzenarten (CITES CoP18) in Genf.
Der Afrikanische Elefant steht dabei im Herzen der Debatte. Für die
Fondation Franz Weber ist klar: der Elefant muss vollumfänglich
geschützt werden - ohne wenn und aber - wie alle anderen vom
Aussterben bedrohten Tiere und Pflanzen.

Das CITES-Übereinkommen regelt seit 43 Jahren den internationalen
Handel mit vom Aussterben bedrohten wildlebenden Tier- und
Pflanzenarten. Seit Inkrafttreten der internationalen Konvention hat
sich unsere Welt jedoch drastisch verändert. Der jüngste IPBES-Bericht
macht es klar: Eine Million Arten sind vom Aussterben bedroht
weltweit. Als CITES-Beobachterin seit 1989 kämpft die Fondation Franz
Weber deshalb während der kommenden 12 Tage mit ihrem Team von
ausgewiesenen Expertinnen und Experten für den Erhalt der bedrohten
Arten - insbesondere für zwei Artenkategorien, die wegen des
internationalen Handels höchst gefährdet sind: Der Afrikanische
Elefant und die Korallenfische.

 * 
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ARTENSCHUTZ/273: CITES Konferenz Genf - Handel mit Elefantenkälbern muss eingeschränkt werden (FFW)


Fondation Franz Weber - 13. August 2019: CITES CoP18 vom 17. bis 28.
August in Genf

Endlich steht auch das soziale Wohlergehen der Tiere auf der
Tagesordnung

Der Handel mit lebenden Elefantenkälbern muss eingeschränkt werden!



Der Export von afrikanischen Elefantenkälbern in Zoos und Zirkusse der
gesamten Welt ist leider weit verbreitet - das Übereinkommen über den
internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und
Pflanzen (CITES) gestattet derartige Transaktionen. Die jungen
Elefanten erleiden während des Fangs und des Transports sowie später
in den für sie bestimmten Zoos schwerwiegende physische und psychische
Traumata. Im Hinblick auf die Konferenz der CITES-Vertragsparteien
(CoP18) fordert die Fondation Franz Weber (FFW) klare Richtlinien, um
insbesondere das soziale Wohlergehen der Elefanten zu gewährleisten.

Das Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten
Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES) ist der internationale
Vertrag für den Export und Import von Wildtieren. Aus unerfindlichen
Gründen ist die CITES jedoch der Auffassung, dass die von Zoos
abgewickelten Geschäfte mit lebenden Tieren nicht «kommerziell» seien.
Daher unterliegen sie nicht denselben strengen Regeln wie der übrige
Handel mit den Arten.

Insbesondere erlaubt die CITES den Handel mit lebenden Afrikanischen
Elefanten, die in freier Wildbahn gefangen werden. So dürfen Botswana
und Simbabwe wilde Elefanten an «geeignete und annehmbare
Bestimmungsorte» verschicken, während Südafrika und Namibia die Tiere
für «Programme in ihren Lebensräumen» exportieren können. Diese
Begriffe sind in ihrer jetzigen Form nicht eindeutig definiert. Die
CITES gestattet daher die Exporte von Elefantenkälbern in Zoos oder
andere für die Aufnahme dieser Art ungeeignete Einrichtungen zu
umfangreich und häufig ohne Rücksicht auf das Wohlergehen der Tiere.

Zwischen 1990 und 2015 wurden 1'774 Elefanten in die ganze Welt
exportiert, und zwar in der Regel an Orte ausserhalb ihres
Verbreitungsgebiets, hauptsächlich in Zirkusse oder Zoos. Schätzungen
zufolge leben aktuell etwa 530 wilde Elefanten weltweit in
Gefangenschaft. Hauptimporteure sind China (29%), die USA (29%) und
Mexiko (22%).

Nach Ansicht der Koalition für den Afrikanischen Elefanten (AEC),
einer Allianz aus 32 afrikanischen Ländern, die die Mehrheit der
Staaten des Verbreitungsgebiets repräsentiert, sind lediglich die
Lebensräume im natürlichen Verbreitungsgebiet der Afrikanischen
Elefanten geeignet und annehmbar. Deshalb wird die AEC auf der
nächsten Konferenz der CITES-Vertragsparteien (CoP18), dem
beschlussfassenden Organ dieses Vertrags, das ab kommenden Samstag in
Genf zusammentreten wird, die Verabschiedung von Richtlinien fordern.
In diesen sollen die Bedingungen präzisiert werden, die die
Aufnahmezentren beachten müssen, um Afrikanische Elefanten importieren
zu dürfen.

Vera Weber, Präsidentin der Fondation Franz Weber und seit 1989
Beobachterin der CITES, unterstützt aktiv den Vorschlag der AEC. «Zum
ersten Mal in der Geschichte des Abkommens steht der Begriff des
'sozialen Wohlergehens' auf der Tagesordnung der CITES!». Anna Mula,
die sich als Anwältin auf das Tierwohl spezialisiert hat, teilt diese
Begeisterung: «Dass die CITES die Zoos von der Einhaltung der Regeln
für den Artenhandel ausnimmt, hat mich immer verblüfft: Das
hauptsächliche Ziel der Zoos und Zirkusse ist kommerziell. Die
Entwicklung eines Bewusstseins für Fragen des Tierwohls und der
sozialen Bindungen innerhalb der CITES ist deshalb ein ermutigendes
Signal für die Zukunft».

Die Bedürfnisse der Elefanten lassen ein Leben in Gefangenschaft
nicht zu

Für Menschen, die die Biologie und das Verhalten der Elefanten kennen,
sind die Exporte dieser Tiere in Zoos am anderen Ende der Welt
schlicht unsinnig. «Elefanten sind hochintelligente Tiere, die
komplexe soziale Strukturen schaffen, sehr enge familiäre Bindungen
eingehen und jedes Jahr Tausende von Kilometern zurücklegen. Der Fang
betrifft allerdings sehr oft Elefantenkälber und zieht die Trennung
von ihren Familiengruppen nach sich. Ihr 'soziales Wohlergehen' ist
niemals gewährleistet», erläutert Dr. Keith Lindsay, Biologe und
Spezialist für Dickhäuter. Verletzungen und Stress führen sehr oft zum
Tod dieser Jungen, noch bevor sie ihren Bestimmungsort erreichen. Am
Ziel angelangt, leiden die Elefanten unter Depressionen, verlieren den
Appetit, verletzen sich selbst und werden körperlich schlecht
behandelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.08.2019

Fondation Franz Weber

Postfach 257, 3000 Bern 13, Schweiz

Tel.: +41(0)21 964 24 24

E-Mail:ffw@ffw.ch

Internet: www.ffw.ch/de/
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GENTECHNIK/240: Warnung vor Bemühungen der Gentechnik-Industrie, EU-Richtlinie aufzuweichen (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - 29. Juli 2019
(korrigierte Fassung)

GLOBAL 2000 warnt vor Bemühungen der Gentechnik-Industrie die
EU-Richtlinie für Gentechnik aufzuweichen

Warum CRISPR auch ein Jahr nach dem EuGH-Urteil noch als Gentechnik zu
bezeichnen ist



Wien/Brüssel, am 26. Juli 2019 - Der österreichischen
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 wurde ein Leitfaden der
Gentechnik-Industrie für die Kommunikation zu CRISPR zugespielt. Diese
Gentechnik-Technologie soll mit sprachlichen Tricks aus der
Gentechnik-Richtlinie 2001/18 rausgeschummelt werden.

Vor einem Jahr, am 25. Juli 2018, hat der Europäische Gerichtshof
(EuGH) klar entschieden: Neue gentechnische Verfahren wie CRISPR sind
als Gentechnik einzustufen und entsprechend der
EU-Gentechnik-Richtlinie 2001/18 zu regulieren. Das Urteil stützt sich
auf das in
der Richtlinie verankerte Vorsorgeprinzip, das dazu dient, Schaden von
der Umwelt oder der menschlichen Gesundheit fern zu halten. Die
österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 warnt vor
Bemühungen der Industrie, diese Regulierung zu lockern oder
aufzulösen.

"Das EuGH-Urteil hat den Lobby-Bestrebungen der Gentechnik-Industrie
einen Strich durch die Rechnung gemacht. Es ist aber das beste, was
uns für den Schutz der Umwelt und unser aller Gesundheit passieren
konnte.", erklärt GLOBAL 2000 Gentechnikexpertin Heidemarie Porstner.
Bereits vor dem Urteil gab es seitens der Gentechnik-Industrie massive
Bemühungen, CRISPR und Co. von der Gentechnik-Regulierung
fernzuhalten. Sie entwickelten irreführende Begriffe, um davon
abzulenken, dass es sich bei CRISPR um Gentechnik handelt. Jetzt
versucht die Industrie mit diesen sprachlichen Tricks ihre neuen
Verfahren aus der Richtlinie wieder herauszulösen. Die
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 hat sich anlässlich des
Jahrestags des EuGH-Urteils die Kommunikationsstrategie der
Gentechnik-Industrie angesehen, die hinter diesen Vorstößen steckt.

Ablenkmanöver durch irreführende Begriffe

Ein Kommunikations-Leitfaden, der GLOBAL 2000 zugespielt wurde, bietet
Einblick in die Strategie der Industrie. Verfasst wurde er von der
International Seed Federation (ISF). Unter dem Dach des weltweiten
Verbandes befinden sich namhafte Gentechnik-Konzerne wie
Bayer-Monsanto, Syngenta, Dow Agroscience oder DuPont Pioneer.

Der Leitfaden bildet die Basis für eine breit angelegte Offensive der
Gentechnik-Lobby, möglichst viel Positives über die Techniken zu
erzählen. Zahlreiche Behauptungen und Versprechen in Bezug auf CRISPR,
die seither kursieren, finden ihren Ursprung in genau dieser
Kommunikationsstrategie. Über neue Begriffe soll darüber hinaus davon
abgelenkt werden, dass es sich bei CRISPR und ähnlichen Verfahren um
Gentechnik handelt. Nach dem Motto: Was nicht Gentechnik heißt, muss
auch nicht als Gentechnik reguliert werden. Während im Englischen
Begriffe wie "Plant Breeding Innovation" etabliert werden sollen, hat
sich im Deutschen der Begriff "Neue Pflanzenzüchtungstechniken"
verbreitet.

"Die Gentechniklobby hat uns jetzt fast 2 Jahre vorgekaut, dass wir
andere Begriffe verwenden sollen, weil sie massive Eigeninteressen
damit verfolgen. Sie wollen damit erzielen, dass all diese Techniken
nicht als Gentechnik reguliert werden.", beschreibt Porstner die
Hintergründe. Die Regulierung unter der EU-Gentechnik-Richtlinie
2001/18 bedeutet Überprüfungen auf Umwelt- und Gesundheitsrisiken, die
Absolvierung eines Zulassungsverfahrens und eine verpflichtende
Kennzeichnung von Gentechnik-Produkten.

Porstner abschließend: "Es ist wichtig, sich bewusst zu machen, woher
die ganzen tollen Versprechen rund um CRISPR kommen. Die neue
EU-Kommission darf sich von ausgeklügelten Kommunikationsstrategien
nicht irre leiten lassen. Sie muss sich dringend für den Erhalt der
Regulierung der neuen Gentechniken unter der EU-Gentechnik-Richtlinie
einsetzen und weiteren Vorstößen der Gentechnik-Industrie Einhalt
gebieten."



Den zugespielten Kommunikationsleitfaden finden Sie hier:

https://www.global2000.at/sites/global/files/2017-Discussion-Guide-PBI-ISF.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.07.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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MELDUNG/176: Österreichische Klimabilanz zeigt Versäumnisse der letzten Jahre auf (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 29. Juli 2019

Österreichische Klimabilanz zeigt Versäumnisse der letzten Jahre
auf

Zufallsgewinne wie milde Winter und Wartung von Hochöfen ersetzen
keine wirksame Klimapolitik



Wien, am 29. Juli, 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 übt scharfe Kritik an der Treibhausgasbilanz 2018. Die
Ergebnisse zeigen die großen Versäumnisse in der Klimapolitik klar
auf, denn die präsentierten, vermeintlichen Erfolge sind nicht etwa
auf Klimaschutzmaßnahmen, sondern großteils auf 'Zufallsgewinne'
zurückzuführen.

"Milde Winter und eine Wartung eines Hochofens der Voest retten
Österreichs ansonsten verhagelte Klimabilanz 2018. Dass die
Bundesregierung nur auf Zufallsgewinne hoffen kann, zeigt das wahre
Ausmaß des Versagens der Klimapolitik in Österreich klar auf. Trotzdem
werden das zweite Jahr in Folge die gesetzlichen Höchstwerte des
Klimaschutzgesetzes überschritten. Dass das Umweltministerium die
Treibhausgasbilanz am Sonntag früh vorstellt, soll offenbar
verhindern, dass kritische Stimmen zu Wort kommen. Statt
durchsichtigen Gefälligkeitsmanövern gegenüber der Vorgängerregierung,
sollte Umweltministerin Maria Patek rasch ein Sofortpaket für
Klimaschutz schnüren", übt Johannes Wahlmüller, Klima- und
Energiesprecher von GLOBAL 2000, Kritik auch an der Vorgangsweise der
Übergangsregierung.

Konkret vorgestellt wurde eine vorläufige Schätzung, die auf
vereinfachten Berechnungsmethoden basiert. Diese zeigt eine Reduktion
der Treibhausgasemissionen um 3,8 Prozent im Jahr 2018. Die
Hauptgründe dafür sind Zufallsgewinne, nicht wirksame Klimapolitik. So
führte der milde Winter (-9,5 Prozent an Heizgradtagen) zu geringerem
Gas- und Heizöleinsatz. Dominiert wurde der Rückgang aber durch eine
Wartung des Hochhofens der Voest, wodurch sich die Roheisenproduktion
um 15 Prozent und die CO2-Emissionen um 1,6 Mio. Tonnen reduzierten.
Bei einer Gesamtreduktion von 3,2 Mio. Tonnen, ist das der wichtigste
Einzeleffekt. Unter anderem im Verkehrssektor stiegen die
Treibhausgasemissionen aber weiter um 0,8 Prozent.

Trotz dieser an sich günstigen Voraussetzungen liegen die
Treibhausgasemissionen in Österreich immer noch über dem Niveau des
Basisjahres 1990. Seit fast 30 Jahren wurde damit keine Reduktion der
Treibhausgase erreicht, während im EU-Schnitt in diesem Zeitraum die
Emissionen um mehr als ein Fünftel reduziert wurden. Gleichzeitig
liegen die österreichischen Werte das zweite Jahr in Folge über dem
gesetzlich erlaubten Höchstwert des Klimaschutzgesetzes. Das
Klimaschutzgesetz sieht in diesem Fall das Führen von Verhandlungen
und das Setzen von Sofortmaßnahmen vor. "Die Bundesregierung muss aus
der Zuschauerrolle herausfinden und endlich aktive Klimapolitik
betreiben. Es braucht einen raschen Ausbau des öffentlichen Verkehrs,
mehr Geld für thermische Sanierung und Heizkesseltausch und eine 
öko-soziale Steuerreform, die diesen Namen auch verdient", fordert
Wahlmüller abschließend.

Den Projektbericht des Umweltbundesamtes finden Sie hier:

https://bit.ly/2LJkkpC

 * 

Quelle:

Presseinformation, 29.07.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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VERBAND/395: EU-Kommission erzwingt überzogene Detailregelungen im Düngerecht (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 20. August 2019

DBV: Gerangel beim Düngerecht rasch beenden

EU-Kommission erzwingt überzogene Detailregelungen



"Wir Landwirte stehen eindeutig zum Gewässerschutz. Strafzahlungen aus
Brüssel müssen unbedingt abgewendet werden, aber die fachlichen
Grundsätze präziser und ordnungsgemäßer Düngung dürfen nicht dem
politischen Druck geopfert werden", kommentiert Eberhard Hartelt,
Umweltbeauftragter des Deutschen Bauernverbandes und Präsident des
Bauern- und Winzerverbandes Rheinland-Pfalz Süd anlässlich des
Bund-Länder-Gesprächs zur Düngeverordnung. "Die Androhung von
Strafzahlungen durch die europäische Kommission führt jetzt dazu, dass
das Düngerecht ohne qualifizierte Folgenabschätzung und im
Eilverfahren durchgeboxt werden muss", kritisiert Hartelt. Auch das
Vorgehen der EU-Kommission sei widersprüchlich, einerseits auf
nationale Spielräume für regional angepasste Lösungen im Düngerecht
hinzuweisen, andererseits aber der Bundesregierung kleinteilige
Vorgaben zur Formulierung des Düngerechts zu machen.

Mit Sorge sieht Hartelt die Planung von Bund und Ländern für ein
generelles Düngeverbot zu Zwischenfrüchten vorzusehen. Ein Verbot der
Düngung nicht nur im Herbst, sondern auch im Spätsommer stelle die
besonders gewässerschützende Maßnahme des Zwischenfruchtanbaus in
Frage und sei damit kontraproduktiv. Zudem würden hiermit viele
Betriebe gezwungen, die Lagerkapazität für Wirtschaftsdünger
kurzfristig massiv auszudehnen - und das bei großen Hindernissen im
Bau- und Genehmigungsrecht. "Diese unlösbare Situation wird viele
kleine und mittlere Tierhalter in den Ausstieg treiben", so Hartelts
Einschätzung. Nach wie vor nicht ausgeschöpft sind die Möglichkeiten
zur präziseren regionalen Abgrenzung der betroffenen Gebiete, um die
strengeren Regelungen im Düngerecht gezielt dort zur Anwendung zu
bringen, wo noch Probleme bestehen. Zudem müsse es eine Möglichkeit
für Betriebe geben, von den strengeren Regelungen für nitratsensible
Gebiete ausgenommen zu werden, wenn beispielsweise anhand der
Nährstoffbilanz belegt werde, dass der Betrieb gewässerschonend
wirtschaftet. Es sei nicht akzeptabel, pauschal alle Betriebe in einem
nitratsensiblen Gebiet mit verschärften Auflagen zu überziehen, nur
weil Bund und Länder die Arbeit einer differenzierteren Abgrenzung der
nitratsensiblen Gebiete scheuen, kritisiert Hartelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. August 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KLIMA/713: CO2 - Scheinmanöver ... (SB)




Viele Jahre lang konnte die Forderung der Klimaschutzbewegung nach
Einführung einer CO₂-Steuer nicht durchgesetzt werden, doch
inzwischen ist sie sogar in der Regierung im Gespräch. Weil die
einkommensschwachen Haushalte von solch einer regressiven Steuer
verhältnismäßig härter getroffen würden als die wohlhabenderen, wird
zugleich ein sozialer Ausgleich gefordert. Über dessen Ausgestaltung
findet zur Zeit eine lebhafte gesellschaftliche Debatte statt. Man
kann sicherlich mit einiger Berechtigung annehmen, daß der Ausgleich
nicht wesentlich über den Umfang jener Maßnahmen hinausgehen würde,
die zwecks Befriedung des Heers an Lohnabhängigen und zur Sicherung
der gesellschaftlichen Eigentumsordnung sowieso installiert sind.

Die bevorzugte neoliberale Politik Deutschlands und der Europäischen
Union weist allerdings in eine ganz andere Richtung, nämlich die des
Abbaus sozialer Errungenschaften und der Verbreiterung der Kluft
zwischen Arm und Reich. Sollte also jemals eine CO₂-Steuer
eingeführt werden, würde dies höchstwahrscheinlich von
Scheinkompromissen begleitet werden, die verschleiern sollen, daß
jene vorherrschenden Interessen unangetastet bleiben.

Im übrigen lassen die inzwischen spürbar raschen Klimaveränderungen
gar nicht zu, die globale Krise rechtzeitig über Marktmechanismen, zu
denen die Erhebung einer CO₂-Steuer zählt, zu regeln. Wenn man
vor dreißig Jahren begonnen hätte, die CO₂-Emissionen, die bei
der Herstellung einer Ware entstehen, zu besteuern, hätte das
womöglich den gewünschten Lenkungseffekt erzielt. Aber soviel Zeit
hat die Menschheit nicht mehr. Nach einem im Oktober vergangenen
Jahres vom Weltklimarat (IPCC) veröffentlichten Sondergutachten, in
das umfangreiche Erkenntnisse aus der verfügbaren relevanten
Literatur eingeflossen sind, muß der Anstieg der anthropogenen
CO₂-Emissionen bis 2030 gestoppt und anschließend umgekehrt
werden. Je später man damit anfängt, desto drastischer müssen die
Maßnahmen sein. Die Einführung einer CO₂-Steuer käme viel zu
spät.

Eigentlich hört sich das Konzept plausibel an: Produkte mit hohem
"CO₂-Gehalt" verteuern sich, werden deshalb weniger gekauft
und verschwinden nach und nach vom Markt. Weil reiche Menschen ein
deutlich höheres Konsumniveau haben als ärmere Menschen, müssen sie
mehr CO₂-Steuern entrichten. Weil letztere dennoch einen
deutlich höheren Anteil ihrer Einnahmen für die neue Steuer
aufbringen müßten, wohingegen die Reichen die Unkosten kaum spüren
würden, werden verschiedene Konzepte vorgeschlagen, wie für die Armen
ein Ausgleich aussehen könnte. Das Grundgesetz sieht zwar keine
CO₂-Steuer vor, aber laut dem Öko-Institut könnte sie,
vergleichbar beispielsweise mit Heizöl und Treibstoff, als sogenannte
Verbrauchssteuer deklariert werden. [1]

Nun verhält es sich aber so, daß die Regierung, wenn ihr jemals daran
gelegen wäre, eine weitreichende gesellschaftliche Umverteilung
vorzunehmen, um die Armen zu stärken, sie das längst hätte tun
können. Dazu bedarf es keiner CO₂-Steuer. Aber was ist in den
letzten Jahrzehnten statt dessen geschehen? Die Unternehmen wurden
steuerlich entlastet; der Wirtschaftsstandort Deutschland errang
aufgrund seiner jahrelangen Lohnzurückhaltung gegenüber anderen
Ländern Vorteile; das Spekulationskapital gewann mehr und mehr
Oberhand über das Industriekapital; die Zusammenlegung von Sozial-
und Arbeitslosenhilfe zum sogenannten Hartz IV schuf ein
Verarmungsregime; der Niedriglohnsektor gewann mehr und mehr Anteile
am Arbeitsmarkt; über Freihandelsabkommen (auch mit der EU wurde im
wesentlichen eine große Freihandelszone geschaffen) wird die
Wirtschaft gegenüber dem Staat gestärkt, und zugleich tritt die
einzelne Arbeitskraft in Konkurrenz mit derjenigen auf der anderen
Seite der Welt.

Auch wenn die Lebensverhältnisse in Deutschland verglichen mit denen
in anderen Weltregionen trotz des beschriebenen Verarmungstrends im
allgemeinen noch komfortabel sind, werden auch hierzulande sowie im
Rahmen der EU die Einkommensunterschiede strukturell abgesichert.
Eine CO₂-Steuer wäre dann eine weitere Variante der
Steuererhebung. Sie besäße mit Sicherheit einen klimafreundlichen
Touch, aber gewiß würde der Staat damit nicht plötzlich weitreichende
Befugnisse des Klimaschutzes an sich ziehen und zugleich die
sozioökonomischen Unterschiede aufheben. Jedenfalls ist das in den 26
Ländern, die bereits eine CO₂-Steuer erheben, nicht geschehen.

Ein weiteres Marktinstrument zur Senkung der CO₂-Emissionen
stellt der Handel mit Verschmutzungsrechten dar. Doch das Europäische
Emissionshandelssystem erfüllt auch vierzehn Jahre nach seiner
Einführung nicht die Wirkung, die vorgeblich mit ihm erzielt werden
sollte. Bei diesem System wurden ausgerechnet die größten Emittenten
mit so vielen handelbaren Zertifikaten beschenkt, daß der Preis für
die Zertifikate in den Keller ging und der gewünschte Lenkungseffekt
- Reduzierung der Treibhausgasemissionen und somit der globalen
Erwärmung - nicht eintrat. Darüber hinaus hat sich einer der größten
CO₂-Emittenten Europas, der Energiekonzern RWE, weitreichend
mit CO₂-Zertifikaten eingedeckt, als diese billig waren, so
daß er damit mindestens bis zum Jahr 2022 versorgt ist und vom
Anstieg des Preises für CO₂-Emissionen unbehelligt bleibt. Die
Europäische Union wiederum hat dafür gesorgt, daß dies überhaupt
möglich ist und die Zertifikate der 2020 endenden Zuteilungsperiode
III nicht verfallen, sondern auf die nächste Zuteilungsperiode bis
2030 angerechnet werden können.

Wie locker dieses unternehmerisch sicherlich nachvollziehbare
RWE-Manöver von der EU aufgenommen wird, machte Dr. Artur
Runge-Metzger, Abteilungsleiter in der Generaldirektion Klimapolitik
der Europäischen Kommission, im vergangenen Oktober auf einer
Veranstaltung zum neuen IPCC-Sonderbericht deutlich. Das sei nun mal
die freie Marktwirtschaft, sagte er bei einer Podiumsdiskussion -
ganz so, als sei jener ominöse Markt ein naturgesetzliches Phänomen
und nicht etwa so gestaltet worden, daß damit die Profitinteressen
einflußreicher Lobbygruppen bedient werden. [2]

Wenn nun in Deutschland oder sogar EU-weit, wie es manche Vorschläge
vorsehen, eine CO₂-Steuer eingeführt wird, dann würde sie
vielleicht nicht von denselben, wohl aber den gesinnungsgleichen
Leuten ausformuliert, die bereits das Europäische
Emissionshandelssystem auf eine Weise ausgestaltet haben, daß kein
Klimaschutz stattfindet, der den Konzernen und ihren Eigentümern zum
Nachteil gereicht.

Den dringend notwendigen Klimaschutz durch eine CO₂-Steuer
betreiben zu wollen, dürfte Wunschdenken bleiben und ist geradezu als
irreführend anzusehen.


Fußnoten:

[1] https://www.energate-messenger.de/news/194318/oekoinstitut-co2-besteuerung-rechtlich-moeglich

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0147.html
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LANDRAUB/046: "Ihr habt unseren Wald gestohlen" - Emotionaler Appell der Baka an EU-Kommission (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 19. August 2019

"Ihr habt unseren Wald gestohlen": Emotionaler Appell der Baka an
EU-Kommission



Unter Verstoß gegen das Völkerrecht wurde die freie, vorherige und
informierte Zustimmung (FPIC) der Baka nicht eingeholt, bevor das
Projekt Messok Dja grünes Licht bekam.

Hunderte indigene Baka aus dem Regenwald des Kongo haben an die
Europäische Kommission geschrieben. Sie bitten die Kommission, ihre
Gemeinden zu besuchen und ihren "Rat einzuholen", bevor sie weitere
Mittel für das äußerst umstrittene Projekt Messok Dja auf dem Land der
Baka bereitstellt.

Die Europäische Kommission ist einer der Hauptförderer des geplanten
Naturschutzgebietes Messok Dja in der Republik Kongo, aber die Baka
sagen: "Wir haben viele Jahre darauf gewartet, dass Sie uns besuchen,
aber Sie sind nie gekommen."

Sowohl der World Wildlife Fund (WWF) als auch die Europäische
Kommission wissen seit langem, dass die lokale Bevölkerung das Vorhaben
ablehnt. Dennoch haben sie es weiterhin unter Verletzung ihrer eigenen
Leitlinien finanziert. Beide unterstützen die Errichtung des
Schutzgebietes seit 2013, haben aber erst 2019 einen
"Zustimmungsprozess" eingeleitet.

Die Kommission hat wiederholt abgestritten, dass Wildhüter die lokale
Bevölkerung misshandelt haben. Sie hat aber keine Maßnahmen ergriffen,
um die ihr von Survival International und anderen berichteten
Rechtsverletzungen zu untersuchen.

In dem Brief schreiben die Baka: "Vom WWF finanzierte Ranger kamen vor
Jahren in unseren Wald. Sie verbieten uns die Jagd, mit der wir unsere
Familien ernähren. Sie verbieten uns das Betreten des Waldes. ... Sie
erzählten uns von der Grenze des Parks, aber niemand kam, um nach
unserer Zustimmung zu fragen."

"Der Wald ist unserer Zuhause. Wir sind darauf angewiesen, dass der
Wald lebt. ... Aber ihr habt unseren Wald gestohlen. Was werden wir
tun? Wie werden wir überleben?"

"Wir verstehen nicht, warum Sie nicht zu uns kommen, um unseren Rat
und unsere Anleitung zum Schutz unseres Waldes einzuholen. Haben Sie
daran nicht gedacht? Wenn der Wald so schön ist, dann weil wir hier
sind! Wir sind diejenigen, mit denen Sie zusammenarbeiten sollten."

Survivals Direktor Stephen Corry sagte heute: "Sowohl die Europäische
Kommission als auch der WWF zeigen eine tiefe Verachtung für die Baka.
Die Mitarbeitenden der Kommission haben sich nicht einmal die Mühe
gemacht, ihr Büro zu verlassen und die Straße runter zu fahren, um mit
ihnen zu sprechen. Aber sie haben kein Problem damit, weiterhin
Millionen von Euro in ein Projekt zu stecken, das den Baka ihr Land
raubt und ihr Leben ruiniert."

"Statt weiterhin riesige Summen an öffentlichen Geldern zu
verschwenden, sollten die Mitarbeitenden der Europäischer Kommission
und des WWF endlich anerkennen, dass das Vorhaben Messok Dja voller
Mängel ist und aufs Abstellgleis gehört. Dann können sie die Baka
fragen, wie sie ihnen helfen können, ihr Land zu schützen. Schließlich
sind die Baka die wahren Meister*innen und Wächter*innen des Waldes."
Survival International setzt sich für einen menschenrechtsbasierten
Ansatz im Naturschutz ein, der indigene Völker ins Zentrum stell.
Studien zeigen, dass sie ihre Natur besser schützen als alle anderen.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Unter Verstoß gegen internationales Rechte wurde die freie, vorherige und informierte Zustimmung (FPIC) der Baka nicht eingeholt, bevor das Projekt Messok Dja grünes Licht bekam. (Survival International

	Die Baka werden durch die Ranger von ihrem Land vertrieben und von dem Wald ausgeschlossen, auf den sie für Lebensmittel und Medizin angewiesen sind. (Survival International)





Survival International ist die globale Bewegung für indigene
Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr
Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

Seit 1969 | Büros in Berlin, London, Madrid, Mailand, Paris, San
Francisco

Unterstützer*innen in über 100 Ländern | Alternativer Nobelpreis
1989

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19.08.2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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AKTIONSTAGE/1021: Streuobst - Wiesenrallye am Walderlebnis Ehrhorn, 25.8. (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 14. August 2019

Veranstaltungshinweis für den 25.08.2019

Streuobst - Wiesenrallye am Walderlebnis Ehrhorn

Wochenende der offenen Streuobstwiese



(Ehrhorn) Das Waldpädagogikzentrum (WPZ) Lüneburger Heide und der
Verein Streuobstwiesenbündnis Niedersachsen laden zum Ausflug auf die
Streuobstwiese nach Ehrhorn am 25. August von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr
für jedermann ein.

Bei einer Streuobst-Wiesen-Rallye dürfen die Besucher einen Parcours
durch den Streuost-Erlebnis-Wald Ehrhorn absolvieren. Dabei gilt es
zehn Fragen zu beantworten. Am Ende gibt es jeweils eine kleine
Überraschung für die Teilnehmer.

Darüber hinaus gibt es im "Grünen Klassenzimmer" inmitten der
Obstwiese viel Wissenswertes zum Leben in auf der Streuobstwiese, zu
Obstarten und Obstsorten sowie einen ruhigen Malbereich für Kinder in
dem diese ihrer Kreativität freien Lauf lassen können.

Anfang Texteinschub

Termin: 25.08.2019 von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr

Treffpunkt: Walderlebnis Ehrhorn,

Ehrhorn 1, 29640 Schneverdingen

kostenfrei

Ende Texteinschub

Hintergrund: 

Der Streuobst-Erlebnis-Wald in Ehrhorn wurde mit Mitteln der BINGO
Umweltlotterie hergerichtet und gepflegt, damit hier Umweltbildung im
Sinne der Streuobstpädagogik angeboten werden kann. Mit Hilfe der
"Fischer-Dürr-Stiftung" und der "Stiftung Zukunft Wald" wurde inmitten
der Streuobstfläche ein "Grünes Klassenzimmer" eingerichtet.

Das Walderlebnis Ehrhorn des Waldpädagogikzentrums (WPZ) Lüneburger
Heide ist eine Bildungseinrichtung der Niedersächsischen
Landesforsten. Es gehört zum Forstamt Sellhorn und liegt inmitten des
Naturschutzgebietes Lüneburger Heide zwischen den Ortschaften
Wintermoor und Bispingen. Weitere Informationen, Ansprechpartner und
Termine finden Sie unter www.ehrhorn-heide.de

 * 

Quelle:

Presseinformation - 14.08.2019

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1, 29646 Bispingen

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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AKTIONSTAGE/1020: Wochenende der offenen Streuobstwiese in Niedersachsen, 24.-25.8. (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. August 2019

Terminankündigung:

Streuobstwiesen in Niedersachsen locken Publikum mit vielfältigen
Programmpunkten



Welche Tiere und Pflanzen leben auf der Streuobstwiese? Wie viele
verschiedene Apfelsorten gibt es? Welchen Stellenwert hat die
Streuobstwiese für bedrohte Insekten wie Wildbienen? Am Samstag, 24.
August 2019, und Sonntag, 25. August 2019, ruft das
Streuobstwiesen-Bündnis Niedersachsen e.V. zum Wochenende der offenen
Streuobstwiese auf. 14 Wiesen-Besitzer*innen öffnen ihre
Streuobstwiese dem Publikum und bieten spannende Führungen und
Aktivitäten rund um dieses besondere Biotop an. Es beteiligen sich
Streuobstakteure aus der Umgebung Cuxhaven und Stade im Norden bis zur
Region Göttingen in Südniedersachsen, von Hameln bis Osterode und zur
Niedersächsischen Elbtalaue.

Die Gäste erwarten Kinderprogramme, Apfel- und Wiesenrallyes,
informative Führungen über Streuobstwiesen, Live-Musik und viel
Wissenswertes zu Wildbienen und zur Praxis der Imker*innen. Bei
einigen Stationen können sich Groß und Klein an Malständen und beim
Siebdruck kreativ austoben. Zudem ist vielerorts für das kulinarische
Wohl mit selbst gebackenen Kuchen, Grill- und Getränkeständen gesorgt.
Vorab anmelden müssen sich Besucher*innen nur, wenn sie an dem
zweiteiligen Seminar rund um die Wild- und Honigbienen am 24. August
von 10 bis 16 Uhr beim Verein Konau 11 - Natur in Konau teilnehmen
möchten (Anmeldungen unter Tel. 03 88 41 - 22 00 27).

Mit dem "Wochenende der offenen Streuobstwiese" möchte das
Streuobstwiesen-Bündnis Niedersachsen e.V. dieses besondere Biotop der
Öffentlichkeit zugänglich machen, auf seine Bedeutung für über 5.000
dort lebenden Pflanzen- und Tierarten hinweisen sowie Aktive für den
Schutz der Streuobstwiese finden.

Hintergrund:
Der Verein "Streuobstwiesen-Bündnis Niedersachsen e.V." wurde im
Rahmen des EU-geförderten Projektes "Zusammenarbeit zur Erhaltung von
Streuobstwiesen in Niedersachsen" gegründet, das der BUND
Landesverband Niedersachsen zusammen mit dem Kompetenzzentrum
Ökolandbau Niedersachsen und dem Forstamt Sellhorn /
Waldpädagogikzentrum Lüneburger Heide durchführt. Gefördert wird
dieses Projekt aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) nach der Richtlinie
Landschaftspflege und Gebietsmanagement in Niedersachsen und Bremen
(RL LaGe), RdErl. d. MU v. 16.12. 2015.



Detaillierte Programmübersicht mit allen Teilnehmern unter: 

www.streuobstwiesen-buendnis-niedersachsen.de/web/start/willkommen

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.08.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. August 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/491: Die Heimat der Fische - Sonderausstellung im Nautineum auf Dänholm, bis 31.10.2019 (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Nautineum - 11. Juni 2019

Die Heimat der Fische - Sonderausstellung im NAUTINEUM

Im NAUTINEUM auf der kleinen Insel Dänholm vor Stralsund sind ab 13.
Juni Malereien und Grafiken des Hamburger Künstlers Fritz Schade zu
sehen.



Nach 2005 stellt Fritz Schade bereits zum zweiten Mal im
Besucherzentrum des NAUTINEUMs aus. Seitdem hat sich das Werk zum
Themenkreis Fisch und Meer deutlich erweitert. Zu seinen in Eitempera
gemalten Bildern hat der Künstler eine größere Anzahl von
Farbholzschnitten geschaffen, die auf eine besondere Weise Akzente zum
Themenkreis Fisch setzen. Für die Farbholzschnitte werden in der Regel
4-5 Platten geschnitten.

Schades Anliegen, etwas über das 'Schicksal' der Fische zu sagen, wird
im Gemalten und im Geschnittenen zu einem homogenen Ganzen verbunden.
Auch der Zeichner ist zu entdecken. Einige Beispiele zeigen den Weg
über das Naturstudium zum komplexen Bildinhalt in Malerei und Grafik.
Die Ausstellung umfasst über 40 Arbeiten mit verheißungsvollen Titeln
wie 'Das Geheimnis' oder 'Chaos und Ordnung', die seit 2005 entstanden
sind.

Die Sonderausstellung ist bis zum Saisonende am 31. Oktober täglich
von 10:00 bis 17:00 Uhr im NAUTINEUM zu sehen. Der Eintritt in diesen
Standort des Deutschen Meeresmuseums ist frei, um Spenden wird
freundlich gebeten. Es lohnt sich, den Besuch mit einem Abstecher zu
den Großexponaten der Meeresforschung und Fischereigeschichte auf dem
einladenden Außengelände zu verknüpfen. Kostenfreie Parkplätze und
Picknickmöglichkeiten sind ausreichend vorhanden.

Text: Deutsches Meeresmuseum

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.06.2019

Deutsches Meeresmuseum / Nautineum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de
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BILDUNG/3384: Hamburg, 22.8. - Asbest, wie damit umgehen und wie sanieren? (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 12. August 2019

Asbest - wie damit umgehen und wie sanieren?

Kostenloser Vortrag in der Verbraucherzentrale



Das alte Welldach auf der Laube, der Nachtspeicherofen und seine
Hitzeschutzpappen, alte PVC-Beläge und ihre Kleber, Putze und
Dichtungsmassen, alte Bauschächte - sie alle können mit Asbestfasern
angereichert sein, wenn sie zwischen 1930 und 1990 verbaut wurden.
Nach Experteneinschätzung ist Asbest immer noch in jedem vierten
Gebäude zu finden. Die Verbraucherzentrale Hamburg gibt in einem
kostenlosen Vortrag einen Überblick zum Thema Asbest und Hinweise
zum fachgerechten Umgang mit den gefährlichen Fasern.

Erst 1993 wurde Asbest in Deutschland endgültig verboten. Was einst
als "Wunderbaustoff" galt und vor 50 Jahren praktisch für den
Baualltag
war, ist heute ein riesiges Problem für die Umwelt und die Gesundheit
der Menschen. "Bei Wohnungsrenovierungen sollten Verbraucher
vorsichtig sein", warnt Umweltberater Tristan Jorde von der
Verbraucherzentrale Hamburg. "Die an sich harmlose Erneuerung eines
PVC-Bodens in der Küche kann schnell zu einem gefährlichen und
kostspieligen Abenteuer werden."
Im Vortrag der Verbraucherzentrale erfahren Interessierte, woraus
Asbest besteht, warum der Stoff gefährlich ist und wie man ihn
erkennen
kann. Besprochen wird auch, wofür Asbest in Wohnung, Haus oder
Garten zum Einsatz kam und was zu tun ist, wenn der Gefahrstoff
festgestellt wurde.

Kasten Anfang

Termin: Donnerstag, 22. August 2019, 16.00 bis 17.30 Uhr

Referent: Tristan Jorde, Diplom-Ingenieur und Umweltberater

Ort: Verbraucherzentrale Hamburg,

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten: unentgeltlich

Anmeldung: erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-108

Kasten Ende

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.08.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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FEST/115: Bremen, 24.8. - Wenn die Fledermaus brennt... (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 16. August 2019

Wenn die Fledermaus brennt...

"Burning Bat Fest" zur internationalen Nacht der Fledermäuse

- Kunst & Natur zusammenbringen

- professionelle Feuershow & Öko-Geisterbahn

- Taschenlampen & Handyfunzeln sind verboten



(Bremen, den 16.08.19) Immer am letzten Augustwochenende veranstalten
Fledermausfreunde auf der ganzen Welt die "Bat-Night". Dies Jahr hat
der NABU in Bremen ein ganz besonderes Fledermausfest organisiert: Am
Samstag, den 24. August, werden im Vahrer Feldweg von 20 bis 0 Uhr
Natur und Kultur mit dem "Burning Bat"-Fest zusammengebracht.
"Wir werden einen verschlungenen Rundweg über unser Gelände mit Kerzen
im Glas ausleuchten, dazu spielt ein Klavier im Wald und überall sind
Lichtinstallationen", freut sich NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann.
Das gesamte drei Hektar große Gelände wird derzeit von Ehrenamtlichen
mit bunten Licht-Kunstwerken und Überraschungen bestückt. Eine Spende
der Sparda Bank ermöglicht es den Besuchern sogar, eine professionelle
Feuershow zu erleben.
N
eben den "einfach nur schönen" Dingen gibt es auf dem Fest
selbstverständlich auch Naturkundliches. So ist um 22 Uhr eine
Fledermausführung mit Ultraschall-Detektoren und um 23 Uhr wird die
Lichtfalle für Nachtfalter kontrolliert. Außerdem hat der NABU extra
eine "Öko-Geisterbahn" gebaut: Leuchtkästen mit schaurig-schönen
Großaufnahmen von Insekten, Fledermäusen oder Schlangen sollen im
dunklen Wald für Faszination und Gruselschauer sorgen.

"Wir wollen die ausgetretenen Pfade der klassischen Umweltbildung
verlassen und Kultur mit in die Natur nehmen", erklärt Sönke Hofmann
und grinst, "als quatschigen Höhepunkt zünden wir ein Fledermausmodell
an, ganz ohne jeden Sinn." Naturschutz und Engagement dafür erwachse
meist aus dem Genuss und der Lebensfreude, so der NABU, gleiches gelte
auch für die Kunst.

Damit alle Teilnehmer ein wirklich tiefgehendes Erlebnis mitnehmen
können, hat der NABU Regeln aufgestellt. So sind Taschenlampen und
Blitzlichter absolut tabu. "Wem Kerzenlicht nicht ausreicht, der
sollte nicht herkommen. Das gängige Gefunzel und Geflacker mit
Kunstlicht würde die Stimmung zerstören", wirbt Sönke Hofmann um
Verständnis. Dafür sind Picknickdecken und mitgebrachte Snacks sogar
erwünscht.

Für Kinder ist das "Burning Bat Fest" nur bedingt geeignet. "Wir
bitten darum, Kinder erst ab 12 Jahren mitzunehmen. Der Abend ist
absolut nicht zum Herumtoben und Spielen gedacht, dafür bieten wir
wirklich genug andere Veranstaltungen an", betont der NABU. Dazu
bitten die Umweltschützer, mit Bus und Bahnen oder dem Rad zu kommen.
Parkplätze gibt es nicht vor Ort sondern nur an der Straße "Im Holter
Feld". Pro Person kostet die Veranstaltung 3 Euro, Mitglieder haben
kostenlosen Eintritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.08.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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ERSTAUFLAGE/1017: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3023 (SB)




Michael Marcus Thurner

Der On-Pirat

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3023

Mhoragsystem, 2045 NGZ

Bei der Ankunft im mit der BJO BREISKOLL als Treffpunkt vereinbarten
Mhoragsystem wird die RAS TSCHUBAI aus einer On-Vakuole heraus von
On-Piraten angegriffen. Buunyn Paccnarash, der überaus von sich
eingenommene Kommandant des Piratenschiffes BELTECC, schickt einen
On-Legaten, ein mehrere Hundert Jahre altes Gerät, von dessen
Funktionsfähigkeiten er selbst nicht viel Ahnung hat, mitten in die
Zentrale der RAS, wo es die gesamte Zentralebesatzung paralysiert.
Damit sind die führenden Offiziere der RAS ausgeschaltet. Atlan und
Gucky befinden sich aber nicht unter ihnen.

Buunyn Paccnarash kann ohne die direkten Anweisungen seines
Entermeisters, den er insgeheim fürchtet und aus dem Weg zu schaffen
gedenkt, kaum etwas richtig machen. Über Funk teilt er der restlichen
Besatzung der RAS TSCHUBAI mit, daß die Piraten dank überragender
Technik dem Beuteschiff überlegen seien. Man wolle nun mit der
Besatzung die Übergabe des Schiffes besprechen, so daß sie nicht zu
leiden habe.

Atlan schickt die Erste Offizierin Magebe Lenski, die zum Zeitpunkt
des Angriffes außer Dienst war, an die Front, eine knallharte Person,
die dem Anführer des Enterkomitees die Stirn bietet. Ihr Kommentar
ist: "Wir können darüber verhandeln, wie ihr aus dieser Situation am
besten herauskommt, ohne das Gesicht zu verlieren." Sie hält die
Piraten so lange hin, bis Gucky telepathisch ausgekundschaftet hat,
daß die Piraten auch noch einen zweiten On-Legaten in der Hinterhand
haben. Er findet aber auch heraus, daß sich ihr Nest im Ortungsschutz
Mhorags befindet. Atlan, Gucky und Aurelia machen sich an Bord einer
LAURIN-Jet auf den Weg, in dieses Nest einzudringen, das aus drei
miteinander verbundenen Raumvätern besteht. Sie nutzen eine
Strukturlücke, die für ein ankommendes Schiff geschaltet wird, um
unbemerkt zu landen.

Unter den 312 Gefangenen der On-Piraten, die nur gegen Lösegeld wieder
freikommen, befinden sich auch 50 Ladhonen und ein Wesen namens Annba,
bei dem es sich vermutlich um ein Zain-Konstrukt handelt. Die
Gefangenen, die in einem durch Schutzschirme abgeriegelten Bereich
einsitzen, warten zum Teil schon seit Jahren darauf, freigekauft zu
werden.

In der Gestalt einer Onryonin geht Aurelia auf Erkundungstour und
becirzt einen frustierten Gefangenen-Wächter. Während sie ihn ablenkt,
untersucht Atlan dessen positronisches Leuchtnest, das normalerweise
immer auf dem Kopf getragen wird. Es beinhaltet wertvolle
Informationen, die Atlan zur Befreiung der Gefangenen braucht.

Atlan beschließt, sich der Ladhonen - ebenfalls brutale Piraten - zu
bedienen, um die Kommandantin des Nests Bhan Fenshe unter Druck zu
setzen. Sie soll die RAS TSCHUBAI freigeben und den On-Legaten
entfernen. Gucky warnt ihn davor, mit den Ladhonen zu paktieren.
Aurelia muß sich ein weiteres Mal mit dem Wächter einlassen, damit sie
an ein Waffenlager herankommt. Die Fragen, die sie ihm stellt,
beantwortet er zwar nicht, denkt aber daran, so daß Gucky die Antwort
dennoch erfährt.

Gucky espert die Gedanken der Gefangenen. Annba leidet besonders. Die
On-Piraten zwingen das Wesen zu stetig steigender Rechnerleistung. Es
fühlt sich vollkommen überhitzt, als wäre es gezwungen, gedankliche
Höchstleistungen zu erbringen und sein rechnerisches Denkzentrum immer
weiter zu beschleunigen. Sobald Annba meint, endgültig zu
'entschmelzen', wird der Vorgang abgebremst und die Qual geht von
Neuem los. Das Schicksal Annbas bringt Aurelia aus dem Gleichgewicht.
Etwas verbindet die beiden.

Der Ladhonenanführer Dror Dorashag läßt sich von Atlan dazu überreden,
zur Befreiung aller anderen Gefangenen beizutragen. Diese dürfen sich
ihm jedoch nicht anschließen. Sie wären ihm bei der Flucht nur im Weg.
Atlan und Gucky versuchen, den mutlosen Gefangenen, die keine Kämpfer
sondern normale Bürger sind, zu helfen. Doch dann wird Aurelia in
schwere Kämpfe mit onryonischen Robotern verwickelt, bei denen der
onryonische Wächter stirbt. Gucky und Atlan eilen ihr zu Hilfe, kommen
aber zu spät. Sie können nur noch einen Speicherkern mit Aurelias
Persönlichkeit und Erinnerungen aus ihrem vollkommen zerschmolzenen
Körper bergen.

Die Ladhonen wüten bei ihrer Flucht derartig unter den Onryonen, wobei
sie auch andere Gefangene töten, daß Atlan seinen Fehler einsieht,
gegen Guckys Rat ein Zweckbündnis mit ihnen angestrebt zu haben. Er
will nun mit Bhan Fenshe verhandeln, um die Kämpfe zu beenden. Sein
Vorschlag ist: Wenn es ihm gelingt, die Ladhonen zu besiegen, soll sie
den On-Legaten aus der RAS abziehen und alle Gefangenen, auch die
Ladhonen, freilassen. Bhan Fenshe traut ihm nicht zu, die Ladhonen
besiegen zu können. Da bereits vierzig ihrer Leute gestorben sind,
bleibt Bhan Fenshe nichts anderes übrig, als auf Atlans Vorschlag
einzugehen. Die Verwüstungen, die die Ladhonen anrichten, sind so
gravierend, daß sie Buunyn Paccnarash dazu verdonnert, für Ordnung zu
sorgen, schließlich hat er das Chaos durch die Kaperung der RAS
TSCHUBAI verursacht. Er soll mit Atlan zusammenarbeiten. Dieser
schlägt vor, die Ladhonen in eine Falle zu locken.

Gucky spürt Dror Dorashag auf und warnt ihn vor einer Falle, in die er
und seine Leute gleich laufen werden. Er soll stattdessen einen
anderen Weg wählen und schutzlose Gefangene zu einem Beiboot bringen.
Der Ladhone mißtraut ihm und zwingt ihn und Atlan, ihn ohne
Schutzanzüge zu begleiten. Sollte etwas auf dem Weg schiefgehen, wird
er die beiden sofort erschießen. Mit dem Onryonen hat Atlan
vereinbart, die Ladhonen an einem bestimmten Punkt durch
Prallfeldschirme von den anderen Gefangenen zu isolieren. In dem nun
folgenden Feuergefecht kommt Dror Dorashag ums Leben und Buunyn
Paccnarash verliert einen Arm. Als der On-Pirat sich bereits darüber
freut, daß auch Atlan und Gucky im Energiefeuer vergangen sind,
entdeckt er sie an anderer Stelle. Gucky hat sich und Atlan per
Schmerzensteleportation aus dem Schutzschirmlabyrinth befreit.

Bhan Fenshe erweist sich als überraschend ehrenhaft. Atlan, Gucky und
die Gefangenen - auch die überlebenden Ladhonen - dürfen das Nest
verlassen und der On-Legat wird aus der RAS TSCHUBAI entfernt. Annba
bleibt an Bord der RAS. Da sich das Mhoragsystem als Treffpunkt mit
der BJO BREISKOLL nicht mehr eignet, fliegt man zum Ausweichziel
Hellgate weiter, das Perry Rhodan und Atlan persönlich verbindet.

21. August 2019
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